
Einzelrezensionen

Neue Politische Literatur, Jg. 58 (2013)  l        249

THEORIE UND METHODEN
DER GESCHICHTSWISSENSCHAFT

Didaktik der Geschichte

Mütter, Bernd: Die Entstehung der Geschichts-
didaktik als Wissenschaftsdisziplin in der Epo-
che der Weltkriege. Ein Beitrag zur „Kultur der
Niederlage“ in Deutschland, 380 S., BIS, Ol-
denburg 2013.

Zumindest der Untertitel muss überraschen. In-
wiefern kann die Entstehung einer Wissen-
schaftsdisziplin wie der Geschichtsdidaktik einen
Beitrag zur „Kultur der Niederlage“ sein? Um
diese Frage zu beantworten kann man sich
kaum jemand besseren denken als Bernd Müt-
ter, der nicht nur diese Frage aufgeworfen,
sondern sich seit geraumer Zeit, wenn nicht ein
ganzes akademisches Leben lang mit der gei-
steswissenschaftlichen Geschichtsdidaktik be-
fasst. Denn ihre Entstehung steht im Zentrum
des Fragehorizonts und sie ist es, die in den
goldenen Jahren der Weimarer Republik und
wieder nach 1945 dem Geschichtsunterricht ei-
ne tragfähige Grundlage zu geben vermochte.
So Mütter, der die Anfänge „geschichtsdidakti-
schen Denkens“ im späten 18. Jahrhundert
nicht übersieht, der aber die Gründung der Ge-
schichtsdidaktik als eigenständige Wissenschafts-
disziplin auf das Jahr 1926 datiert, in dem Erich
Weniger seine Habilitationsschrift „Grundlagen
des Geschichtsunterrichts“ publizierte.

Eine scientific community, die einem eige-
nen Selbstverständnis folgt, kommt um ihre
wissenschaftsgeschichtliche Selbstvergewisse-
rung nicht umhin. Deshalb will der emeritierte
Oldenburger Geschichtsdidaktiker deren Grund-
legung in der geisteswissenschaftlichen Päda-
gogik und ihre Wurzeln offen legen. Wer den
Einband des Bandes betrachtet, findet darauf
drei Portraits: Neben dem Göttinger Historiker
Karl Brandi befindet sich der Pädagoge Her-
mann Nohl und das Ende der Trias bildet Erich
Weniger, den man als führenden Vertreter der
geisteswissenschaftlichen Pädagogik kennt; von
dem ist indes wohl kaum bekannt, dass er im
Fach Geschichte bei Brandi promovierte, bevor
er sich 1926 mit der erwähnten Grundlagen-
schrift pädagogisch habilitierte. Neben dieser
durchaus umfangreichen Schrift, in der über
die Geschichte des Geschichtsunterrichts im
19. Jahrhundert dessen Gestalt und darüber die
Geschichtsdidaktik als eigenständige Disziplin
konzipiert wird, hat der Göttinger Pädagoge le-

diglich zwei weitere Publikationen zu Geschichts-
unterricht und Geschichtsdidaktik vorgelegt. Da-
bei handelt es sich um eine 1925 in der „Neuen
Sammlung“ erschienene Vorstudie zur Habilita-
tionsschrift und um seine bekannten „Neue(n)
Wege im Geschichtsunterricht“, mit denen er
1949 den nahezu zum Erliegen gekommenen
Diskurs um den Geschichtsunterricht wieder
anfachte.

Dass es neben der geschlossenen Phalanx
Brandi-Nohl-Weniger weitere Vorläufer und
Vertreter der geisteswissenschaftlichen Päda-
gogik gab, die sich mit Aspekten des histori-
schen Denkens oder mit dem Geschichtsunter-
richt befassten (insbesondere Theodor Litt),
weiß auch der Autor. Im vorliegenden Band aber
wird nahezu ausschließlich auf die berufsbiogra-
phische Seilschaft Brandi-Nohl-Weniger fokus-
siert. So werden die Protagonisten jeweils bio-
graphisch vorgestellt, bevor deren geschichts-
theoretische und geschichtsdidaktische Über-
zeugungen und Konzeptionen dargestellt und
analysiert werden. Entscheidend ist für Mütter,
dass „die geisteswissenschaftliche Fundierung
der historisch-politischen Bildung in Schule und
Erwachsenenbildung […] mehr oder weniger
zwangsläufig zu einem neuen Wissenschafts-
charakter der Geschichtsdidaktik“ (S. 307)
führte. Dabei ist ganz entscheidend, dass Erich
Weniger, der über keine Unterrichtserfahrung
verfügte, nicht „aus der Unterrichtspraxis he-
raus, sondern […] sich als theoretischer geistes-
wissenschaftlicher Pädagoge Gedanken über
die Unterrichtspraxis“ (S. 309) machte. Auf die-
sem Wege betrieb er die fachspezifische Wen-
dung „der geisteswissenschaftlichen Allgemein-
didaktik als ‚Theorie der Bildungsziele und Bil-
dungsinhalte‘“ (S. 310). Das Fach Geschichte
diente dem Göttinger Pädagogen dabei als her-
ausgehobenes Exempel, da in geisteswissen-
schaftlicher Tradition (Wilhelm Dilthey) allein
über die Geschichte das Wesen des Menschen
zu erkennen sei. Damit sei das Potenzial der
Geschichte für die Bildung offenkundig und das
Fach folglich bestens geeignet, auf seine „phi-
losophischen, psychologischen, besonderes
aber pädagogischen Momente“ hin untersucht
zu werden, um sein Bildungspotenzial auszu-
loten. Eben deshalb bedarf es nach Weniger
einer eigenständigen Reflektion über den Bil-
dungsgehalt des Geschichtsunterrichts, der von
der Methodenlehre des Unterrichtens zu un-
terscheiden ist. Damit war der Anspruch auf      
eine selbstständige Disziplin „Didaktik des Ge-
schichtsunterrichts“ erhoben, allerdings noch
längst nicht umgesetzt. Denn im „geschichts-
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didaktischen“ Diskurs der Weimarer Jahre blieb
die Position Wenigers eine akademische Margi-
nalie ohne schulpraktische Konsequenzen. Erst
nach 1945 gewann Weniger als Bildungs- und
Lehrplantheoretiker die Prominenz, die ihm
auch geschichtsdidaktische Resonanz eintrug,
ohne dass sein Grundlagenwerk allenthalben
bekannt geworden wäre. Vielmehr wurden seine
Gedanken in unterschiedlichen Schulfächern
über sein allgemein-didaktisches Schrifttum re-
zipiert. So auch in der Geschichte. Hier wurde
der Diskurs wohl wesentlich nachhaltiger als
durch seine Habilitationsschrift durch den
schmalen Sammelband von 1949 befördert, in
dem die theoretische Begründung von Ge-
schichtsdidaktik und Geschichtsunterricht kaum
eine Rolle spielt. Beide Werke können womög-
lich als Beiträge zur kulturellen Bewältigung der
Kriegsniederlagen von 1918 und 1945 betrach-
tet werden. Ob allerdings das Grundlagenbuch
von 1926 für die Entwicklung des disziplinären
Selbstverständnisses nach 1945 die prominente
Rolle spielte, die Mütter ihm zuzuweisen sucht,
muss durchaus bezweifelt werden.

Der Neuigkeitswert des vorliegenden Bu-
ches besteht nicht in einer Vermehrung von
Detailwissen, obwohl es im Bezug auf die
Biographien durchaus aus Archivmaterialien
schöpft. Neuigkeitswert besitzt vielmehr die in-
tegrative Zusammenschau verschiedener Vor-
läufer und die Verdichtung zu einer geisteswis-
senschaftlichen Geschichtsdidaktik im schma-
len, Fragment gebliebenem Werk von Weniger.
Es muss allerdings bezweifelt werden, ob des-
sen durchaus – wenn auch nicht in seiner Zeit –
wegweisendes Buch von 1926 als Gründungs-
urkunde der gegenwärtigen Geschichtsdidaktik
betrachtet werden kann. Zum einen beschränkt
es die Geschichtsdidaktik auf den Geschichts-
unterricht und seinen Bildungsgehalt, wenn-
gleich in geisteswissenschaftlichem Verständnis
dazu Ausgriffe auf die außerschulischen Bil-
dungsinstanzen und Bildungsmächte vonnöten
und gefordert werden. Andererseits lässt die
einseitige Rückführung der geisteswissen-
schaftlichen Geschichtsdidaktik auf Weniger
außer Betracht, dass sein Ansatz konzeptionell
und forschungsmethodisch keineswegs das
Feld abzudecken vermag, das von der gegen-
wärtigen Geschichtsdidaktik beackert wird.
Gleichwohl ist die neuerliche Erinnerung an die
großen Potenziale der geisteswissenschaftlichen
Geschichtsdidaktik (wobei diese Bezeichnung
kaum gängig ist) außerordentlich verdienstvoll,
wurde sie doch im Zuge der erziehungswissen-
schaftlichen Erneuerung und der empirischen

Wende zu Beginn der 1970er Jahre vorschnell
ad acta gelegt. Am „Ausgang ihrer Epoche“ be-
findet sich die geisteswissenschaftliche Ge-
schichtsdidaktik noch längst nicht; müssen ihre
Schätze auch erst allmählich mühsam wieder
gehoben werden, weil sie von dem Erneue-
rungsdrang der 1970er Jahre verschüttet wur-
den. Trotz der aus Sicht des Rezensenten allzu
einlinigen Argumentation ist es das Verdienst
des vorliegenden Buches, neuerlich auf die
Notwendigkeit dieser Diskussion hingewiesen
zu haben. Im Umfeld einer Disziplin, die Kom-
petenzmodelle technokratisch umzusetzen und
empirisch zu evaluieren versucht, erscheint der
Oldenburger Advokat einer bildungstheoreti-
schen Geschichtsdidaktik wie ein einsamer Ru-
fer in der Wüste. Es ist dem lesenswerten Buch
zu wünschen, dass der in ihm enthaltene Ruf
nicht ungehört in der geschichtsdidaktischen
Wüste verhallt.

Köln                            Wolfgang Hasberg

Praktische Theorie

Brocks, Christine: Bildquellen der Neuzeit, 171
S., Schöningh, Paderborn u. a. 2012.

Spätestens seit dem Historikertag 2006, der
mit „GeschichtsBilder“ überschrieben war,
sind Bilder als Quellen in der (deutschen) Ge-
schichtswissenschaft angekommen. Doch gibt
es bis heute keinen einheitlichen Weg, ihnen
methodisch habhaft zu werden. Gerade diese
Feststellung macht die Annäherung an die in
dem hier zu besprechenden Buch thematisierte
Quellengattung so spannend. Christine Brocks
schafft es, in dem ersten Band der neuen, von
Benjamin Ziemann herausgegebenen UTB-
Reihe „Historische Quellen interpretieren“ vor
allem, Studierende an die Hand zu nehmen. Sie
tut dies anhand von Bildquellen in der histori-
schen Forschung der Neuzeit seit dem Beginn
der „modernen Publizistik“ (S. 7) in der Mitte
des 18. Jahrhunderts. Brocks möchte aufgrund
der immer größer werdenden Bedeutung von
Bildern als Quelle in Sozial- und Geisteswissen-
schaften „die wichtigsten theoretischen, metho-
dischen und praktischen Aspekte rund um die
historische Bildinterpretation“ (ebd.) gerafft vor-
stellen.

In der Einleitung liefert Brocks einen histori-
schen Abriss über die Beschäftigung mit Bild-
quellen in den Geistes- und Sozialwissenschaf-
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ten von den Anfängen über die historische Bild-
kunde bis hin zum pictorial beziehungsweise
iconic turn. Im Folgenden macht die Autorin drei
große Forschergruppen aus, die ihrer jeweiligen
Quellenarbeit unterschiedliche Definitionen zu-
grunde legen: Erstens versteht eine evidenz-
basierte Sichtweise Bilder als Beweise für rea-
les Geschehen, zweitens können Bilder als Re-
präsentationen oder auch Konstruktionen von
Wirklichkeit gesehen werden und drittens
spricht ein funktionalistischer Ansatz Bildern die
Fähigkeit zu, Menschen zum Handeln aufzufor-
dern. Die Einführung schließt mit „Hinweisen zur
Bildanalyse“, die in den nachfolgenden Kapiteln
immer wieder aufgenommen und an die jeweili-
ge Quellengattung angepasst werden.

Den größten Anteil des Buches machen die
Kapitel zu unterschiedlichen Quellen aus. An-
hand von zwei übergreifenden Kategorien dis-
kutiert die Autorin jeweils drei Bildgattungen:
Unter der Rubrik Druckgrafik subsummiert
Brocks Plakate sowie Bilderbögen, Karikaturen
und bebilderte Zeitschriften, aber auch Post-
karten und Sammelbilder. Fotografie, Film und
Fernsehen betrachtet sie im Weiteren als
neuere Bildmedien. Der Aufbau der einzelnen
Kapitel folgt einem festen Muster: Nach einem
„historiographischen Abriss [der] ökonomi-
sche[n] und technische[n] Entwicklung der je-
weiligen Bildgattung in Europa“ (S. 8) stellt die
Autorin theoretische Überlegungen und aus-
führliche Beispiele zu diesem Medium vor. Da-
ran anschließend gibt sie weiterführende Infor-
mationen im Umgang mit der jeweils vorge-
stellten Bildgattung. Die derart zugeschnittenen
methodischen Fragen sollen Studierende an die
Hand nehmen. Brocks liefert zusätzlich Emp-
fehlungen darüber, an welchen Orten erste An-
satzpunkte für Archivrecherchen sein könnten.
Jeden Abschnitt vervollständigt sie durch eine
kurze, auf die jeweilige Quellengattung zuge-
schnittene und kommentierte Auswahlbibliogra-
phie. Das Buch schließt mit einer ausführlichen
Linksammlung, einem Glossar über die wichtig-
sten Begrifflichkeiten sowie einer umfassenden
und nach „Handbücher[n] und Lexika“, „Ein-
führungen und Überblicksdarstellungen“, „Quel-
len und Grundlagentexte[n]“ sowie „Einzeldar-
stellungen“ geordneten Bibliographie.

Trotz des immer wiederkehrenden Musters
im Aufbau der Kapitel gibt es kaum Redundan-
zen, da die Abschnitte der jeweils zu bespre-
chenden Bildmedien mit unterschiedlichen
Schwerpunkten versehen sind: Mal findet die
            

Begriffsbestimmung vor der historischen Ein-
ordnung statt, wie bei den Kapiteln zu Plakaten
oder dem Fernsehen, mal steht die Entwicklung
der zugehörigen Medienindustrie im Vorder-
grund, wie beim Abschnitt über den Film. Die
Autorin thematisiert auch die Aneignung der je-
weiligen Medien durch die Menschen: Bei-
spielsweise gab es in der Gesellschaft anfängli-
che Kontroversen darüber, ob ,realistische‘
Darstellungen wie Fotos oder Filme als Kunst-
gattungen aufzufassen seien, oder ob das
Sammeln von Postkarten oder Sammelbildern
als eine Art von Aneignung der Welt im
19. Jahrhundert gelten könne.

Einen großen Platz nehmen die methodi-
schen Beispiele (jeweils mit Erläuterung und
Anwendung) ein. Brocks zeigt anhand von ein-
schlägigen Analysen, wie eine Interpretation des
jeweiligen Mediums aussehen kann. Auch dabei
geht sie sehr vielfältig vor: Teilweise stellt die
Autorin unterschiedliche Erscheinungsformen
eines Mediums vor, wie beispielsweise im Ka-
pitel über Plakate (politisches Plakat und Wer-
beplakat) oder beim Thema Fernsehen (ver-
schiedene Sendeformate wie Sitcom und Me-
dienereignis). In anderen Abschnitten wendet
sie eine Methode ausführlich auf ein Beispiel
an, wie etwa bei dem Heimatfilm „Grün ist die
Heide“. Aber auch ein und dieselbe Quelle kann
mittels unterschiedlicher Fragestellungen ganz
verschiedene Interpretationen erzeugen, was
die Autorin anhand des Themas Foto aufzeigt.

Christine Brocks ist eine sehr gute Über-
blicksdarstellung darüber gelungen, wie dem
Thema Bild auf unterschiedlichsten Wegen be-
gegnet werden kann. Dass dabei manches sehr
kompakt erläutert wird und nicht allen Arten von
Bildquellen oder Forschungsliteratur Rechnung
getragen werden kann, liegt in der Natur der
Sache. Bemerkenswert ist hingegen der Hin-
weis der Autorin, dass in der Geschichtswissen-
schaft theoretische Überlegungen die Auswahl
der Methode und der Quellen beeinflussen.
Gleichzeitig zeigt Brocks Studierenden auf, wel-
che Fragen gestellt werden müssen, um sich
des eigenen Vorgehens zu vergewissern. Aber
auch Lehrende können viele Ideen aus diesem
Buch ziehen, da es didaktisch sehr gut aufbe-
reitet ist. Ihren Anspruch, mit der Einführung ei-
ne „Brücke zwischen Forschung und Praxis“
(S. 7) zu bauen, hat die Autorin auf eindrucks-
volle Weise eingelöst.

Darmstadt                     Silke Vetter-Schultheiß
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Imaginäre Konstitution des Sozialen

Wolf, Harald (Hrsg.): Das Imaginäre im Sozia-
len. Zur Sozialtheorie von Cornelius Castoriadis,
134 S., Wallstein, Göttingen 2012.

Im Jahr 1984 erschien die deutsche Überset-
zung des opus magnum des politischen Philo-
sophen Cornelius Castoriadis „Gesellschaft als
imaginäre Institution“. 30 Jahre später ist die
Stimme dieses in vielerlei Hinsicht bemerkens-
werten Autors in den deutschsprachigen Sozial-
wissenschaften kaum zu vernehmen. Dies ver-
wundert zumindest insofern, als Castoriadis im
Untertitel besagter Schrift explizit den „Entwurf
einer politischen Philosophie“ vorzulegen bean-
spruchte. Unbestritten dürfte sein, dass die ge-
ringfügige Rezeption und die Verfügbarkeit sei-
nes Werkes in deutscher Sprache in einem
wechselseitigen Verstärkungsverhältnis stehen.
Neben dem bereits genannten Hauptwerk fan-
den sich lange Zeit nur ein Band der im franzö-
sischen Original sechsbändigen Reihe „Les
carrefours du labyrinthe“, eine Sammlung aus-
gewählte Beiträge aus der Zeitschrift „Socialis-
me ou barbarie“ sowie einige vereinzelte Aufsät-
ze. Diese Situation hat sich durch ein auf sechs
Bände angelegtes Editionsprojekt in den letzten
Jahren erheblich verbessert. Einem der beiden
Herausgeber, Harald Wolf, ist es nun auch zu
verdanken, dass mit dem vorliegenden Buch ein
weiterer Schritt zur Erschließung des Castoria-
dis’schen Werkes erfolgt.

Ursprünglich als Dokumentation eines am
Göttinger Lichtenberg Kolleg abgehaltenen
Symposiums entstanden, erfüllt das Kompen-
dium bemerkenswerterweise auch einen nicht
unbedingt intendierten Zweck: Es kann als
Einführungswerk in das politische und soziale
Denken Castoriadis’ gelesen werden und das
allein ist ob der geschilderten Situation schon
ein großer Verdienst. Es gelingt vor allem durch
die Architektur des Bandes, die um den zentra-
len Pfeiler von Castoriadis’ Denken, der kon-
stitutiven Rolle des Imaginären im Sozialen, er-
richtet ist. Eröffnet wird er durch einen bereits
auf Deutsch vorliegenden, aber nichtsdesto-
weniger klug gewählten Aufsatz Castoriadis’, in
dem dieser eine konzise Skizze seines Denkens
unterbreitet. Auch dem Laien wird damit ein
ausreichender erster Zugang zum häufig un-
übersichtlichen Schaffen Castoriadis’ geboten.
Die ergänzenden Anmerkungen und Querver-
weise des Herausgebers erleichtern die Orien-
tierung auf unbekanntem Terrain dabei zusätz-
lich. Im Anschluss daran folgen vier Abhandlun-

gen, die ihrerseits zur weiteren Aufhellung ele-
mentarer Theoreme beitragen und diese kritisch
und auf einen potentiellen Stimulationsgehalt für
die zeitgenössische Theoriebildung in den So-
zialwissenschaften hin befragen.

Durchwegs positiv fällt die Einschätzung
des Herausgebers aus: Wolf weist in seinem
Beitrag die kontinuierliche Präsenz der Leitmoti-
ve des Imaginären und der Autonomie von der
frühen Schaffensphase bei „Socialisme ou bar-
barie“ bis zur ontologisch reflektierten Sozial-
theorie im Spätwerk auf. Dies ist nicht nur ide-
engeschichtlich aufschlussreich, sondern auch
insofern interessant, als es Wolf dadurch mög-
lich wird, die unter anderen von Vertretern der
Kritischen Theorie erhobenen Vorwürfe einer
Entsoziologisierung im Gefolge der ontologi-
schen Wende abzuschwächen. Gerade die Ar-
beiten der Gruppe „Socialisme ou barbarie“, auf
die Castoriadis sein Leben lang Bezug nimmt,
darauf insistiert Wolf zu Recht, zeugen von ela-
borierten Versuchen einer soziologisch an-
spruchsvollen Analyse konkreter Handlungs-
situationen und -formen.

Mit Johan Arnason und Bernhard Walden-
fels kommen ferner zwei der profiliertesten
Kenner Castoriadis’ zu Wort. Arnason nimmt
dabei eine Situierung Castoriadis’ im soziologi-
schen Gesprächsfeld vor und hebt zunächst
dessen Adaption der Fragestellungen Durk-
heims und Webers hervor. Von entscheidender
Bedeutung für die Werkentwicklung sei jedoch
der produktiv gewendete Bruch mit Karl Marx
gewesen: Arnason zeigt, wie sich Castoriadis
aus einer fulminanten Demontage Marx’ den
Blick auf das Zentralmoment seines eigenen
Ansatzes – die Imagination – eröffnet, um eben
damit eine Reformulierung der Problemstellun-
gen Webers und Durkheims vorzunehmen. Die
insgesamt äußerst wohlwollende Darstellung
wird abgeschlossen durch eine leider nur sche-
menhaft umrissene Kritik an Castoriadis’, letzt-
lich einseitigen und den eigenen Grundannahmen
widersprechenden, eurozentristischer „Über-Iden-
tifizierung der Autonomie“ (S. 62). Weit stärker
fällt hingegen Waldenfels’ Kritik aus. Wenn-
gleich er durchaus ernsthaft und engagiert mit
Castoriadis’ Grundmotiven ins Gericht geht und
um eine Würdigung bemüht ist, so ist unschwer
erkennbar, dass in erster Linie eine ganze Reihe
von Versäumnissen diagnostiziert wird: die Un-
zulänglichkeit des Umgangs mit der Aporie der
Autonomie, die Überhöhung der unbedingten
Kreation, die unzureichende Erfassung von In-
tersubjektivität sowie – darin kulminiert die Kritik
und mündet in die Positionierung eines (Gegen-)
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Entwurfs – die mangelnde Einbeziehung der
konstitutiven Rolle von Fremdheitserfahrungen.
Die von Waldenfels zugestandene (einzige)
Stärke, die Betonung der „kreativen Dimension
von Praxis und Erfahrung“ (S. 100), wirkt dage-
gen als eher unerheblich und bloß um eine Ka-
schierung der Wucht der Kritik bemüht.

Skepsis dominiert auch im Beitrag Ferdi-
nando Mengas, der eine „fundamentale Pro-
blematik“ in Castoriadis’ „Verbindung zwischen
sozialer Autonomie und ihrer Realisierung durch
die Option der direkten Demokratie“ (S. 107)
identifiziert, worin er eine Totalisierung und Ver-
einheitlichung des politischen Raums angelegt
sieht, die Castoriadis’ zentraler Erkenntnis – der
Kontingenz am und als Grund des Sozialen –
zuwiderlaufe. Castoriadis’ Denken liege somit
bei aller emanzipatorischen Absicht ein struktu-
reller Defekt zu Grunde. Menga versucht diesen
Defekt zu umgehen und was dabei heraus-
kommt ist ein beachtenswerter, ‚phänomenolo-
gisch‘ inspirierter Beitrag zur jüngst auch im
deutschsprachigen Raum unter neuen Vorzei-
chen wiederbelebten Frage nach dem Status
von Repräsentation. Die gegen ‚direktdemokra-
tisches Denken‘ vorgebrachten Einwände sind
durchaus überzeugend, treffen auf Castoriadis’
Schaffen jedoch nur bedingt zu und scheinen
vornehmlich der Vorbereitung der eigenen Posi-
tion zu dienen. Zweifelsohne finden sich bei
Castoriadis übersimplifizierende Lobpreisungen
direkter Demokratie. Gleichwohl gibt es – gera-
de in den späteren Schriften – auch den nicht
nur aus Gründen der Praktikabilität auf Reprä-
sentationsfragen reflektierenden Castoriadis.
Auch der Vorwurf der Entpluralisierung und
Homogenisierung politischer Kollektivität kann
bei näherer Betrachtung wohl nicht umfänglich
aufrechterhalten werden. Die vom Verfasser in
vulgär-psychoanalytisch anmutender Weise dia-
gnostizierte „eher unterschwellige – und also
verborgene und tiefe – Aversion“ (S. 112) ge-
gen Repräsentation erscheint für die Analyse
wenig hilfreich, wie auch die widersprüchliche
Positionierung Hannah Arendts als Gewährsfrau
der Menga’schen Argumentation irritierend ist.
Wird dieser einerseits auch die Verdammung
der Repräsentation vorgeworfen, so wird ihr
Pluralitätsverständnis befürwortend – aber zu
Unrecht, sofern man Castoriadis psychoanaly-
tisch genährte Annahme der Irreduzibilität
menschlicher Vielfalt nicht verleugnet – gegen
Castoriadis ins Feld geführt. Zweifellos findet
sich beides bei Arendt; fraglich ist jedoch, wieso
Menga im Falle Castoriadis ein strukturelles
Problem identifiziert, nicht aber bei Arendt, de-

ren Pluralitätsverständnis in Mengas Logik eben-
falls in einem Widerspruch zu ihrem Plädoyer
für direktdemokratische Mechanismen stehen
müsste. Ein Verdienst seiner Überlegungen ist
es aber fraglos, auf diese bei Castoriadis zu-
mindest angelegte und das emanzipatorische
Ansinnen immanent bedrohende Gefahr hinzu-
weisen.

Castoriadis’ Konzeptionen, das machen zu-
mindest drei der vier Beiträge deutlich, weisen
unzweifelhaft Unzulänglichkeiten auf. Versteht
man Theoriebildung jedoch im besten Sinne –
und im emphatischen Verständnis Castoriadis’ –
als tastende Suchbewegung, so erweisen sie
sich zumindest als äußerst vielversprechende
Stimuli politisch-sozialen Denkens. Insbeson-
dere die Betonung der imaginären Konstitution
des Sozialen vermag den sozialwissenschaftli-
chen Blick auf bisher weitestgehend uner-
forschtes Gebiet zu lenken. Gerade eine sol-
chermaßen geartete Aktualität Castoriadis’ unter
Beweis zu stellen, ist der grundlegende An-
spruch des Sammelbandes. In dieser sowie der
oben genannten, einführenden Hinsicht emp-
fiehlt er sich sowohl für Neueinsteiger wie auch
Kenner/innen des Castoriadis’schen Werkes.

Augsburg                                  Paul Sörensen

Argumentationshelix zur Kulturtheorie

Baecker, Dirk: Beobachter unter sich. Eine
Kulturtheorie, 309 S., Suhrkamp, Berlin 2013.

In spiralförmigen, weit ausholenden Bewegun-
gen zirkelt die Argumentation von Dirk Baeckers
systemtheoretischer Kulturtheorie auf ihr Zen-
trum zu. Angefangen mit einer ausführlichen
Exegese logisch-mathematischer Überlegungen
in den „Laws of Form“ von George Spencer-
Brown über Johann Gottlieb Fichtes „Wissen-
schaftslehre“, Georg Wilhelm Friedrich Hegels
Wissenschaftstheorie und Immanuel Kants „Kri-
tik der reinen Vernunft“ bis zum weit gefächer-
ten Angebot diverser Theorien seit der Mitte des
20. Jahrhunderts wie Systemtheorie, Kybernetik
und vielen anderen reicht das beeindruckende
Spektrum in diesem Buch. Das ist ungemein
gelehrt und sehr voraussetzungsreich. Vor allem
handelt es sich aber um den Versuch, den Kul-
turbegriff so zu umkreisen, dass dieses schwie-
rige Konzept (aber welche ähnlich gelagerte
Begriffskategorie wäre einfach zu handhaben?)
fruchtbar gemacht werden kann.
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Der Buchtitel stimmt schon hinreichend da-
rauf ein, dass das systemtheoretische Lieb-
lingskind der Beobachtung (vor allem zweiter
Ordnung) den Hauptprotagonisten der Abhand-
lung abgibt. Es ist wohl kein Zufall, dass diese
Differenzierungs- und Relationierungsfigur, die
bekanntlich besagt, dass man immer die Beob-
achtungen anderer beobachtet und selbst bei
den eigenen Beobachtungen beobachtet wird,
auch über den Kreis von Kybernetik und Sys-
temtheorie hinaus vielfach Akzeptanz gefunden
hat. Denn damit lassen sich Formen des gesell-
schaftlichen Mit-, Gegen- und Übereinanders
fassen, die grundlegend und umfassend sind.
Während Niklas Luhmann mit dem Kulturbegriff
so seine liebe Mühe hatte, nutzt Baecker nun
die eigentlich recht naheliegende Verbindung
zwischen Beobachtung und Kultur, „wenn Kul-
turtheorie heißen darf, den Blick dafür zu öff-
nen, dass unsere Beobachtung der Welt nicht
unbeeinflusst von anderen Beobachtern ist, die
die Welt anders beobachten“ (S. 9).

Bedauerlich ist, dass es der Autor bei einer
– wie er es bezeichnet – „kulturellen Geste“
(S. 13) belässt, wenn er im Rahmen einer sol-
cherart formulierten Kulturtheorie knapp darauf
hinweist, dass sie auch die nicht-menschlichen
Beobachter wieder ins Spiel bringen kann. Gei-
ster, Götter, Tiere, Pflanzen, Techniken werden
hier als Gegenstände und Teilnehmer eines sol-
chen kulturellen Verständnisses kurz genannt,
werden in ihrer Rolle aber nicht ausführlicher
vorgestellt. Dieser Gegenstand hätte erhellend
sein und vielleicht auch die Nähe zu Bruno
Latours „Akteur-Netzwerk-Theorie“ aufzeigen
können.

Trotzdem bleibt es ein weiterhin bedeutsa-
mer Aspekt des systemtheoretischen Ansatzes,
dass er mit der Konzentration auf Beobachtun-
gen (anstatt auf Beobachter) eine Selbstver-
liebtheit der Moderne umgehen kann, die allzu
einseitig auf den (männlichen, weißen, westli-
chen, rationalen) Menschen gesetzt hat.

In Fortführung seiner bisherigen theoreti-
schen Arbeiten versucht Baecker diesen Um-
stand allerdings weniger über empirische Zu-
gänge, historische Konkretisierungen oder kul-
turelle exempla zu erhellen, als auf dem Weg
einer möglichst weitgehenden Abstraktion. Ge-
orge Spencer-Browns „Laws of Form“ gibt ihm
dabei die nötige Hilfestellung, um Beobachtun-
gen als mathematische Gleichungen zu formu-
lieren. Auf fast 60 Seiten des Buchs darf man
der Baecker’schen Exegese der Formelsprache
des Mathematikers Spencer-Brown folgen –
auch wenn man sich danach fragt, ob das wirk-

lich alles sein muss. Denn die Frage nach dem
tatsächlichen Ertrag dieser sehr ausführlichen
Behandlung drängt sich schon auf, zumal diese
Formalisierung für die weitere Argumentation
zwar eine gewisse Rolle spielt, aber keine heraus-
ragende.

Auf der nächsten Ebene schwingt die Ar-
gumentationshelix dann in die Philosophie des
deutschen Idealismus ein, die der Verfasser als
erste Theorie des Beobachters identifiziert.
Fichte, Hegel und auch Kant sind ihm ebenso
wichtige Gewährsleute wie Jean Paul oder
Wilhelm von Humboldt, die es ermöglichen, das
Subjekt als eine Kippfigur zu bestimmen, das
Differenzen setzt und selbst Differenz ist, weil
es selbst beobachtet, dabei aber auch immer
von anderen beobachtet wird. Auf diese Weise
spannt sich ein endloses Netz von Relationie-
rungen auf, von tatsächlich ‚zwischenmenschli-
chen‘ Beziehungen, die eine robuste Grundlage
für eine Kulturtheorie bilden. Spätestens an die-
ser Stelle erweisen sich die Vorteile einer Kul-
turtheorie, die nicht über ausgesuchte Gegen-
stände oder Objektbereiche bestimmt wird,
sondern die das Zwischen als Struktur stark zu
machen versucht: Sie zeigt nämlich die Unum-
gänglichkeit dessen, was wir gemeinhin als
‚Kultur‘ zu bezeichnen pflegen.

Unter geschichts- und kulturtheoretischer
Perspektive kommt der Negation, wie sie von
Baecker bestimmt wird, eine besondere Be-
deutung zu. Hier findet sich ein möglicher Be-
standteil für eine veränderte Beschreibung his-
torischer Transformationen, wenn die Vernei-
nung nicht einfach als Element des Verschiede-
nen beschrieben wird, sondern als Unterbre-
chung im Ablauf der erwartbaren Dinge. Nega-
tionen können Hinweise auf Auseinanderset-
zungen sein, vor allem aber können sie (müssen
jedoch nicht) Schnitte in etablierten Abläufen
darstellen, nach denen in stark veränderter,
wenn nicht sogar gänzlich neuer Form angesetzt
werden muss. Die Negation stellt mithin eine
Figur dar, deren geschichtstheoretische Impli-
kationen noch auszuloten wären.

Die argumentativen Kreisbewegungen steu-
ern allmählich auf ihre Zentrum zu, wenn Bae-
cker in der Negation eine wichtige Basis für
Pluralität und Heterogenität ausmacht, die im
Kulturbegriff ihre Spuren hinterlassen. Dass
dieser Kulturbegriff diffus bleibt, wird dabei nicht
als Manko, sondern als notwendig angesehen.
Vor allem aber dient die Kultur als Widerstreit
gegen die Gesellschaft in der Gesellschaft. Die-
se Kultur gewinnt Stabilität durch die Wieder-
holung von Unterscheidungen – bleibt aber auf-
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grund ihrer Komplexität nur bedingt theoretisier-
bar (was bereits Luhmann Probleme bereitet
hatte). Denn wie soll man „das Rauschen, die
Reibungen, den Schmutz, das Gelächter, die
Verzweiflung, die Gewalt“ (S. 260) hier ange-
messen ins Spiel bringen? Baecker schlägt eine
Archäologie der Medien vor, „wenn Archäologie
hier heißen darf, für jedes Ereignis einer Kom-
munikation, eines Handelns oder Erlebens,
nach rekursiven und iterativen Vor- und Rück-
griffen fragen zu können, die das jeweilige Er-
eignis in eine Struktur […] einbetten“ (S. 264).
In meinen Ohren klingt das wie eine Einladung
an die Geschichtswissenschaft.

Düsseldorf                 Achim Landwehr

Blickpunkt Maternalismus

Klein, Marian van der u. a. (Hrsg.): Maternalism
Reconsidered. Motherhood, Welfare and Social
Policy in the Twentieth Century, 275 S.,
Berghahn, New York/Oxford 2012.

„Maternalismus“ ist im Deutschen kein gängiger
Begriff, wurde aber durch mehrere OECD-
Berichte über „Early Childhood Education and
Care“ seit 2001 auch in Übersetzung publik
gemacht und zugleich als die – überholte oder
zu überwindende – Überzeugung definiert, dass
die Betreuung von Kleinkindern in der Familie
und besonders durch die Mutter geleistet wer-
den solle. Differenzierter wird der Begriff in der
deutschen Soziologie benutzt, etwa von Ilona
Ostner in „Abschied vom Maternalismus?“
(2009), und vor allem in der US-amerikanischen
Sozial-, Politik- und Geschichtswissenschaft.
Geprägt wurde er 1990 von den Historikern
Sonya Michel und Seth Koven in der American
Historical Review und dann in ihrem Sammel-
band über „Maternalist Politics and the Origins
of Welfare States“ (1993) sowie von Theda
Skocpol in ihrem Werk über „The Political Ori-
gins of Social Policy in the United States“
(1992). In der amerikanischen Geschlechterge-
schichte ist der Terminus gang und gäbe ge-
worden, zumal aufgrund heftiger Debatten seit
den 1990er Jahren, die sich auch breit im Inter-
net niederschlugen (etwa Eirinn Larsen, Gender
and the Welfare State: Maternalism – A New
Historical Concept?, 1996). Nützlich erschien
der Begriff mit Bezug auf die Rolle von Akteu-
rinnen der klassischen Frauenbewegung und
von solchen Frauen, die Nutznießerinnen des

entstehenden Sozialstaats werden wollten,
sollten und zuweilen auch wurden (zusammen
mit Patricia Thane habe auch ich 1991 mit ei-
nem Band über Geschlechterpolitik in der Ent-
stehung der europäischen Sozialstaaten dazu
beigetragen). Das Konzept wurde jedoch höchst
schillernd für progressive, konservative oder re-
aktionäre Ideologien und Diskurse benutzt, für
soziale Bewegungen wie sozialpolitische Strate-
gien, für Mutterschutz wie Sozialarbeit, für Per-
sonen wie Staaten (maternalists und maternalist
states). Es wurde gelobt oder getadelt und war
ebenso umstritten wie beliebt: „Maternalism as
Paradigm“ wurde 1993 in einem Forum des
Journal of Women’s History diskutiert, und Bei-
träge wie „Maternalism Redefined“ (Yvonne Zy-
lan, 2000), „Farewell from Maternalism“ (Ann
Shola Orloff, 2006), „Not Just Maternalism“
(Dorit Geva, 2011) oder „The New Maternalism“
(Jane Jenson, 2011) setzten neue Akzente.
Zuweilen wird unter den zahlreichen Definitio-
nen der ursprüngliche Kern des Konzepts fast
vergessen: Die Bemühungen von Feministinnen
in zahlreichen Ländern, im Rahmen des entste-
henden Sozialstaats nicht nur Gleichheit auf
dem Arbeitsmarkt anzustreben, sondern auch
soziale Gerechtigkeit für Mütter. Dieses Streben
basierte auf der Forderung nach Anerkennung
der häuslichen beziehungsweise Fürsorge-
Arbeit (care work) und wurde begründet mit
dem damals großen Slogan (er stammte aus
Frankreich) von „Mutterschaft als sozialer Funk-
tion“; dazu gehörten oft Visionen von einer
grundsätzlichen Reform, die zu einem mütter-,
kinder- und familienfreundlichen Gemeinwesen
führen sollte.

Der vorliegende Sammelband, entstanden
aus einer Tagung in Amsterdam 2002, erläutert
in mehreren seiner Beiträge den Verlauf dieser
historiographischen Debatte. Die Herausgebe-
rinnen betonen einleitend, dass die Bedeutung
von maternalism im Lauf der Zeit keineswegs
klarer geworden sei, vom Faschismus bis zum
Sozialismus und von Feminismus bis Antifemi-
nismus reiche; es handle sich um ein „schlüpfri-
ges Konzept“, und eines seiner Charakteristika
sei „Herablassung“ (in diesem Band ist das ein
Schlüsselbegriff), gepaart mit Klassen- und
Rassenvorurteilen (deren Zentralität wird aller-
dings nicht wirklich nachgewiesen). Der fru-
strierenden Einsicht, dass das Konzept wegen
seiner Ungenauigkeit vielleicht besser fallenge-
lassen werden sollte, setzen sie entgegen, dass
seine Nachteile auch Vorteile seien und ma-
ternalism geradezu „as an analytical category“
gelten solle (S. 2, 4, 10, 27). Die Reihe der
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Aufsätze wird von Sonya Michel mit einem
Grundsatzbeitrag eröffnet („Maternalism and
Beyond“), und sie unterscheidet zwischen „ma-
ternalistischen“ und „neo-maternalistischen“
Diskursen, zwischen „traditionalistischen“ und
rezenten; zu letzteren gehören einige Gruppen,
die in den USA mit der Forderung nach einer
staatlich finanzierten „caregivers’ allowance“ auf
sich aufmerksam gemacht haben (S. 31ff.).
Solche Gruppen werden auch im letzten Beitrag
(„Maternalism Today“) gewürdigt: Seit dem Jahr
2000 sei in den USA eine „neue Welle“ von
„Neo-Maternalismus“ entstanden, mit einigen
Bestsellern („The Price of Motherhood: Why the
Most Important Job in the World is Still the
Least Valued“, 2001, oder „The Motherhood
Manifesto“, 2006) und der Forderung nach be-
zahltem Mutter- oder Elternschaftsurlaub. Wei-
tere Untersuchungen befassen sich mit Frank-
reich, den Niederlanden und dem faschistischen
Italien. Ein wichtiger Beitrag dieses Bandes zur
Geschlechtergeschichte liegt schließlich in den
Aufsätzen zu nichtwestlichen Ländern: zum pan-
amerikanischen Kinderkongress von 1935 in
Mexiko City, dem es um die Wohlfahrt von
Müttern und Kindern ging (Nichole Sanders); zu
der Organisation Cruzada Pró Infância, die 1930
in Sao Paolo gegründet wurde und sich für
Mutterschutz einsetzte (Maria Lúcia Mott); zum
„maternalism Soviet style“ am Beispiel der er-
werbstätigen kinderreichen Mütter in der West-
Ukraine nach dem Zweiten Weltkrieg (Yoshie
Mitsuyoshi); Alma Idiart analysiert mehrere Jahr-
zehnte von argentinischen Programmen zur Ge-
sundheit von Müttern und Kindern. Nicht zuletzt
wegen dieses globalen Ansatzes ist der Sam-
melband originell und lesenswert.

Berlin         Gisela Bock

Internationale Generationenkonzepte

Berghoff, Hartmut u. a. (Hrsg.): History by Ge-
nerations. Generational Dynamics in Modern Hi-
story, 301 S., Wallstein, Göttingen 2013.

Angestoßen durch Grundsatzdebatten in dem
noch bis 2014 von der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft geförderten Graduiertenkolleg
„Generationengeschichte“ an der Universität
Göttingen über das in den letzten Jahren auch
in den Geschichtswissenschaften breit disku-
tierte Generationenthema hat sich im Dezember
2010 im Deutschen Historischen Institut in Wa-

shington eine internationale Konferenz der zeit-
geschichtlich-gesellschaftspolitischen Bedeu-
tung unterschiedlicher Generationenkonzepte
seit den 1920er Jahren gewidmet – ausgehend
von der Beobachtung, dass es in Europa bisher
eher „Jugendgenerationen“ und „politische Ge-
nerationen“, in den USA dagegen eher „demo-
graphische“ beziehungsweise „Konsumgenera-
tionen“ waren, die die Diskussion bestimmt ha-
ben. Nach einer umsichtigen Einleitung des
Herausgeberquartettes liefern insgesamt drei-
zehn Beiträge des nun vorliegenden Tagungs-
bandes (komplett in englischer Sprache) Ant-
worten auf die Frage nach den gesellschaftspo-
litischen Funktionen, Wirkungen und Grenzen
dieser Konzepte seit dem Ende des Ersten
Weltkriegs vor allem in den USA und Deutsch-
land (vor und auch noch nach der ‚Wende‘),
aber auch in Spanien, Schweden, Ungarn, Po-
len und der Tschechoslowakei.

Den Einstieg in die Thematik liefert ein Bei-
trag des Bevölkerungswissenschaftlers Elwood
Carlson, der nach einem Überblick über die
Abfolge der US-amerikanischen demographi-
schen Kohorten im 20. Jahrhundert anschlie-
ßend die infolge der umfangreichen Einwande-
rung recht gravierenden aktuellen wie auch zu-
künftig zu erwartenden generationellen Unter-
schiede im Vergleich zu Deutschland mit dessen
seit den 1990er Jahren erheblich zurückgehen-
den Geburtenzahlen analysiert. Drei folgende
Beiträge beschäftigen sich, bezogen im We-
sentlichen auf die USA, mit speziellen genera-
tionellen Ausprägungen im Hinblick auf die im
Laufe des 20. Jahrhunderts immer deutlicher
werdenden Wandlungen des Adoleszenzkon-
zeptes (Sarah E. Chinn), auf die altersspezifi-
schen Herausforderungen der ständig domi-
nanter werdenden dortigen Konsumgesellschaft
(Gary Cross) und der unterschiedlichen identi-
tätstiftenden Prägungen und gesellschaftlichen
Deutungen der Altersgruppe der „Baby Boomer“
(Johanna Blumberg). Anschließend liefern Uffa
Jensen und Dirk Schumann zwei Analysen der
besonders ausgeprägten Generationenverhält-
nisse und deren Wandlungen in der deutschen
Gesellschaftsgeschichte des 20. Jahrhunderts.
Während Jensen exemplarisch vor allem die
erfahrungsgeschichtlichen Besonderheiten der
Jugendbewegung in Richtung auf deren Be-
streben nach emotionaler Identitätsfindung in
den Mittelpunkt stellt, fragt Schumann unter
anderem nach den inzwischen erheblich zu-
nehmenden altersgruppenprägenden Wirkun-
gen der Konsumgesellschaft jenseits des in
Deutschland lange Zeit verbreiteten elitären Ju-
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gendmythos. Dass die Frage nach der Bedeu-
tung von Generation und Generationalität auch
bemerkenswerte familiengeschichtliche Zusam-
menhänge zu erschließen vermag, zeigen die
zwei folgenden Beiträge, welche die Bedeutung
von generationellen Identitäten innerhalb kon-
kreter Familienbetriebe in Spanien (Maria Fer-
nandez Moya) und in Schweden (Olof Brun-
ninge/Anders Melander) analysieren. Eine in
den Medien oft widersprüchlich beurteilte Pro-
blematik behandeln im Anschluss daran zwei
weitere Aufsätze, die nach den Wirkungen der
Wiedervereinigung 1989/90 auf die um 1970
geborene Altersgruppe fragen. Volker Benkert
konzentriert sich auf die Arten der Sozialisation
der zwischen 1967 und 1973 in der DDR auf-
gewachsenen jungen Leute beziehungsweise
deren Verarbeitung ihrer Wendeerfahrungen in
der neuen Bundesrepublik und kommt zu dem
Ergebnis, dass sich zumindest sieben unter-
schiedliche Erfahrungstypen identifizieren lassen
und es deshalb nicht sinnvoll erscheint (was oft
versucht worden ist), ein einheitliches Genera-
tionenmuster für diese Altersgruppe zu kons-
truieren. Daran anschließend hat Astrid Baerwolf
nach den Besonderheiten des Mutterschaftsbil-
des beziehungsweise der Erfahrung von „Mutter-
schaft“ vor und nach der ‚Wende‘ gefragt: Sie
kommt zu dem Schluss, dass es aufgrund der
jeweiligen gesellschaftlichen Herausforderungen
im Hinblick auf die weibliche Berufstätigkeit und
die Konzeptionen von Kindheit und Elternschaft
zwischen beiden Erfahrungswelten erhebliche
Unterschiede mit vielen Auswirkungen nicht zu-
letzt auf das Privatleben der Betroffenen gege-
ben hat. Die drei abschließenden Beiträge des
Sammelbandes untersuchen generationenge-
schichtliche Konstellationen im Postkommunis-
mus und stellen exemplarisch Folgen des zum
Teil gravierenden Wandels in Ungarn (Judith
Szapor), der Tschechoslowakei (Ondrej Mate-
jka) und Polen (Kirsten Gerland) dar.

Folgt man dem Verlagsprospekt, so bele-
gen die dreizehn im vorliegenden Sammelband
abgedruckten Tagungsbeiträge die Erkenntnis,
„dass die historische Zeit wohl in Generationen
gelesen“, aber doch „Geschichte nicht von Ge-
nerationen gemacht“ wird. Das ist zwar ein recht
plakatives Urteil, doch warnen die Herausge-
ber/innen in ihrem Vorwort tatsächlich vor einer
zu oberflächlichen Heranziehung des Generatio-
nenschemas bei der Deutung von nationalen
Geschichten, auch wenn sie hervorheben, dass
die Verwendung von Elementen dieses Sche-
mas auf die Art verweist, „in which national his-
tories are being read and negotiated as cultural

markers in historical time“ (S. 12). Diesem
mentalitäts- und erfahrungsgeschichtlichen wie
auch psychohistorischen Grundgedanken ist
nachdrücklich zuzustimmen, auch wenn sich die
meisten Beiträge allenfalls nur ansatzweise auf
eine solche Perspektive eingelassen haben.
Immerhin ermöglichen die Einzelergebnisse im-
mer wieder Ausblicke auf das, was gerade nicht
mit dem Pauschalbegriff „Generation“, aber
doch mit dem auf die subjektive Selbsthistori-
sierung der Zeitgenoss/innen in ihrer Zeit bezo-
genen Begriff „Generationalität“ und deren viel-
schichtigen, oft lebenslaufprägenden Wirkungen
gemeint ist.

Essen/Gießen Jürgen Reulecke

„Befreiung (von) der Moderne?“

Dussel, Enrique: Der Gegendiskurs der Moder-
ne. Kölner Vorlesungen, 189 S., Turia + Kant,
Wien 2013.

An einem Begriff der Moderne, der diese mit
einer linearen Fortschrittsgeschichte des aufge-
klärten Europa identifiziert und unhinterfragt als
universelle Norm setzt, entzündet sich spätes-
tens mit Theodor W. Adornos und Max Hork-
heimers „Dialektik der Aufklärung“ eine grund-
sätzliche Kritik, die sich heute mit je unter-
schiedlichen Akzentuierungen aus poststruktu-
ralistischer und postkolonialer Perspektive fort-
setzt. Mit „Der Gegendiskurs der Moderne“ legt
Enrique Dussel eine Position vor, die sich dezi-
diert als Polemik gegen eine exklusiv mittel- und
nordeuropäische Aufklärung in dekolonialer Ab-
sicht versteht. Als Grenzgänger zwischen den
Kontinenten verbindet Dussel, der als einer der
wichtigsten Philosophen Lateinamerikas auch
international Gehör findet, seit jeher unterschied-
liche Philosophietraditionen. Bereits die von ihm
in den 1960er Jahren begründete Philosophie
der Befreiung ist in enger Auseinandersetzung
mit Karl-Otto Apels und Jürgen Habermas’ Dis-
kursethik und Emmanuel Lévinas’ Ethik des
Anderen entstanden. Als einer der Vordenker
des Projektes „Modernidad/Colonialidad“, dem-
zufolge Kolonialität ein konstitutives Moment der
Moderne ist, verfolgt der Autor jüngst das Vor-
haben einer Dekolonisierung der Philosophie.
Diese beiden Stränge werden im vorliegenden
Buch zusammengeführt, um eine kritische
Theorie der Transmoderne zu entwickeln, die
neokoloniale Abhängigkeiten und das globale
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Armutsgefälle zwischen Nord/Süd zu denken
und zu überwinden vermag.

Rekonstruierte der Autor bereits in seinen
Frankfurter Vorlesungen 1992 anlässlich des
500. Jahrestags der Eroberung Amerikas die
Geschichte der Moderne aus der Perspektive
der von ihr Unterworfenen, der indigenen Ge-
sellschaften Lateinamerikas, versteht sich das
Projekt der Transmoderne als ein philosophi-
sches Gegenmodell sowohl zu Habermas’ Vor-
stellung einer unvollendeten Moderne als auch
zur postmodernen Skepsis gegenüber einer uni-
versellen Vernunft. Die Kölner Vorlesungen aus
dem Jahr 2010 nähern sich diesem Projekt aus
drei thematisch unterschiedlichen, aber sich er-
gänzenden Perspektiven.

Unter dem Stichwort „Anti-Cartesianische
Meditationen“ (S. 21) skizziert die erste Vorle-
sung eine alternative Ideengeschichte der Mo-
derne sowie ihrer Kritik vom Standpunkt der
Exteriorität, des kolonialen ‚Anderen‘. Insofern
die Fragen nach der Rechtmäßigkeit der Er-
oberungen und dem ontologischen Status der
Ureinwohner, die sich aus der Begegnung Eu-
ropas mit seinem ‚Anderen‘ ergeben, im Rah-
men bisheriger philosophischer Paradigmen
nicht mehr beantwortet werden können, voll-
zieht sich mit den Denkern der spanischen
Spätscholastik der Übergang zu einem neuzeitli-
chen Naturrechtsdenken. Dem Problem moder-
ner Subjektivität und dem cartesianischen ego
cogito vorgängig versteht Dussel die Schule von
Salamanca und ihre Auseinandersetzung um
das ego conquiro (S. 40) daher als „intrinsische
Ursache der Moderne selbst“ (S. 45). Der
„locus enuntiationis“ (S. 99) einer transatlanti-
schen, sich zwischen Spanien und dem iberi-
schen Amerika aufspannenden philosophischen
Öffentlichkeit ist dabei nicht auf Salamanca be-
schränkt, wo Francisco Suárez eine „akade-
misch-metaphysische Philosophie der Frühmo-
derne“ (S. 44) entwickelt. Während sich mit
Bartolomé de Las Casas bereits ein ethisch-
politisches Bewusstsein im Angesicht der kolo-
nialen Verbrechen aus der Perspektive Latein-
amerikas artikuliert, präsentiert der Verfasser
mit dem Indigenen Felipe Guamán Poma de
Ayala eine randständige Figur als ‚eigentlichen‘
Begründer eines Gegendiskurses der Moderne.
Dieser decke anhand der Leiden der Ureinwoh-
ner und einer kritischen Theologie des Katholi-
zismus nicht nur den performativen Widerspruch
einer europäischen Moderne auf, sondern stelle
aufgrund der Sprecherposition einer „radikalen
Exteriorität“ auch einen „kritischen ‚Zukunfts-
vorrat‘“ für heute dar (S. 95).

Mit Blick auf die Gegenwart sondiert die
zweite Vorlesung Themen als auch grundlegen-
de Voraussetzungen eines das Nord-Süd-Ge-
fälle überschreitenden Dialogs zwischen der
‚dritten Generation‘ der Frankfurter Schule so-
wie der Philosophie der Befreiung. Während
Adornos und Horkheimers Konzeption des ver-
leiblichten, verletzlichen und begehrenden Sub-
jekts das Fundament für Befreiung aus der
„Perspektive des Indio, des afrikanischen Skla-
ven“ (S. 103) bildet, stellen die von Habermas’
entwickelte Diskursethik sowie neuere Theorien
deliberativer Demokratie die demokratietheoreti-
schen Elemente einer Philosophie der Be-
freiung. Aufgrund ihres von Dussel diagnosti-
zierten Primates des Formalismus werden diese
um die entscheidende Wendung eines „Kon-
sens der Gemeinschaft der Unterdrückten“ er-
gänzt, worunter alle Subjektpositionen jenseits
hegemonialer, weißer Männlichkeit gefasst wer-
den (S. 120). Unklar bleibt dabei, worin der uni-
verselle Konsens der Ausgeschlossenen beste-
hen, wie dieser ermittelt, auf seine Legitimität
hin geprüft und schließlich politisch umgesetzt
werden soll. Die Einbeziehung insbesondere von
feministischen Theoretikerinnen wie Nancy Fra-
ser, Iris Marion Young und Seyla Benhabib mit
Blick auf Ausschlüsse und Differenzen entwor-
fener Konzepte wäre hier gewinnbringend ge-
wesen.

Diese Ausblendung zugunsten romantisie-
render Vorstellungen eines von Armut und Un-
terdrückung vereinten Großsubjektes, dessen
Begehr per se legitim erscheint, setzt sich
schließlich in der dritten Vorlesung fort, die un-
ter der Leitfrage steht, wie Befreiung in einer
postkolonialen Welt philosophisch gedacht und
politisch realisiert werden kann. Jenseits einer
Logik der Entwicklung und der Assimilation an
einen politischen Liberalismus Europas und
Nordamerikas entwirft der Autor hier das Pro-
jekt einer postkapitalistischen Transmoderne als
Überschreitung sowohl der Moderne als auch
der Postmoderne von ihren Rändern her. Über
den Modus der Synthese von Ideen der Be-
freiung in einem interkulturellen Dialog besteht
das Ziel in einem „trans-moderne[n] Pluriversum
mit vielfältiger Universalität“ (S. 182). Wie aus
dem Zusammentreffen von vermeintlich authen-
tischen, nicht kolonisierten einerseits und mo-
dernen Normen- und Wissenssystemen ande-
rerseits ein pluralisiert universeller Geltungs-
und Wahrheitsanspruch herauskristallisiert wer-
den kann, bleibt allerdings unbeantwortet.

Insofern die Moderne ein ungebrochen af-
firmativer Bezugspunkt für das Selbstverständ-
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nis säkularer politischer Gemeinschaften ist,
regt Dussels Entwurf der Transmoderne unbe-
streitbar zu einer Selbstaufklärung der Moderne
aus dekolonialer Perspektive an. Die Perspekti-
ve und die Problemlagen des globalen Südens
erweisen sich dabei als unverzichtbare Ergän-
zung zu einem US-europäischen Projekt der
transnationalen Demokratie, wie sie etwa in den
Zeitdiagnosen Habermas’ befürwortet wird.

Neben einem oft ungenauen argumentati-
ven Vorgehen und dem Fehlen begrifflicher
Klärungen über weite Strecken gleitet Dussels
Polemik jedoch immer wieder in Populismus ab,
wenn etwa pauschal antiamerikanische Bedro-
hungsszenarien eines Kulturimperialismus und
globalen Neokolonialismus heraufbeschworen
werden, wohingegen indigene Bewegungen
oder gar ein marxistischer Salafismus vor der
Folie einer unhinterfragten Affirmation der Alte-
rität als Befreiungsbewegungen idealisiert wer-
den. Ob aus der Synthese verschiedenster tra-
ditionaler und posttraditionaler Denk- und Le-
bensformen tatsächlich ein universeller Maßstab
der Kritik von Herrschaft und Unterdrückung
kondensiert werden kann, ohne bereits er-
reichte emanzipatorische Fortschritte preiszuge-
ben, bleibt damit weiterhin fraglich.

Frankfurt am Main              Jeanette Ehrmann

Wechsel der Perspektive

Reeken, Dietmar von/Thießen, Malte (Hrsg.):
„Volksgemeinschaft“ als soziale Praxis. Neue
Forschungen zur NS-Gesellschaft vor Ort,
377 S., Schöningh, Paderborn 2013.

Die Gesamtqualität eines Sammelbandes er-
schließt sich über die Einleitung. Während die
einzelnen Artikel individuelle Stärken der Au-
tor/innen offenbaren und in ihnen verschiedene
Aspekte des allgemeinen Themas genauer un-
ter die Lupe genommen werden, sollte die Ein-
leitung eine Vielzahl verschiedener Aufgaben
und Funktionen erfüllen. Zum einen sollte sie
ganz allgemein in das behandelte Thema ein-
führen und die Entstehungsgeschichte des vor-
liegenden Bandes umreißen. Immanent wichtig
erscheinen auch die Darstellung der momenta-
nen Forschungslage und natürlich die Vorstel-
lung der einzelnen Artikel und des Aufbau des
Sammelbandes. All dies gelingt der Einleitung
der beiden Herausgeber, Dietmar von Reeken
und Malte Thießen, auf vortreffliche Weise.

Der Begriff der ‚Volksgemeinschaft‘ und
sein epistemologischer Gewinn werden seit
Jahren innerhalb der Geschichtswissenschaft
zum Teil kontrovers diskutiert. Insofern bildet
dieser Sammelband, der sich der Umsetzung
des Begriffes ‚Volksgemeinschaft‘ in der oder
als ‚soziale Praxis‘ widmet, einen weiteren Bau-
stein innerhalb dieser Diskussion. In ihrer Ein-
führung bieten die Herausgeber einen sehr
umfassenden und gleichzeitig differenzierten
Blick auf die aktuelle Forschungslage. Wohl-
tuend fällt dabei auf, dass sie auch Kritiker des
Konzepts (wie Ian Kershaw) mit ihren Argu-
menten zu Wort kommen lassen. Als Ziele des
Sammelbandes, der zu großen Teilen das Er-
gebnis einer Konferenz an der Universität Ol-
denburg im Februar 2012 ist, definieren die
beiden Herausgeber den Wunsch nach einer
Erweiterung der Untersuchungsperspektiven in-
nerhalb der Diskussion und die Einbettung der
‚sozialen Praxis‘ des Volksgemeinschaftsbe-
griffs in ländliche und städtische Rahmenbedin-
gungen. Im Gegensatz zu übergreifenden natio-
nalen Strukturen (in denen ‚Volksgemeinschaft‘
als ubiquitärer Propagandabegriff immer wieder
verwendet wurde) bietet die Untersuchung klei-
ner Räume und Teil-Identitäten oft exempla-
rische Erkenntnisse. Kleinere Orte oder Aus-
schnitte werden als eigenständige Handlungs-
rahmen wahrgenommen und ihnen wird Rech-
nung getragen.

Ein weiterer Punkt, der für diesen Sammel-
band positiv hervorgehoben werden muss, ist
sein Aufbau und der Zuschnitt der einzelnen
Beiträge. Die Herausgeber haben es verstan-
den, den Leser von der Einleitung über einen
mit stärker theoretisch ausgerichteten Beiträgen
Teil „Perspektiven und Zugriffe“ hin zu den fol-
genden Teilen über „Ländliche Gesellschaften“
und „Städtische Repräsentationen“ mitzuneh-
men. Danach folgen noch Blicke auf die „Ak-
teure der Vergemeinschaftung“, „Exklusionen
vor Ort“ und „Rüstungsindustrie und Krieg“.
Nachdem auch den „Nachwirkungen“ nach
1945 in zwei Beiträgen ein sehr spannender
und erhellender Blick gewidmet wird, schließt
Michael Wildt den Band mit einer Zwischen-
bilanz der Forschungsdebatte um die ‚Volks-
gemeinschaft‘ ab. Der gewählte Aufbau ist in
sich absolut schlüssig und die passgenauen Bei-
träge, von denen jeder einzelne innerhalb seines
exemplarischen Themas und Zugriffs die Kom-
petenz seiner Autor/innen zeigt, bieten dem Le-
ser immer wieder neue Anregungen und Sicht-
weisen auf bisher vermutlich nicht vielen be-
kannte Themen. Außerdem wird auch innerhalb
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der einzelnen Beiträge immer wieder auf Ge-
meinsamkeiten und Unterschiede in anderen
vorliegenden Artikeln hingewiesen, so dass dem
Leser nach der Lektüre des ganzen Bandes, die
wirklich lohnenswert ist, die ‚Volksgemeinschaft
als soziale Praxis‘ in vielen verschiedenen As-
pekten näher gebracht worden ist.

Statt auf die einzelnen Beiträge näher ein-
zugehen, soll stellvertretend für die vielen, vom
Gehalt und ihrer Qualität her nahezu gleichwer-
tigen Artikel zum Abschluss die „Zwischenbilanz“
von Michael Wildt etwas hervorgehoben wer-
den. Denn diese bietet genau, was sie ver-
spricht. Klar und präzise geht Wildt noch einmal
auf den bisherigen Forschungsstand und die
Entwicklung der Diskussion ein, nach der nun
„das für und Wider gelassener und mit größe-
rem Abstand betrachtet werden kann“ (S. 356).
Er findet übereinstimmende Tendenzen und
richtet dabei den Blick auch auf Forschungen,
die über den Zuschnitt des Sammelbandes hi-
nausgehen (Theodor Mommsen, Hans-Ulrich
Thamer, Ulrich Herbert). Gleichzeitig bezieht er
Erkenntnisse, die aus der Tagung und der
Lektüre des Sammelbandes resultieren, in seine
Analyse mit ein und verschränkt so den Er-
kenntnisgewinn des Sammelbandes mit dem
der allgemeinen Forschung. Seine Schlussfol-
gerung, dass man „die Pluralität von Vorstellun-
gen, die unterschiedlichen sozialen Praktiken,
die sich mit diesem Begriff verbanden, ernst“
(S. 366) nehmen müsse, führt ihn zu dem Fazit,
dass innerhalb dieses Forschungsfeldes noch
viele Fragen offen seien und dass der Wechsel
der Perspektive, den die Beiträge dieser Ban-
des mit den Konzentration auf die ‚soziale Pra-
xis‘ der ‚Volksgemeinschaft‘ angestoßen haben
auch für zukünftige Forschungen inspirierend
und erhellend sein können.

Freiburg                       Katja Happe

„Passive Wende“ des Opfergedenken

Franzen, Erik K./Schulze Wessel, Martin (Hrsg.):
Opfernarrative. Konkurrenzen und Deutungs-
kämpfe in Deutschland und im östlichen Europa
nach dem Zweiten Weltkrieg, 219 S., Olden-
bourg, München 2012.

Die Erinnerung an die Opfer der nationalsozialis-
tischen Verfolgung und des Zweiten Weltkriegs
war einer Reihe von Wandlungsprozessen un-
terworfen. Der in der Zeitgeschichtsschreibung

lange Zeit vorherrschende dichotome Opfer-
Täter-Diskurs wurde mittlerweile durch eine dif-
ferenziertere Betrachtung einzelner Opfergrup-
pen ersetzt (vgl. Michel Chaumont „Opferkon-
kurrenzen“ 1997). Bereits seit den 1980er
Jahren ist eine vermehrte Wahrnehmung soge-
nannter „vergessener Opfergruppen“ feststellbar
(z. B. die Tagung der Evangelischen Akademie
Bad Boll 1987). Im letzten Jahrzehnt können in
der Zeitgeschichtsforschung zwei weitere
Trends beobachtet werden: Zum einen die Indi-
vidualisierung und Personalisierung (z. B. An-
nette Wieviorka „L’ère du témoin“ 2002, Martin
Sabrow/Norbert Frei (Hrsg.) „Die Geburt des
Zeitzeugen nach 1945“ 2012), zum anderen die
Wahrnehmung von „Opfern als Akteuren“ (z. B.
Jahrbuch des Fritz-Bauer-Instituts 2008).

Der vorliegende Sammelband, der auf eine
Tagung in Ústi nad Labem zurückgeht, be-
schäftigt sich mit der „passiven Wende“ im Op-
fergedenken seit den 1990er Jahren in Mittel-
und Osteuropa. Schulze-Wessel schreibt in sei-
ner Einleitung, dass „seit dem Zweiten Welt-
krieg allmählich eine Hinwendung zum passiven
Opfer, eine ‚Viktimisierung‘ der Geschichtswis-
senschaft und des politischen Diskurses, fest-
stellbar“ sei (S. 1). In „post-heroischen, westli-
chen Gesellschaften“ sei das aktive Opfer als
sacrifice nach dem Zweiten Weltkrieg durch das
passive Opfer als victim allmählich ersetzt wor-
den. Peter Hallama liefert dazu einen For-
schungsüberblick zum passive turn in der Ge-
schichtswissenschaft und den memory studies.

Paradoxerweise bedeutet diese „passive
Wende“ aber zugleich „eine aktive Wende für
die Betroffenen: Opfer werden Akteure“ (S. 2).
Thema des Bandes sind in erster Linie die Dis-
kurse von Opferverbänden – eine begriffliche
Abgrenzung zwischen Opferdiskursen und -nar-
rativen fehlt leider –, die nach öffentlicher Aner-
kennung und Wiedergutmachung streben. In-
wieweit in diese Verbandsdiskurse individuelle
Erinnerungen Eingang finden beziehungsweise
ob sie von staatlicher Seite aufgegriffen werden
(S. 2f.), hänge von einer Reihe von Faktoren
ab; zentral sei jedoch, dass die „Viktimisierung“
mit einem „zunehmenden Zwang zur Eindeutig-
keit“ verbunden sei: „Als würdig gelten Opfer,
wenn sie im umfassenden Sinne unschuldig
sind“ (S. 4).

Neben dem Überblicksartikel von Peter Hal-
lama beschäftigen sich neun weitere Beiträge
mit Opferdiskursen in Deutschland, Tschechien,
Polen, der Ukraine und Russland vor allem seit
1989. In den Texten zeichnen sich mehrere dis-
kursive Trends ab: Einerseits ist dies die häufige
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Assoziation mit den jüdischen Opfern. In ihrem
Beitrag über Sinti und Roma in Tschechien zeigt
Václava Kutter Bubnová, dass sich deren For-
derungen nach Anerkennung seit Mitte der
1990er Jahre klar am Status der jüdischen
Opfer orientieren (S. 166). Während Wahrneh-
mung und Integration dieser Opfergruppe in das
nationale Gedächtnis langsam voranschreitet,
gelang dies anderen Opfergruppen, die sich der
gleichen Strategie bedienten, jedoch nicht.

Ein zweiter diskursiver Trend ist die Unter-
scheidung zwischen „würdigen“ und „unwürdi-
gen“ Opfern. Iris Nachums Beitrag über „Sude-
tendeutsche und Juden im Ringen um Wieder-
gutmachung am Bespiel der Generali-Versiche-
rung“ zeigt, dass sich sudetendeutsche Interes-
senvertreter in den 1990er Jahren ebenfalls
„zunehmend an den Initiativen der jüdischen Or-
ganisationen“ orientierten (S. 86). Während die
jüdischen Versicherungsnehmer mit ihren Kla-
gen erfolgreich waren, wurden die Forderungen
der Sudetendeutschen jedoch abgelehnt, da
„ein moralischer Anspruch“ (S. 97) aufgrund
ihrer Zugehörigkeit zur deutschen Tätergesell-
schaft nicht gegeben wäre. In seiner Analyse
der Denkmalskultur der deutschen Vertriebenen
gelangt Stephan Scholz zu dem Schluss, dass
in der Gestaltung der Denkmäler in den letzten
Jahrzehnten zunehmend Frauen und Kinder in
den Vordergrund rückten – „als sichere Wäh-
rung, um einen Opferstatus zu begründen und
die damit verbundene Würdigung zu erhalten“ –,
während die Männer ausgeblendet werden, da
sie „die verbrecherische Täterschaft der Deut-
schen […] aufrufen würden“ (S. 82f). Bettina
Greiner spricht in ihrem Beitrag über die Opfer
der Speziallager in der SBZ von der „Falle des
passiven Opferverständnisses“. Speziallager-
häftlinge stünden in einem generellen „Täter-
verdacht“: „Es gibt offenbar noch immer eine
Aversion gegenüber der Ambivalenz von Biogra-
phien und gegenüber dem Umstand, dass auch
Täter Opfer gewesen sein könnten“ (S. 54).

Der passive turn hat seine Grenzen. Ein
dritter Trend zeigt, dass vor allem in Osteuropa
heroische Opferkonzepte bis heute wirksam
sind. Julia Landau beschäftigt sich mit den se-
mantischen Veränderungen in der Bezeichnung
ukrainischer Zwangsarbeiter. Obwohl mehrere
Begriffe in Verwendung sind (u. a. Häftling und
Opfer) ist der aus sowjetischer Zeit stammende,
heroisierende Begriff „Kämpfer“ nach wie vor
von Bedeutung: einerseits in seiner nationalisti-
schen Umdeutung als Kämpfer für eine unab-
hängige Ukraine, andererseits als Selbstbe-
zeichnung ehemaliger Zwangsarbeiter, „die nicht

als passives oder leidendes ‚Opfer‘ gelten wol-
len“ (S. 180). Noch stärker heroisierend ist die
russische Erinnerungskultur: Am Beispiel der
Erinnerung an die Leningrader Blockade zeigt
Tat’jana Voronina, dass sich die sowjetische
Konzeption des Heldentums der Blockadeteil-
nehmer mit der Perestroika zwar veränderte, je-
doch nicht grundlegend in Frage gestellt wurde:
„Die Blockade ist nach wie vor einen helden-
hafte Seite in der Geschichte einer Stadt, die
von Helden bewohnt wird“ (S. 200).

Insgesamt ist die im Band stringent durch-
gezogene Frage nach dem passive turn und der
‚Viktimisierung‘ in den einzelnen Beiträgen
überzeugend belegt, wobei allerdings in den
post-sowjetischen Gesellschaften heroische
Opferdiskurse noch weiterleben. Fallstudien zu
Ländern wie etwa Ungarn und die Deutungs-
kämpfe zwischen Opfern des Nationalsozialis-
mus und des Kommunismus würden die Frage
möglicherweise noch in einem neuen Licht er-
scheinen lassen.

Salzburg                        Alexander Prenninger

EPOCHENÜBERGREIFENDE STUDIEN

Geheimgesellschaften im globalen
Vergleich

Jacob, Frank (Hrsg.): Geheimgesellschaften.
Kulturhistorische Sozialstudien, 321 S., Königs-
hausen & Neumann, Würzburg 2013.

Geheimgesellschaften sind in der Populärkultur
seit jeher ein beliebtes Thema; zahlreiche Best-
steller und Kinofilme beschäftigen sich mit den
geheimen Bünden. Obwohl das Thema in den
Medien also durchaus präsent ist, hat dies bis-
lang nicht zu einer verstärkten wissenschaftli-
chen Beschäftigung mit diesem Phänomen ge-
führt. Im Gegenteil, die medial vermittelten Ste-
reotype und Legenden halten sich hartnäckig
und scheinen einer wissenschaftlichen Ausein-
andersetzung geradezu entgegen zu stehen,
wie Frank Jacob in der Einleitung zu dem von
ihm herausgegebenen Sammelband „Geheim-
gesellschaften“ konstatiert (S. 6). Dass diese
kein auf Europa begrenztes Phänomen sind,
steht zweifellos fest. Doch hat sich die For-
schung lange Zeit auf nur wenige Geheimbünde
wie die Freimaurer, Illuminaten oder die Rosen-
kreuzer konzentriert und den vielen außereuro-
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päischen Bünden kaum Beachtung geschenkt.
Von dieser unbefriedigenden Forschungssitua-
tion ausgehend versteht sich der vorliegende
Band ausdrücklich als eine globalhistorische,
komparative Studie, die zudem epochenüber-
greifend angelegt ist. Geheimgesellschaften
werden hier als globales Phänomen verstanden,
das unter drei Gesichtspunkten zu untersuchen
ist: Jacob fragt nach dem Zweck der Gründung
von geheimen Gesellschaften, den Ursachen für
die Geheimhaltung und nach der Rekrutierung
von Mitgliedern (S. 7).

Die dreizehn Aufsätze thematisieren die
unterschiedlichsten Geheimbünde im europä-
ischen, asiatischen, amerikanischen und afrika-
nischen Raum. Dabei werden bekannte Bünde
wie die Freimaurer und Illuminaten genauso be-
handelt wie die weniger bekannten Gesell-
schaften, beispielsweise der deutsche Germa-
nenorden oder der afrikanische Obgoni Cult.
Die Aufsätze sind nicht nur räumlich sehr breit
gefächert, sondern umfassen auch einen Zeit-
raum von der Antike bis in das 20. Jahrhundert.

Im Folgenden sollen aus Platzgründen nicht
alle Aufsätze nacheinander beschrieben werden,
sondern vielmehr die drei in der Einleitung auf-
geworfenen Fragestellungen anhand der Bei-
träge genauer beleuchtet werden: Gründungs-
zweck, Geheimhaltungsursachen und Mitglie-
derrekrutierung.

Die Beiträge, die sich der ersten von Jacob
gestellten Frage nach dem Gründungszweck
widmen, zeigen, dass sich Geheimbünde aus
einer spezifischen politischen oder sozialen Prä-
misse heraus gründeten. Dies arbeiten Tim
Murtagh in Bezug auf die United Irishman and
Defenders, Wolfgang Atlgeld für die Carbonari
sowie Diane Murray über die historischen Wur-
zeln der chinesischen Triaden heraus.

Der zweiten aufgeworfenen Frage nach den
Ursachen für die Geheimhaltung geht bei-
spielsweise Andreas Riffel in seinem Beitrag
zum Ku Klux Klan nach. Geheimnisse erfüllten
in den geheimen Gesellschaften eine wichtige
soziale und performative Funktion. Dies stellt
der Autor sehr eindrucksvoll dar (S. 266). Riffel
beleuchtet die Funktion des Geheimnisses und
führt aus, dass dieses in Ritualen inszeniert
wurde und damit viel zur Anziehungskraft des
Klans beigetragen habe (S. 247). Gleichzeitig
diente das Geheimnis zur Abgrenzung nach au-
ßen sowie zur Gruppenkohäsion nach innen
(S. 266). Leider gehen die meisten anderen
Beiträge nicht oder nur sehr oberflächlich auf
den Aspekt der Geheimhaltung oder auf die
Funktion des Geheimnisses ein. Gerade in die-

sem Punkt hätte der komparative Ansatz sicher
zu einem deutlichen Erkenntnisgewinn führen
können.

Auch die dritte von Jacob formulierte Frage
nach der Rekrutierungspraxis, wird nur in weni-
gen Beiträgen thematisiert, am ausführlichsten
in dem Aufsatz von Wolfgang Altgeld zu den
Carbonari, der zudem einige Initiationsrituale
beschreibt (S. 133). Auch in dem Beitrag von
Frank Jacob über die japanischen Geheimbünde
Gen’yôsha und den Konkuryûkai sowie in dem
Aufsatz von Maxwell Owusu und Godfrey N.
Uzoigwe über den Ogboni Cult werden einige
Rekrutierungsmuster untersucht. Viele Geheim-
bünde hatten sehr restriktive Mitgliederbe-
schränkungen und stellten darüber soziale Ex-
klusivität her, was gleichzeitig einer größeren
Verbreitung entgegenstand, wie das Beispiel
des Germanenordens (S. 190) zeigt.

Leider bleibt teilweise unklar, warum bei
manchen Gruppen von Geheimbünden gespro-
chen wird. Zwar heben die Aufsätze von Frank
Jacob zu den Phytagoreern und E. Glenn Hin-
son zu dem frühen Christentum bestimmte
Praktiken der Geheimhaltung hervor (Hinson
verweist auf nächtliche geheime Treffen und
Rituale der Christen, S. 36), doch sie geben
keine Begründung für ihre Sichtweise. Jacob
verweist in seinem Beitrag selbst auf dieses
Problem und lässt letztlich offen, ob sein Bei-
spiel als Geheimbund charakterisiert werden
kann (S. 18).

Zusammenfassend lässt sich feststellen,
dass geheime Gesellschaften unabhängig von
historischen, geographischen und politischen
Kontexten einige Gemeinsamkeiten besitzen.
Dazu zählen Rekrutierungsstrukturen genauso
wie die Rolle und Funktion des Geheimnischa-
rakters. Die Gemeinsamkeiten hätten jedoch
noch stärker herausgearbeitet werden können:
So betonen Frank Jacob, Albrecht und Irmtraud
Götz von Olenhausen in ihrem Beitrag, wie stark
vernetzt die völkischen Organisationen unterein-
ander waren, da viele Mitglieder des geheimen
Germanenordens auch in anderen geheimen
und nicht-geheimen Vereinen engagiert waren
(S. 200). Ein Befund, den Frank Kleineha-
genbrock für die Illuminaten ebenso teilt wie
auch Andreas Riffel für den Ku Klux Klan
(S. 246). Dass viele Mitglieder nicht nur in ei-
nem Geheimbund engagiert waren, sondern
gleich in einer ganzen Reihe von anderen So-
zietäten aktiv waren, hat bereits Holger Zaun-
stöck in seiner Dissertation über „Sozietäten-
landschaft und Mitgliedsstrukturen“ (1999) he-
rausgearbeitet.
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Der globalhistorische Ansatz ist für diese
Thematik sehr zu begrüßen, doch stellt sich die
Frage, ob die hier versammelten sehr differen-
ten Beispiele überhaupt alle als Geheimgesell-
schaften aufgefasst werden können. Leider
fehlt in der Einleitung eine Definition des Be-
griffes Geheimbund, ebenso wie eine Erläute-
rung was unter dem Begriff „Geheimnis“ ver-
standen wird. Dabei sind beide Begriffe in der
Forschung ausführlich diskutiert worden, bei-
spielsweise in dem unter anderem von Gisela
Engel herausgegebenen Band „Das Geheimnis
am Beginn der europäischen Moderne“ (2002)
oder in Claudia Schirrmeisters „Geheimnisse“
(2004). Die von Jacob vorgestellten Fragen
spiegeln sich in einigen Aufsätzen nur sehr
oberflächlich wider. Damit fehlt dem Band, der
aufgrund der globalhistorisch-komparativen
Ausrichtung thematisch, zeitlich und räumlich
sehr weit gefächert ist, der rote Faden. Es wäre
für den Leser sinnvoll gewesen, die einzelnen
Aufsätze den drei übergeordneten Fragestellun-
gen zuzuordnen, die der Herausgeber in der
Einleitung benannt hat. Dann wären Gemein-
samkeiten zwischen den sehr heterogenen Bei-
spielen für den Leser sehr viel leichter erkenn-
bar gewesen. Als weiterer Kritikpunkt sei ge-
nannt, dass der sehr ansprechend gestaltete
Band an einer zu häufigen fehlerhaften Satzge-
staltung leidet, um dies stillschweigend hinzu-
nehmen.

Potsdam                                 Carmen Winkel

Fehlentwicklung der Geschichte?

Gregory, Brad S.: The Unintended Reformation.
How a Religious Revolution Secularized Society,
574 S., Harvard UP, Cambridge, MA 2012.

Der an der Notre Dame University lehrenden
Frühneuzeit-Historiker Brad S. Gregory unter-
sucht in der Studie „The Unintended Reforma-
tion“ ein scheinbares Paradox: Warum brachte
die Reformation, eine religiöse Erneuerungsbe-
wegung, in Europa und Nordamerika zutiefst
säkulare Gesellschaften hervor? Antworten auf
diese interessante Frage könnte Max Weber
und anderen Autoren neu bewerten, die sich mit
dem Einfluss von Religion(en) auf Gesellschaft
und Wirtschaft beschäftigt haben. Gregory prä-
sentiert durchaus eine Reihe von interessanten
Erklärungsansätzen und geht am Rande auch
auf einige klassische Studien im Feld der Reli-

gionsgeschichte und -soziologie ein, aber er hat
ein anderes Anliegen. Von einer ausdrücklich
christlichen (und implizit katholischen) Position
ausgehend präsentiert der Autor eine höchst
kontroverse und pessimistische Kritik an den
säkular geprägten westlichen Gesellschaften
der Gegenwart. Diese Kritik überlagert die Un-
tersuchung der eigentlichen Ausgangsfrage. Für
Gregory war und ist die Säkularisierung ein zu-
tiefst problematischer, letztlich zersetzender
Prozess, den er in erster Linie auf die Reforma-
tion zurückführt. Der Autor weist den Vorwurf
der Nostalgie für das mittelalterliche Christen-
tum als Idealzustand mehrfach zurück. Er sieht
dennoch in der Reformation eine vielleicht ver-
meidbare, aber unzweifelhaft katastrophale Fehl-
entwicklung der Geschichte.

Gregory untersucht die Konsequenzen der
Reformation in den letzten fünfhundert Jahren
in sechs detaillierten Fallstudien, welche die
Hauptkapitel der Studie bilden: die Transforma-
tion der Theologie und der modernen Philoso-
phie, die Entwicklung des Verhältnisses von
Staat und Kirche (bzw. Religion), den Übergang
von einer christlichen zu einer säkularen Ethik,
die Entstehung der Konsumgesellschaft und die
Veränderung der Wissenschaft. Als zentrales
Problem der modernen Gesellschaften (im Wes-
ten) identifiziert der Verfasser das Phänomen
„Hyperpluralism“ (S. 11), den Mangel an Institu-
tionen und Diskursen, die Einheit stiften, sei es
in der Politik, im Wirtschaftsleben oder in der
Wissenschaft. In der Säkularisierung sieht er die
Hauptantriebskraft hinter der Fragmentierung
westlicher Gesellschaften. Diese Entwicklung
führt der Autor auf die Reformation zurück.
Gregory – ein Fachmann der Religionsge-
schichte des 16. Jahrhunderts – bestreitet kei-
neswegs, dass die Kritik der Reformatoren an
der Kirche teilweise berechtigt war. Und die sä-
kulare und kapitalistische Konsumgesellschaft,
wie sie sich in den letzten fünf Jahrhunderten
herausgebildet hat, so konzediert er ebenfalls,
entspricht kaum den Vorstellungen einflussrei-
cher Reformatoren wie Martin Luther, Ulrich
Zwingli oder Johannes Calvin. Aber der Zustand
der römischen Kirche des ausgehenden 15.
Jahrhunderts ist in dieser Studie kein zentrales
Thema. Die Kritik zielt vielmehr auf eine Kern-
position der Reformatoren ab, dass jede einzel-
ne Person die Autorität habe, die Bibel auszule-
gen. Diese Position habe schon in der Frühpha-
se der Reformation zu unüberbrückbaren Diffe-
renzen unter den Protestanten geführt. Ausein-
andersetzungen über verschiedene Deutungen
der Bibel und die Entstehung eines Pluralismus
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von Glaubensrichtungen erklären nach Gregorys
Argumentation auch, warum viele Aufklärer den
Gedanken der Toleranz propagierten. Doch die
Aufklärung brachte neben der Akzeptanz des
religiösen Pluralismus ein weiteres ,Problem‘
hervor, den Aufstieg der modernen Naturwis-
senschaften, und damit konkurrierende Erklä-
rungsmodelle für die Entstehung der Welt und
für andere existentielle Fragen. Im 19. Jahrhun-
dert setzte sich schließlich (auch unter dem Ein-
fluss der Aufklärung) der Kapitalismus durch. In
der kapitalistischen Konsumgesellschaft der
Gegenwart sieht Gregory die säkulare Ersatzre-
ligion des Westens.

Gregory räumt ein, dass er sich mit seiner
historischen Erklärung für den Aufstieg des Sä-
kularismus teilweise weit außerhalb seines ei-
gentlichen Forschungsgebietes bewegt. Seine
These, dass sich die meisten Historiker und So-
zialwissenschaftler zu stark auf sehr spezielle
Fragen konzentrieren, anstatt größere Zusam-
menhänge zu untersuchen, ist durchaus über-
zeugend. Tatsächlich demonstriert die Studie
den großen Einfluss der Reformation bis in die
Gegenwart. Aber die teilweise undifferenziert
präsentierte Kritik an der westlichen Gesell-
schaft der Gegenwart und die verengte christli-
che Perspektive von Gregory weisen Schwä-
chen auf. Es ist unklar, warum Gregory jüdische
und muslimische Perspektiven auf Säkularisie-
rungsprozesse nach der Reformation nicht er-
örtert. Die sehr ausführliche und dichte Studie
fordert den Lesern zudem viel Geduld und Aus-
dauer ab und hätte von einem besseren Lekto-
rat profitiert.

University Park, PA               Tobias Brinkmann

Religion und Revolution

Schönpflug, Daniel/Schulze Wessel, Martin
(Hrsg.): Redefining the Sacred. Religion in the
French and Russian Revolutions, 226 S., Lang,
Frankfurt a. M. u. a. 2012.

Strukturelle vergleichende Untersuchungen von
Revolutionen standen vor allem in den 1960ern
und 1970ern auf der Tagesordnung, wenn auch
hierbei oft das soziologisch-typologische In-
teresse an den Ausprägungen revolutionärer
Politik auf die jeweiligen Gesellschaften über-
wog. Historiker haben sich hingegen nicht allzu
oft daran versucht. Der letzte diesbezügliche
Anlauf, den der Amerikaner Arno J. Mayer 2000

in seinem Buch zur bürgerlichen und proletari-
schen Revolution genommen hatte, liegt nun
auch weit über zehn Jahre zurück. Dieses Un-
ternehmen hatte zumindest in zweierlei Hinsicht
in Erstaunen versetzt: Zum einen durch die im-
mense Gelehrsamkeit des Verfassers, der den
Leser souverän durch die politischen Ereignisse
von 1789 und 1917 führt. Zum anderen aber
dadurch, dass sein Buch in zwei kaum mitein-
ander verbundene Narrative zerfällt; damit ver-
weist es ganz offensichtlich auf die enorme
Schwierigkeit der synthetischen Darstellung ei-
nes Vergleichs. Dies mag unter anderem daran
liegen, dass allgemeine Schlussfolgerungen, die
sich aufs Große und Ganze der beiden Revolu-
tionen beziehen, notwendig zu sperrig, zu grob-
körnig, zu abstrakt ausfallen müssen. Im Prinzip
enthält Mayers Monografie zwei einzelne, jedes
für sich durchaus lesenswerte Bücher. Der vor-
liegende Sammelband hegt nun glücklicherwei-
se nicht den Anspruch, eine Generalsynthese
beider Großereignisse zu liefern, sondern wid-
met sich der ein wenig vernachlässigten Verbin-
dung zwischen Religion und Revolution und ver-
sucht, hierin Unterschiede sowie Gemeinsam-
keiten beider weltgeschichtlicher Zäsuren he-
rauszuarbeiten. Sie gliedern den Band dazu in
vier Abteilungen mit jeweils zwei Beiträgen.

In der ersten Sektion gehen Daniel Schön-
pflug und Gregory Freeze zunächst der Frage
nach, ob es prinzipiell möglich ist, in den Revo-
lutionen einen dezidiert religiösen Ursprung aus-
zumachen. Dabei steht in beiden Fällen die Sä-
kularisierungsthese, die in diesem Zusammen-
hang oft als Voraussetzung angeführt wird, auf
dem Prüfstand. Während für Frankreich im
18. Jahrhundert mittlerweile die – nicht ganz
unumstrittene – These vertreten wird, dass vor
allem die religiöse Pluralisierung zu einer politi-
schen Destabilisierung und schließlich zum Um-
sturz geführt habe, stellt Freeze für den russi-
schen Fall die ungleich stärkere Behauptung
auf, dass gerade die Religion und nicht deren
Gegenstück als entscheidend subversive Kraft
anzusehen sei: Auch wenn die Frömmigkeit im
Laufe des 19. Jahrhunderts durchaus Verän-
derung durchlaufen hatte, so blieb sie dennoch
weiterhin stark in der russischen Gesellschaft
verwurzelt, und gerade deswegen konnte die
Orthodoxie vor allem nach 1905 starken Ein-
fluss auf die Politik des Zarenreichs nehmen. Er
macht drei damit zusammenhängende grundle-
gende Krisen aus, die letztlich für die Schwä-
chung des ancien régime verantwortlich waren:
Einmal die Entfremdung zwischen Kirche und
Staat, dann eine Krise in der Kirche selbst und
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schließlich das Problem der religiösen Freiheit,
der der zarische Staat 1903 nachgegeben hat-
te. In beiden Fällen hatte offensichtlich die zu-
nehmende Konkurrenz an religiösen Strömun-
gen daher einen nicht unbedeutenden Anteil am
Vorlauf der Revolutionen.

Der zweite Abschnitt vertieft nun in gewis-
ser Weise dieses Argument und fragt nach der
konkreten Politisierung von religiösem Dissens.
Dale Van Kleys bereits andernorts publizierter
Beitrag exemplifiziert dies für Frankreich. Seine
Untersuchung des Patriotismus – Schlüsselvo-
kabel in der ersten Phase der Revolution – för-
dert zutage, dass dessen ideengeschichtliche
Umgebung weniger im aufgeklärten politischen
Denken zu suchen ist, als er vielmehr in den
augustinischen Bewegungen, namentlich dem
Jansenismus, seinen Ursprung hat. Die politi-
schen Konflikte, die die Jansenisten auf lokaler
Ebene etwa gegen die Reformierung der parle-
ments ausfochten, aber auch die Verfolgungen,
denen sie von offizieller Seite ausgesetzt waren,
brachten sie gewissermaßen auf eine patrioti-
sche Linie: Gegen Mitte des 18. Jahrhunderts
hatte sie einen Weg gefunden, der ihren Unge-
horsam der katholischen Kirche gegenüber wie
auch ihren legalen Widerstand gegen die abso-
lute, von ihnen als despotisch bezeichnete
Monarchie rechtfertigte, indem sie sich die For-
derung nach einer nationalen Souveränität zu
eigen machten, die sich auf eine Verfassung
sowie das Naturrecht berief. Die Patrioten, die
für die Einberufung der Generalstände eintreten
sollten, rekrutierten sich genau aus diesem
Kreis, und ihnen gelang es, dieses Argument
letztlich zu politisieren. Anders hingegen war die
Entwicklung in Russland, wie Alexander Etkind
zeigt: Hier wandelte sich nicht ein religiöses Ar-
gument zu einem politischen, sondern die reli-
giösen Sekten lieferten den ersten revolutionä-
ren Akteuren im 19. Jahrhundert gewisserma-
ßen das Anschauungsmaterial für eine ideale
Gesellschaft. Hier lernten die frühen Radikalen
nicht nur ihre sogenannte Liebe zum Volk, son-
dern auch ihre politischen Ziele formulieren. Die
Sekten selbst ließen sich dabei allerdings nicht
politisch instrumentalisieren.

Der dritte Abschnitt beschäftigt sich mit der
Revolutionierung der Kirchen; hier treten deutli-
cher als zuvor die Unterschiede zutage, wie die
Beiträge von Bernard Plongeron und Michael
Shkarovskiy zeigen. War in Frankreich die Re-
volution ohne die Kirche nicht denkbar und wur-
de diese entsprechend als konstitutionelle Kir-
che in die neue Gesellschaft integriert, so zeigt
sich für den russischen Fall eher eine entge-

gengesetzte Entwicklung, bei der die Revolutio-
näre letztlich gegen eine Allianz zwischen Staat
und Kirche optierten und sie das neue Regime
nur ohne kirchlichen Beistand als vertretbar an-
sahen. In der letzten Sektion schließlich widmen
sich Jean-Claude Bonnet und Frithjof Benjamin
Schenk den revolutionären Kulten und arbeiten
die religiösen Residuen in der Verehrung von
Marat und Lenin heraus.

Die Beiträge verweisen darauf, welche in
ihrer Bedeutung oft unterschätzte Rolle die Re-
ligion für die Revolutionen spielte: In erster Linie
die jeweiligen, nicht ausschließlich kirchlichen
Akteure, die maßgeblich am Fortgang der Er-
eignisse beteiligt waren, aber auch das religiöse
Symbolrepertoire stabilisierte zum Teil die neuen
Gesellschaften. Es zeigt sich aber auch, dass in
Russland die Orthodoxie weit weniger Einfluss
auf die Oktoberrevolution nahm, als dies der
katholischen Kirche in Frankreich gelungen war.
Dieser Befund überrascht jedoch nicht wirklich,
sind doch auch die historischen Voraussetzun-
gen wie auch die Zielrichtungen der jeweiligen
revolutionären Gruppierungen völlig anders.
Dieser Unterschied schlägt sich, wie bei der
oben erwähnten Publikation Mayers, nun inso-
fern nieder, als die Beiträge auch hier zwei ein-
zelne Stränge bilden. Die in der Einleitung vor-
sichtig formulierte Absicht, lediglich nach Ge-
meinsamkeiten und Unterschieden Ausschau zu
halten, kann daher nicht wirklich befriedigen,
zumal die Herausgeber zurecht davon ausge-
hen, dass wir es hier mit zwei unterschiedlichen
Typen von Revolutionen zu tun haben. Es zeigt
sich also einmal mehr, dass ein soziologischer
Anspruch und eine historische Umsetzung sich
bestenfalls in den Spagat drücken. Doch zu-
mindest ein Aspekt tritt hier sehr deutlich in den
Vordergrund: Wenn nun Religion als das gelten
sollte, was am stärksten das Konservative und
das in der Tradition wurzelnde Verlässliche einer
Gesellschaft, aber auch einer Ideologie reprä-
sentiert, dann wird klar, dass die Ausrufung ei-
nes angeblichen Neuanfangs immer auch Au-
genwischerei sein musste. Denn dessen eigent-
liche Kraft, dies zeigt der Sammelband, hing
immer von den Möglichkeiten des Alten ab.

Köln                             Roland Cvetkovski

Reflektierte Zeitgeschichte

D’Aprile, Iwan-Michelangelo: Die Erfindung der
Zeitgeschichte. Geschichtsschreibung und Jour-
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nalismus in Deutschland zwischen Aufklärung
und Vormärz. Mit einer Edition von 93 Briefen
von Friedrich Buchholz an Johann Friedrich
Cotta und Johann Georg Cotta 1805–1833,
438 S., Akademie, Berlin 2013.

Die borussische Geschichtsschreibung des
19. Jahrhunderts sah in ihm den Vaterlands-
verräter. Der Forschung zum preußischen Früh-
liberalismus waren seine politischen Ansichten
nicht progressiv genug. Die traditionelle Histo-
riographiegeschichte hielt den umtriebigen Viel-
schreiber schlicht für unter ihrer Würde. Wer
das jüngste Buch des Potsdamer Historikers
Iwan-Michelangelo D’Aprile und die im Anhang
erstmals edierten Briefe gelesen hat, weiß es
besser: Friedrich Buchholz (1768–1843) ist mit
Pauschalurteilen nur höchst unzureichend be-
schrieben. Er verdient eine kritische Würdigung,
die mit „Die Erfindung der Zeitgeschichte“ jetzt
vorliegt.

Buchholz zählt zu jenen publizistischen Ak-
teuren der zweiten Reihe, an denen sich mikro-
skopisch-biographische Einblicke und struktu-
relle Konstellationen mittlerer Erklärungsreich-
weite besonders eindrücklich verbinden lassen.
In sechs Querschnitten durchleuchtet D’Aprile
den um 1800 aufkommenden Typus des „Jour-
nalisten-Historikers“ (S. 9), für dessen liberale
Spielart der Protagonist einsteht. Die zeittypi-
schen Spannungsfelder, in denen sich Buchholz
bewegte, werden anhand der Strukturen und
Institutionen der Medienlandschaft eingeordnet
(Kap. 1–3) sowie auf ihre ideen- und diskursge-
schichtlichen Ankerpunkte hin befragt (Kap. 4–
6). Als Zeitschriftenherausgeber und Gelegen-
heitshistoriograph bediente Buchholz verschie-
dene Medientypen, in denen ‚Zeitgeschichte‘
inhaltlich gefüllt, politisch problematisiert und
methodisch reflektiert wurde. Mit anderen Publi-
zisten vergleichbarer Reichweite wie Ernst Lud-
wig Posselt oder Heinrich Zschokke steht er für
den Wandel von Medienlandschaft und Öffent-
lichkeitsformen in der Folge der Aufklärung und
unter dem Eindruck von Revolution und Kriegen
(Kap. 1). Als polyglotter Provinzler und Vertrau-
ter des Verlegers Johann Friedrich Cotta war
Buchholz Teil eines europaweiten Pressenetzes.
Seine Übersetzungen brachten einflussreiche
französische Denker wie Henri de Saint-Simon
und François Guizot zeitnah an die deutschen
Leser. Seine Schriften inspirierten unter ande-
rem die norwegische Verfassung (Kap. 2). Als
interner Kritiker Preußens, der das Rheinbund-
Modell vorzog, aber 1811 zum ‚Pressesprecher‘
Hardenbergs aufstieg, lavierte Buchholz zwi-

schen Presse und Politik. Zu „Verlautbarkeit-
spublizistik“ (S. 101) ließ er sich trotzdem nie
hinreißen (Kap. 3).

Inhaltlich bringt Buchholz’ umfangreiches
Oeuvre Bewegung in die festgefahrene For-
schung zum Historismus. In seiner Lesart des
Geschichtsverlaufs schwangen hörbar prämarxis-
tische Töne mit. Methodisch verband er die An-
sätze einer historischen Sozialwissenschaft
avant la lettre mit den Ansprüchen an eine his-
toristisch-empirische Erfahrungswissenschaft
(Kap. 4). Grenzgänger war Buchholz auch in
weltpolitischer Absicht: Dank seiner Spanisch-
Kenntnisse wurde er Preußens „Lateinameri-
kaexperte“ (S. 160). Seine Leser versorgte er
früh mit Nachrichten über die Haitianische Re-
volution jenseits von Rassenklischees und mit
bemerkenswert weitsichtigen Gedanken zur
Ökonomie der Globalisierung sowie zur Rück-
wirkung des Kolonialismus auf Europa (Kap. 5).
Zeittypisch ambivalent war Buchholz’ Schwan-
ken zwischen Gleichheitspostulat und antijüdi-
schen Ressentiments. Seinen emphatischen
Republikanismus ergänzten ein pragmatischer
Machiavellismus und eine latente Sympathie für
die Monarchie (Kap. 6).

Dass Buchholz an all diesen Widersprüchen
nicht zerbrach, sondern sein Denken „konsis-
tent“ (S. 100) war, darf als Schlüssel zu einer
Epoche verstanden werden, in der politische,
wirtschaftliche und soziale Umbrüche auch und
nicht zuletzt historiographische Folgen zeitigten.
Konsequenterweise begreift D’Aprile Buchholz
daher als „Symptom“ (S. 10) für makrohistori-
sche Tendenzen. Äußerst aufschlussreich sind
die Überlegungen zur epochalen Einheit der
‚Sattelzeit‘ als einer Zwischenepoche. Buchholz
war als „sehr später Aufklärer“ (S. 75) mit früh-
demokratischen Antennen Teil einer Über-
gangsgeneration, deren liberaler Flügel zeitle-
bens in diskursiver Konkurrenz zu den Viel-
schreibern der Gegenseite wie Friedrich Gentz
oder Adam Müller stand. Inhaltlich und metho-
disch vertrat Buchholz eine Zeitgeschichts-
schreibung vor der nationalen Verengung, in der
die Universalität der Aufklärung und die prag-
matische Ernüchterung der Revolutionszeit
fruchtbar zusammentrafen.

Aber wird die Zeitgeschichte um 1800 tat-
sächlich ‚erfunden‘? Die Beantwortung dieser
Frage überlässt der Verfasser gut aufklärerisch
dem Leser, der „selbst entscheiden“ (S. 9) soll.
An Buchholz geschult wählt Letzterer das ent-
schiedene ‚Jein‘: Gewiss entstand unter dem
Eindruck revolutionärer Umwälzungen inner-
und außerhalb Europas eine Geschichtsschrei-
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bung aus dem Geist der Tagesschriftstellerei.
Sie nahm quantitativ neue Dimensionen an, und
aus ihr sprach auch ein qualitativ neues Gespür
für Nutzen und Nachteil einer ‚Geschichte der
eigenen Zeit‘. Allein den vermeintlich banalen,
aber methodisch zentralen Vorbehalt einer prin-
zipiellen historischen Relativität von Zeitge-
schichte hätte man nach der im besten Sinne
kurzweiligen Lektüre gerne noch ausbuchsta-
biert und auf die Zeit um 1800 gewendet be-
kommen. Fraglich bleibt, ob der prominent plat-
zierte Epochenbegriff ‚Vormärz‘ nur „Trostbe-
griff“ (S. 150) ist und ob dem späten Buchholz
mit einem ambivalent verstandenen Begriff von
‚Restauration‘ nicht besser gedient gewesen
wäre. Aber darüber ließe sich trefflich streiten,
und es gehört zu den Vorzügen dieses wichti-
gen Buches, dass es zur Diskussion einlädt.
Zeithistoriker/innen dürfen sich aufgefordert
fühlen, die Historizität ihres Untersuchungsfel-
des systematischer zu bedenken. Die empirisch
fundierten Überlegungen zur Publikumsdimen-
sion von Geschichtsschreibung sind produktive
Kritik an einer allzu kanonfixierten und medien-
scheuen Historiographiegeschichte. Buchholz’
Briefe an Cotta bieten den dafür nötigen Ein-
blick ins publizistisch-historiographische Alltags-
geschäft. Die weitreichenden Einsichten in die
„Ursachen und Gegenstände“ (S. 9) von Zeit-
geschichtsschreibung um 1800 schließlich le-
gen es nahe, weiter zu forschen, wie im „Revo-
lutionszeitalter“ (Jacob Burckhardt) aus tiefen
Erschütterungen reflektierte Zeitgeschichte
wurde.

Köln                         Anna Karla

Standardwerk zur Geschlechter-
geschichte

Hausen, Karin: Geschlechtergeschichte als Ge-
sellschaftsgeschichte, 394 S., Vandenhoeck &
Ruprecht, Göttingen 2012.

Karin Hausen hat das, was sich heute so
selbstverständlich Frauen- und Geschlechterge-
schichte nennt und seit den 1990er-Jahren
auch im akademischen Feld verankert ist, in
Deutschland initiiert und viele Jahrzehnte durch
ihre Forschungen maßgeblich die wissenschaft-
liche Diskussion darüber geprägt. Nun liegt ein
Buch vor, das eine Auswahl an ihren Texten
zur Frauen- und Geschlechtergeschichte in
Deutschland vom 18. bis ins 20. Jahrhundert zu

den Themen die bürgerliche Geschlechterord-
nung (Kap. I), Haushalt und Technik (Kap. II),
Arbeiten, Wirtschaften und Geschlechterdiffe-
renz (Kap. III), Muttertag, Volkstrauertag und
andere Antworten auf den Ersten Weltkrieg
(Kap. IV) sowie theoretische und historiographi-
sche Herausforderungen (Kap. V) in kompakter
Form zugänglich macht.

Es handelt es sich um 13 Reprints von Auf-
sätzen, die zwischen 1976 und 2000 erstmals
publiziert wurden und heute zum Kanon der his-
torischen Frauen- und Geschlechterforschung
zählen, sowie einen Originalbeitrag, in dem
Hausen aus der Distanz von Jahrzehnten über
ihren berühmtesten, 1976 erstmals erschiene-
nen Aufsatz „Die Polarisierung der ‚Geschlechts-
charaktere‘. Eine Spiegelung der Dissoziation
von Erwerbs- und Familienleben“ reflektiert so-
wie ihre Intentionen und die Rezeptionsge-
schichte erläutert. Sie gibt damit – auch aus ei-
ner autobiographischen Sicht – insbesondere
der jüngeren Generation von Historiker/innen
wertvolle Hinweise zum Kontext der intellek-
tuellen Diskussionen Mitte der 1970er-Jahre, in
dem dieser mittlerweile vielfach nachgedruckte
– und auch im vorliegenden Buch wiederabge-
druckte – Text geschrieben wurde. Mit Span-
nung liest man, wie Hausen sich mit den Kriti-
kerinnen des Textes (wie Brita Rang, Rebekka
Habermas und Anne-Charlott Trepp) aus heuti-
ger Sicht inhaltlich auseinandersetzt und wie sie
ihr damals extrem innovatives Forschungser-
gebnis, dass am Ende des 18. Jahrhunderts ei-
ne neues Aussagesystem der polaren Ge-
schlechtertypisierung entstanden sei, gegen die
später teils überaus scharf formulierten Einwän-
de verteidigt, dass sie ältere Denktraditionen in
ihrer Untersuchung vernachlässigt und normati-
ve Vorstellungen mit gelebten Geschlechterbe-
ziehungen gleichgesetzt habe. Thesenartig fasst
Hausen ihre theoretischen Grundannahmen
zum Verhältnis normativer Diskurse und tatsäch-
lichen Verhaltensweisen zusammen (S. 100)
und erläutert, wie sie den Aufsatz zur „Polari-
sierung der Geschlechtscharaktere“ durch spä-
tere Forschungen über bürgerliche Ehepaare
und eine Analyse des Bildes von „Eiche/Ulme/
festem Stamm mit rankendem Efeu“ (S. 102),
das als Sinnbild für die eheliche Paarbeziehung
im Bürgertum im 19. Jahrhundert in Gebrauch
war, ergänzte. Dass das „Aussagesystem der
Geschlechtscharaktere“ (S. 104) und das Bild
von Baum und Ranke im 20. Jahrhundert in
Vergessenheit gerieten, verweist nach Hausen
nicht auf ein Verschwinden, sondern nur auf ein
Modernisieren des „Programms der ‚natürlichen‘
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Geschlechterdifferenz“: „Zur öffentlichen Ver-
ständigung über das Differenzprogramm waren
nun allerdings zeitgemäßere Redeweisen ge-
fragt, die problemlos je nach Bedarf moderni-
siert und für spezielle Funktionsbereiche aus-
differenziert wurden und bis heute werden“
(S. 104).

Die Texte in Kapitel III, die in den 1990er-
Jahren erstmals erschienen, analysieren die
Geschlechterdifferenz im Bereich der Ökonomie
und eine als ,natürlich‘ erachtete Arbeitsteilung
zwischen Frau und Mann, die erstmals bereits
Ende des 19. Jahrhunderts von Wissenschaft-
lerinnen und Politikerinnen – mit wenig Erfolg –
hinterfragt wurde. Diese Kritik an der naturali-
sierten Zuständigkeit der Frauen für den Repro-
duktionsbereich wurde fast ein Jahrhundert
später, in den 1980er-Jahren, in (sozial)histo-
rischen Forschungen und theoretischen Überle-
gungen der feminist economics wieder aufge-
griffen. Ausgehend von ihren eigenen For-
schungen, von denen einige im Buch abge-
druckt sind (wie beispielsweise der Text zur So-
zialgeschichte der Nähmaschine, zur ,Großen
Wäsche‘, zum häuslichem Herd, zu Arbeiterin-
nen- und Mutterschutz) entwickelte Hausen
theoretische Überlegungen zum Zusammenspiel
von Arbeit/Wirtschaft und Geschlecht, die sou-
verän den Bogen über mehrere Jahrhunderte
spannen und präzise die Fragen nach Ressour-
cenverteilung, Ungleichheiten und Machtver-
hältnissen ausloten. In „Arbeit und Geschlecht“
geht es ihr primär um die historische Herleitung
des modernen Ernährer-Hausfrau/Zuverdiene-
rin Modells, in „Wirtschaften mit der Geschlech-
terordnung“ stellt Hausen vier „irreführende
Deutungsmuster“ (S. 192) zu Geschlechterbe-
ziehungen in der Wirtschaft vor: Sie hinterfragt
die Narrative zur Fabrikarbeit und zur Fest-
legung von Frauen, die als „Spielball von Ma-
schinen“ (S. 194) erscheinen, auf Hilfs- und
Zuarbeiten; sie setzt sich kritisch mit dem Sün-
denbock-Narrativ auseinander, das Frauen in
einer aktiven, aber negativen Rolle sieht, die mit
ihren Niedriglöhnen Männerarbeit entwerten; sie
betont, dass der Chiffre Qualifikation mit Skep-
sis zu begegnen sei, da Qualifikation als männli-
ches Privileg beansprucht und verteidigt werde;
und geht schließlich auf das vierte Narrativ,
nämlich der „paternalistisch wohlmeinenden“
(S. 197) Deutung des Verhältnisses von techni-
scher Innovation und Frauen ein, das Maschi-
nen als Helfer der Emanzipation von Frauen
konzipiert. Diesen durchaus immer noch gängi-
gen Narrativen zur Wirtschaftsgeschichte stellt
sie ihre Überlegungen entgegen, „wie der be-

schleunigte Wandel immer erneut auch das
Ordnungsgefüge der geschlechtsspezifischen
Teilung und Bewertung der Arbeit und somit die
Ordnung der Geschlechterverhältnisse insge-
samt“ (S. 200) herausfordert. Sowohl in ihren
empirischen Arbeiten zur Nähmaschine, zum
Wäschewaschen und dem Holzsparen am häus-
lichen Herd (Kap. II) als auch in den theoreti-
schen Abhandlungen zeigt Hausen, dass sie die
begriffliche und konzeptionelle Einengung von
Wirtschaft auf Volkswirtschaft durchbrechen
kann und den Anspruch der Gesellschaftsge-
schichte auf eine integrierende und syntheti-
sierende Sichtweise einzulösen vermag. Der
vielfach gegen die Gesellschaftsgeschichte he-
rangetragene Vorwurf, dass kulturelle Praktiken
und die symbolischen Aspekte der historischen
Realität unterschätzt werden, war für Hausens
Forschung stets unberechtigt. Ihre hier wieder
abgedruckten Texte zum Muttertag und zum
Volkstrauertag (Kap. IV), zwei in den 1920er-
Jahren erfundene Sonntagsfeierlichkeiten, die
auf symbolischer Ebene für die Deutschen Hilfe
bei der Bewältigung des verlorenen Ersten
Weltkriegs leisteten, demonstrieren, wie die
Hervorbringung kultureller Praktiken in komple-
xer Weise analysiert werden kann. Die Artikel im
Kapitel V zum Patriarchat und zur Relevanz der
Geschlechtergeschichte sind, auch wenn sich
heute die theoretischen Debatten längst um
andere Inhalte drehen, nach wie vor informative
Texte.

Karin Hausen schlägt in der Einleitung vor,
das Buch als „Begleittext zur Entwicklung der
historischen Geschlechterforschung allgemein
und speziell in Deutschland“ (S. 11) zu lesen, ihr
auf den Spuren ihrer „Forschungsintentionen“
zu folgen und die Texte „als Szenen einer für
Deutschland entworfenen, gesellschaftsge-
schichtlich orientierten Geschlechtergeschichte“
aufzunehmen (S. 13). Alle drei Lesarten sind
überaus gewinnbringend.

Wien                   Irene Bandhauer-Schöffmann

Familie und Vaterschaft

Martschukat, Jürgen: Die Ordnung des Sozia-
len. Väter und Familien in der amerikanischen
Geschichte seit 1770, 474 S., Campus,
Frankfurt a. M./New York 2013.

Familie und Vaterschaft sind nun schon seit ei-
nigen Jahren zum Gegenstand einer revisionisti-



Einzelrezensionen

Neue Politische Literatur, Jg. 58 (2013)  l        269

schen Geschichtsschreibung geworden. Dabei
ist einerseits das traditionelle Bild der Kernfami-
lie als ,natürlicher‘ Form familiären Zusammen-
lebens als ideologisches Konstrukt enttarnt und
in seiner Anbindung an hegemoniale Konfigura-
tionen von ,Rasse‘, Klasse oder Geschlecht
beleuchtet, zugleich aber auch die tatsächliche
Wirkmacht dieses normativen Ideals angesichts
der Heterogenität historischer Arrangements
von Familie (und Vaterschaft) infrage gestellt
worden.

Jürgen Martschukat lässt sich mit seinem
jüngsten Buch „Die Ordnung des Sozialen“ in
dieser revisionistischen Tradition verorten und
bietet zugleich eine originelle und ungewöhn-
liche Perspektive auf Familien und Vaterschaft.
Die Originalität dieser Perspektive besteht in der
Herangehensweise, sich der Wirkmacht von he-
gemonialen familiären Arrangements und Vater-
konzepten von den ,Rändern‘ her anzunähern.
Indem er seinen Fokus gerade auf jene Lebens-
entwürfe richtet, die dem hegemonialen Ideal-
bild der Kernfamilie nicht gerecht werden kön-
nen oder wollen, gelingt es Martschukat sowohl
die normative Kraft dieses Ideals als auch des-
sen ständige Infragestellung, Herausforderung,
Subversion oder Modifikation durch eine Vielzahl
alternativer Arrangements zu beleuchten. In den
zwölf Kapiteln des Buches werden daher über
einen Zeitraum von 1770 bis in die jüngste Zeit
mit einem Fokus auf jeweils unterschiedlichen
Akteurinnen und Akteuren verschiedene For-
men von Familie und Vaterschaft in ihrer Bezie-
hung zu einer sich etablierenden beziehungs-
weise etablierten kernfamiliären Norm behan-
delt. Schwarze Familien und Väter während der
Sklaverei werden dabei ebenso thematisiert wie
Vater-Tochter-Beziehungen auf dem Weg an
die westliche frontier, Vaterschaft in den Zeiten
des Bürgerkriegs, arbeitslose Väter, urbanes
Singleleben oder queere Elternschaft. Das wei-
ße, heteronormative Mittelklasseideal der Kern-
familie erscheint dabei zwar als besonders wirk-
mächtig, aber nie als völlig dominant oder gar
determinierend. Vielmehr, so zeigt der Autor, ist
die Ordnung des Sozialen gerade durch die Re-
lationalität und das permanente Spannungsver-
hältnis zwischen verschiedenen Entwürfen von
Familie und einer ubiquitären kernfamiliären
Norm geprägt und bildet damit „einen viel-
schichtigen Kraftraum, in dem Assoziationen,
Hegemonien und Marginalisierungen immer wie-
der neu erzeugt, aber auch in Frage gestellt wer-
den“ (S. 13).

Martschukats Buch ist wesentlich durch die
Machtanalytik Michel Foucaults und insbeson-

dere dessen Konzept der „Gouvernementalität“
inspiriert. Foucaults Argument, dass sich parallel
zur Herausbildung moderner Staatlichkeit ein
neuer Machttypus in Unterscheidung zur sou-
veränen und zur Disziplinarmacht etablieren
konnte, ist grundlegend für Martschukats Ar-
beit. Den Fokus von Machttechniken bildete
nun weniger die Unterwerfung, als die Führung
und Regierung von Individuen, die zur ,richtigen‘
Nutzung ihrer Freiheiten angeleitet werden
sollten. Entsprechend werden bei Martschukat
Familie und Vaterschaft nicht nur unmittelbar im
Feld des Politischen verortet, sondern als zen-
trale Institutionen einer liberalen Ordnung ver-
standen, in der Individuum und Kollektiv, die Re-
gierung des Selbst, der Familie und des Staates
miteinander verschränkt sind. Ebenso wie die
Familie als „Institution des Politischen“ (S. 49)
funktionierte, verkörperte die Figur des Vaters
immer auch das Ideal des „funktionierenden
Bürgers einer Republik“ (S. 12), der entspre-
chend mit der Aufrechterhaltung der familiären
Ordnung seinen Beitrag zur Stabilisierung der
sozialen und politischen Ordnung leistete. Die
historischen Entstehungsbedingungen einer
solchen liberalen Ordnung und daran gekop-
pelter Familien- und Vaterkonzepte arbeitet der
Verfasser in einem ersten Kapitel zur Ära der
Revolution und jungen Republik heraus, das als
grundlegend für den Rest des Buches gelten
kann. Martschukat sieht in der Zeit um 1800
eine entscheidende Transformationsphase, die
nicht allein als politisch-systemischer Umbruch
im engeren Sinne zu verstehen ist. So ging mit
der Verschiebung von souveräner hin zu gou-
vernementaler Macht auch eine Verschiebung
von patriarchalischen hin zu gouvernementalen
Vaterkonzepten einher. Männliche Hegemonie
(nicht nur) in der Familie manifestierte sich nun
weniger in Form des patriarchalen Oberhaupts,
als in der Figur des verantwortungsvollen und
fürsorglichen Vaters als regulierende Führungs-
figur, dessen Kompetenzen sich die Ehefrau
,freiwillig‘ unterordnete.

In den Folgekapiteln des Buches geht
Martschukat auch auf die anhaltenden Auswir-
kungen dieser mehrdimensionalen Verschie-
bungen in Bezug auf Differenzachsen wie
,Rasse‘, Klasse oder Sexualität und deren Ver-
schränkungen ein. Wer nämlich in der neuen li-
beralen Ordnung als geeigneter Vater (und voll-
wertiger Bürger) gelten konnte, war vor allem
durch die Hegemonie weißer, heterosexueller
Mittelklassevorstellungen bestimmt. So wurde
etwa schwarzen Vätern und Ehemännern die
Fähigkeit der Selbst- und damit auch der Fami-
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lienführung abgesprochen (Vorstellungen, die
sich noch heute im Diskurs der vermeintlichen
Dysfunktionalität afroamerikanischer Familien
wiederfinden), was sich wiederum mit einer pa-
ternalistischen Legitimation des Sklavereisys-
tems verband. Umgekehrt besaßen rassifizierte
oder anderweitig markierte Akteurinnen und
Akteure aber durchaus gewisse Freiräume und
Handlungsmacht und konnten bürgerlich-libe-
rale Normierungen für ihre Zwecke nutzen. So
zeigt Martschukat etwa in seiner Analyse von
slave narratives, wie sich schwarze Sklaven in
diesen Erzählungen als allen Widrigkeiten trot-
zende, aufopferungs- und liebevolle Väter prä-
sentierten und damit zugleich die rassistische
Legitimation der Sklaverei als solche infrage
stellten.

Jürgen Martschukat hat eine beeindrucken-
de und uneingeschränkt lesenswerte Arbeit vor-
gelegt. Es gelingt ihm, seine theoretisch an-
spruchsvolle Argumentation durch die Verwen-
dung eines breiten, überzeugenden Quellenkor-
pus zu stützen und beides in eleganter und
nachvollziehbarer Weise miteinander zu verwe-
ben, wodurch das Buch trotz des hohen theore-
tischen Niveaus durchweg zugänglich und gut
lesbar bleibt. Martschukats Buch hat das Po-
tential, neben den naheliegenden Zielgruppen
im Bereich der (intersektionalen) historischen
Geschlechter-, Männlichkeits- und Familienfor-
schung auch ein breiteres Publikum anzuspre-
chen. Das Buch ist ein wertvoller Beitrag zur
historiographischen ,Denaturalisierung‘ von Fa-
milie und Vaterschaft, dessen Aussagekraft in
vielerlei Hinsicht weit über den US-amerikani-
schen Kontext hinausragt (man denke etwa an
die anhaltenden Debatten über den Status gleich-
geschlechtlicher Partnerschaften in Deutsch-
land) und eine entsprechende Beachtung ver-
dient.

Köln                                 Dominik Ohrem

Überblickswerk

Stöver, Bernd: United States of America. Ge-
schichte und Kultur, von der ersten Kolonie bis
zur Gegenwart, 763 S., Beck, München 2012.

Mit dem vorliegenden Band liegt ein weiterer
Überblick über die US-amerikanische Geschich-
te in deutscher Sprache vor. Bernd Stöver, au-
ßerplanmäßiger Professor an der Universität
Potsdam, Mitarbeiter des Zentrums für Zeithis-

torische Forschung und Spezialist für US-ameri-
kanische Befreiungspolitik im Europa des Kalten
Krieges, hat seine Geschichte der USA in zwölf
Kapitel eingeteilt: Im ersten Kapitel zum ameri-
kanischen Traum reflektiert er die Anlage seines
Buches; neben den chronologischen Einteilun-
gen in Kolonialzeit, Revolutionszeit, Bürgerkrieg
und Nachkrieg (1861–1917), den Beginn des
amerikanischen Jahrhunderts (1919–1941), den
Zweiten Weltkrieg, den Kalten Krieg und die
Supermacht mit neuen Gegnern enthält das
Buch auch thematische Kapitel wie die Erschlie-
ßung des Kontinents (1815–1890), die Außen-
politik der begrenzten Möglichkeiten (1783–
1918) oder Melting Pot sowie ‚Superculture‘.
Das Buch schließt mit einem Anhang über die
Präsidenten der USA, die Bundesstaaten, India-
nerkriege und außenpolitische Interventionen.

Stövers Werk zeichnet sich aus durch sei-
nen Detailreichtum, seine anschauliche Spra-
che, die Abbildungen und Tabellen sowie die
häufige Durchbrechung der Chronologie. Letz-
teres hat den Vorteil, dass Erzählstränge wei-
tergeführt werden, es führt jedoch auch zu
Wiederholungen und teilweise zu Irreführungen.
Das Kapitel über den Schmelztiegel behandelt
beispielsweise neben der US-amerikanischen
Hybridkultur, dem Einfluss der verschiedenen
Einwanderergruppen und der Identitätsbildung
auch die Themen Mechanisierung, Urbanisie-
rung, Verkehr, Parteien und Medien. Dies führt
zu Problemen beim Auffinden, da das Buch nur
ein Personen- und kein Sachregister hat. Das
Buch enthält viele Verweise auf die Gegenwart,
sodass es sich teilweise essayistisch liest und in
einzelnen Fällen zur Wiederholung von Vorur-
teilen tendiert. So verschwinden die Indianer be-
ziehungsweise werden ‚domestiziert‘, nachdem
sie Weiße ‚massakrierten‘ (S. 64); der Purita-
nismus eines John Winthrop soll die Rhetorik
von George W. Bush erklären (S. 53), die US-
amerikanische Leistungsideologie heutige Amok-
läufe (S. 344f.).

Der Verfasser legt klare Schwerpunkte auf
Kultur (hier allerdings häufig kursorisch), Au-
ßenpolitik und Amerikanisierung (so im Kapitel
zur nie erklärten ‚Superculture‘). Er ist definitiv
Zeithistoriker: Die ersten 350 Jahre der USA
werden in der ersten Hälfte des Buches abge-
handelt, auf die folgenden 100 Jahre entfällt die
ganze zweite Hälfte. Dementsprechend fehlt die
gesamte Phase zwischen Konföderationsarti-
keln und Verfassungsgebung, die sogenannte
‚Kritische Periode‘, ebenso wie eine detaillier-
tere Darstellung des Progressivismus; lediglich
das Gilded Age wird in dem Kapitel zum ‚Nach-
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krieg‘ behandelt, wobei die gesamten 50 Jahre
bis zum Ersten Weltkrieg zur Folge des Bürger-
krieges gemacht werden.

In gewisser Weise ist das Buch zudem aus
deutscher Sicht geschrieben und erläutert, wie-
so die USA zu einer Großmacht aufstiegen und
inwiefern sie insbesondere Europa beeinflussen.
Daher erfahren Leserinnen und Leser relativ
wenig zur Innenpolitik. Auf den New Deal ent-
fallen sechseinhalb Seiten, auf den Zweiten
Weltkrieg hingegen 50, wobei die sogenannte
Heimatfront fehlt. Gerade die ethnische Ge-
schichte – ebenso wie Religion und Geschlecht,
alles drei wichtige und spezifische Faktoren der
US-amerikanischen Geschichte – kommen zu
kurz. Die afroamerikanische Bürgerrechtsbewe-
gung wird lediglich einmal kurz erwähnt im
Nachklang des Bürgerkrieges, die Protestbe-
wegung der 1960er Jahre auf die Studierenden
an der University of California in Berkeley zu-
rückgeführt. Sowohl Indianer als auch Hispanics
werden unter Nichtbeachtung der neueren For-
schungsliteratur als passive Opfer dargestellt,
ihre Bürgerrechtsbewegungen kommen trotz
der Textlänge von 763 Seiten nicht vor, auch
die Abhängigkeit der US-Landwirtschaft von
den mexikanischen Arbeitern fehlt.

Erschwerend kommt hinzu, dass das Buch
nicht auf dem neuesten Stand der Forschung
zur Geschichte der USA ist. So werden Neu-
ausgaben älterer Literatur zitiert. Zudem werden
Narrative aus Überblickswerken deutscher Kol-
legen übernommen. Interpretationen wie die La-
germentalität der USA (S. 13f.) oder der wichti-
ge Beitrag des französischen Einflusses in den
Gebieten des Louisiana Purchase auf die Tei-
lung der USA in Norden und Süden (S. 43) er-
staunen, sind aber diskussionswürdig. In der
nächsten Auflage unbedingt behoben werden
sollten die häufigeren faktischen Fehler: Nicht
die Plantagen waren die Peculiar Institution,
sondern die Sklaverei (S. 71); Quanah Parker
war ein Mann und der Sohn von Cynthia Ann
Parker (S. 132); Primaries gibt es erst seit
1910 (S. 323), um nur wenige Beispiele zu
nennen. Auch fehlt dem Buch manchmal ein
Verständnis für die historischen Dimensionen
der USA: So waren für die Abolitionisten nicht
die US-amerikanische Verfassung oder die fran-
zösische Menschenrechtserklärung wichtig,
sondern die US-amerikanische Unabhängig-
keitserklärung (S. 202); das Verbot der Skla-
veneinfuhr 1808 war bereits in der Verfassung
festgeschrieben (S. 203); die Monroe Doktrin
von 1823 kann sich kaum auf das erst in den
1840er Jahren zum Schlagwort gewordene

Konzept des Manifest Destiny stützen (S. 254).
Insgesamt kann man sich fragen, wieso der
Verlag keinen Historiker, der mit der gesamten
US-amerikanischen Geschichte vertraut ist, um
das Schreiben dieses Buches gebeten hat.
Empfehlenswert ist der Band deshalb vor allem,
wenn man Näheres zur Außenpolitik der USA
und zum Kalten Krieg erfahren möchte, als
Überblicksdarstellung für Studierende und das
breitere Publikum ist er nur bedingt geeignet.

Münster                                  Heike Bungert

Psychiatrische Traditionen Israels

Zalashik, Rakefet: Das unselige Erbe. Die Ge-
schichte der Psychiatrie in Palästina und Israel,
214 S., Campus, Frankfurt a. M. 2012 (hebr.
2008).

Die Tel-Aviver Historikerin Rakefet Zalashik
analysiert in ihrer für die deutsche Ausgabe neu
überarbeiteten Studie die Entwicklung der
Psychiatrie in Palästina und Israel von der er-
sten Institution zur Unterbringung und Pflege
Geisteskranker am Ende des 19. Jahrhundert
bis zur Gegenwart. Der schmale Band eröffnet
eine neue, kritische und faszinierende Sicht auf
die Entwicklung der Psychiatrie in Israel, welche
die ideologischen, kulturellen, politischen und
wirtschaftlichen Zusammenhänge des Landes
einbezieht. Die Autorin verfolgt dabei mehrheit-
lich eine inner-israelische Perspektive, schafft
jedoch die wichtigsten Bezüge, die eine Situie-
rung im internationalen Umfeld ermöglichen.
Theoretische oder methodische Auseinander-
setzungen der Psychiatriegeschichte nimmt sie
allerdings nicht auf. Zalashik geht in ihrer Dar-
stellung chronologisch vor. Sie beschreibt zu-
nächst das Entstehen der Psychiatrie am Ende
des 19. Jahrhunderts, dann die „Schlüsselpha-
se“ der Einwanderung zahlreicher deutscher
Psychiater in den 1930er Jahren, die Phase der
Professionalisierung der israelischen Psychiatrie
nach 1948 und die Probleme der Psychiatrie im
Umgang mit den Überlebenden der Shoah bis
zur Gegenwart. Diesen Umgang zu analysieren
und zu problematisieren ist ein wesentliches Ziel
der Darstellung.

Die leitende Fragestellung „Wie ist das
möglich?“ (S. 82) richtet sich dabei auf ein
Phänomen, das zwar heute durchaus bekannt
ist, aber in der weitreichenden Bedeutung für
die Geschichte der israelischen Gesellschaft
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kaum so intensiv untersucht wurde: Die Tatsa-
che, dass jüdische Wissenschaftler, die nach
der nationalsozialistischen Machtübernahme aus
Deutschland oder Österreich geflohen waren,
an eugenischen Vorstellungen festhielten, Maß-
nahmen zur ‚Veredelung‘ des Jüdischen Volkes
forderten und damit eine Theorie vertraten, de-
ren Opfer sie gerade selbst geworden waren
(S. 82f.). Eugenik, Wissenschaft, Sozialtech-
nologie und Ideologie nahmen für sich in An-
spruch zu definieren, was als gutes und was als
schlechtes Erbgut zu bezeichnen war, welche
Krankheiten als Erbkrankheiten zu gelten hatten
und mit welchen Methoden sie aus dem ‚Volks-
körper‘ ausgeschlossen werden konnten. In
vielen europäischen Ländern und den USA
reichten diese Methoden von (Ehe)Beratungen,
Eheverboten, Abtreibungen und Sterilisationen
bis zu Einwanderungs- oder Einbürgerungsver-
boten. Die Psychiatrie übernahm diesen Ansatz,
entwickelte ihn weiter und ermöglichte damit,
ihre Nützlichkeit vor allem in der Prophylaxe
unter Beweis zu stellen. Eugenik war nicht in
allen Varianten antisemitisch und rassistisch im
engeren Sinn, aber die Einteilung der Menschen
als genetisch wertvoll und weniger wertvoll bot
eine Grundlage für Rassismus und Antisemitis-
mus. Eugenik war, wie auch Zalashik dezidiert
festhält, „kein Sondermerkmal des Nationalso-
zialismus“ (S. 82). Ganz im Gegenteil – das
würde ich hinzufügen – stellt die systematische
Verfolgung und Ermordung der jüdischen Be-
völkerung, sowie die Tötung der Psychiatriepa-
tienten in deutschen Anstalten die Ausnahme
eugenisch legitimierter Programme und Maß-
nahmen dar.

Auch die zionistische Bewegung hatte sich
bei ihrer Vorstellung vom ‚neuen Juden‘ und der
Verbesserung des ‚alten Juden‘ und bei der
Steuerung der Einwanderung von eugenischen
Paradigmen leiten lassen, so forderten etwa
Psychiater Gesundheitsmaßnahmen zur ‚Stär-
kung des jüdischen Volkes‘ in Palästina. Die
Einstellung sowohl zu psychischen Krankheiten
der eingesessenen jüdischen Bevölkerung Pa-
lästinas als auch zur arabischen Bevölkerung,
enthielt eugenische Wertungen, wenn sie
„Rückständigkeit“ und zivilisatorische ‚Defizite‘
auf ‚Charaktereigenschaften‘ zurückführten. Die
neue Hochbewertung des ‚ursprünglichen‘ se-
phardischen Juden gegenüber den ‚degene-
rierten‘, aschkenasischen Juden wurde mit eu-
genischen Theorien aufgeladen (S. 44). Die
Einwanderung zahlreicher verfolgter jüdischer
Psychiater führte in den 1930er Jahren zu einer
Ausweitung psychiatrischer Aktivitäten. In dieser

„Schlüsselperiode“ (S. 194) der Psychiatrie sei-
en auch die eugenischen Vorstellungen inner-
halb der psychiatrischen Fachgemeinde ver-
stärkt worden.

Die Einwanderungspolitik sollte bereits in
der Mandatszeit dem Bedarf an jungen und ge-
sunden ‚Menschenmaterial‘ Rechnung tragen,
entsprechend negativ stand man der Einwan-
derung psychisch kranker Menschen gegen-
über. Einwanderungszertifikate sollten nur an
psychisch Gesunde erteilt werden. Die drei zio-
nistischen Institutionen, die für die jüdische Ein-
wanderung zuständig waren, tauschten unter-
einander Mitteilungen über Fälle von Krankhei-
ten aus und schreckten auch in den späten
1930er Jahren – wie Quellenbeispiele belegen
– nicht vor Rückweisungen nach Deutschland
zurück, wo sie nicht selten in die NS-Vernich-
tungsmaschinerie gerieten (S. 86ff.).

Psychische Krankheiten, Psychosen, die
erst nach einigen Jahren Aufenthalts in Palästi-
na manifest wurden, führten Psychiater be-
zeichnenderweise weniger auf die traumati-
schen Erlebnisse der Patient/innen zurück als
auf vorbestehende Krankheiten oder Dispositio-
nen: Deportation, Verfolgung, Illegalität, Polizei-
gewahrsam wurden zwar in Untersuchungen
von Patient/innen erwähnt, blieben jedoch bei
der Diagnose zweitrangig (S. 91ff.). Hier ver-
festigte sich eine latent eugenische Vorstellung,
die sich auch in der Abkehr der israelischen
Psychiatrie von ihren europäischen, insbeson-
dere deutschen Wurzeln und ihrer Hinwendung
zur amerikanischen Forschung, insbesondere
zur „Psychohygiene“, manifestierte und welche
die Phase der Professionalisierung der israeli-
schen Psychiatrie nach 1948 überdauerte. Ur-
sachen für psychische Krankheiten wurden nun
in der Veranlagung und der Entwicklung der
frühen Kindheit gesucht. Dramatische Auswir-
kungen hatten diese Vorstellungen für die Ein-
wanderer, welche die deutschen Vernichtungs-
lager überlebt hatten und nach dem Krieg aus
den europäischen Auffanglagern nach Israel
einwandern wollten. Zunächst einmal versuchte
man auch hier eine Auswahl zu treffen und
möglichst gesunde Einwanderer zumindest zu
bevorzugen. Begründet wurde die Notwendig-
keit einer Auswahl mit dem Mangel an ausrei-
chenden psychiatrischen Betreuungsmöglich-
keiten in Israel. Sichtbar wurde aber auch die
Furcht, der junge Staat könne durch die Mas-
seneinwanderung destabilisiert werden, insbe-
sondere von Personen, die nicht nur krank son-
dern auch ohne Bezug zu den zionistischen
Idealen waren und damit kaum willens und in
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der Lage, den Aufbau des Landes voranzutrei-
ben (S. 136). Die medizinischen Kontrollen in
den Lagern der displaced persons lösten bei ei-
nigen KZ-Überlebenden traumatische Erinne-
rungen an die Selektionen der Nationalsozia-
listen aus (S. 138).

Der rassistische Diskurs in der Psychiatrie,
der zunächst noch Unterscheidungen auch in-
nerhalb der jüdischen Bevölkerung zugelassen
hatte, verschwand nach der Gründung des
Staates Israel allmählich, war es doch wichtiger,
die Gemeinsamkeiten aller Einwanderer zu be-
tonen, um das Gefühl der Zugehörigkeit zu ei-
ner Nation zu schaffen (S. 194). Der Staat Is-
rael hat mehr Überlebende der Shoah im Lande
aufgenommen als irgendein anderer Staat.
Dennoch wurden die eingewanderten Überle-
benden des Holocaust von den israelischen
Psychiatern „nicht als separate Gruppe mit be-
sonderen Merkmalen“ wahrgenommen (S. 134).
Ihre Traumatisierungen wurden ignoriert, weder
wurde Traumaforschung in Israel intensiv be-
trieben noch wird die europäische und amerika-
nische Forschung schnell rezipiert. Die Politik
der „gleichberechtigten Eingliederung“ (S. 196)
verbot eine solche Privilegierung. Im Vorder-
grund stand die Behandlung körperlicher Ge-
brechen. Die besonderen Probleme der Shoah-
Überlebenden, so hält Zalashik entschieden
fest, „werden vom israelischen Gesundheitswe-
sen bis heute weder anerkannt noch gebührend
behandelt“ (S. 135). Ein deutlicher Wandel die-
ser Sichtweise erfolgte erst in den 1990er Jah-
ren. Er kam allerdings für die meisten Shoah-
Überlebenden nicht nur zu spät, er konnte auch
die Schäden, die zusätzlich durch die langan-
haltende Nichtbeachtung hervorgerufen wur-
den, nicht rückgängig machen und verunmög-
lichte vielen von ihnen einen Lebensabend au-
ßerhalb der Kliniken (S. 196).

Die Autorin schlussfolgert, das „unselige
Erbe“ psychiatrischer Traditionen habe in Israel
nie zu einer „offiziellen“ eugenischen Politik ge-
führt (S. 85). Michael Hagner spricht in seinem
Vorwort von einem partiellen „Ausschlagen des
Erbes“. Vielleicht ermöglicht aber gerade eine
solche Absenz, von der man sich auch nicht of-
fiziell lossagen musste, den Fortbestand von
Praktiken der (vorgeburtlichen) Selektion, die
heute in vielen Ländern mit medizinischen und
ökonomischen, statt mit eugenischen Argu-
menten legitimiert werden – und vor denen
auch Israel nicht gefeit ist.

Basel                                 Regina Wecker

Neuaushandlung des Gefallenen-
gedenkens

Hettling, Manfred/Echternkamp, Jörg (Hrsg.):
Gefallenengedenken im globalen Vergleich. Na-
tionale Tradition, politische Legitimation und In-
dividualisierung der Erinnerung, 540 S., Olden-
bourg, München 2013.

Die Forschung hat sich seit einigen Jahren in-
tensiv mit dem Totengedenken von Soldaten in
der Moderne befasst, wobei als notwendiger
Ausgangspunkt fast immer die nationalgeschicht-
liche Perspektive im Zentrum der Betrachtungen
stand. In Zeiten transnationaler Kriege und mi-
litärischer Unternehmungen stellt sich die Pro-
blematik jedoch neu: Wie gedenkt man der ge-
fallenen Soldaten, die in innenpolitisch mögli-
cherweise nicht unumstrittenen UN- oder trans-
nationalen Bündniseinsätzen ums Leben kom-
men?

Die Sinn und Gruppenidentität stiftende kol-
lektive Gefallenenehrung besitzt historisch be-
trachtet keine lange Tradition. Sie entstand mit
der Herausbildung moderner Formen des Volks-
krieges und der allgemeinen Wehrpflicht zu Be-
ginn des 19. Jahrhunderts: Die Trauer für die
Gefallenen wurde mit einem staatsbürgerlichen
Selbstverständnis verknüpft, das den Tod für
das Vaterland ideologisch auflud. Wer als Bür-
ger – und eben nicht als Söldner – im Kriege
starb, der durfte nach dieser Lesart den Dank
des Vaterlandes, des Königs oder später der
Nation erwarten. Die Toten dienten der Sinnbil-
dung und der vermeintlichen Identifikation von
Staatsführung und Volkswillen. Verknüpft wurde
das ehrende Gedenken mit Vorstellungen mili-
tärischen Heldentums und Opferbereitschaft für
die Nation. Der Kriegertod wurde entprivatisiert
und zum Kristallisationspunkt nationaler Identi-
tätsstiftung. Diese Erkenntnisse sind seit den
einschlägigen Publikationen „Gefallen für das
Vaterland. Nationales Heldentum und namenlo-
ses Sterben“ von George L. Mosse (1993),
„Sites of Memory, sites of mourning“ von Jay
Winter (1995), „Der Kult um die toten Helden.
Nationalsozialistische Mythen, Riten und Sym-
bole 1923 bis 1945“ von Sabine Behrenbeck
(1996) und „Der politische Totenkult. Krieger-
denkmäler in der Moderne“, herausgegeben von
Reinhart Kosellecks und Michael Jeismann
(1994) im Prinzip bekannt.

Der besondere Gewinn des vorliegenden
Bandes liegt darin, verschiedene nationale Tra-
ditionen aufzufächern und damit auch vergleich-
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bar zu machen. Die insgesamt 20 Länderstu-
dien geben einen profunden Überblick über das
militärische Totengedenken seit dem 19. Jahr-
hundert und nehmen so verschiedene Gedenk-
kulturen Asiens, Nord- und Südamerikas, des
Nahen und Mittleren Ostens ebenso in den
Blick wie jene der großen und mittleren europäi-
schen Nationen. Wenn auch die mentale Aus-
gangsbasis der Sinnstiftung und Identitätsbil-
dung der Überlebenden als Gemeinsamkeit an-
gesehen werden kann, so zeichnen sich die ein-
zelnen nationalen Gedenktraditionen durch er-
hebliche Heterogenität aus. Verschiedene Ein-
flussfaktoren bestimmten dabei die ästhetische
beziehungsweise kommunikative Symbolik der
Gedenkrituale und der Denkmalsgestaltung in
den einzelnen Ländern. Bei den meisten domi-
nierte freilich ein heroisch-männliches Krieger-
ideal, das nur geringen oder keinen Platz für die
Thematisierung von Niederlage, Trauer oder gar
Pazifismus ließ. Wichtige Einflussfaktoren für
die Ausdifferenzierung unterschiedlicher Ge-
denkstile waren die Art der Kriege, die geführt
wurden (Befreiungskrieg, Bürgerkrieg), der
Kriegsausgang, der Status der Gefallenen (Sol-
daten, Partisanen), zum Teil auch die Bedeu-
tung religiöser Traditionen (Christentum, Islam),
das jeweils herrschende politische System
(Diktatur, Monarchie, Demokratie) oder auch
die Zentralität beziehungsweise Dezentralität der
Denkmalstandorte. In jedem Fall hingen Art und
Umfang des Gefallenengedenkens vom Ver-
hältnis der gesamten Gesellschaft sowie einzel-
ner Gruppen zum jeweiligen Staat ab. Wer für
denkmalwürdig erachtet wurde, ergab sich mei-
stens als Resultat heftiger innenpolitischer De-
batten. Sie belegen, über welch großes Funk-
tionalisierungspotential das Gefallenengedenken
verfügt. In den meisten Fällen entstanden da-
raufhin mehr oder minder monumentale Denk-
mäler oder Gedenkstätten, die die Namen der
Toten auflisteten. Ein interessanter Sonderfall
ist das Beispiel Kanadas, das zwar nicht prinzi-
piell andere Wege ging, aber mit seinen „utilita-
ristischen Kriegsdenkmälern“ (S. 346) eine un-
gewöhnliche Variante bietet: Statt einfacher
Denkmäler sollten nach dem Ende des Zweiten
Weltkriegs in den Kommunen öffentliche Ein-
richtungen wie Bibliotheken oder Sportstätten
entstehen, die ihrem Namen nach an die Kriegs-
toten erinnerten und gleichwohl einen materiel-
len Nutzwert für die Überlebenden darstellten.

Auch für die modernen, als „asymmetrisch“
bezeichneten Kriege ergibt sich die Erkenntnis,
dass jeder militärische Konflikt aufgrund seiner
einzigartigen politischen Konstellation eine erin-

nerungskulturelle Neuaushandlung des Toten-
gedenkens erfordert. Dabei lässt sich an ver-
schiedene – auch fragwürdige – Traditionen an-
knüpfen, wie dieser gelungene Sammelband
belegt.

Paderborn                         Rainer Pöppinghege

Europäische Rekrutierungspraktiken

Hartmann, Heinrich: Der Volkskörper bei der
Musterung. Militärstatistik und Demographie in
Europa vor dem Ersten Weltkrieg, 259 S., Wall-
stein, Göttingen 2011.

Der Basler Historiker Heinrich Hartmann er-
öffnet seine Studie zum „Volkskörper bei der
Musterung“ mit der 1899 veröffentlichten Ge-
schichte Rainer Maria Rilkes vom Militärschüler
Gruber, der beim Erklimmen einer Turnstange in
verzweifelte Ekstase gerät, sich verausgabt und
einen tödlichen Infarkt erleidet. Rilkes „Turn-
stunde“ bündelt, worum es im Folgenden geht:
Militarismus, Nationalismus, Kult des männli-
chen Körpers, Verbot von Emotionen, körperli-
che und seelische Stärke und Schwäche und
deren Inszenierung, die Relation von Individuum
und Gesellschaft, das Zerbrechen am „engen
gesellschaftlichen Umfeld“ (S. 7).

„Tauglich“ – der zentrale Begriff für ein mi-
litärisches Ritual: Die soziale Praxis der Muste-
rung zwischen der Mitte des 19. Jahrhunderts
und dem Ersten Weltkrieg, der Wandel der in
ihr zum Ausdruck kommenden Kriterien, Werte
und gesellschaftlichen (Trug-)Bilder war eng
verknüpft mit dem Entstehen statistischer und
demographischer Methoden, mit „wissenschaft-
lichen Definitionen und Definitionsversuchen
des Soldaten, seiner Wehrfähigkeit und der na-
tionalen Wehrkraft“ (S. 8).

Wie gedachte man den „guten Soldaten“
durch Vermessung zu finden, ja zu schaffen?
Hartmanns Buch ist ein lesenswertes Beispiel
der Neuen Militärgeschichte, die so neu nicht
mehr ist, die jedoch bislang keineswegs in zu-
friedenstellender Weise, „auch wenn dies an-
gemahnt wird, […] zu einer solchen breiteren
Einordnung militärischer Sozialstrukturen in brei-
tere gesellschaftliche Kontexte“ (S. 13) gelangt
sei. Die aus militärstatistischen, demographi-
schen, wissenschaftlichen und publizistischen
Quellen schöpfende Untersuchung schließt eine
signifikante Forschungslücke und macht me-
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thodisch fruchtbare Anleihen in der Kultur-, So-
zial-, Institutionen- und Geschlechtergeschichte.
Anhand der Praktiken der Rekrutierung Wehr-
pflichtiger in Friedens- beziehungsweise Vor-
kriegszeiten stehen Verwissenschaftlichungs-
prozesse, die Artikulation und Konstruktion des
Nationalen sowie von Geschlechterzuschreibun-
gen, Rassismus, Hygienismus, Medizin, Anthro-
pologie, Anthropometrik, Biologismus und nicht
zuletzt Kriegsführung im Mittelpunkt der Studie.

Hartmann fokussiert auf drei Fallbeispiele
(Deutschland, Frankreich und die Schweiz), flicht
aber über die Auswertung der Akten florierender
internationaler Kongresse vor dem Ersten Welt-
krieg weitere Kontexte ein. Die konstatierte
weitreichende Entkoppelung von (nationalisti-
scher) Politik und internationalem fachlichem
Austausch unter Statistikern und Demographen
mag – angesichts der überragenden nationalen
Bedeutung der Topoi – überraschen. Sie ent-
spricht allerdings – in ihrem Überraschungsef-
fekt – analytischen Befunden etwa zum Kalten
Krieg, wo ebenfalls trotz streng ideologisch ge-
trennter Politikbereiche Vernetzungspraktiken
verschiedener Organisationen (von Veteranen-
verbänden über konfessionelle Netzwerke zu
Wissenschaftlern) über den Eisernen Vorhang
hinweg Bestand hatten. Ob der Begriff „trans-
national“ der richtige ist, um solche Vernetzun-
gen, deren wissenschaftliche Auffindung im-
merhin zuerst die etablierten Bilder in den Köp-
fen der Gegenwart herausfordert, sei dahinge-
stellt. Hartmann benutzt ihn, um eben diese
Losgelöstheit wissenschaftlicher Vernetzung
von den internationalen politischen Beziehungen
zum Ausdruck zu bringen (S. 18f.). Gleichwohl
zielt er darauf, aus „einer spezifisch transnatio-
nalen Perspektive auf die Militärstatistik“ (S. 20)
auf deren europäische Dimensionen zu schlie-
ßen. Und in der Tat: Er schreibt eine Sozialge-
schichte der Modernisierung und Militarisierung
durch das Prisma europäischer Rekrutierungs-
praktiken, für die nicht zuletzt die zunehmende
nationalistische Verengung und Vereinnahmung
symptomatisch war.

Inhaltlich veranschaulicht die Studie die Ver-
wobenheit von Militär und Gesellschaft in der
Praxis der Rekrutenerfassung, etwa anhand der
Definition und Erfassung von Krankheit und
physischen „Untauglichkeitsmerkmalen“ (von
der Syphilis bis zu Plattfüßen), anhand von
Professionalisierungsstrategien und Institutiona-
lisierungsprozessen von Statistikern, Verwal-
tungsbeamten und Militärmedizinern, und an-
hand von biologistischen, hygienistischen an-
thropometrischen und rassenideologischen Dis-

kursen. Nicht zuletzt zieht sich die Frage der
Konstruktion von Männlichkeit und auch von
Weiblichkeit durch das Buch – letztere etwa an-
hand der „Tauglichkeitprüfung“ von Mädchen für
den späteren Dienstmädchenberuf, die als
Spiegel der „Wehrtauglichkeit“ von Männern
betrachtet wurde. Hartmann distanziert sich durch
Anführungszeichen von den definitorischen Inter-
pretationen des ‚Männlichen‘ und des ‚Weibli-
chen‘ seiner historischen Protagonisten, offen-
bar inspiriert durch die beispielsweise von
Svenja Goltermann (Körper der Nation, 1998)
derart eingeführte Betonung der Konstruiertheit
von Geschlechterzuschreibungen.

Interessant ist durchweg die empirische
Nachzeichnung des Wandels von Begrifflichkei-
ten, Wertungen, Einschluss- und Ausschluss-
kriterien. Hartmann macht deutlich, wie sehr
‚objektive‘ Wissenschaft kontextgebunden und
pfadabhängig arbeitet. Seit dem Krimkrieg ent-
wickelte sich das Spannungsfeld zwischen der
nüchternen Statistik, den Vermessungen des
Menschen sowie der daran gekoppelten na-
tionalistischen Instrumentalisierung der Daten
einerseits, und den Zuständen im Feld und in
den militärischen Institutionen im Frieden an-
dererseits. Die oft grotesk überspannte, gera-
dezu absurd wirkende Suche nach Kriterien für
den wehrtauglichen Soldaten scheint, zumal im
Jahrzehnt vor dem Ausbruch des Weltkrieges,
ein buchstäblich psychotischer Ausdruck wach-
sender Kriegsahnung, Kriegsangst und Friedens-
hoffnung, aber nicht zuletzt auch der Kriegstrei-
berei.

Hartmann hat aus fruchtbar vergleichender
europäischer Perspektive eine Geschichte mili-
tärischer Ideen, Konzepte, Statistiken und Wis-
senschaftsdiskurse geschrieben. Die Studie
bietet so sehr ein Bild der Gesellschaft, die sie
erforscht, wie sie gedankliche Schlaglichter auf
das nachfolgende 20. Jahrhundert und auch auf
die heutige, von großen Zahlen und entmensch-
lichten sozioökonomischen Prozessen gepräg-
ten Zeit zulässt: Eine Grundsatzkritik an der
weitreichenden Entkoppelung von Wissenschaft
und Gesellschaft, an der galoppierenden Ver-
selbstständigung der Zahlen und Daten – die
heute vor allem das Gesicht einer massiven In-
strumentalisierung menschlicher Qualitäten im
Sinne wirtschaftlicher Machtpolitiken trägt. Mit
großem Krieg als Fluchtpunkt, wie in der hier
angezeigten Studie, mögen die heutigen Be-
rechnungs- und Vermessungsdynamiken einst-
weilen noch nichts zu tun haben.

Regensburg                      Sabine Rutar
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Koloniale Erinnerungsorte

Zimmerer, Jürgen (Hrsg.): Kein Platz an der
Sonne. Erinnerungsorte der deutschen Kolonial-
geschichte, 524 S., Campus, Frankfurt a. M.
2013.

2014 – ein Jahr, in dem nicht nur an den Ersten
Weltkrieg erinnert wird, sondern auch an den
Genozid an den Herero und Nama in Namibia
(1904–1908) und an die Berliner Kongokonfe-
renz (1884–1885), als die Kolonialmächte die
territoriale Grenzen auf dem Kontinent zogen,
die bis heute viele Staatsgrenzen bilden. Der
Hamburger Afrikahistoriker Jürgen Zimmerer
nimmt diese Ereignisse zum Anlass, um in ei-
nem umfangreichen Sammelband Erinnerungs-
orte der Deutschen Kolonialgeschichte auszu-
leuchten. Sein programmatischer Einleitungs-
aufsatz erörtert den Erkenntniswert von Konzep-
ten wie „kollektives Gedächtnis“ und „Erinne-
rungsorte“ für die deutsche Kolonialgeschichte.
In seiner historiographiegeschichtlichen Einord-
nung nimmt der Herausgeber Bezug auf enzy-
klopädische Publikationen zu deutschen Erin-
nerungsorten, wobei er moniert, dass diese ko-
loniale Beziehungen Deutschlands zur außer-
europäischen Welt ignorierten. Zimmerer be-
schränkt sich nicht auf eine Rückschau, viel-
mehr bezieht er aktuelle Debatten über die Um-
benennungen kolonial geprägter Straßennamen,
die vor allem afrodeutsche Vereine fordern, in
seine Erläuterungen ein. Berücksichtigung fin-
den auch Entschädigungsforderungen der
Herero und Nama, über die seit Jahren Vertre-
ter aus Namibia und Repräsentanten der Bun-
desregierung Kontroversen führen. Diese bilden
wiederum einen Rahmen für die Rückgabe von
Schädeln aus rassenanthropologischen Samm-
lungen in deutschen Museen an die Herero und
Nama in Namibia.

Zimmerers Reflexionen spannen den Bo-
gen, in den alle 32 Einzelbeiträge einzuordnen
sind. Der Sammelband ist interdisziplinär ange-
legt, so kommen Historiker, Ethnologen, Politik-
und Literaturwissenschaftler sowie Museum-
sexperten zu Wort. Ihre empirisch fundierten
Analysen sind in fünf Kapitel zu Vorstellungs-
welten, weltpolitisch bedeutenden Ereignissen,
wichtigen Institutionen und Akteuren sowie zu
Denkmälern aufgeteilt. Das Spektrum reicht von
der Hunnenrede Kaiser Wilhelms II., über Ha-
genbecks Tierpark bis zum Kilimandscharo, der
zeitweilig als höchster Gipfel Deutschlands galt.
Auch Völkerkundemuseen sowie die Rolle von
Missionaren und Frauen in Kolonialgesellschaf-

ten werden kritisch untersucht. Exemplarisch für
die facettenreiche Auseinandersetzung sind die
folgenden Beispiele.

Deutsche Projektionen auf die Südsee ord-
net der Hagener Historiker Reinhard Wendt in
die deutsche Kolonialgeschichte ein. Sein in-
formativer und gut strukturierter Beitrag geht
von der Südsee als vielschichtigem Assoziati-
onsraum aus, so differenziert er zwischen den
verklärenden Vorstellungen von Samoa als pa-
radiesischem Idyll und den Negativzuschreibun-
gen auf Melanesien, dem „Reich der Kopfjäger“,
wo die deutsche koloniale Zivilisierungsmission
besonders aktiv wurde. In zeitlichen Längs-
schnitten zeigt Wendt die Komplexität verschie-
dener Ereignisse und Strukturen sowie die In-
teressen von Händlern, Missionaren und For-
schungsreisenden auf. Zudem beachtet er das
Vorgehen anderer Kolonialmächte in der Regi-
on. Die lokalen Bevölkerungsgruppen kommen
bei ihm als Akteure vor, ohne dass er Macht-
und Ausbeutungsverhältnisse vernachlässigt.

Der Literaturwissenschaftler Yixu Lü, der an
der Universität Sydney lehrt, erklärt die Bedeu-
tung Tsingtaus als deutsche Musterkolonie. Er
belegt detailliert, dass die Annexion dieses
Flotten- und Handelsstützpunkts von Anfang an
ein staatliches Unternehmen war, dem das
Reichsmarineamt große Bedeutung beimaß,
zumal dortige Verantwortliche sich auch Zugang
zu umfangreichen Kohlevorkommen verspra-
chen. Neben militärstrategischen und ökono-
mischen Interessen hatte Tsingtau, heute
Jiaozhou, großen symbolischen Wert. Die Ha-
fenstadt wurde zum Vorzeigeobjekt für eine
neue Expansionspolitik und die weltpolitischen
Ambitionen Kaiser Wilhelms II. Yixu Lü benennt
auch die Schattenseiten: Die Ausbeutung der
chinesischen Arbeiter, die Stadt und Hafenan-
lagen bauten und gegen den Widerstand der lo-
kalen Bevölkerung im Landesinneren eine Ei-
senbahnlinie anlegen mussten. Wie hohl die
Rede von der Musterkolonie war, zeigte sich
etwa daran, dass nicht die deutsche Kolonial-
verwaltung, sondern Missionare Krankenhäuser
für die Chinesen einrichteten.

Im Unterschied zu Tsingtau, das als Ort der
Mythenbildung heute wenige deutsche Touris-
ten anlockt, ist Namibia ein Magnet für Kolo-
nialapologeten. So analysiert Henning Melber,
Forschungsprofessor an den Universitäten Pre-
toria und Bloemfontein, den Waterberg nordöst-
lich von Windhoek als Landschaftsfanal. Wäh-
rend Touristen auf dem Weg zum Etoscha-
Tierpark an den Gräbern deutscher Soldaten
Station machen, die dort 1904 bei Gefechten
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gegen die Herero starben, und Vertreter der
deutschsprachigen Siedler das Bergmassiv als
identifikatorische Projektionsfläche nutzen, ist
der Waterberg für die Nachfahren der Überle-
benden ein Ort, wo sie das Unrecht des Völ-
kermords anklagen.

Umstritten sind auch Denkmäler in Namibia,
wie das 1912 errichtete Reiterdenkmal in Wind-
hoek. Reinhart Kößler, Direktor des Arnold-
Bergstraesser-Instituts in Freiburg, verortet es
in der Erinnerungslandschaft im Land und in der
Hauptstadt. Überzeugend interpretiert er es als
zentralen Bestandteil deutscher Kolonialarchi-
tektur, als Brennpunkt der Erinnerungspolitik
und als Kristallisationskern der Kontroversen
über Symbole und deren Deutungen. 2009
wurde dieses Sinnbild der Besitzergreifung der
früheren Kolonie Deutsch-Südwestafrika ver-
setzt und 2012 erinnerten Geschichtsrevisioni-
sten feierlich an seine Einweihung vor 100 Jah-
ren. Am 25. Dezember 2013, also nach dem
Erscheinen des Sammelbandes, wurde es im
Regierungsauftrag erneut verschoben, was etli-
che Kommentatoren in Zeitungen und Inter-
netforen zu erbitterten Kommentaren veran-
lasste; so bleiben Diskussionen über koloniale
Erinnerungsorte brisant. Dieses lesenswerte
Buch, dessen kenntnisreichen Beiträge auf-
schlussreiche Beispiele des komplexen Themas
analysieren, illustriert die Bedeutung fundierter
Detailforschungen.

Berlin                                           Rita Schäfer

Deutsche Kolonialgeschichte

Bührer, Tanja: Die Kaiserliche Schutztruppe für
Deutsch-Ostafrika. Koloniale Sicherheitspolitik
und transkulturelle Kriegführung 1885 bis
1918, 532 S., Oldenbourg, München 2011.

In der vorliegenden Publikation, welche die über-
arbeitete Fassung ihrer 2008 an der Universität
Bern angenommenen Dissertation darstellt,
widmet sich Tanja Bührer der Geschichte „kolo-
niale[r] Sicherheitspolitik“ (S. 2) und Kriegfüh-
rung im ‚Schutzgebiet Deutsch-Ostafrika‘. Im
Zentrum steht deren Hauptakteur, die ‚Kaiserli-
che Schutztruppe‘, womit bereits die militärge-
schichtliche Ausrichtung und korrespondierende
Quellenauswahl der Arbeit – hauptsächlich Ak-
ten des Reichskolonialamts, der Marine sowie
Memoiren vormals Verantwortlicher – benannt
sind.

In insgesamt elf Kapiteln, grob nach chro-
nologischen und teils nach thematischen Krite-
rien angeordnet und in Umfang wie Relevanz di-
vergierend, folgt auf eine eher deskriptive Re-
konstruktion der Aktivitäten „privater Gewaltor-
ganisationen“, insbesondere der so genannten
‚Wissmann-Truppe‘, die umfassende Darstel-
lung der Entstehungshintergründe, rechtlichen
Grundlagen und Zusammensetzung der ‚Kaiser-
lichen Schutztruppe‘ selbst. Kapitel IV vertieft
hierarchisch wie örtlich bedingte innereuro-
päische Kompetenz- und Machtabgrenzungs-
fragen innerhalb einer von „zivil-militärische […]
Dualismen“ geprägten „Herrschaftsstruktur“
(S. 161ff.), wohingegen in Kapitel V eine Ge-
samtbetrachtung der „Kriege gegen autochtho-
ne Gegner“ vorgenommen und der zentralen
Frage nachgegangen wird, ob den von der
‚Schutztruppe‘ verübten Kriegs- und Gewalt-
handlungen eine „Entgrenzung“ oder aber „Afri-
kanisierung der Gewalt“ (S. 211ff.) zugrunde
gelegen hätte. Kapitel VI diskutiert für das Kai-
serreich die Frage, ob sich hinsichtlich „Krisen-
bewältigungen im Ausnahmezustand“ ein „Ler-
nen aus den Kolonialkriegen“ erkennen lässt
(S. 278ff.). Nach einem Exkurs zur Rolle euro-
päischer Siedler vor Ort bewegt sich die Glie-
derung zurück auf die chronologische Ebene
und liefert eine umfassende Darstellung „[k]olo-
niale[r] Verteidigungspläne“ sowie des „Kamp-
fes“ (auf institutioneller Ebene) „gegen die Mili-
tarisierung der Schutzgebiete“; eine zögerliche
Entwicklung „hin zu einer globalen Interventions-
armee“ wird diskutiert (S. 489). Ein Kapitel zum
Ersten Weltkrieg, der nicht als Kolonial-, son-
dern als „europäischer Krieg in Deutsch-Ost-
afrika“ betrachtet wird, beschließt die Studie
(S. 443).

Bührer berücksichtigt hinsichtlich Entste-
hung und Entwicklung der ‚Schutztruppe‘ eine
Vielzahl von Akteuren, Ebenen und Entschei-
dungsprozessen, und liefert damit eine hand-
buchartige, detailreiche Grundlagenstudie zur
neben Heer und Marine „marginalisierte[n] drit-
te[n] militärische[n] Formation“ des Kaiserreichs
(S. 2). Positiv lässt sich festhalten, dass die
Entwicklungen in ‚Deutsch-Ostafrika‘ konse-
quent mit denjenigen anderer deutscher wie
europäischer Kolonien verglichen, Persönlich-
keiten und Einstellungen ebenso wie Ausbil-
dungswege und Karrieren aufgezeigt sowie In-
teressenkonflikte und konkurrierende Machtan-
sprüche heterogener europäischer Akteure –
dominierend zwischen Zivilverwaltung und Militär
(S. 161ff.), aber auch beispielsweise im Kapitel
über die „Kriegswirtschaft“ (S. 444f.) – adäquat
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komplex dargestellt werden. Geschehnisse in
der „Peripherie“ kann die Autorin so schlüssig
im Rahmen einer wechselseitiger Beeinflussung
mit der ‚Zentrale‘ kontextualisieren (S. 486) und
differenziert Spezifika der seitens „heimischer
militärischer Institutionen“ gering geschätzten
Truppe herausarbeiten (S. 122).

In der Einleitung werden mit Kolonialismus,
Imperialismus und Rassismus, ‚Kleinen‘ bezie-
hungsweisen ‚Neuen Kriegen‘, Postcolonial
Studies und der Frage nach Genoziden in kolo-
nialen Kontexten zahlreiche für eine ‚neue‘ Mi-
litärgeschichte fruchtbare Themenfelder ange-
sprochen. Während diesen Debatten teils pro-
duktiv nachgegangen wird – so für eine Cha-
rakterisierung der Maji-Maji-Kriege in Kapitel VI
–, gestaltet sich die übergreifende Analyse der
Dynamiken von Krieg und Gewalt im Zeichen
ihrer „Afrikanisierung“ dagegen problematisch
(S. 275). Ansätze aus der neueren politikwis-
senschaftlichen Literatur, wie Herfried Münklers
asymmetrische „Neue Kriege“ (2002), werden
mehr auf die ostafrikanischen Gesellschaften
denn auf das Gesamtgeschehen angewendet,
so dass konstruktive Fragen wie diejenige nach
einer ‚Transnationalität‘ der aus „Sudanesen
und Zulus“ (S. 155) bestehenden Askari-
Verbände oder nach einer ‚Söldnermentalität‘
auch auf Seiten der als „suspekte[n] Sonderlin-
ge“ (S. 123) geltenden deutschen Kolonialsol-
daten nicht aufgeworfen werden. Der ‚europä-
isch geführte Krieg‘ bleibt somit letztlich analyti-
scher Referenzrahmen. Dass ein Großteil der
Beteiligten – typologisiert als „irreguläre[r] Geg-
ner“ (S. 33), Söldner oder Warloards – vor dem
Hintergrund ganz anderer kultureller Deutungs-
muster agierte, wird unter eine vage definierte
„afrikanische Gewaltkultur“ subsumiert (S. 483),
welche in „nicht nur durch die neuen Asymme-
trien bedingt[en]“, sondern „ganz in der Konti-
nuität zur vorkolonialen afrikanischen Kriegfüh-
rung“ stehenden „Hinterhalte[n]“ (S. 482) Aus-
druck gefunden habe, oder im „traditionelle[n]
Raub- und Beutekrieg“ (S. 274). Der von der
Autorin hier ausgemachte „bislang stark ver-
nachlässigte […] prägende […] Einfluss der
afrikanischen Kriegführung auf die Gewaltaus-
übung der Schutztruppe“ (S. 271), welcher sich
als „Brutalisierung“ (S. 483) und als „besonders
grausame[r] Charakter“ des Krieges (S. 271)
manifestiert habe, übersieht, dass erst die deut-
sche Gewaltbereitschaft im kolonialen Kontext
solche Kriegshandlungen förderte und forderte.
Auch wird versäumt zu fragen, ob die ‚Schutz-
truppe‘ nicht – über „einige genuin deutsche
Brutalisierungen“ (S. 274) hinaus – wie andere

europäische Kolonialarmeen auch ‚brutale‘ Tä-
tigkeiten systematisch an lokale oder regionale
Akteure zu delegieren suchte. Methodisch zei-
gen Arbeiten wie Michael Peseks „Das Ende ei-
nes Kolonialreichs“ (2010) oder Michelle Moyds
„Making the Household, Making the State. Co-
lonial Military Communities and Labor in German
East Africa“ (2011), dass es unter Einbeziehung
von Quellen wie mündlich tradierter songs oder
Autobiographien gerade kein „undurchführbares
Unterfangen“ ist, auch Egodokumente afrikani-
scher Akteure zu berücksichtigen und „Identität
und […] Loyalitätsempfinden der Askaris konzi-
se nachzuvollziehen“ (S. 160). Auch weist die
Arbeit sprachliche Ungenauigkeiten auf oder
lässt es an Distanz zu den Quellen fehlen, so
wenn die Rede davon ist, der ‚Schutztruppe‘
seien ihre (zwangsverpflichteten) Träger „ent-
laufen“ (S. 472) – dergestalt (über) Geschichte
Afrikas zu schreiben, riskiert die unkritische
Übernahme zeitgenössischer Denkmuster und
lässt es an eben jener Empathie fehlen, „andere
Kulturen unverzerrt wahrzunehmen“, welche die
in der Einleitung mit Said zitierten Postcolonial
Studies einfordern (S. 14).

Auch wenn der Arbeit also ein dezidiert eu-
ropäisch geprägter Blickwinkel auf die Ge-
schehnisse zugrunde liegt, den man sich ob der
den Titel schmückenden ‚transkulturelle[n]
Kriegführung‘ gerade nicht erwartet hätte: Das
Buch bleibt aufgrund seiner detailreichen und
umfassenden Aufbereitung der militärhistori-
schen Quellen eine wichtige und kompetente
sowie nicht zuletzt mutige Grundlagenstudie zur
Kolonialgeschichte ‚Deutsch-Ostafrikas‘.

Berlin               Kerstin Stubenvoll

Wirtschaftliche Verflechtungen

Zangger, Andreas: Koloniale Schweiz. Ein Stück
Globalgeschichte zwischen Europa und Südost-
asien (1860–1930), 476 S., transcript, Biele-
feld 2011.

Die Einteilung der Welt in fortgeschrittene In-
dustrienationen und in relativ rückständige Ent-
wicklungsländer hat die globale politische Kom-
munikation in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts tief geprägt. In erfolgreichen Volks-
wirtschaften (wie der Schweiz) wurde ein wirt-
schaftspolitisches Musterbeispiel erkannt, das
armen Ländern (wie Indonesien) als Vorlage
dienen könne. Die europäischen Wachstums-
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erfolge, deren Wurzeln tief ins 19. Jahrhundert
zurückreichen, sind konsequent in kleinräumi-
gen wirtschaftlichen Handlungseinheiten lokali-
siert worden. Man verstand das europäische
Modernisierungswunder als ein eigendynami-
sches Binnenphänomen und empfahl den neuen
Volkswirtschaften in Asien, Afrika und Latein-
amerika, aus sich selbst heraus dieses Wunder
nachzuholen.

Die Dissertation von Andreas Zangger über
die wirtschaftliche Verflechtung zwischen Süd-
ostasien und der Schweiz zwischen 1860 und
1930 bietet eine Fülle von Belegen dafür, dass
diese nationszentrierte Vorstellung der nachho-
lenden wirtschaftlichen Entwicklung falsch ist.
Globale Verflechtungen spielten eine entschei-
dende Rolle. Wir sind gut informiert darüber,
dass die koloniale Expansion im 19. Jahrhun-
dert ein wesentlicher Faktor für die spektakuläre
Wirtschaftsentwicklung Großbritanniens oder
auch der Niederlande war. Weniger bekannt ist,
dass auch die früh industrialisierte Schweiz kei-
neswegs aus sich selbst heraus auf einen er-
folgreichen Wachstumspfad fand. Obwohl das
Alpenland nie eigene Kolonien besaß, gründete
sein Wohlstand wesentlich auf Handels- und
Produktionsunternehmen der Textilbranche, die
ab den 1840er Jahren nicht nur Rohstoffe aus
Asien, Afrika und Lateinamerika bezogen, son-
dern auch Absatzmärkte weit jenseits der natio-
nalen Grenzen bedienten. Zangger berichtet
aus einer Quelle, was ein Schweizer Handels-
vertreter um die Mitte des 19. Jahrhunderts auf
den Straßen von Singapur sah: „Da waren sie
quasi zur Schau gestellt, die bunten Erzeugnis-
se des Toggenburgs in ihrer Vielgestaltigkeit,
sowohl von Männer wie Frauen getragen, so-
dann die von weitem den echten täuschend
ähnlichen, meisterhaft gedruckten Batiks des
Glarnerlands und die fein gemusterten, gleißen-
den Seidenstoffe Zürichs“ (S. 61).

Das Buch ist eine Pionierarbeit. Es stellt der
Schweizer Wirtschaftsgeschichte eine Fülle von
Quellenbelegen entgegen, die zur Revision von
etablierten Gewissheiten auffordern. Es wider-
legt nationszentrierte Annahmen der Wirt-
schaftsgeschichte und füllt wesentliche Forde-
rungen des globalhistorischen Forschungspro-
gramms mit empirischer Evidenz.

Zangger stellt seine Untersuchung in den
Horizont der Globalgeschichte und stützt sich
insbesondere auf Shalini Randerias Begriff einer
„geteilten Geschichte“. Seine Recherchen in
Schweizer Wirtschaftsarchiven, in den Nieder-
landen, in London und in Südostasien zeigen
eindrücklich auf, wie sehr die Schweiz ihren

Wirtschaftserfolg historisch mit Singapur und
Sumatra teilt. Zangger geht aber nicht nur auf
die wirtschaftliche Verflechtung ein, sondern
untersucht auch die Frage, wie sich Schweizer
in Südostasien in die dort herrschende koloniale
Sozialstruktur einfügten. Er beschreibt eine ge-
teilte Geschichte der Ausbeutungserfahrung, in
welcher sich die Schweizer Akteure auf die
Seite der niederländischen und der britischen
Kolonialherren stellten. Es bestand eine klare
Teilung zwischen der europäischen Selbstüber-
hebung und ihrer zivilisatorischen Herabstufung
der südostasiatischen Handelspartner.

Das erste Hauptkapitel widmet sich der
Schweizer Präsenz auf dem Handelsplatz Sin-
gapur. Dabei gilt das Augenmerk jener Gruppe
von Mittelspersonen, die den Welthandel durch
ihre Netzwerke und ihr Verhandlungsgeschick
wesentlich befördert haben. Neben Bugis aus
Südsulawesi, Hadramis aus dem Südosten Je-
mens, indischen Parsis und Chettiars aus Tamil
Nadu, Armeniern, Juden aus Bagdad und Chi-
nesen aus verschiedenen Regionen Südchinas
spielten auch Schweizer in dieser Hinsicht eine
Rolle. Auf Sumatra, dem sich das zweite Haupt-
kapitel widmet, waren Schweizer hingegen
hauptsächlich als koloniale Plantagenbesitzer
tätig. Hier entfaltete sich eine spezifische Fron-
tier-Kultur, in der Söhne aus guten Schweizer
Häusern vorübergehend einen kolonialen Le-
bensstil pflegten, der sich wesentlich um die
Tabakpflanze drehte. Diese Vertiefungen würdi-
gen die zwei wichtigsten Verflechtungsformen
zwischen der Schweiz und Südostasien, die im
Handel und in der Produktion von Rohstoffen
lagen. Im dritten Hauptteil rekonstruiert Zangger
Kapitalflüsse und thematisiert auch eine unter-
nehmerische Nische, das Transportversiche-
rungsgeschäft, in welchem Schweizer relativ
stark präsent waren. Zwei ausführliche Kapitel
widmen sich außerdem der Naturforschung, die
in Indonesien von Schweizern betrieben wurde,
und der Rolle der Auslandschweizer im politi-
schen Diskurs in der Eidgenossenschaft.

Spätestens hier verschwimmt die an sich
konzise Fragerichtung der Studie. Zu viele The-
men werden angesprochen und zu heterogene
Theoriestränge sollen bedient werden. Insge-
samt ist das Buch unausgereift. Auffallend sind
die vielen Rechtschreibfehler, das unprofessio-
nelle Layout, das unvollständige Inhaltsverzeich-
nis und die vielen Stilbrüche im Text. Die Argu-
mentation hätte für die Publikation stark überar-
beitet werden müssen. Kürzungen und Umstel-
lungen hätten den Lesefluss erleichtert. Der
Verlag scheint aber vollständig auf diese verle-
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gerischen Dienstleistungen zu verzichten, was
für den wissenschaftlichen Buchmarkt katastro-
phal ist. Zanggers Dissertation wirkt sowohl in-
haltlich als formal wie der unsichere Vorstoß ei-
nes völlig allein gelassenen Einzelgängers in ein
brisantes Thema. Offenbar ist die Kritik am do-
minanten nationalstaatszentrierten Modell der
Wirtschaftsentwicklung nicht leicht zu haben.
Man kann sich nur wünschen, dass die Studie
weitere Untersuchungen anregt, die sorgfältiger
abgeschlossen werden.

Luzern                        Daniel Speich Chassé

Europäisches Denken

Menrath, Manuel (Hrsg.): Afrika im Blick. Afri-
kabilder im deutschsprachigen Europa, 1870–
1970, 329 S., Chronos, Zürich 2012.

Bis heute gilt Afrika weithin als Kontinent, für
den nur Naturkatastrophen, Kriege und ge-
scheiterte Staaten charakteristisch sind. Nicht
enden wollende Ströme von Afrikanerinnen und
Afrikanern, die oftmals schon an den europäi-
schen Außengrenzen scheitern, tun ein Übriges,
um bei vielen Menschen den Eindruck zu er-
wecken, dass der Aufstieg zur Zivilisation, so
wie sie viele Europäerinnen und Europäer se-
hen, ohne westliche Hilfe nicht möglich ist. Sol-
che stereotype Wahrnehmungen gehen oftmals
auf die Kolonialzeit zurück.

Die Autorinnen und Autoren des vorliegen-
den Sammelbandes begeben sich auf Spuren-
suche nach kolonialen Afrikabildern in den
deutschsprachigen europäischen Ländern
Deutschland, Österreich und der Schweiz. Die
meisten Beiträge belegen, dass Repräsentatio-
nen des ,schwarzen Kontinents‘ und koloniales
Denken nicht vor Landesgrenzen Halt machen.
Problemlos wurde solch triviales Denken inner-
halb Europas, insbesondere desselben Sprach-
raums – selbst in Länder ohne eigene Kolonial-
gebiete wie die Schweiz und Österreich – trans-
portiert. In zwölf Studien versuchen die Beitra-
genden durch verschiedene kulturhistorische
Frage- und Themenstellungen die kolonialen
Afrikakonstruktionen zu analysieren. So entsteht
ein facettenreiches Bild, welches kaum etwas
über Afrika aussagt; dafür umso mehr über
diejenigen Menschen in Europa, die dieses oft
schon über Generationen kolportieren.

Die meisten Beiträge konzentrieren sich auf
die Untersuchung postkolonialer Strukturen in

der deutschsprachigen Alltagskultur. Der Ge-
fahr, in guter Absicht die Argumentation zu
überziehen, können sich einige der Autorinnen
und Autoren nicht entziehen. So benutzt bei-
spielsweise der Herausgeber in einer erfreulich
kritischen Auseinandersetzung mit dem Begriff
,Neger‘ stattdessen das ‚N-Wort‘ (S. 7). Es
sollte, wie in dieser Einleitung geschehen, da-
rauf hingewiesen werden, dass dieser Begriff im
heutigen Sprachgebrauch nicht mehr verwendet
werden sollte, so auch nicht von Politikern, was
hier explizit kritisiert wird. In der Zwischenzeit ist
jedoch erwiesen, dass die Verwendung solcher
euphemistischen Begriffe (es gibt auch ein ,M-
Wort‘ für ,Mohren‘ etc.) genau das Gegenteil
von dem bewirkt, was eigentlich damit bezweckt
werden sollte. Hilfreicher wäre gewesen, den
Begriff angemessen zu historisieren. Beispiels-
weise wurde der Begriff ,Neger‘ nicht zuletzt als
Selbstbezeichnung verwendet. Leider gelingt es
dem Herausgeber in seinen einleitenden Wor-
ten nicht, die vielfältigen Facetten der Kolonia-
lismusforschung und die universitäre Durchset-
zung dieser Wissenschaftsdisziplin im deutsch-
sprachigen Raum zu erkennen. Außerdem wur-
den einige der aktuellen kolonialhistoriographi-
schen Studien zur Geschichte des deutschen
(Post)Kolonialismus nicht berücksichtigt und
die Entwicklung der Kolonialhistoriographie in
Deutschland nicht richtig erfasst. Dahingegen
erwähnt Menrath recht ausführlich Edward Saids
Orientalismus-Theorie, ohne dadurch einen Mehr-
wert für die Diskussion über den Postkolonia-
lismus zu erzielen.

Die zwölf substantiellen Beiträge sind le-
senswert. Besonders überzeugt der missions-
geschichtliche Aufsatz von Marita Haller-Dirr,
weil er überregionale und transdisziplinäre An-
sätze aufgreift. Sein konkretes Thema sind die
Vorstellungen von deutschsprachigen Missio-
naren über den afrikanischen Kontinent. Aller-
dings stehen hier die katholischen Kapuziner
und Baldegger Schwestern aus der Schweiz im
Mittelpunkt der Untersuchung. Die Einbettung
auch anderer Kongregationen und beispielswei-
se der evangelischen Missionsgesellschaften
wäre wünschenswert gewesen.

Auch andere in dem Sammelband behan-
delte Themen wecken das Interesse von Kolo-
nial- und/oder Missionshistorikern, wie bei-
spielsweise die Darstellung von Afrika und Afri-
kanern in Schul- und Kinderbüchern der
Schweiz von Patricia Purtschert und Gesine
Krüger, über die Wahrnehmung vornehmlich
farbiger französischer Kolonialsoldaten in der
Schweiz und in Deutschland von Manuel Men-
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rath, die Behandlung von „schwarzen französi-
schen Kriegsgefangenen“ durch die deutsche
Wehrmacht von Raffael Scheck, über den Kolo-
nialoffizier Max Knecht, der zum „Vorkämpfer
der kolonialrevisionistischen Bewegung in Frei-
burg i. B.“ wurde von Heiko Wegmann, über die
Darstellung des Kolonialismus im frühen deutsch-
sprachigen Kino von Wolfgang Fuhrmann, dem
„Gebrauch von Dokumentarfilmen in der Ent-
wicklungszusammenarbeit“ von Felix Rauh und
zum Zusammenwirken von Ökonomie und Poli-
tik von sogenannten Völkerschauen um 1900
von Werner Michael Schwarz.

Es fällt die Bandbreite der behandelten
Themen auf. Es gibt (post)kolonialhistorische,
militär-, mentalitäts-, missions-, film- und litera-
turgeschichtliche Abhandlungen. Die zu Grunde
liegenden Zeiträume greifen teilweise bis in
die Zeit vor der direkten Phase des deutschen
Kolonialismus zurück, behandeln aber auch
Themen aus der Zwischenkriegsphase und zur
Zeit des Zeiten Weltkrieges. Zwei der filmkriti-
sche Beiträge behandeln gar die Zeit danach
(1950er Jahre).

Der Sammelband greift eine Vielzahl von
Themen auf, die leider ohne erkennbares ver-
bindendes Konzept mehr oder minder neue
Themenbereiche aus der Kolonialismusfor-
schung beziehungsweise der postkolonialen
Studien ansprechen. Einzelne Beiträge, vor al-
lem diejenigen, die sich explizit mit (post)kolo-
nialen Fragestellungen befassen, stellen indes
wichtige Bestandteile der aktuellen Kolonialis-
musforschung dar. Diese fassen nicht nur ent-
sprechende Forschungsergebnisse zusammen
und tragen durch zum Teil detaillierte Quellen-
forschung zu diesen bei, sondern sie zeigen
auch auf, wo es noch Forschungslücken gibt. In
jedem Fall ist das vorliegende Buch ein wichti-
ges Element bei zukünftigen komparatistischen
Studien zum europäischen Kolonialismus.

Berlin                       Ulrich van der Heyden

Internationale Praktiken der kulturellen
Aneignung

Huck, Christian/Bauernschmidt, Stefan (Hrsg.):
Travelling Goods, Travelling Moods. Varieties of
Cultural Appropriation (1850–1950), 261 S.,
Campus, Frankfurt a. M. 2012.

Globalisierungsprozesse mögen im Bereich des
Konsums besonders unmittelbar erfahrbar sein.

Dass aber Globalisierung auch Homogenisie-
rung bedeutet und mit einer Angleichung unter-
schiedlicher Konsumgewohnheiten einhergeht –
das ist eine These, die in dem vorliegenden
Sammelband in Frage gestellt wird. Die Auto-
rinnen und Autoren heben bei ihrer Analyse von
Konsumgütern auf Reisen vielmehr deren Loka-
lisierung, ihre vielfältige lokale Einbettung und
Anverwandlung hervor. Sie orientieren sich da-
mit an dem Leitkonzept des Bandes, dem Kon-
zept der „cultural appropriation“.

In ihrem klar strukturierten Band versam-
meln die Herausgeber Christian Huck und Ste-
fan Bauernschmidt Aufsätze aus unterschiedli-
chen Disziplinen: aus der Anthropologie, Sozio-
logie und Geschichtswissenschaft ebenso wie
aus den Literatur- und Kulturwissenschaften.
Die Publikation schließt mit einem theorieorien-
tierten Beitrag der beiden Herausgeber ab. Den
einzelnen Fallstudien ist zudem ein einleitender
Aufsatz von Hans Peter Hahn vorangestellt. Der
Frankfurter Anthropologe stellt darin unter-
schiedliche disziplinäre Annäherungen an For-
men der kulturellen Aneignung vor. Die Appro-
priation fremder Güter beschreibt er maßgeblich
als eine Form des Zueigenmachens und der
Einpassung in den jeweiligen lokalen Kosmos
von Dingen und Akteur-Dingbeziehungen. Den
analytischen Wert des Konzepts führen die Au-
torinnen und Autoren dann anhand unterschied-
licher Untersuchungsgegenstände (Essen, Bü-
cher, Maschinen), -zeiten (19. und frühes 20.
Jahrhundert) und -räumen (USA, Westeuropa,
Philippinen) eher überzeugend vor, als dass sie
ihn kritisch zu beleuchten suchen.

Dass Transfers nicht allein von den tatsäch-
lichen Eigenschaften des übertragenen Guts,
sondern auch von dessen imaginierter Herkunft
und den darauf bezogenen Assoziationen ab-
hängen, verdeutlichen insbesondere jene Bei-
träge, die sich in einem ersten Abschnitt auf
den Konsum von Nahrungsmitteln beziehen.
Sonja Weishaupt zeigt, wie stark die schrittwei-
se Annäherung an „die“ chinesische Küche in
US-amerikanischen Haushalten mit gängigen
Konstruktionen chinesischer Exotik zusammen-
hing. Ebenso verdeutlicht sie, dass etablierte
Konsumgewohnheiten darüber bestimmten, was
wie als chinesisches Essen deklariert, zubereitet
und verzehrt wurde. Wie sehr der Erfolg eines
neuen Gerichts zudem von dem jeweiligen lo-
kalen Universum an Gütern und Geschäften ab-
hängen konnte, veranschaulicht der Beitrag von
Margrit Schulte Beerbühl. Sie befasst sich darin
mit der erfolgreichen Verbreitung deutscher
Wurstwaren in Großbritannien, die im 19. und
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frühen 20. Jahrhundert maßgeblich durch die
deutsche migrantische Community vorangetrie-
ben wurde. Umgekehrt wird an dem von Ole
Sparenberg geschilderten, gescheiterten Ver-
such, im Deutschland der Zwischenkriegszeit
Fischbratküchen nach britischem Vorbild zu eta-
blieren, deutlich, wie sehr das Zusammenspiel
von lokalen Ökonomien und (sozial differenzier-
tem) Konsum die Annahme neuer Gerichte be-
hindern konnte.

Im Zusammenhang mit Büchern heben die
Autoren die Bedeutung jener Akteure hervor,
die als „Gatekeeper“ auf die Übersetzung und
lokale Verbreitung neuer Güter einwirkten. So
zeigt Christian Huck, wie die Strategien von
Verlegern ebenso wie die Kampagnen nationali-
stischer Kulturkritiker Anfang des 20. Jahrhun-
derts beeinflussten, in welcher Form sich Gro-
schenromane nach US-amerikanischem Vorbild
in Deutschland ausbreiteten. Olivia Anne M.
Habana befasst sich mit dem Versuch, im Zuge
der US-amerikanischen Kolonialherrschaft in
den Philippinen über Schulbücher „amerikani-
sche Werte“ zu vermitteln. Dabei verdeutlicht
sie, dass die Kolonialbeamten nicht umhin ka-
men, auf das Wissen lokaler Akteure einzuge-
hen und die Schulbuchtexte entsprechend an-
zugleichen. Frederike Felcht schließlich situiert
die Verbreitung der Texte des dänischen
Schriftstellers H. C. Andersen in einem transna-
tionalen literarischen Feld, wobei sie die Be-
deutung von Akteur-Netzwerkstrukturen (nicht
ganz stringent) in ihre Analyse zu integrieren
sucht.

Wie sehr lokal etablierte Praktiken und be-
reits existierende Techniken die lokale Akzep-
tanz einer neuen Maschine beeinflussten, wird
vor allem in dem dritten Abschnitt zu techni-
schen Gütern offenkundig. Entgegen gängiger
Vorstellungen werden auch Maschinen hier
nicht als stabil, sondern als veränderlich und mit
Deutungen aufgeladen beschrieben. So zeigt
Stefan Bauernschmidt, der sich mit dem ver-
gleichsweise geringen Erfolg des Ford T auf
dem deutschen Markt befasst, wie sehr emotio-
nale Aufladungen und nationale Stereotype
dessen Wahrnehmung in der Zwischenkriegs-
zeit beeinflussten. Gijs Mom schildert anhand
des Zündmechanismus bei Autos instruktiv den
langwierigen Prozess des Aushandelns und
Austestens neuer technischer Lösungen sowie
deren Angleichung an lokale Gewohnheiten und
Märkte. Patricia Irene Dacudao bezieht sich auf
die Mechanisierung der Landwirtschaft auf den
Philippinen unter amerikanischer Kolonialherr-
schaft und beschreibt, wie sich bei der Ent-

wicklung einer neuen Erntemaschine amerikani-
sche Ideale des Fortschritts durch Individuali-
sierung und Mechanisierung mit lokalen ko-
operativen Strukturen verschränkten.

Formen der „cultural appropriation“, erklärt
Hans Peter Hahn in seinem Beitrag, seien von
Macht- und Ungleichheitsverhältnissen geprägt.
Doch während auch die Herausgeber in ihrer
abschließenden Reflexion diese analytische Di-
mension hervorheben, sparen die empirischen
Fallstudien sie tendenziell aus – einmal abgese-
hen von den beiden Beiträgen, die sich auf die
US-amerikanische Kolonialherrschaft auf den
Philippinen beziehen. In jedem Fall wäre es pro-
duktiv gewesen, noch stärker Gemeinsamkeiten
in den jeweiligen Ergebnissen zu konturieren,
um damit unter Umständen zu historischen
Thesen zu gelangen, die über die allgemeinen
Annahmen zur Praxis kultureller Aneignung hi-
nausgehen. Beispielweise wäre es – gerade
weil das Verhältnis von Globalisierung und Ver-
flechtung als Einstieg dient – interessant gewe-
sen, über verschiedene Phasen der Aneignung
zu spekulieren. Die Wahl des Zeitraums von
1850 bis 1950 erscheint sonst etwas beliebig.
Davon aber abgesehen, versammelt der vorlie-
gende Band Beiträge, die auf überzeugende
und anschauliche Weise Einblick in die Vielfalt
von Praktiken der kulturellen Aneignung geben.

Hamburg                           Christiane Reinecke

Wirtschaftliche Globalisierungs-
prozesse

Dejung, Christof/Petersson, Niels P. (Hrsg.):
The Foundations of Worldwide Economic Inte-
gration. Power, Institutions, and Global Markets,
1850–1930, 292 S., Cambridge UP, Cam-
bridge 2013.

Handelsströme, Kapitalverflechtungen und die
Migration von Arbeitern und Angestellten gelten
als wichtige Gradmesser für den Fort- oder
Rückschritt wirtschaftlicher Globalisierungspro-
zesse. Betrachtet man diese Phänomene, so
lassen sich entsprechende Konjunkturzyklen
entwerfen. Einer enormen Zunahme des welt-
weiten Austauschs von Gütern, Kapital und Ar-
beitskräften von etwa der Mitte des 19. Jahr-
hunderts bis zum Ersten Weltkrieg folgten drei
Jahrzehnte, die ebenso von dem vergeblichen
Bemühen gekennzeichnet waren, an die Ent-
wicklung von vor 1914 anzuknüpfen, wie vom
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Rückgang des internationalen Handels, vom zu-
nehmenden Wirtschaftsnationalismus und vom
Entstehen von Währungsblöcken und Zoll-
mauern. Erst lange nach dem Zweiten Weltkrieg
wurde weltweit gesehen wieder der Entwick-
lungsstand von vor 1914 erreicht.

Wirtschaft ist jedoch mehr als die Summe
solch statistisch relativ einfach zu erhebender
Phänomene. Eine Periodisierung wirtschaftli-
cher Globalisierungsprozesse nur anhand der
drei genannten Aspekte wird deshalb der Rea-
lität nicht gerecht. Seit einigen Jahren nimmt
daher die Zahl von Historiker/innen zu, die sich
intensiv darum bemühen, ein ausgewogeneres
Bild zu entwerfen. Insbesondere Studien zur
Geschichte von (multinationalen) Unternehmen,
Kartellen und internationalen Organisationen
zeigen, dass die oben skizzierten Zäsuren kei-
neswegs so eindeutig zu setzen sind.

Die Beiträge des zu besprechenden Ban-
des, die mit zwei Ausnahmen auf eine Tagung
zurückgehen, die 2008 in Konstanz stattfand,
knüpfen an solche Forschungsarbeiten an, in-
dem sie Institutionen und Machtverhältnisse
grenzüberschreitender ökonomischer Austausch-
beziehungen in den Mittelpunkt des Interesses
stellen. Da diese, so die Herausgeber, zwischen
„sets of public and private, local, national and
global actors“ (S. 7) ausgehandelt worden sei-
en, ist es zwangsläufig, dass eine der beiden
Leitfragen auf diese Akteure sowie deren In-
teressen, Kooperationen und Konflikte zielt.
Des Weiteren wird gefragt, inwiefern der Erste
Weltkrieg einen Wendepunkt darstellte, der eine
Ära „of rapid transnational integration“ (S. 3f.)
von einer darauf folgenden Epoche trennte, die
von einer schwierigen und letztlich gescheiterten
Rekonstruktion früherer Verhältnisse geprägt
gewesen sei. Ohne im Einzelnen auf die elf
Beiträge einzugehen, lassen sich deren Er-
kenntnisse anhand von drei Stichworten zusam-
menfassen: Netzwerke, Verrechtlichung und
Enteuropäisierung.

Dass Beziehungen zwischen Akteuren als
Netzwerke angesehen und analysiert werden
können, ist alles andere als neu. Vielleicht ist
das der Grund dafür, dass der Begriff in den
einzelnen Beiträgen meist nur eine untergeord-
nete Rolle spielt. Nichtsdestotrotz bleibt es be-
merkenswert, wie etwa seit der Mitte des 18.
beziehungsweise des 19. Jahrhunderts aus lo-
kalen Zusammenschlüssen von wirtschaftlich
aktiven Akteuren in England und Deutschland
zum Zwecke des Austauschs über die Kredit-
würdigkeit potentieller Kunden grenzübergrei-
fende Netzwerke entstanden, in deren Rahmen

einschlägige Informationen rasch weitergeleitet
und auf diese Weise grundlegende Risiken wirt-
schaftlichen Handelns vermindert werden konn-
ten (Rowena Olegario). Ebenso interessant sind
Claude Markovits’ Ausführungen über die Be-
deutung indischer Kaufleute und Händler für
den internationalen Warenaustausch in Asien
und Ostafrika. Zwar blieben diese bis ins
20. Jahrhundert hinein eher in der zweiten Rei-
he einer von Europäern dominierten Weltwirt-
schaft. Doch ohne das Wissen, die Kontakte
und die Finanzierungsmechanismen indischer
und indischstämmiger Akteure wäre der Handel
in der Region offenbar kaum möglich gewesen.
Und schließlich halfen Akteursnetzwerke Unter-
nehmen auch, negative ökonomische Auswir-
kungen des Ersten Weltkriegs abzumildern oder
gar weitgehend zu vermeiden. Das zeigt Isabella
Löhr am Beispiel des Verlagswesens und der
erfolgreichen Aufrechterhaltung eines interna-
tionalen Abkommens zum Schutz geistigen Ei-
gentums ebenso wie Philip Dehne anhand des
als ‚deutsch‘ geltenden und vor allem im inter-
nationalen Handel mit Getreide aus Argentinien
tätigen Unternehmens Bunge & Born, das briti-
sche Behörden erfolglos versuchten, mit einem
Embargo zu schwächen.

Institutionen sind Regeln, die helfen, Risi-
ken zu vermindern, die wirtschaftlichem Han-
deln innewohnen. Als solche sind sie oft infor-
meller Natur, zum Teil werden sie aber auch
formalisiert und damit verrechtlicht. Eine solche
Verrechtlichung von Institutionen erfolgte ab
dem 19. Jahrhundert mithilfe von internationa-
len Abkommen und Absprachen seitens Regie-
rungen, nationaler Organisationen und Verbän-
den oder auch Privatpersonen. Manche dieser
Abkommen sahen zudem die Gründung einer
entsprechenden internationalen Organisation
vor, die die Einhaltung der gemeinsam gesetz-
ten Regel überwachen und etwaige Verstöße
ahnden sollte. Auf diese Weise wurden Maße,
Gewichte und sonstige Standards vereinheit-
licht, gemeinsame Verfahrensweisen eingeführt
oder auch regelmäßige Meinungsaustausche
über offene Fragen und Probleme organisiert.
Damit strebten die jeweiligen Akteure an, den
grenzüberschreitenden Austausch von Informa-
tionen, Gütern, Kapital und Arbeitskräften zu
vereinfachen, zu verstetigen und zu intensivie-
ren. Fast alle Beiträge des Sammelbandes be-
fassen sich mehr oder weniger ausführlich mit
solchen Verrechtlichungsprozessen und deren
Folgen für die internationale Wirtschaft. Bei-
spielhaft erwähnt sei hier Niels P. Peterssons
Aufsatz, der sich mit den schwierigen Versu-
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chen im ersten Drittel des 20. Jahrhunderts
befasst, wirtschaftliche Transaktionen mithilfe
einer internationalen Angleichung von Regeln –
etwa des Wechselrechts – zu erleichtern. Das
sei von vielen privaten Akteuren zwar gewollt
und auch aktiv angestrebt worden. Doch das im
nationalen Rahmen ‚gewachsene‘ Recht habe
sich oft als beharrlicher erwiesen und auch der
politische Wille sei nicht immer vorhanden ge-
wesen. Private Akteure hätten also zumindest
zu einem gewissen Grad ihre Interessen denen
ihrer jeweiligen Regierungen anpassen müssen,
um hier zu Lösungen zu gelangen. Insbeson-
dere sei dies ab dem Ersten Weltkrieg der Fall
gewesen, als die Rolle von Staaten im ökonomi-
schen Geschehen bedeutsamer wurde. Die lo-
gische Folgerung Peterssons ist, dass der
staatliche Einfluss auf wirtschaftliche Globali-
sierungsprozesse höher gewesen sei, als bisher
angenommen. Bekräftigt wird diese Schlussfol-
gerung von Michele d’Alessandros Beitrag, der
den letztlich weitgehend erfolglosen Bemühun-
gen des Völkerbunds in der zweiten Hälfte der
1920er Jahre gewidmet ist, durch die Einbezie-
hung privater Akteure und deren Verbände die
wirtschaftlichen Krisen jener Zeit besser über-
winden zu können.

Dritter Schwerpunkt des Sammelbandes ist
die Enteuropäisierung der Weltwirtschaft – ei-
nerseits verstanden als eine stärkere Betrach-
tung nicht-europäischer Wirtschaftsakteure und
andererseits als zu beobachtender und zu er-
klärender Prozess. In diesem Zusammenhang
sei auf die Beiträge von Bernd-Stefan Grewe
verwiesen, der sich dem weitgehend erfolglosen
Bemühen der Londoner City widmet, nach dem
Ersten Weltkrieg wieder zum wichtigsten Gold-
markt der Welt zu werden, von Christof Dejung,
der am Beispiel der indischen Baumwollwirt-
schaft die große Bedeutung natürlicher Gege-
benheiten, lokaler und regionaler Netzwerke wirt-
schaftlicher Akteure sowie die darin herrschen-
den Machtverhältnisse für das Funktionieren
des globalen Handels hervorhebt, sowie von
Pierre-Yves Donzé, der die Übernahme und die
Anpassung internationaler Patentrechtsregelun-
gen in Japan zwischen 1880 und 1930 sowie
deren Auswirkungen auf die wirtschaftliche Pro-
sperität des ostasiatischen Landes untersucht.

Der Sammelband vereinigt bemerkenswerte
Beiträge, die die zwar nicht mehr unangefoch-
tene, aber doch weiterhin verbreitete und oben
skizzierte Periodisierung wirtschaftlicher Globali-
sierung in Frage stellen, indem ihre Autoren ihr
Augenmerk auf bisher weniger beachtete
Aspekte und Zusammenhänge richten. Aus die-

sem Grund und weil sich die Aufsätze in her-
vorragender Weise als Ausgangspunkte für
weitergehende Forschungen eignen, ist dem
durchweg gut zu lesenden Buch ein breiter Le-
serkreis zu wünschen.

Freiburg i. Br.                Martin Bemmann

19. JAHRHUNDERT

Politischer Professor des Vormärz

Becker, Thomas/Bleek, Wilhelm/Mayer, Tilman
(Hrsg.): Friedrich Christoph Dahlmann. Ein poli-
tischer Professor im 19. Jahrhundert, 154 S.,
V&R unipress, Göttingen 2012.

Im Jahr 2010 jährte sich der Todestag des His-
torikers, Politikwissenschaftlers und Politikers
Friedrich Christoph Dahlmann zum 150. Mal. Zu
diesem Anlass veranstaltete die Universität
Bonn, an der Dahlmann seit 1842 gelehrt hatte,
ein Gedenkkolloquium, aus dessen Beiträgen
der vorliegende, Karl-Dietrich Bracher zum
90. Geburtstag am 13. März 2012 gewidmete
Band hervorgegangen ist. Die Sammlung ent-
hält neben zwei Grußworten des Bonner Rek-
tors Jürgen Fohrmann und der NRW-Wissen-
schaftsministerin Svenja Schulze elf Aufsätze,
die sich mit einzelnen Aspekten aus dem Leben
und Schaffen Dahlmanns beschäftigen.

Der erste und der letzte Beitrag stammen
aus der Feder Wilhelm Bleeks, der 2010 die
maßgebliche Biographie Dahlmanns vorlegte,
über deren Erkenntnisse die meisten Aufsätze
des vorliegenden Bandes – diese Kritik sei hier
vorweggenommen – nicht hinauskommen. In
seiner ersten Studie widmet sich Bleek Dahl-
mann als Universitätslehrer und zeichnet das
Bild eines „gesinnungsethischen“ politischen
Professors des Vormärz, dessen „ethisch fun-
dierte Berufsehre“ (S. 18) in seiner Kieler Ab-
schiedsvorlesung 1829, in seinem Wirken als
einer der „Göttinger Sieben“ 1837 und in seiner
Abordnung zum Frankfurter Paulskirchenparla-
ment ihren Widerhall fand. Der letzte Aufsatz,
der unterhaltsamste dieses Sammelbands, in-
terpretiert zahlreiche Karikaturen, in denen be-
sonders Dahlmanns politische Aktivitäten zeit-
genössisch verspottet wurden. Der Verschrän-
kung von Geschichts- und Politikwissenschaft,
die von den Autoren allgemein als Charakteristi-
kum Dahlmanns betont wird, sind die Aufsätze
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von Reimer Hansen und Andreas Anter gewid-
met, wobei Hansen die Bedeutung des historia
magistra vitae-Diktums für Dahlmann hervor-
hebt: „Die Antwort der Lehrerin Geschichte aus
dem Munde oder der Feder Dahlmanns hieß
immer wieder: die gute Politik, der gute Staat
oder die gute Verfassung“ (S. 34).

In die Traditionslinie der Bonner Politik-
wissenschaft reiht Tilman Mayer Dahlmann ein
und schlägt damit den Bogen von Dahlmann zu
Bracher, für die die Verbindung des Politischen
und des Historischen als gemeinsames Wesens-
merkmal behauptet wird. Ebenfalls eine gute
Kontextuierung von Dahlmanns Schaffen bietet
die Untersuchung Christian Waldhoffs. Sie stellt
Dahlmann im Kontext der vormärzlichen Verfas-
sungsgeschichte dar, beschreibt seinen Einsatz
für eine konstitutionelle Erbmonarchie und sieht
in ihm den Verfechter eines liberalen Rechts-
staats. Die Betonung des Liberalismus ist auch
das Anliegen von Marcus M. Payk. Entgegen
der herkömmlichen Interpretation, Dahlmanns
Verhalten in der Schleswig-Holsteinischen Fra-
ge vor allem auf nationale Motive zurückzufüh-
ren, sieht Payk in Dahlmanns liberalem Konsti-
tutionalismus eine starke Triebkraft für die Be-
hauptung der auf „ewig ungeteilten“ Herzogtü-
mer. Das dritte Beispiel für eine gelungene Ein-
ordnung Dahlmanns ist Lucian Hölschers Ab-
handlung über „Die Göttinger Sieben und die
Entstehung der Öffentlichkeit im deutschen
Vormärz“. Ausgehend von seinen allgemeinen
Studien zum Öffentlichkeitsbegriff charakteri-
siert Hölscher den speziellen Öffentlichkeitsbe-
griff Dahlmanns und behauptet die Entstehung
einer „Art von bürgerlicher Gegenöffentlichkeit“
unter wachsendem obrigkeitlichem Druck. An-
hand von acht Parallelen zeigt Christoph Horn in
seinem Beitrag „eine Art grundlegender Gei-
stesverwandtschaft“ zwischen Dahlmann und
Aristoteles auf und findet „substantielle Anklän-
ge“ der aristotelischen politischen Philosophie in
Dahlmanns Werk (S. 59). Zwei Aufsätze des
Bandes – Thomas Beckers „Der Gründungs-
auftrag der Bonner Universität“ und Katinka
Netzers „Der Beitrag der Germanisten zur deut-
schen Nationalbewegung“ – sind zwar für sich
interessante Studien und illustrieren sicher auch
das geistige Umfeld Dahlmanns, haben zu die-
sem aber nur sehr wenig direkten Bezug.

Insgesamt vereint die vorliegende Samm-
lung alle Vor- und Nachteile, die Sammelbän-
den üblicherweise zugeschrieben werden. Das
Themenspektrum ist vielfältig, die Darstellungen
kurz und bündig, die Autoren bringen Fachwis-
sen mit, das sie auf Dahlmann als Gegenstand

beziehen. Dagegen steht, dass dem Band ein
roter Faden fehlt, Beiträge zum Teil nur wenig
Bezug zu Dahlmann haben und oft über die
Grundlagenforschung nicht hinauskommen, die
mit Bleeks Biographie synthetisiert wurde. Zu
bemängeln sind auch redaktionelle Schwächen
– die gravierendste davon gleich im ersten Satz
des Buches, in dem die Herausgeber in ihrem
Vorwort ein falsches Todesjahr Dahlmanns an-
geben.

München                                   Stefan Jordan

Divergierende Nobilitierungspraktiken

Drewes, Kai: Jüdischer Adel. Nobilitierungen von
Juden im Europa des 19. Jahrhunderts, 467 S.,
Campus, Frankfurt a. M./New York 2013.

In der sozialhistorischen Forschung zum deut-
schen Bürgertum dominierte lange Zeit das
Paradigma der Feudalisierungsthese. Demnach
habe insbesondere das Großbürgertum seinen –
vor allem im Vergleich zum Vorbild Großbritan-
nien – Mangel an Bürgerlichkeit und Modernität
durch den Wunsch nach Adelstiteln unter Be-
weis gestellt. Die Forschung schien mithin
Walther Rathenaus vernichtendes Urteil aus
dem Jahre 1919 zu bestätigen, als dieser im
Rückblick auf das Kaiserreich von der „geistigen
Verräterei des Großbürgertums“ gesprochen
hatte. Seit den frühen 1980er Jahren wurde
diese These geradezu in ihr Gegenteil verkehrt:
Das Bürgertum habe nicht nur viel seltener
nach Nobilitierung gestrebt, als ursprünglich
gedacht; vielmehr habe es eine bemerkens-
werte Widerständigkeit bei der Verleihung von
Adelstiteln gezeigt und diese allenfalls mit ge-
nuin bürgerlichen Auszeichnungen wie den
Kommerzienrats- oder Geheimratstiteln kom-
pensiert. Oft verwiesen wurde und wird in die-
sem Zusammenhang auf jüdische Bürger wie
Albert Ballin, Carl Fürstenberg oder Max
Warburg, die aus einem stolzen bürgerlichen
Selbstbewusstsein heraus die ihnen angetrage-
nen Titel abgelehnt hätten. Allerdings: Valide
Belege für die Richtigkeit dieser Annahmen
wurden bislang nicht vorgelegt.

Kai Drewes nimmt diese Beobachtungen
zum Ausgangspunkt für seine Braunschweiger
Dissertation und untersucht die Nobilitierung
von nicht-konvertierten Juden im europäischen
Zusammenhang. Auf breiter archivalischer Quel-
lengrundlage entwirft der Autor ein differenzier-
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tes Bild der zum Teil stark voneinander ab-
weichenden Verleihungspraktiken in Preußen,
Großbritannien und Österreich (ohne Ungarn)
von der Französischen Revolution bis zum Er-
sten Weltkrieg. Das wohl wichtigste Ergebnis in
quantitativer und qualitativer Hinsicht dürfte die
Erkenntnis sein, dass noch um 1900 herum der
Wunsch nach Adelstiteln in Europa weit ver-
breitet war, die Zustände in Preußen (und
Deutschland) auch in dieser Hinsicht keinen
,Sonderweg‘ anzeigten.

Das erste Kapitel widmet sich den Adels-
wünschen vor allem in Preußen, kontrastierend
und ergänzend werden aber auch Ergebnisse
für die anderen drei Königreiche diskutiert, also
Bayern, Sachsen und Württemberg. Die größte
Aufmerksamkeit wird hier dem Topos der jüdi-
schen Adelsverweigerung gewidmet, der sich
bei genauer Betrachtung als zählebiger Mythos
erweist. Faktisch wurden in Preußen nur drei
Juden nobilitiert (erstmals 1868), hinzu kamen
elf Juden, die zuvor konvertiert waren. In der
Forschung identifiziert Drewes nun 17 Namen
jüdischer Bürger, die ein Titelangebot abgelehnt
hätten; für keinen Juden ist jedoch die Ableh-
nung eines Titelangebots in den Quellen nach-
weisbar. Die Vermutungen beruhen zumeist
schon auf zeitgenössischen Zeitungsgerüchten
oder aber den Familienlegenden. Auch für
Österreich oder Großbritannien, die eine we-
sentlich liberalere Nobilitierungspraxis pflegten,
sind solche Ablehnungen nicht nachweisbar.
Verhinderte in Preußen der institutionelle Anti-
semitismus des zuständigen Heroldsamtes in
Verbindung mit einer generell zurückhaltenden
Verleihungspraxis die Nobilitierung von Juden,
so kam dies in Österreich für den Betrachtungs-
zeitraum fast jährlich vor. Dass dies freilich nicht
zwangsläufig mit einem größeren Grad an
Emanzipation zusammenhängt, weist Drewes
mit einigen frappierenden Beispielen nach. So
konnte ein österreichischer Jude zwar nobilitiert
sein, erhielt unter Umständen aber kein Aufent-
haltsrecht für die Hauptstadt Wien. Dort hatten
auch geadelte Juden keinen Zugang zum Hoch-
adel, der sich wie in Preußen abschottete. Auch
in Österreich wurden nur niedrige Adelstitel ver-
liehen, während Juden in Großbritannien sogar
die Peers-Würde erreichen konnten, die die
Mitgliedschaft im House of Lords bedeutete.

Das zweite Kapitel untersucht die Praxis
des Adlig-Werdens und zeigt, dass alleine in
Großbritannien die Nobilitierungen zumeist auch
als emanzipative Akte für das gesamte Juden-
tum intendiert waren, auch wenn diesem hier
manche Bürgerrechte länger verwehrt blieben

als auf dem Kontinent. Hier war das Avance-
ment zumeist als rein persönliche Auszeichnung
zu verstehen, wenngleich es in der jüdischen
Publizistik oft als Anerkennung für das gesamte
Judentum positiv vermerkt wurde.

Das letzte Kapitel widmet sich schließlich
noch einem weitgehend unbeachteten Aspekt
der Adelsforschung, dem Titelerwerb im Aus-
land. Schon Zeitgenossen sprachen von ,Adels-
fabriken‘ wie etwa Portugal oder San Marino, an
die sich auch europäische Juden zahlreich
wandten, um die Titel zu erlangen, die sie in ih-
rer Heimat nicht erreichen konnten. Geführt
werden durften sie freilich erst nach Anerken-
nung durch die zuständigen Behörden, was je-
doch (auch in Großbritannien) nur selten ge-
schah. Auch diese Facette bestätigt schließlich
nur wieder die Eingangsthese des Buches: Der
Distinktionswille des Bürgertums in Europa war
ungebrochen groß, ungeachtet des religiösen
Hintergrundes. Die Studie reiht sich damit in die
jüngere Adelsforschung ein, die längst regis-
triert hat, dass die klassische Engführung der
Feudalisierungsthese des Bürgertums im Ge-
gensatz zur These von der Verbürgerlichung des
Adels nicht mehr weiterführend ist. Heinz Reif
hat erst 2008 wiederholt darauf hingewiesen
(„Adel und Bürgertum in Deutschland“, S. 11f.),
dass aristokratisch orientierte Bürger keine Ab-
weichung der Norm, sondern gerade in der
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts eine ge-
wichtige Realität waren.

Diese jüngste Wendung der Forschung ver-
nachlässigt Drewes ein wenig, insbesondere im
ersten Kapitel, wo mit allzu viel argumentativer
Verve auf vermeintliche Fehlstellen jüngerer Ar-
beiten verwiesen wird. Das schmälert die Ver-
dienste des Buches aber keineswegs, das ins-
gesamt eine klar argumentierende und weiter-
führende Studie zu einem höchst komplexen
Thema darstellt, das keineswegs schon ,aus-
geforscht‘ zu sein scheint.

Düsseldorf               Thomas Gerhards

Wurzelgrund des britischen
Sozialismus

Bevir, Mark: The Making of British Socialism,
350 S., Princeton UP, Princeton, NJ/Oxford
2011.

Nach dem Zusammenbruch der kommunisti-
schen Diktaturen in Osteuropa ist die histori-
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sche Forschung zum Marxismus und Sozialis-
mus ins Abseits geraten. Angesichts dieser
Marginalisierung strebt Mark Bevir mit seinem
Buch an, zumindest die britischen Sozialisten
des 19. Jahrhunderts vom Stigma des Kommu-
nismus zu lösen. Andererseits grenzt sich der
Verfasser aber auch von Historikern wie Eric
Hobsbawm und E.P. Thompson ab, die den
Aufstieg des Sozialismus aus dezidiert antikapi-
talistischer Perspektive als lineare und einheitli-
che Erfolgsgeschichte interpretiert haben. Dem-
gegenüber argumentiert Bevir, dass der briti-
sche Sozialismus letztlich aus der Krise des
evangelikalen Glaubens und der klassischen po-
litischen Ökonomie hervorging. Dieser Prozess
habe im späten 19. Jahrhundert einen neuen
Weltbezug gefördert und eine humanistische
Ethik hervorgebracht, die auf Gemeinschaft,
Solidarität, Kooperation und soziale Fürsorge
abhob. Als Amalgam dieser Strömungen sei der
Sozialismus von konkreten Akteuren – überwie-
gend Intellektuellen – geschaffen worden. Ins-
gesamt betont Bevir die „diversity, contingency,
and contestability of socialist ideas and the mo-
vements they inspired“ (S. 313). Damit wendet
er sich gegen das überkommene ideenge-
schichtliche Verständnis des Sozialismus, das
diesen lange als weitgehend homogene und
statische Einheit gefasst hat. Obgleich die tradi-
tionale Historiographie gelegentlich zu holz-
schnittartig gekennzeichnet wird, ist dieser Neu-
ansatz der Forschung zweifellos anregend.

In seinem Überblick über Grundzüge des
politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Wandels in England unter der Herrschaft
Königin Viktorias (1837–1901) zeigt der Verfas-
ser, dass die frühen Sozialisten zwar überwie-
gend den Mittelschichten angehörten, aber vor
allem auf die oft drückende Armut der Arbeiter
(darunter vieler Tagelöhner) in den Städten rea-
gierten. Zudem entwickelten sie ihre Konzepte
unter dem Eindruck des Bedeutungsverlustes
der Religion und der im späten 19. Jahrhundert
zurückgehenden Bindungskraft des Liberalis-
mus und der Liberalen Partei, deren radikal-hu-
manistische Tradition sie gleichwohl aufgriffen.
Aus diesem Inkubationsprozess gingen drei
Gruppen hervor. Während die „Fabians“ und die
„ethical socialists“ mit ihrem Konzept der Staats-
intervention auf der Grundlage von Experten-
wissen in den 1880er und 1890er Jahren an
die Industriearbeiterschaft appellierten, standen
die „Marxists“ einem reformorientierten Sozia-
lismus, der auf gewerkschaftliche Organisation
abhob, deutlich skeptischer gegenüber.

Allerdings sind im späten 19. Jahrhundert
erhebliche Überschneidungen zwischen diesen
Gruppen unübersehbar, wie auch Bevir ein-
räumt. So waren Henry Hyndman (1842–1921)
und die anderen Mitglieder der 1881 gegrün-
deten „Social Democratic Federation“ Agnosti-
ker oder Atheisten, die vor allem die biblische
Schöpfungslehre zugunsten von Darwins Gene-
tik ablehnten. Im Allgemeinen bekannten sie
sich zum wissenschaftlichen Materialismus und
Rationalismus. Jedoch sollten gesellschaftliche
Reformen der letztlich angestrebten politischen
Revolution vorangehen, um das Monopol der
Besitzenden auf Land und Produktionsmittel zu
brechen.

Die „Fabians“, die sich 1883 zu einer ge-
sonderten Gesellschaft zusammenschlossen
und vor allem in den frühen 1890er Jahren
schnell weitere Mitglieder gewannen, waren oft
im Christentum und im radikalen Liberalismus
verwurzelt. Sie traten für Sozialreformen ein, um
die Not der Arbeiterschaft zu lindern. Am deut-
lichsten brach George Bernard Shaw (1856–
1950) in den 1880er Jahren mit dem Marxis-
mus. Zwar setzte er sich entschieden für eine
Umverteilung des Landbesitzes ein, und er hielt
an der marxistischen Denkfigur der „Ausbeu-
tung“ als Folge ungleicher wirtschaftlicher Be-
ziehungen ebenso fest wie an der Notwendig-
keit des „Klassenkampfes“. Allerdings sollten
Märkte und Wettbewerb gezähmt, nicht aber
beseitigt werden. Sidney Webb (1859–1947)
teilte Shaws Forderung nach einer aktiven
staatlichen Reformpolitik. Webb setzte aber vor-
rangig auf eine moralische Umkehr der Kapita-
listen und eine effizientere Organisation der Ge-
sellschaft, so durch den Zusammenschluss zu
Kooperationsgemeinschaften einerseits und ei-
ne systematische Auswertung soziologischer
Studien andererseits.

Vertreter einer ethischen Begründung des
Sozialismus reagierten auf die Krise des religiö-
sen Glaubens mit der Hinwendung zum Säkula-
rismus oder zu einem auf der Erde allgegenwär-
tigen, immanenten Gott. Damit begründeten sie
einen Wohlfahrtssozialismus, der den liberalen
Individualismus überwinden und durch staatliche
Steuerung herbeigeführt werden sollte. Dieses
Konzept gründete im moralischen Idealismus
des Philosophen T.H. Green (1836–1882), aber
auch im Naturalismus amerikanischer Romanti-
ker wie Ralph W. Emerson (1803–1882) und
Henry Thoreau (1817–1862). Mit ihnen teilten
radikale britische Sozialreformer wie Edward
Carpenter (1844–1929) das Ideal einer freien,
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harmonischen und solidarischen Gesellschaft,
die auf Kameradschaft basieren und Gottes
Willen manifestieren würde. Diese transatlanti-
schen Gemeinsamkeiten, die auf den Aus-
tausch zwischen britischen und amerikanischen
Akteuren basierten, sind ein vielversprechendes
Feld der weiteren Forschung, das im dem Buch
noch unterbelichtet bleibt.

Mark Bevir hat den vielfältigen Wurzelgrund
des britischen Sozialismus freigelegt, dessen
Entstehung er vor allem auf den „shift in liberal
and radical thought toward a greater concern
with social justice and a greater acceptance of
state intervention“ (S. 314) zurückführt. In die-
sem Übergang setzte sich letztlich die reform-
orientierte Gruppe durch, die eine enge Ko-
operation mit den Gewerkschaften anstrebte.
Damit können die Genese der Independent La-
bour Party (1893) und die Bildung des Labour
Representation Committee (1900) ebenso
überzeugend erklärt werden wie zentrale For-
derungen und politische Entscheidungen der
Labour Party bis zu den 1980er Jahren. Aller-
dings ist die Trennung der Gruppen in der
Struktur des Buches nicht ganz plausibel. Vor
allem aber bleibt die Darstellung in methodi-
scher Hinsicht weitgehend einer traditionalen
Ideengeschichte verhaftet, die nicht durchweg
auf soziale Milieus bezogen wird. Dennoch wird
Bevirs Buch das neue Interesse an der Ge-
schichte des Sozialismus stärken, das im Zuge
der Finanz- und Wirtschaftskrise seit 2008 oh-
nehin wieder deutlich gewachsen ist.

Berlin              Arnd Bauerkämper

20. JAHRHUNDERT

Neuverhandlung von Familien-
geschichte

Heinemann, Isabel (Hrsg.): Inventing the Mo-
dern American Family. Family Values and Social
Change in 20th Century United States, 335 S.,
Campus, Frankfurt a. M./New York 2012.

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts warnte der
spätere Präsident der Vereinigten Staaten von
Amerika, Theodore Roosevelt, vor einem Nie-
dergang der Familien, und fürchtete damit ein-
hergehend um die zukünftige Stabilität und Pro-
sperität der Nation. Diese sei fundamental mit
dem Zustand und Wohlergehen der Familie ver-

bunden. Diese Perzeption der Familien als ba-
sale Einheit gesellschaftlicher Verfasstheit war
auch hundert Jahre später noch von großer
Wirkmacht. So beschrieb Ronald Reagan wäh-
rend seiner Amtszeit die Familie als „the foun-
dation of society“ (Coontz 1992, S. 94). Trotz
und gerade wegen dieser Kontinuität hinsicht-
lich der den Familien zugeschriebenen gesell-
schaftlichen Bedeutung lassen sich für die Zeit
seit dem Ende des 19. Jahrhunderts eine Viel-
zahl an Kämpfen, Brüchen und Transformatio-
nen um den Stellenwert und die Idealvorstellung
von der Familie beobachten, die im Zusammen-
hang mit anderen sozio-ökonomischen Meta-
morphosen standen. Diese Neuverhandlungen
und Auseinandersetzungen um Formen, Werte
und Ideale der Familie bilden den Gegenstand
des von Isabel Heinemann herausgegebenen
Sammelbandes „Inventing the Modern American
Family“.

Zur theoretischen Durchdringung und Kon-
zeptualisierung der historischen Transformatio-
nen von Familie bedienen sich die in diesem
Band versammelten Beiträge einer intersektio-
nalen Herangehensweise. Besonderer Auf-
merksamkeit kommt in den Artikeln der Verwo-
benheit der Kategorien wie race, class, Gender
und Sexualität zu. Durch die konsequente An-
wendung dieser Linse gelingt es dem Band
überzeugend, die Kämpfe und (wissenschaftli-
chen) Interventionen zur Legitimierung und Kon-
servierung beziehungsweise Restaurierung der
klassischen Kernfamilie als Instrumentarien und
Technologien der Reproduktion gesellschaftli-
cher Hegemonie respektive Marginalisierung
entlang solcher Trennlinien wie race oder class
zu beschreiben. Damit erweitert „Inventing the
Modern American Family“ die bisherige For-
schung zur Familiengeschichte um eine wichtige
und fruchtbare Perspektive.

Thematisch bieten die Aufsätze eine breite
Perspektive auf den Wandel von Familie und
auf die unterschiedlichen Erwartungen, die in
den USA während des 20. Jahrhunderts an die
unterschiedlichen Familienmitglieder gerichtet
wurden. Dabei setzt der Sammelband vier in-
haltliche Schwerpunkte, um die sich, mit Aus-
nahme der zweiten Sektion, jeweils drei Aufsät-
ze versammeln. Die erste Sektion „Building the
Nation: The American Family“ fokussiert den
diskursiv hergestellten Zusammenhang zwi-
schen Familie/Müttern, Staatsbürgerschaft und
dem Wohl der Nation. Die – wie Simon Wendt
in seinem Artikel überzeugend an Hand der Or-
ganisation „Daughters of the American Revolu-
tion“ aufzeigt – auch von Teilen der Frauen
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selbst vorgenommene Zuschreibung der Ver-
antwortung für den Haushalt sowie für die Kin-
deserziehung machte Mütter zu eminent wichti-
gen Akteurinnen bei der Subjektivierung zu-
künftiger Staatsbürger/innen. Das Wohlergehen
der Nation galt als unmittelbar von der Erzie-
hungsarbeit der Mütter abhängig, ihnen oblag
die Transformation abhängiger Kinder in unab-
hängige Citoyens. Folglich gerieten Frauen, die
von den Idealvorstellungen einer sorgenden,
sich auf häusliche Arbeit beschränkenden Mut-
ter abwichen, zu einer Gefahr für den Fortbe-
stand der Freiheit und dem Wohl der Nation.

Einen wichtigen Akteur bei der diskursiven
Produktion von Geschlechterentwürfen im All-
gemeinen wie auch bei der Herstellung des im
20. Jahrhunderts in den USA zirkulierenden
Wissens über den Konnex zwischen Familie und
dem nationalen Wohlbefinden im Speziellen
stellten die (Natur)Wissenschaften dar. Von da-
her richtet die zweite Sektion des Sammelban-
des „Social Experts and the American Family“
mit aller Berechtigung ihren Fokus auf zeitge-
nössische naturwissenschaftliche Diskurse, die
Einfluss auf die Debatten um Vaterschaft/
Mutterschaft ausübten und somit Wirkmacht auf
die Subjektivierung väterlicher beziehungsweise
mütterlicher Subjekte entfalteten.

Die in der dritten thematischen Schwer-
punktsetzung unter dem Titel „Failing Parents
and Problematic Youth“ versammelten Artikel
rücken aus verschiedenen Perspektiven ver-
meintlich defizitäres elterliches Handeln und
deren Konsequenzen für die Ausbildung der
Identität des heranwachsenden Subjektes sowie
für die Nation ins Zentrum ihrer Untersuchun-
gen. Dabei betonen die Artikel dieses Schwer-
punkthemas die diskursive Strategie, problema-
tisch etikettierte Elternschaft mit marginalisier-
ten gesellschaftlichen Gruppen zu identifizieren.

Der großen Wirkmacht medialer Inszenie-
rungen von Geschlechter- und Familienentwür-
fen in der US-Gesellschaft trägt die vierte und
abschließende Sektion des Bandes „Father-
hood/Motherhood and the Media“ Rechnung.
Innerhalb dieses Abschnitts beleuchten drei Ar-
tikel die in Film sowie im Fernsehen verbreiteten
Familien- und Geschlechterentwürfe, verorten
sie innerhalb des zeitgenössischen gesellschaft-
lichen Spannungsfeldes und loten auf diesem
Wege deren progressive, respektive restaurative
Stoßrichtung aus.

„Inventing the Modern American Family“
leistet aufgrund seiner elaborierten theoreti-
schen Herangehensweise auf dem Forschungs-
feld der Kulturgeschichte der Familie wichtige

Arbeit. Der Band bietet dem Publikum wichtige
Erkenntnisse über die sich im Diskursfeld Fami-
lie ereignenden Kämpfe und Auseinanderset-
zungen antagonistischer gesellschaftlicher Kräf-
te. Diese sind nicht nur für Historiker/innen von
Bedeutung, sondern vor dem Hintergrund heu-
tiger Debatten in der Familienpolitik auch für
Interessierte außerhalb des akademischen Be-
triebs von großer Aktualität.

Köln                                      Kristoff Kerl

Geschlechterhistorische Neulesart

Paulus, Julia/Silies, Eva-Maria/Wolff, Kerstin
(Hrsg.): Zeitgeschichte als Geschlechterge-
schichte. Neue Perspektiven auf die Bundesre-
publik, 336 S., Campus, Frankfurt a. M. u. a.
2012.

Das Buch von Julia Paulus, Eva-Maria Silies
und Kerstin Wolff verhält sich antizyklisch: Zu
Recht konstatieren die Herausgeberinnen in
ihrer programmatischen Einleitung, dass etwa
noch um die letzte Jahrtausendwende recht
viele geschichtswissenschaftliche Studien er-
schienen sind, die sich der Zeitgeschichte West-
deutschlands unter geschlechtergeschichtlicher
Perspektive gewidmet haben – seitdem ist es
deutlich stiller geworden, nicht in der Zeit-
geschichtsschreibung generell, jedoch bei der
Behandlung geschlechtergeschichtlicher Frage-
stellungen. Basierend auf den Ergebnissen der
Tagung „Teilhabe oder Ausgrenzung? Perspek-
tiven der bundesdeutschen Geschlechterge-
schichte zwischen Nachkriegszeit und Struktur-
bruch“, die im Herbst 2010 in der Evangeli-
schen Akademie Hofgeismar stattgefunden hat,
wird hier nun ein Band vorgelegt, der das vor-
übergehende Schweigen der Zeitgeschichte zur
Geschlechterfrage brechen möchte.

Den Herausgeberinnen geht es darum, die
gegenwärtigen Forschungsfelder zeithistorischer
Forschung auf ihr geschlechtergeschichtliches
Potenzial hin zu befragen. So zeichnen sie nach,
dass sowohl das Konzept der „Westernisierung“
und die mit ihm verknüpfte bürgerliche Ge-
schlechterordnung, das historiographische Nar-
rativ des „Strukturbruchs“ in den 1970er Jahren
als auch das ständige Reden von Generatio-
nenkohorten als maßgeblichen politischen Ak-
teursgruppen dringend einer Genderisierung
bedarf. Es stellt sich die Frage, ob dieses Vor-
haben gelingt.
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Mit der „Nachkriegsordnung“ gerät im Band
zunächst eine Zeitspanne mit besonderem
Transformationspotenzial in den Blick. Lu See-
gers untersucht statt der viel zitierten „Söhne
ohne Väter“ hier nun Kriegerwitwen und „Töch-
ter ohne Väter“ in der Bundesrepublik. Angela
Pitzschke betrachtet den Beitrag der SPD-
Frauen zur Durchsetzung des Gleichberechti-
gungsgebots und Irene Stoehr analysiert anti-
kommunistische Frauennetzwerke. Auf diese
Weise wird eine ganze Bandbreite weiblicher
Lebenswelten thematisiert. Im Anschluss gerät
die Sphäre der Erwerbsarbeit in den Blick, hier
werden Professorinnen (Christine von Oertzen)
und Unternehmerinnen (Christiane Eifert) sowie
das Thema der Berufsausbildung junger Frauen
betrachtet (Julia Paulus). Die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie, gerade in gegenwärtigen po-
litischen Debatten fast das einzige Mantra zum
Thema Geschlechterpolitik, wird durch Beiträge
von Sarah Summers zur Erziehungsgelddebatte
und von Monika Mattes zu Ganztagsschulen und
Frauenerwerbsarbeit in seiner historischen Tie-
fenschärfe thematisiert. Als einen besonderen
Ort der Aushandlung von Geschlecht betritt der
Band schließlich die Ebene von Körper und Se-
xualitäten. Eva-Maria Silies verknüpft ein Nach-
denken über die Zäsur des vermeintlichen
„Strukturbruchs“ und über das Generationen-
konzept mit dem Nutzungsverhalten der Anti-
Baby-Pille, während Benno Gammerl über Kör-
perkonzepte, Geschlechtlichkeiten und Homo-
sexualitäten in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts schreibt. Schließlich wird abschließend
das Feld politscher Partizipation betreten; hier
analysiert Kerstin Wolff die autonome Frauen-
bewegung in der Bundesrepublik, Elisabeth
Zellmer betrachtet am Münchner Beispiel das
Verhältnis von Frauenbewegung und Feminis-
mus, Imke Schmincke zuletzt Körperpolitiken
und Subjektivierung von Frauen in der „Neuen
Frauenbewegung“.

Eine solche Themenauswahl erscheint sinn-
voll, deckt sie doch mit den Feldern der Er-
werbsarbeit, Familie und Politik die klassischen
Arbeitsgebiete einer sozial- und kulturhistorisch
inspirierten Geschlechterforschung ab. Sehr po-
sitiv fällt ins Gewicht, dass im Band die von den
Herausgeberinnen zu Beginn benannten ‚allge-
meinen‘ historiographischen Narrative (‚Wester-
nisierung‘, Strukturbruch, Generationen) durch
die Einzelbeiträge konsequent einer geschlecht-
erhistorischen Neulesart unterzogen werden.
Die im Untertitel des Bandes angekündigten
neuen Perspektiven auf die Bundesrepublik
werden in der Tat aufgezeigt.

Schade nur, dass Geschlechtergeschichte
hier fast ausschließlich durch eine Historisierung
des Weiblichen betrieben wird. Wird in diesem
Sammelwerk also tatsächlich Geschlechterge-
schichte betrieben, oder lässt sich der Band als
ein innovativer Beitrag zu einer gründlich reno-
vierten Frauengeschichte begreifen? Selbst dies
wäre verdienstvoll genug.

Berlin                                     Martin Lücke

Steuerungsphantasien von Sozialität
und Gesellschaft

Brückweh, Kerstin u. a. (Hrsg.): Engineering
Society. The Role of the Human and Social
Sciences in Modern Societies, 1880–1980,
336 S., Palgrave Macmillan, Basingstoke 2012.

In den letzten Jahren hat das Interesse an der
Verwissenschaftlichung sozialer und kultureller
Phänomene und an der zunehmenden Bedeu-
tung von Expertenwissen für gesellschaftliche
Regulierungstechniken im 20. Jahrhundert spür-
bar zugenommen. Der hier zu besprechende
Sammelband, entstanden aus einer internatio-
nalen Tagung am Humanities Research Institute
der University of Sheffield, verfolgt in diesem
Rahmen drei Ziele. Erstens wollen die Heraus-
geber den Einfluss von Human- und Sozialwis-
senschaften auf verschiedenste gesellschaftli-
che Teilbereiche untersuchen. Zweitens sollen,
im Gegensatz zu einer gradlinigen Modernisie-
rungs- und Disziplinierungsgeschichte, auch die
mannigfaltigen Ambivalenzen und Nebeneffekte
von Verwissenschaftlichungsprozessen in den
Blick genommen werden. Drittens schließlich –
und das ist wohl das wichtigste Anliegen des
Bandes – soll die Geschichte der Human- und
Sozialwissenschaften in den Mainstream der
Geschichtswissenschaften integriert werden.
Insgesamt geht es in diesem unbedingt zu
empfehlenden Sammelband also um die Ver-
wissenschaftlichung des Sozialen als histori-
schen Makroprozess und Strukturmerkmal des
20. Jahrhunderts.

Zwei programmatische Beiträge führen in
den Band ein. In der Einleitung der Herausge-
ber werden die einzelnen Aufsätze systemati-
siert und die theoretischen Vorannahmen des
Sammelbandes dargelegt. Gelungen ist hierbei
der Versuch, den Begriff der „Verwissenschaft-
lichung“ zu historisieren und dabei auch die Fall-
stricke der Übersetzung ins Englische zu the-
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matisieren. Weniger überzeugend hingegen sind
die theoretischen Vorüberlegungen, die sich in
der Hauptsache auf Michel Foucault und Niklas
Luhmann beschränken. Insbesondere die An-
wendung der Luhmann’schen These von Wis-
senschaft als Teil eines funktional differenzier-
ten Sozialsystems auf Übersetzungs- und An-
passungsleistungen gesellschaftlicher Subsys-
teme im Verwissenschaftlichungsprozess, wirkt
– zumindest in dieser knappen Skizze – etwas
bemüht. Der zweite programmatische Beitrag
stammt von Lutz Raphael, der erhellend die we-
sentlichen methodischen und theoretischen
Trends der Forschung zur Rolle der Human-
und Sozialwissenschaften umreißt. Seinem Plä-
doyer, sowohl der konkrete Praxis der Experten
und ihren Apparaten als auch dem Verhalten
und den Reaktionen der betroffenen ‚Unter-
suchungsobjekte‘ mehr Aufmerksamkeit zu
schenken, ist unbedingt zuzustimmen. Hier er-
geben sich auch deutliche Schnittpunkte zu ei-
nem in diesem Band nur marginal zur Kenntnis
genommenen Strang der Wissenschafts-
geschichte, die sich schon länger mit Wissen-
schaft als soziale Praxis auseinandersetzt und
hierbei auch etwa Objekte, Repräsentationen
und Instrumente untersucht.

Die folgenden dreizehn Beiträge sind in drei
Blöcke gegliedert: „Social and Penal Policy“,
„Diagnosis and Therapy“ und „Polling, Marke-
ting, and Organizations“. Dementsprechend ist
das Spektrum der in diesem Band verhandelten
Themen außerordentlich breit. In diesem Buch
tummeln sich Psychotherapeuten, Statistiker,
Priester, Demoskopen, Marktforscher und Kri-
minologen. Hinzu kommt der ausgesprochen
anregende international vergleichende Zuschnitt
vieler Beiträge. Benjamin Ziemann und Chris
Dol beispielsweise vergleichen in ihrer Untersu-
chung die Aneignung von organisationstheoreti-
schem Wissen durch die katholische Kirche in
den Niederlanden und in Deutschland nach
1945. Julia Moses analysiert die Herausbildung
von Expertenwissen bei Arbeitsunfällen und die
damit zusammenhängende Verrechtlichung
beim Arbeitsschutz in Deutschland und Italien,
Emil Walter-Busch die Rolle der angewandten
Sozialforschung in den USA und der Schweiz.
Aufschlussreich sind auch die Ausführungen
von Stefan Schwarzkopf zum Zusammenspiel
von Marktforschung und politischer Rhetorik in
der Herausbildung der englischen und US-
amerikanischen Konsumgesellschaften. Auch in
den weiteren Beiträgen werden die unterschied-
lichsten Facetten des social engineering ver-
handelt, so etwa psychotherapeutische Gutach-

ten, wissenschaftliche Expertisen über Kindheit,
dem Zusammenspiel von Kriminologie und Neu-
rowissenschaften oder Meinungsforschung.

Insgesamt nehmen die meisten Beiträge die
in den einleitenden Texten ausgelegten roten
Fäden auf. Und obwohl die einzelnen Beiträge
so unterschiedliche Orte und Fallbeispiele be-
handeln, erweist sich der Band beim genauen
Hinsehen als erstaunlich kohärent. Grundsätz-
lich drängt sich nach der Lektüre die Frage auf,
ob mit dem Ansatz der „Verwissenschaftlichung
des Sozialen“ nicht auch immer implizit so etwas
wie ein ‚Soziales‘ vor und neben der Verwissen-
schaftlichung postuliert wird, ohne die Produk-
tion wissenschaftlichen Wissens selbst als eine
soziale Praxis in den Blick zu nehmen. Trotz die-
ser Anmerkung: Den Herausgeber/innen und
Autor/innen dieses Bandes ist es auf ein-
drucksvolle Weise gelungen, wissenschaftliche
Steuerungsphantasien und die immense Bedeu-
tung von Experten für die Ordnung, Wahrneh-
mung und Regulierung von Sozialität und Gesell-
schaft im 20. Jahrhundert deutlich zu machen.

Paderborn                    Noyan Dinçkal

Private Wohnwelten in der „erweiterten
Kulturindustrie“

Resch, Christine: Schöner Wohnen. Zur Kritik
von Bourdieus „feinen Unterschieden“, 185 S.,
Westfälisches Dampfboot, Münster 2012.

Das Ende der 1970er Jahre erschienene Buch
„La distinction“ (deutscher Titel: „Die feinen
Unterschiede“) des im Jahr 2002 verstorbenen
französischen Soziologen Pierre Bourdieu zählt
ohne Zweifel zu den bedeutendsten und ein-
flussreichsten soziologischen Veröffentlichun-
gen der vergangenen Jahrzehnte. Es ist das
große Verdienst von Bourdieu, dass er die gän-
gigen Vorstellungen von Ungleichheit um eine
Vielzahl von sozialen und kulturellen Faktoren
erweitert hat und in „La distinction“ einen Weg
zur empirischen Erfassung dieser zum Teil sehr
subtilen Formen von sozialen Ungleichentwick-
lungen aufzeigt.

Das Buch von Christine Resch setzt sich
kritisch mit Bourdieus Hauptwerk auseinander
und zielt auf eine grundlegende Revision von
zentralen theoretischen und methodologischen
Grundannahmen ab – und damit letztlich auch
von zentralen inhaltlichen Aussagen dieses
Klassikers der Kultursoziologie. Bourdieu gehe,
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so der Hauptkritikpunkt, von einem falschen, da
veralteten, Verständnis von kultureller Distinkti-
on aus: nämlich von einer Hierarchie kultureller
Praktiken und Symbole, die hauptsächlich vom
„legitimen Geschmack“ einer elitär gebildeten
Oberschicht geprägt sei. Zu wenig berücksichti-
ge er wesentliche kulturindustrielle Einflüsse
und Entwicklungen, die schon zum Zeitpunkt
der Veröffentlichung von „La distinction“ sicht-
bar gewesen wären. Genannt werden hier vor
allem: die Ausbreitung einer populären Un-
terhaltungs- und Konsumkultur durch die uni-
verselle Verbreitung elektronischer Medien, die
Herausbildung neuer, Lebensstil prägender
Jugendkulturen, die Veränderung des Ge-
schlechterverhältnisses sowie die öffentliche
Aufwertung der ‚Unterschichts‘-Unterhaltungs-
kultur sowie der sogenannten ‚Trash‘-Kultur.
Bourdieu, selbst nicht aus der gebildeten fran-
zösischen Oberschicht stammend, stelle in „La
distinction“ somit lediglich die Erfahrungen von
Bildungsaufsteigern im ausgehenden Fordismus
dar und vernachlässige zentrale kulturindustrielle
Entwicklungen der Postmoderne beziehungs-
weise des Postfordismus. Seine „grundlegende
Untersuchung“ gebe daher einen Zustand wie-
der, „der schon zum Zeitpunkt der Veröffentli-
chung in den 1970er-Jahren in einigen Aspek-
ten überholt war“ (S. 10).

Trotz dieser deutlichen Kritik an Bourdieus
Vorgehen und einer zum Teil sehr ausführlichen
und akribischen kritischen Diskussion von „La
distinction“ in den beiden Einführungskapiteln
sei das vorliegende Buch nach Aussage der
Autorin nicht in erster Linie als Auseinanderset-
zung mit dem Klassiker Bourdieu und auch nicht
als Replikationsstudie der „feinen Unterschiede“
zu verstehen. Bourdieus klassische Studie diene
vielmehr als Ausgangspunkt und als Kontrast-
folie für die eigenen theoretischen und empiri-
schen Analysen im Anschluss an die Theorie ei-
ner „erweiterten Kulturindustrie“ und einer „In-
teraktionsästhetik“, wie sie von Resch zusam-
men mit dem im Jahr 2011 verstorbenen Frank-
furter Soziologen Heinz Steinert bereits an an-
derer Stelle formuliert wurde. Daher ist der
Hauptteil des Buches der Darstellung eigener,
überwiegend auf Leitfaden-Interviews gestützte,
Erhebungen zur Einrichtung und Dekoration von
Wohnungen gewidmet; ein Bereich von kulturel-
len Praktiken, der in den „feinen Unterschieden“
zwar auch erhoben wurde, dem in der Interpre-
tation der vorherrschenden Distinktionspraktiken
nach Ansicht der Autorin jedoch insgesamt zu
wenig Beachtung geschenkt wurde.

Die Darstellung der Ergebnisse der empiri-
schen Untersuchung, die nicht von Resch allei-
ne, sondern zum Teil unter Mitarbeit von Co-
Autorinnen und -Autoren verfasst wurde, fördert
durchaus einige erhellende Einblicke in die Ge-
staltung privater Wohnwelten zu Tage: etwa
dass sich die Kategorie Geschlecht unabhängig
von der jeweiligen Schichtzugehörigkeit in er-
heblichem Maße auf die Einrichtung von Woh-
nungen auswirkt, wenngleich die jeweilige Ge-
stalt der ‚Arbeitsbündnisse‘ zwischen den Ge-
schlechtern stark nach Schichtzugehörigkeit va-
riiert; oder dass kulturindustriell aufgeladene
Normen und offizielle Geschmackshierarchien
häufig bewusst unterlaufen werden und ge-
schenkte Artefakte, persönliche Erinnerungs-
stücke, durch Eigenarbeit hergestellte Einrich-
tungsgegenstände vor allem unterhalb der
Oberschicht einen größeren Wert besitzen als
Prestigeobjekte. Es ist jedoch auch kritisch an-
zumerken, dass die Darstellung und Interpreta-
tion des empirischen Datenmaterials weit hinter
den Erwartungen zurück bleibt, die die Einlei-
tung des Buches und die Auseinandersetzung
mit Bourdieus „feinen Unterschieden“ weckt.
Während Bourdieu vorgeworfen wird, dass er
sich zu stark von (falschen) theoretischen Vor-
annahmen hat leiten lassen und aufgrund des-
sen wesentliche empirische Entwicklungen
schlichtweg übersieht oder ausblendet (S. 144),
stehen mit der Theorie der „erweiterten Kultur-
industrie“ auch hier unumstößliche Vorannah-
men im Vordergrund, die die Darstellung der
empirischen Ergebnisse formen. So wirkt die
durchaus sehr vielversprechende empirische
Analyse selbst etwas hölzern und oberflächlich
und fällt weit hinter der empirischen Tiefen-
schärfe von Bourdieus Untersuchung zurück.
Denn auch wenn die vorgetragene inhaltliche
Kritik an Bourdieus Hauptwerk berechtigt sein
mag und die These der gegenwärtigen Domi-
nanz von Konsumismus und Kulturpopulismus,
die in den beiden Schlusskapiteln des Buches
nochmals ausgiebig entfaltet wird, eine gewisse
Plausibilität besitzt, ist problematisch, dass zen-
trale analytische Kategorien, die die „feinen
Unterschiede“ auch zum Klassiker machten,
einfach ausgeblendet werden. Man denke etwa
an Bourdieus Verwendung des Kapitalbegriffs,
an den Begriff des Habitus, an die Analyse
symbolischer Kämpfe um Klassifikationssyste-
me, an Bourdieus Konzeption sozialer Räume
und Felder. Alle diese Kategorien und Konzepte
finden im vorliegenden Buch kaum bis keinerlei
Erwähnung. Dabei wären diese analytischen
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Kategorien und Begrifflichkeiten gerade auch
für eine Analyse von Requisiten und Praktiken
des Wohnens unter gegenwärtigen kulturindus-
triellen Vorzeichen (Stichwort: ‚Wohnst Du
noch, oder lebst Du schon?‘) äußerst fruchtbar
gewesen.

Erlangen                          Sebastian M. Büttner

Annäherung an Gentrifizierungsdebatte

Harnack, Maren: Rückkehr der Wohnmaschi-
nen. Sozialer Wohnungsbau und Gentrifizierung
in London, 238 S., transcript, Bielefeld 2012.

Die zur Zeit des Baus als fortschrittlich defi-
nierten Sozialwohnungen in England erfahren in
den 1970er Jahren eine radikale Abwertung.
Als Symbole menschenunwürdiger Unterbrin-
gung werden die Wohnanlagen zu sozialen
Brennpunkten der Stadt stigmatisiert. In den
1990er Jahren verändert sich die Wahrneh-
mung erneut: Die Wohnungen werden privati-
siert und entwickeln sich von begehrten Kapital-
anlagen bis hin zu Vermarktungsobjekten auf
Textilien. Wie sich diese ambivalente Entwick-
lungsgeschichte auf einzelne Wohnobjekte nie-
derschlägt, untersucht Maren Harnack in ihrer
Dissertation „Rückkehr der Wohnmaschinen“.

Maren Harnack ist Professorin für Städte-
bau und städtebauliches Entwerfen an der
Fachhochschule Frankfurt am Main. Sie trägt
mit ihrer Dissertation zur aktuell geführten inter-
disziplinären Debatte um städtebauliche He-
rausforderungen der Nachkriegszeit bei. Auf-
grund einer zu beobachtenden Renaissance der
in der Nachkriegszeit entstandenen Wohnge-
biete versucht Harnack, die Ansätze der Gentri-
fizierungsdebatte in ihren Erklärungszusammen-
hang zu integrieren.

Ausgehend vom 17. Jahrhundert erläutert
Harnack im zweiten Kapitel die Besonderheiten
des heutigen englischen Wohnungsmarktes,
der durch mangelhafte bauliche Qualität und
kaum vorhandene Mietangebote gekennzeich-
net ist. Wohnungssuchende sind gezwungen,
neue Strategien der Wohnraumsuche zu ent-
wickeln. Eben jene werden anschließend einge-
hend untersucht.

Im dritten Kapitel stellt Harnack die gegen-
wärtige Forschungsliteratur zur Gentrifizierung
vor. Bisherige Modelle erscheinen ungeeignet
zur hinreichenden Erklärung auftretender Gen-
trifizierungstrends. Die Konzentration auf den

rationalen Akteur ignoriert andere, alternative
Formen der Wertschöpfung und Wohnstandort-
entscheidung. Dem entgegen definiert Harnack
drei Analyseebenen: erstens die Nachfrage, die
durch den Wohnungsmarkt und volkswirtschaft-
liche Konjunkturen beeinflusst wird; zweitens
die Strategien individueller Optimierung der Be-
wohner, die sich vor allem auf Themen wie All-
tagsorganisation und Lebensqualität konzentrie-
ren; als dritte Analyseebenen fungieren indivi-
duelle Beweggründe. Hier ist Harnack daran ge-
legen, die Wohnstandortentscheidungen im Sin-
ne eines „Ausdruck[s] von Individualität“ (S. 79)
und distinkten Lebensstilen zu untersuchen.

Harnack verfolgt dabei nicht den Anspruch,
eine umfassende Theorie zu formulieren, son-
dern sortiert Fallbeispiele, um Muster zu skiz-
zieren. Sie untersucht vier exemplarische Wohn-
maschinen. Ihre vier Fallbeispiele (Trellick
Tower, Keeling House, Brunswick Centre und
Aylesbury Estate) weisen unterschiedliche Ent-
wicklungen auf und dienen als Vergleichs-
objekte, um die These einer Renaissance des
sozialen Wohnungsbaus und deren Umstände
zu konkretisieren.

Anhand fester Kriterien (allgemeine Daten,
Eigentumsverhältnisse heute, Planungs- und
Baugeschichte, Rezeptionsgeschichte und Be-
gehung) werden die vier Objekte in Kapitel 5
näher beschrieben. Dabei werden Besonder-
heiten und Unterschiede der vier Wohnanlagen
herausgearbeitet.

Diese Objektbetrachtung wird durch die
Ebene der Erfahrungen und Beweggründe der
Bewohner erweitert. Mithilfe von Interviewaus-
zügen werden Themen wie Wohnraum als Ka-
pitalanlage, Sanierung und Wohnstandortwahl
angeschnitten. Collagenartig verknüpft Harnack
Interviewausschnitte und theoretische Ansätze
verschiedener Autoren, die einem Spektrum von
Soziologie, Kulturtheorie bis hin zur Literaturwis-
senschaft zugerechnet werden können. Dabei
entsteht eine Aneinanderreihung von Intervie-
wausschnitten und Theorieauszügen, die gele-
gentlich die Nachvollziehbarkeit erschweren. Die
theoretischen Ansätze werden meist nur asso-
ziativ auf das konkrete Thema der subjektiven
Sicht von Bewohnern rückgekoppelt. Ebenfalls
fehlen weiterführende Angaben zu den sozial-
strukturellen Hintergründen der Bewohner. Eine
sozialwissenschaftliche Perspektive, die Gentri-
fizierung aus Sicht der Akteure betrachtet, wird
leider zu selten eingenommen.

Die Antwort auf die Frage nach den jeweili-
gen Umständen jedoch, die zu einer Aufwertung
bestimmter Gebäude führen können, muss
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nach der Lektüre des Buches differenziert be-
antwortet werden. Das erscheint als wichtigster
Beitrag zur Gentrifizierungsforschung: Die sys-
temisch-abstrakten Rahmenbedingungen sind
nur bis zu einem gewissen Grad verantwortlich
für die Entwicklungsverläufe. Wichtiger erschei-
nen die in Kapitel 3 vorgestellten Konzepte zur
Erfassung von Aufwertungsprozessen. Harnack
hat mit ihrer Zusammenstellung vier verschie-
dener Wohnmaschinen eine interessante Mi-
schung gefunden: Neben drei positiven Ent-
wicklungen im Sinne einer Aufwertung funktio-
niert Aylesbury Estate als Kontrastfolie, da hier
der Trend zur Aufwertung nicht nachvollzogen
werden kann. Jedoch erfolgt keine Analyse über
die Ursachen.

Die vorliegende Studie bewegt sich im Grenz-
bereich historischer Aufarbeitung wohnungspoli-
tischer Entscheidungen, architekturtheoretischer
Darstellung und sozialwissenschaftlicher Empi-
rie. Die Interdisziplinarität des Forschungsvorha-
bens zeichnet die Besonderheit der eingenom-
menen Perspektive aus. Harnack legt mit ihrer
Studie eine insgesamt überzeugende wissen-
schaftliche Annäherung an das Thema Gentrifi-
zierung vor.

Darmstadt        Katherin Wagenknecht

Das multikulturelle Erbe Wroc ł aws

Thum, Gregor: Uprooted. How Breslau Became
Wroclaw during the Century of Expulsions,
508 S., Princeton UP, Princeton, NJ/Oxford
2011 (orig. 2003).

Seit der vorwiegend publizistisch geführten Mit-
teleuropa-Debatte der 1980er Jahre rückten die
Vergangenheit und Gegenwart der vielfach zer-
störten, multiethnischen Städte Zentral- und
Osteuropas zunehmend in den Blickpunkt des
geschichtswissenschaftlichen Interesses. Insbe-
sondere die kulturwissenschaftlichen Arbeiten
der Historiker Karl Schlögel und Moritz Csáky
regten eine Vielzahl empirischer Studien, vor-
wiegend Qualifikationsarbeiten jüngerer For-
scherinnen und Forscher im deutschsprachigen
Raum zur Konstituierung, Zerstörung und Neu-
formierung multikultureller Stadtlandschaften an.

Gregor Thums 2003 auf Deutsch erschie-
nener und mehrfach preisgekrönter Dissertation
„Die fremde Stadt“, die bei Karl Schlögel und
Klaus Zernack entstanden ist, kommt dabei in
mehrfacher Hinsicht eine Vorreiterrolle zu. Ge-

schickt verwebt er politik-, sozial-, kultur- und
kunsthistorische Zugänge zu einer Stadtge-
schichte par excellence, die weder den Blick für
große makropolitische, über das Lokale hinaus-
gehende Zusammenhänge, noch den für kon-
krete Akteure und Orte in der Stadt verliert. Mit
der (nieder)schlesischen Stadt Breslau und ihrer
Transformation zur polnischen Stadt Wroc ł aw
wählte sich Thum zugleich ein Fallbeispiel aus,
das im Hinblick auf den Grad der Zerstörung,
des gewaltvollen Bevölkerungsaustausches und
der (sozialistischen) Wiederaneignung durch die
Neubewohner kaum zu übertreffen ist. Im Pro-
log macht der Autor deutlich, dass der Bruch
von 1945 eine unweigerliche Konsequenz na-
tionalsozialistischer Herrschaft war, die selbst in
den letzten Kriegstagen in Breslau ihre selbst-
zerstörerische Kraft nicht verlor und zehntau-
sende Einwohner das Leben kostete und zum
Zusammenbruch der lokalen Ordnung führte.

Im darauffolgenden ersten Teil rekonstruiert
Thum das Nebeneinander von Chaos und Neu-
ordnung kommunaler Strukturen, von Vertrei-
bung und Neubesiedlung in der unmittelbaren
Nachkriegszeit, die durch die Westerweiterung
des polnischen Staates und den Verlust seiner
östlichen Territorien an die Sowjetunion gekenn-
zeichnet war. Er arbeitet hier die konfliktreiche
Gemengelage zwischen Roter Armee, den ers-
ten, in der Stadt angekommenen polnischen
Beamten und anderen Neuankömmlingen und
der noch in Breslau verweilenden deutschen
Bevölkerung heraus. Wie kaum zwei andere
Orte in der Stadt symbolisierten der Bahnhof
Nadodrze (Odertorbahnhof) und der Schwarz-
markt am Plac Grundwaldzki (Kaiserstraße) die
Begegnung von Ankommenden und Gehenden
sowie das Überleben in einer für Neuankömm-
linge fremden und für Zurückgebliebene fremd
gewordenen Stadt. Zugleich macht der Verfas-
ser deutlich, dass auch nach dem Massen-
exodus der deutschsprachigen Bevölkerung die
städtische Gesellschaft keineswegs homogen
war. Neben den polnischen Neusiedlern, die
freiwillig aus Zentralpolen oder unfreiwillig aus
den ehemaligen polnischen Ostgebieten nach
Wroc ł aw zogen, kamen Überlebende der
Shoah, die für eine kurzzeitige Wiederbelebung
jüdischer Kultur sorgten, und Ukrainer, die aus
den südpolnischen Gebieten zwangsumgesie-
delt wurden, in die Stadt. Die Konfliktlinien in-
nerhalb der neuen polnischen Bevölkerung
Wroc ł aws rührten, wie Thum betont, weniger
aus der unterschiedlichen regionalen Herkunft,
als vielmehr aus der spezifischen Mischung ver-
schiedener ruraler und urbaner Milieus. Trotz



Einzelrezensionen

Neue Politische Literatur, Jg. 58 (2013)  l        295

aller Heterogenität war der neuen Bevölkerung
das Gefühl des Fremdseins und der Entwurze-
lung und einer vorübergehenden Existenz (in)
der Stadt gemeinsam. Diese „psychosis of im-
permanence“ war vor allem für die unmittelbaren
Nachkriegsjahre charakteristisch und wider-
sprach den offiziellen Darstellungen eines le-
bendigen Wiederaufbaus der Stadt (S. 189).

Die enormen Anstrengungen, die notwen-
dig waren, um in der neuen Bevölkerung ein
Gefühl von Heimat zu wecken und die schließ-
lich auch zu einer mentalen „Polonisierung“ der
Stadt führten, sind Gegenstand des zweiten
Teils. Hier schildert der Autor die diversen Maß-
nahmen der „Entgermanisierung“ und der „Po-
lonisierung“ der Stadt – Maßnahmen, die seit
dem späten 19. Jahrhundert zum gängigen Ar-
senal nationaler Homogenisierungspolitik ge-
hörten. Während die Umbenennung von Stra-
ßennamen und anderen Toponymen bereits
Anfang 1946 abgeschlossen war, verlief die
Zerstörung beziehungsweise Umwandlung von
Fassaden, Skulpturen, Denkmälern und Fried-
höfen langsamer. Nicht selten blieben weniger
offensichtliche Artefakte, die an die deutsche
Vergangenheit der Stadt erinnerten, sogar er-
halten. Darüber hinaus beteiligte sich die Uni-
versität, und hier vor allem die Geschichts- und
polnische Sprach- und Literaturwissenschaft
aktiv an der „Erfindung von Traditionen“ in
der Stadt. Eines ihrer Wahrzeichen wurde das
Ossolineum, eine der wichtigsten polnischen
Bibliotheken, die von Lwów nach Wroc ł aw um-
gesiedelt wurde, um unter anderem den polni-
schen Charakter der neuen Territorien im Westen
Polens zu unterstreichen und ein „polnisches
Heimatgefühl“ zu stiften.

Langfristig gelang es der neuen Bevölke-
rung in Wroc ł aw, heimisch zu werden und ein
neues, vielfältiges urbanes Leben aufzubauen,
dennoch blieb – so Thum in seinem abschlie-
ßenden Ausblick – die lokale Identität der neuen
Breslauer fragil. Das Ende des Sozialismus
1989 bewirkte jedoch eine ungeahnte Öffnung
der städtischen Gesellschaft – auch und vor al-
lem gegenüber dem multikulturellen Erbe der
Stadt. Die Frage, ob diese Öffnung auch tat-
sächlich soziale Wirklichkeit geworden oder viel-
mehr nur Ausdruck eines geschickten Stadt-
marketings ist, lässt Thum am Ende seines Bu-
ches bewusst offen. Dass sie nach wie vor ak-
tuell ist, wird sich spätestens 2016 zeigen,
wenn Wroc ł aw Kulturhauptstadt Europas wird.

Auch ohne diesen Anlass lohnt es sich, zur
englischen Übersetzung von Thums Buch zu-
rückzugreifen. Sie liest sich ebenso erkennt-

nisreich und spannend wie die deutschsprachi-
ge Erstausgabe von 2003 und enthält darüber
hinaus zahlreiche Hinweise auf neuere For-
schungsliteratur. Sie sei allen empfohlen, die
nicht nur an der Lokalgeschichte Breslaus/
Wroc ł aws, sondern darüber hinaus an der
deutsch-polnischen Beziehungsgeschichte, der
Geschichte der Zwangsmigrationen und der
kulturellen Gedächtnisforschung interessiert
sind.

Prag     Ines Koeltzsch

Alfons XIII. und die Politik

Moreno-Luzón, Javier: Modernizing the Nation.
Spain during the Reign of Alfonso XIII, 1902–
1931, 192 S., Sussex Academic, Brighton
2012.

Die Ära der Restaurationsmonarchie in Spanien
(1876–1931) ist oft als Zeit der Stagnation, der
verpassten Chancen einer wirtschaftlichen, poli-
tischen und sozialen Modernisierung des Lan-
des beschrieben worden. Die vorliegende vor-
zügliche Monographie, eine geringfügig überar-
beitete englische Fassung des spanischen Ori-
ginals aus dem Jahr 2009, bricht im Einklang
mit der neueren Forschung mit diesen Deutun-
gen und zeichnet das vielschichtige Bild einer
erstaunlich dynamischen Epoche. Der Schwer-
punkt der Darstellung liegt eindeutig auf dem
Wandel des politischen Systems und der politi-
schen Parteien, der nuanciert und kenntnisreich
geschildert wird. Andere Themenfelder erfahren
deutlich weniger Aufmerksamkeit. Den roten
Faden der Erzählung bilden die Bemühungen
der jeweiligen politischen Akteure, die Heraus-
forderungen zu bewältigen, die sich aus der
Entfaltung eines politischen Massenmarktes
und der Politisierung der Bevölkerung ergaben.

Der Verfasser wendet sich entschieden ge-
gen eine Deutung der Restaurationsmonarchie,
die diese alleine als Vorgeschichte des Spani-
schen Bürgerkriegs begreift und den Nieder-
gang des Regimes als unausweichlich ansieht.
Er betont demgegenüber mit guten Argumenten
die Offenheit der historischen Entwicklung, die
nicht zwangsläufig in Krieg und Diktatur münden
musste, und die Modernisierungsleistungen des
monarchischen Staates. Das Restaurationsre-
gime war politisch anpassungsfähiger und kri-
sentauglicher, als oftmals behauptet wurde. Es
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war bis 1923 immer wieder in der Lage, politi-
sche Krisen zu überstehen und neue politische
Kräfte wie den politischen Katalanismus und po-
litische Reformbewegungen zu integrieren.
Selbst die heftigen sozialen und politischen Un-
ruhen der Jahre 1917 bis 1921, die sich durch-
aus mit den zeitlich parallelen Konflikten in
Deutschland vergleichen lassen, meisterten die
Restaurationspolitiker. Zwar weist der Verfasser
die These einer Demokratisierung der politi-
schen Ordnung zurück, doch sieht er in den
Jahren vor dem Putsch des Generals Primo de
Riveras im Jahr 1923 deutliche Zeichen einer
Stabilisierung und Reformorientierung des Re-
gimes.

Die Bewertung der Diktatur Primo de Rive-
ra, die eine autoritäre, nationalistisch grundierte
Modernisierungspolitik verfolgte, fällt vor diesem
Hintergrund äußerst kritisch aus. Es gelang der
Diktatur nicht, die Herrschaft lokaler Oligarchen
zu brechen. Dennoch zerstörte der Putsch das
über lange Jahrzehnte gewachsene, fein austa-
rierte politische System, das zwar unvollkommen
war, aber doch ein politisches Gleichgewicht
und Partizipationsmöglichkeiten geschaffen hat-
te. Vor allem aber gab der Umsturz des Jahres
1923 Gewalt als politisches Mittel eine neue
Legitimation und wirkte sich dadurch verhäng-
nisvoll auf die folgende politische Epoche aus.
Die schnelle Anerkennung des Putsches durch
Alfons XIII., der seit längerem mit der regimekri-
tischen Rechten sympathisiert hatte, beerdigte
zudem alle Hoffnungen einer Versöhnung von
Monarchie und Demokratie.

Trotz seiner Fokussierung auf das politische
System stellt das Werk von Moreno-Luzón auf-
grund seiner nuancierten Argumentation die be-
ste verfügbare Gesamtdarstellung der Ge-
schichte Spaniens in den ersten Jahrzehnten
des 20. Jahrhunderts dar. Es wird deutlich,
dass Spanien keinen Sonderweg in die moder-
ne Welt beschritt, sondern sich mit ähnlichen
Problemen konfrontiert sah wie andere europäi-
sche Länder, insbesondere im Süden und
Osten des Kontinents. Aufgrund ihrer klaren
Benennung der relevanten Forschungsdebatten
eignet sich das Buch auch als Einstiegslektüre.
Allerdings hätte die Darstellung weiter gewon-
nen, wenn neben der Ebene der zentralen poli-
tischen Entscheidungen auch Wandlungsten-
denzen an der politischen und gesellschaftlichen
Basis intensiver berücksichtigt worden wären.

Bochum                                        Till Kössler

Strategische Partnerschaft

Mangold-Will, Sabine: Begrenzte Freundschaft.
Deutschland und die Türkei, 1918–1933,
539 S., Wallstein, Göttingen 2013.

Die Geschichte der deutsch-türkischen Bezie-
hungen im 20. Jahrhundert ist nicht zu unrecht
ein spannendes und wichtiges Forschungsfeld,
in dem es noch einige große Lücken zu füllen
gilt. Sabine Mangold-Will hat sich hier eine der
sicherlich schwierigsten Lücken vorgenommen:
die Jahre der Weimarer Republik. Aufgrund der
neuen, heiklen innen- wie außenpolitischen Si-
tuation Deutschlands, fielen in dieser Zeit die
deutsch-türkischen Beziehungen ins politische
Abseits. Und so muss sich Mangold-Will, auf
eine mühsame Spurensuche begeben. Ihr zen-
traler Fund war hierbei der „Bund der Asien-
kämpfer“, die Veteranenorganisation all derer,
die im und mit dem Osmanischen Reich gedient
hatten.

In über 23 Kapiteln geht die Verfasserin der
„begrenzten Freundschaft“ zwischen Deutsch-
land und der Türkei nach. Die ersten fünf Kapi-
tel im ersten Teil untersuchen die unmittelbare
Nachkriegszeit, als erst einmal keine diploma-
tischen Beziehungen bestanden. Der zweite
Teil, wiederum mit fünf Kapiteln, versucht die
verschiedenen innen- und außenpolitischen In-
teressenlagen in und an beiden Ländern jeweils
zu ergründen. Der dritte Teil widmet sich den
Organisationen von Türken- und Deutschland-
freunden. Und im vierten Teil betrachtet
Mangold-Will verschiedene „Räume der Begeg-
nung“, wie zum Beispiel die Botschaftsgebäude,
Botschaftsbälle, Militärbeziehungen, wissen-
schaftliche Kontakte und Sportbegegnungen.
Der fünfte Teil untersucht dann verschiedene
Aspekte der „Freundbilder“ in den beiden Län-
dern. Als leitende Frage definiert die Autorin
unter anderem, dass statt immer nur die De-
konstruktion des Mythos von der deutsch-
türkischen Freundschaft voranzutreiben, man
eher fragen sollte, warum die Inszenierung der
deutsch-türkischen Freundschaft nach dem Er-
sten Weltkrieg „erst eigentlich plausibel wurde“.
Sie fügt hinzu, dass sie davon ausgeht, dass es
keine Freundschaft mit gemeinsamen Zielen
gegeben hätte, sondern eine „strategische
Partnerschaft auf der Basis paralleler Werte“.
Dies wird dann auch durch den Text hinweg klar
herausgearbeitet und so könnte man der Auto-
rin folgend für diese Zeit von einem ausge-
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prägten bi-nationalem Egoismus in den Bezie-
hungen sprechen.

Will man sich den deutsch-türkischen Be-
ziehungen der Zeit nähern, so sollte man sich
von dem Desinteresse des offiziellen Deutsch-
land nicht beirren lassen. Zum einen gilt es na-
türlich zu fragen, warum das offizielle Deutsch-
land auf diesem Desinteresse so beharrte. Zum
anderen aber gilt es Fühler in Richtung Gesell-
schaft und Öffentlichkeit auszustrecken, um so
zu erkunden, welche Rolle die Türkei hier ge-
spielt haben könnte. Wir haben es immerhin mit
einer Massengesellschaft zu tun, die auch über
eine sehr ausgeprägte und ausdifferenzierte
massenmediale Landschaft verfügte. Doch
Mangold-Will beschränkt sich leider auf den
„Bund der Asienkämpfer“ und dessen Publika-
tionen plus ein paar Memoiren sowie die offi-
ziellen Akten. Wenn sie sich über diesen Quel-
lenfundus hinaus in die Gesellschaft wagt, dann
tut sie dies seltsamerweise vor allem mit ihrer
Analyse des „Kickers“. Die deutschen überre-
gionalen Zeitungen und deren Türkeibild sucht
man fast vergeblich in diesem Buch; die öster-
reichische „Wiener Freie Presse“ taucht öfters
auf als irgendeine vergleichbare Weimarer Zei-
tung. Doch gerade durch eine solche Analyse
hätte die Autorin die verschiedenen spektaku-
lären Fundstücke, die sie oft nur am Rande er-
wähnt, einrahmen, kontextualisieren und besser
verstehen können. Mangold-Will kann leider
nicht so recht überzeugen, warum der „Bund
der Asienkämpfer“ so dermaßen wichtig gewe-
sen sein soll, dass der größte Teil des Buches
um ihn herum strukturiert ist. Die Asienkämpfer
waren gänzlich unwichtig im öffentlichen Türkei-
bild der Nachkriegsjahre; die Massenmedien
hingegen waren fasziniert vom türkischen Un-
abhängigkeitskrieg und Mustafa Kemal (Atatürk)
und propagierten eine radikales „Lernen von der
Türkei“ (vgl. hierzu Stefan Ihrig „Atatürk in the
Nazi Imagination‘“, im Erscheinen). Ein Blick in
die Zeitungen der frühen Weimarer Republik
hätten einige ihrer Grundannahmen revidiert und
korrigiert.

Dennoch ist Mangold-Wills Beitrag zu wür-
digen. Ihre akribische Arbeit bringt die For-
schung zu den deutsch-türkischen Beziehungen
sicherlich weiter. Sie arbeitet verschiedene Teil-
aspekte detailliert heraus, so zum Beispiel die
Diskussionen um den Armenier-Genozid in den
ersten Jahren der Weimarer Republik, die Auf-
nahme erster Kontakte der beiden Nachkriegs-
staaten und vor allem widerlegt sie die gängige
Erzählung von den Nichtbeziehungen in dieser
Zeit. Besonders interessant ist auch ihr dauer-

hafter Blick auf die Gegenseitigkeit und so vor
allem auch die türkischen Entwicklungen, Politik
und Strategien in diesen Jahren. Leider, und
auch dies mag der begrenzten Quellenauswahl
geschuldet sein, fassen ihre Schlussfolgerun-
gen zu kurz: Der Armenier-Genozid wurde in der
Tat breit diskutiert in der frühen Weimarer Re-
publik; von einem Verdrängen, wie bei Mangold-
Will behauptet, kann keine Rede sein; es gab
auch keinen „Verzicht“ sich mit dem kemalisti-
schen System auf deutscher Seite auseinander-
zusetzen, sondern einen obsessiven Türkei- und
Türkenhype in den ersten Jahren der Weimarer
Republik. Ferner ist das Buch von Mangold-Will
leider etwas sperrig geworden; zu detailverliebt
manövriert die Autorin hier die Wasser der nur
gut 15-jährigen Geschichte. Nicht nur der Um-
fang des Buches – circa 500 kleinbedruckte
Seiten; das Verhältnis von Forschungsergebnis-
sen und Textumfang überzeugt nicht – auch die
Verwissenschaftlichung der Sprache werden
wahrscheinlich einige Leser abschrecken. Unter
anderem das Beharren auf die imaginierten
Französischkenntnisse der Leser, also das
Nichtübersetzen of längerer französischer Zitate,
schließt dann wohl letztendlich doch einen Teil
des interessierten nicht-akademischen Publi-
kums aus.

Jerusalem                                      Stefan Ihrig

Akademikerinnen transnational

Oertzen, Christine von: Strategie Verständigung.
Zur transnationalen Vernetzung von Akademi-
kerinnen 1917–1955, 528 S., Wallstein, Göt-
tingen 2012.

In Zeiten von Gleichstellungsagenden und kon-
troversen Diskussionen über Sinn und Zweck
von Quotenregelungen erscheint die berufliche
Emanzipation von Frauen als Sujet, das erst in
den letzten Jahrzehnten ein gesamtgesellschaft-
liches Problem geworden zu sein scheint. Nach
der Lektüre des Buches von Christine von Oert-
zen denkt man darüber anders. In der Mono-
graphie zeichnet von Oertzen anhand der Inter-
national Federation of University Women (IFUW)
die Gründung und Entwicklung eines internatio-
nalen Netzwerkes von Akademikerinnen nach,
das im Ersten Weltkrieg als bildungspolitischer
Beitrag zur Politik der Entente entstand und
sich danach zu einem Berufsverband entwi-
ckelte, dem es ab den 1920er Jahren gelang,
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sich als „übergreifende akademische Standes-
organisation mit gesellschaftlichem Führungs-
anspruch“ (S. 391) zu etablieren.

Der intellektuelle Mehrwert dieser Studie
liegt zum einen in der transnationalen Perspekti-
ve. Diese erlaubt es, die Geschichte der aka-
demischen Professionalisierung von Frauen aus
dem Kontext einzelner Universitäten, Disziplinen
oder Fachgruppen herauszulösen. Es gelingt
der Autorin, ihr Sujet in übergeordnete histo-
rische Entwicklungslinien einzubetten, indem
sie es mit der Geschichte der internationalen
Frauenbewegung und der Geschichte des In-
ternationalismus in der ersten Hälfte des
20. Jahrhunderts verknüpft. Auf diese Weise
integriert sie biographische Studien in die Ge-
schichte der politischen Krisen und Konflikte
zwischen Erstem Weltkrieg und der Hochphase
des Kalten Kriegs und korrigiert so das geläufi-
ge Bild einer männlich dominierten internatio-
nalen Wissenschaftslandschaft.

Der zweite Mehrwert der Studie liegt im
Untersuchungszeitraum, der mit 1917 bis 1955
die politischen Katastrophen des 20. Jahrhun-
derts abdeckt. Von Oertzen zeigt, wie sich mit
der IFUW ein akademisches Netzwerk etablier-
te, das durch seine transnationalen Bezüge die
Frauenbewegung auf nationaler Ebene beför-
derte, durch internationale Stipendienprogram-
me Akademikerinnen die Tür in die professio-
nelle Wissenschaft öffnete und das eng ver-
knüpft war mit internationalistischen Bewegun-
gen, wie sie ab 1919 im Rahmen des Völker-
bunds sprossen. Die praktische und symboli-
sche Bedeutung dieser internationalen Ver-
knüpfungen wird besonders ab den 1930er
Jahren deutlich, als in der erst gleichgeschalte-
ten und dann aufgelösten deutschen Sektion
die Vernetzungsstrukturen der IFUW fortgeführt
wurden und die IFUW sich selbst als internatio-
nales Fluchthilfenetzwerk zu betätigen begann.
Auch die verhältnismäßig schnelle Wiederan-
knüpfung nach 1945 ging auf stabile persönli-
che und institutionelle Kontakte zurück, die be-
reits in den 1920er Jahren entstanden waren.
Bemerkenswert ist hier die Feststellung der
Autorin, dass die internationalistische Ausrich-
tung der IFUW ab den 1950er Jahren in die
Mühlen des Kalten Kriegs geriet, aber zu glei-
chen Teilen auch einem Generationswechsel
geschuldet war: Während der Erste Weltkrieg
die professionelle Emanzipation der Akademike-
rinnen eher beförderte, zeigt von Oertzen, dass
der Zweite Weltkrieg einen Bruch bedeutete,
der in der Modernisierung der westlichen Hoch-
schullandschaften eine ganze Generation gut

ausgebildeter und in hohen Funktionen etablierter
Wissenschaftlerinnen ohne Nachfolge blieben
ließ.

Die Autorin hat mit diesem Buch weitestge-
hend Neuland erschlossen, da die Forschung
akademische Netzwerke bisher nur marginal
unter geschlechtsspezifischen Merkmalen un-
tersucht hat. Beeindruckend ist die breite Quel-
lenbasis, auf der das Buch beruht. Von Oertzen
hat die Archive der IFUW, der nationalen Sek-
tionen in Deutschland, den USA und Großbri-
tannien sowie Nachlässe wichtiger Figuren in
diesem Netzwerk analysiert. Die enorme Dichte
und der Reichtum an einprägsamen Details sind
ein Grund für die Eingängigkeit der Argumenta-
tion. Allerdings birgt die Verführung, den Leser
am Gefundenen teilhaben zu lassen, die Gefahr,
dass die Profilierung der teilweise sehr auf-
schlussreichen Ergebnisse als solche zugunsten
der vielen Geschichten in den Hintergrund ge-
rät. Das geschieht zum Beispiel im Kapitel über
die Fluchthilfe der IFUW in den 1930er und frü-
hen 1940er Jahren. Dank der Materialdichte
kann die Autorin ein präzises soziales und wis-
senschaftliches Profil der ungefähr 500 Akade-
mikerinnen zeichnen, die die Flucht ins zumeist
angloamerikanische Ausland antraten und sich
dort neu etablierten. Dabei kommen erstaunli-
che Ergebnisse zu Tage, bei denen von Oertzen
zurecht behauptet, dass damit „zentrale Thesen
der Emigrationsforschung in Bezug auf Frauen,
Bildung, Geschlecht und Alter neu“ (S. 287)
diskutiert werden müssen. Am Ende des Kapi-
tels stellt man sogar fest, dass die Autorin bis-
herige Annahmen auf den Kopf stellt und die
Forschung als aufgeladen mit geschlechtsspe-
zifischen Stereotypen entlarven kann, die empi-
risch nicht haltbar sind. Denn den geflohenen
Akademikerinnen fiel die erzwungene Emi-
gration sowie die körperliche Arbeit als Hausan-
gestellte, die viele in den ersten Monaten auf-
nehmen mussten, nicht leichter als männlichen
Kollegen, wie oft behauptet wird. Vor allem aber
zeigt sich, dass Akademikerinnen ihre akade-
mische Karriere erstaunlich häufig wieder auf-
nehmen konnten, weil Sprachkenntnisse in der
Regel besser waren als die der männlichen
Kollegen, ein besseres Gespür für die neuen
sozialen und kulturellen Werte vorhanden war,
institutionelle und persönliche Netzwerke funk-
tionierten und die geteilte Erfahrung seit den
1920er Jahren, sich als Frauen in einem männ-
lich dominierten System behaupten zu müs-
sen, eine „sehr entschiedene und krisener-
probte Berufsidentität“ (S. 332) hervorgebracht
hatte.                 
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Von Oertzen ist eine spannende und le-
senswerte Studie gelungen, der eine breite Le-
serschaft zu wünschen ist. Besonders hilfreich
ist der biographische Anhang, der die vielen im
Text erwähnten Akademikerinnen systematisch
auflistet, Hintergrundinformationen sowie wei-
terführende Literaturhinweise liefert. Dass die
Autorin diese Informationen in eine allgemein
zugängliche Datenbank mit den Namen von
über 240 Akademikerinnen überführt hat (Uni-
versity Women’s International Networks Data-
base, URL: http://uwind.mpiwg-berlin.mpg.de/
uwind/), ist nicht nur eine wunderbare Hilfe-
stellung für alle am Thema Interessierten, son-
dern stimuliert hoffentlich auch weitere For-
schungen auf diesem Gebiet.

Basel                                     Isabella Löhr

Weibliches Engagement in
der US-Politik

Nickerson, Michelle: Mothers of Conservatism.
Women and the Postwar Right, 231 S., Prin-
ceton UP, Princeton, NJ 2012.

Mit „Mothers of Conservatism“ legt Michelle
Nickerson, Professorin für Geschichte an der
Loyola Universität in Chicago, eine Untersu-
chung konservativer Milieus im Kalifornien der
Nachkriegszeit vor. Sie untersucht, welche Ak-
teure und Faktoren eine Wiederbelebung der
konservativen Bewegung möglich machten, die
mit der Präsidentsschaftskandidatur Barry Gold-
waters im Jahr 1964 ins nationale Bewusstsein
rückte und mit dem Wahlsieg von Ronald Rea-
gan im Jahr 1980 einen Paradigmenwechsel in
der Politik vollzog. Die Autorin zeigt sich dabei
inspiriert von den Arbeiten der letzten Jahre, wie
zum Beispiel Lisa McGuirr’s „Suburban War-
riors“ (2002), die den Grundstein für die Er-
forschung des Neo-Konservatismus legten.
Nickersons Studie zeichnet aus, dass sie Kul-
tur- und Politikgeschichte auf sehr produktive
Weise miteinander verbindet. Während es ihr in
der long durée um die fundamentalen Verschie-
bungen in der politischen Landschaft der ameri-
kanischen Nachkriegszeit geht, verfolgt sie zu-
gleich einen geschlechterhistorischen Ansatz.
Mit Blick auf das kalifornische Orange County
untersucht sie die politischen Aktivitäten kon-
servativer Frauen, ohne die, so ihre These, der
Neo-Konservatismus kaum die Durchschlags-
kraft hätte erzielen können, die ihm bis heute

beizumessen ist. Frauen, so argumentiert die
Historikerin, waren das politische Fußvolk, das
für eine konservative politische Agenda warb
(family values, Religion, Antikommunismus, small
government) und diese auch erfolgreich durch-
setzte. Damit pflegten sie den ideologischen
Nährboden und schufen die Organisationstruk-
turen an den grassroots, die sich als unverzicht-
bar für die konservative Bewegung erweisen
sollten.

Mit ihrer Darstellung beschreitet Nickerson
zum einen inhaltlich Neuland. Zum anderen
entwickelt sie einen konzeptionellen Zugriff
weiter, mit dem sich das Engagement politi-
scher Akteurinnen fassen lässt, die sich selbst
nicht als politisch aktiv wahrnahmen, sondern
sich mit einem auf Häuslichkeit ausgerichteten
Frauenideal identifizierten. Um diesen vermeint-
lichen Widerspruch zwischen weiblichen Hand-
lungen und Selbstzuschreibungen fassen zu kön-
nen, greift die Autorin Annelise Orlecks Konzept
des housewife activism auf. Dieses bezeichnet
weibliches Engagement, das sich aus dem Ge-
fühl der Verantwortung für Familie und Gemein-
wesen motivierte. Nickerson macht das Konzept
für die Nachkriegszeit anwendbar und zeigt, wie
sich vornehmlich weiße, der Mittelklasse ent-
stammende Frauen als Mütter und Hausfrauen
in den politischen Prozess einbrachten – jen-
seits ihrer Rolle als Wählerinnen. Damit reflek-
tiert die Studie neben Gender auch ethnische
Zuschreibungen und Klassenzugehörigkeit.

Auf die Einleitung folgen sechs Kapitel, in
denen das Buch seine Argumentation entfaltet.
Kapitel eins bietet einen historischen Rückblick
auf die Jahrzehnte vor dem Zweiten Weltkrieg,
den die Autorin nutzt, um Kontinuitätslinien
nachzuzeichnen. Sie blickt vor allem auf patrioti-
sche Frauenorganisationen, die während des
Ersten Weltkrieges entstanden, sowie den Wi-
derstand konservativer Frauen gegen die New
Deal Politik der 1930er Jahre. Diese Formen
weiblichen Engagements, so Nickerson, inspi-
rierten den Aktivismus konservativer Frauen in
der Nachkriegszeit, nicht zuletzt, weil sie ideolo-
gischen Überzeugungen Ausdruck verliehen, die
während des Kalten Krieges zentral blieben und
sich um Familie, Loyalität, Antikommunismus
und staatlichen Dirigismus drehten. Den house-
wife populism der 1930er Jahre, das Aufbe-
gehren konservativer Frauen aus dem Arbeiter-
milieu gegen staatliche Regulierungspolitik, deu-
tet sie als unmittelbaren Vorläufer des house-
wive activism während des Kalten Krieges.

Kapitel zwei und drei richten den Blick auf
Südkalifornien. In ersterem zeichnet Nickerson
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die Entstehung konservativer weiblicher Netz-
werke in Los Angeles in den 1950er Jahren
nach. Eingebettet in den politischen und wirt-
schaftlichen Kontext einer sich rasant entwik-
kelnden Region, geht es um die Einrichtung von
Arbeitsgruppen und Informationskanälen, die
Organisation von Vorträgen, das Engagement in
den Parteibüros der Republikanischen Partei
sowie die Einmischung in die Lokalpolitik. Wäh-
rend die Autorin einen insgesamt hohen ehren-
amtlichen Mobilisierungsgrad diagnostiziert, an
dem Amerikanerinnen unterschiedlicher politi-
scher Couleur teilhatten, zeigt sie, dass die
housewife activists Teil einer Bewegung waren,
die eine besondere Durchschlagskraft erzielte.
Sie stellt auch fest, dass konservative Frauen
eine eigene politische Kultur entwickelten. Dazu
gehörte die Integration ihres Aktivismus in den
Alltag. Engagement fand an Orten und zu Zei-
ten statt, die für Frauen erreichbar und günstig
waren, weshalb den Suburbs große Bedeutung
als räumlicher Kontext dieses Aktivismus zukam.
Kapitel drei befasst sich im Anschluss daran mit
politischer Arbeit im Erziehungssektor. Hier geht
es Nickerson vor allem um den Kampf gegen
Lehrpläne und -methoden. Getragen von der
Überzeugung, dass bestehende Erziehungs-
praktiken und Curricula Kinder mit liberaler
Weltanschauung indoktrinierten und ihrem El-
ternhaus entfremdeten, setzen sich konservati-
ve Aktivistinnen erfolgreich für Schulreformen
ein. Die Historikerin liest ihren Einsatz als Aus-
druck eines politischen Bewusstseins „in har-
mony with the nascent conservative movement
by protesting on behalf of parental and commu-
nity interest, thus bolstering long-entrenched
conservative associations between anti-authori-
tarianism, familial privacy, and local self-deter-
mination” (S. 73).

In Kapitel vier zeigt Nickerson, wie aus der
Auseinandersetzung um Schulpolitik ein Interes-
se an den Aufgaben und Inhalten des Wissen-
schaftsfaches Psychologie und seiner Vertreter
erwuchs. In dem bezeichnenderweise mit dem
Titel „Siberia, U.S.A.“ überschriebenen Kapitel
arbeitet sie die Furcht konservativer Frauen vor
einem mental health establishment heraus, in
dem sie im Sinne einer Verschwörungstheorie
den Handlanger eines manipulativen, auf die
einseitige liberale Indoktrination seiner Bürger
abzielenden Zentralstaates erkannten. House-
wife activists setzten sich daher auch auf natio-
nalstaatlicher Ebene für die Regulierung oder
Abschaffung von Einrichtungen, Gesundheits-
programmen und Fördermöglichkeiten ein.

Im sechsten Kapitel schließlich befasst sich
die Autorin mit der zentralen Rolle, die konser-
vative Frauen in den 1960er Jahren in der neo-
konservativen Bewegung nicht nur auf regiona-
ler, sondern auch auf nationaler Ebenen für sich
reklamierten. Sie verweist auf vielfältige Organi-
sationsformen (z. B. Frauengruppen der John
Birch Society) und Aktivitätsmuster (z. B. patrio-
tische Buchläden). Spätestens im Wahlkampf
von Barry Goldwater 1964, an dem sich kon-
servative Aktivistinnen in großer Zahl beteiligten,
wurde deutlich, wie unabdingbar weibliches En-
gagment für das Wiedererstarken der Konser-
vativen geworden war. Frauen spielten eine ent-
scheidende Rolle bei der Mitglieder- und Wäh-
lermobilisierung, der Formulierung politischer
Diskurse und der Gestaltung neo-konservativer
politischer Kultur. Ihr Engagement, so Nicker-
son in ihren abschließenden Bemerkungen, war
prägend für die Generation politisch aktiver kon-
servativer Frauen, die in den 1960er Jahren so-
zialisiert wurden und die jene konservative Zei-
tenwende der 1980er Jahre mit herbeiführten,
deren Auswirkungen die USA bis heute prägen.

Gut geschrieben und handwerklich sauber
gearbeitet, ist „Mothers of Conservatism“ als
Lektüre unbedingt zu empfehlen. Es verleiht
zeitgenössischen Entwicklungen historische
Tiefenschärfe und regt zum Nachdenken über
Bedeutung und Umfang weiblichen politischen
Engagements in einer amerikanischen Gegen-
wart an, in der das Wahlverhalten weiblicher
Wähler (z. B. der soccer moms) immer stärker
wahlentscheidend ist.

Kassel                      Anke Ortlepp

Paul Reusch: Zwei Biografien

Marx, Christian: Paul Reusch und die Gutehoff-
nungshütte. Leitung eines deutschen Großun-
ternehmens, 708 S., Wallstein, Göttingen 2013.
Langer, Peter: Macht und Verantwortung. Der
Ruhrbaron Paul Reusch, 783 S., Klartext, Es-
sen 2012.

Zwei kurz nacheinander erschienene, umfang-
reiche Monografien zum Ruhrindustriellen Paul
Reusch (1868–1956), langjähriger Vorstands-
vorsitzender der im Eigentum der Familie Haniel
befindlichen Gutehoffnungshütte (GHH) mit
Stammsitz in Oberhausen und einer der wich-
tigsten politischen Wortführer der Eisen- und
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Stahlindustrie in der späten Weimarer Republik,
zeigen, wie unterschiedlich man an eine Unter-
nehmerbiografie herangehen kann, selbst wenn
man sich im Kern auf dieselben Primärquellen
stützt. Peter Langer rückt den Unternehmer
Reusch als politisch handelndes Individuum und
die Frage nach seiner Macht und Mitverant-
wortung für die politischen Katastrophen der
Zeit in den Mittelpunkt. Christian Marx dagegen
versteht Unternehmer- und Unternehmensge-
schichte, also Biografie- und Strukturgeschich-
te, als wechselseitig auf das Engste miteinander
verflochten – und macht auf diese Weise erst-
mals den Unternehmer Reusch in seinem so-
zialökonomischen Handlungsfeld, also als sol-
chen, wirklich greifbar.

Marx stützt sich in seiner an der Universität
Trier entstandenen, von Morten Reitmayer und
Lutz Raphael betreuten Dissertation auf den in
der jüngeren Unternehmensgeschichte bereits
mehrfach erprobten, aber methodisch neu re-
flektierten und um netzwerktheoretische Über-
legungen erweiterten Ansatz der corporate go-
vernance. So legt der Autor sehr viel Wert dar-
auf, den Managerunternehmer Reusch nicht
isoliert zu betrachten, sondern ihn in seinen –
durch die historisch entstandene Unterneh-
menskultur der GHH ebenso wie durch die je-
weils aktuellen Interessen der Eigentümerfamilie
Haniel entscheidend mitgeprägten, aber auch
sehr bewusst selbst gestalteten – sozialen Be-
ziehungen innerhalb und außerhalb des Unter-
nehmens zu verorten. Dies teils auf den for-
mellen Regeln der corporate governance beru-
hende, teils auch informelle soziale Beziehungs-
netzwerk versteht Marx als das wesentliche
Instrument Paul Reuschs zur strategischen
Steuerung, Koordination und Kontrolle des von
ihm nach dem Ersten Weltkrieg durch Erwerb
von Mehrheitsbeteiligungen erheblich ausge-
bauten, dabei systematisch von der Stahlerzeu-
gung in die Weiterverarbeitung hinein diversifi-
zierten, zunehmend also vertikal integrierten,
aber weiterhin dezentral organisierten Konzerns.
Die Untersuchung ist chronologisch aufgebaut,
wobei die dem Karriereverlauf Reuschs und der
Unternehmensentwicklung der GHH folgenden
Hauptkapitel jeweils in sachthematische Quer-
kapitel zu den Leitungs- und Kontrollstrukturen,
zur strategischen Ausrichtung, zur Unterneh-
mensfinanzierung und zur Stellung des Unter-
nehmers beziehungsweise des Unternehmens
in der Eisen- und Stahlindustrie gegliedert sind.
Die Einstellung und das Handeln Paul Reuschs
mit Blick auf die Arbeitsbeziehungen sowie sein
Wirken außerhalb des Konzerns, insbesondere

in den Wirtschaftsverbänden und in der Politik,
wird in diesen wiederkehrenden Querkapiteln
nur dann mit einbezogen, wenn es markante
Rückwirkungen auf die corporate governance
hatte. Am Ende der Hauptkapitel werden die
verschiedenen sachthematischen Aspekte je-
weils zu einem Gesamtbild gebündelt. Das Buch
insgesamt schließt mit einer prägnanten Bilanz
unter anderem zur Evolution des auf Grundlage
der überlieferten Korrespondenz systematisch
analysierten Reusch’schen Beziehungsnetz-
werks, zu den festgestellten Zäsuren, Pfadab-
hängigkeiten und Innovationen, zur Entwicklung
der formellen Konzernstrukturen und der auf
Unabhängigkeit gegenüber den Banken be-
dachten Art der Unternehmensfinanzierung so-
wie – last, not least – zu Paul Reusch als Un-
ternehmertypus.

Mit diesem stringenten Ansatz gelingt es
Marx, der sich auf eine beeindruckende, über
den Kernbestand der GHH im Rheinisch-West-
fälischen Wirtschaftsarchiv zu Köln weit hinaus-
gehende Fülle an Quellen und Literatur stützt,
ein facettenreiches, zugleich aber sehr nüchter-
nes und ausgewogenes Bild vom Unternehmer
Paul Reusch zu zeichnen, das bisher nicht exis-
tierte. Der Vorstandsvorsitzende Reusch ver-
stand es, sich als maßgebliche, vom Aufsichts-
ratsvorsitzenden und damit der Mehrheit der Ei-
gentümerfamilie Haniel gestützte Autorität zu
etablieren. Mit Hilfe eines ganz auf ihn persön-
lich ausgerichteten Beziehungs-, Kommunika-
tions- und Informationsnetzwerks zu wichtigen,
in der Regel selbst installierten Vertrauensper-
sonen in den Vorständen der rechtlich weiterhin
selbständigen GHH-Konzerntöchtern gelang es
Reusch eine strikt auf unternehmerische Eigen-
ständigkeit bedachte Wachstumsstrategie er-
folgreich umzusetzen (sich also nicht etwa den
Vereinigten Stahlwerken anzuschließen) und das
expandierende Unternehmen weitgehend effi-
zient zu steuern, zu koordinieren und zu kontrol-
lieren, so dass es ohne größeren Schaden
durch die Weltwirtschaftskrise kam. Orientiert
am langfristigen Unternehmenserfolg hatte
Reusch keine erkennbaren Bedenken, den
GHH-Konzern in den Dienst des NS-Regimes
zu stellen, von der Aufrüstungskonjunktur zu
profitieren und Zwangsarbeiter zu beschäftigen,
verfolgte nun allerdings keine dezidierte Expan-
sionsstrategie mehr. Trotzdem geriet er immer
wieder in Konflikte mit den neuen Machthabern
(denen er anfangs viele, teils reichlich naive po-
litische Sympathien entgegengebracht hatte) –
weil diese nicht willens waren, seinen mental
tief in der politischen Kultur des Kaiserreichs
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verwurzelten „Herr-im-Hause“-Standpunkt zu
respektieren. Sein Beziehungsnetzwerk außer-
halb des eigenen Unternehmens, in die Interes-
senverbände und die Politik hinein, hatte sich
bereits bei der Machtübernahme durch die Na-
tionalsozialisten angesichts ihres unbedingten
Gleichschaltungsdrangs als mehr oder weniger
nutzlos erwiesen. Reusch geriet immer mehr ins
politische Abseits. 1942 musste er sich wegen
eines politisierten Personalkonflikts an der Spit-
ze einer Konzerntochter, der Kabel- und Metall-
werke Neumayer AG, den er nicht für sich ent-
scheiden konnte, schließlich ganz aus dem Vor-
stand der GHH zurückziehen – mit der Folge,
dass nun auch sein mit viel Mühe aufgebau-
tes unternehmensinternes Beziehungsnetzwerk
weitgehend zerfiel, allerdings nicht vollständig;
immerhin gelang es ihm nach Kriegsende,
selbst unter den Bedingungen der alliierten Ent-
flechtungs- und Dekartellierungspolitik, seinen
Sohn Hermann Reusch als Nachfolger zu instal-
lieren – und damit zumindest im Ansatz selbst
eine Familiendynastie von Managern zu begrün-
den.

Langer geht, wie erwähnt, ganz anders,
weniger theoretisch-methodisch reflektiert, an
seine biografische Studie heran. Als Vorsitzen-
der der Historischen Gesellschaft Oberhausen,
der sich auch als Lehrer und Schulleiter viele
Jahre intensiv mit Paul Reusch und der Gute-
hoffnungshütte in den lokalhistorischen Zu-
sammenhängen auseinandergesetzt hat, inter-
essiert er sich in erster Linie für die politische
Dimension des Lebens und Wirkens seines
Protagonisten. Folglich stellt er dessen Macht
als Unternehmer heraus, nach innen wie nach
außen, also den autoritären, kompromisslos
durchgesetzten Führungs- und Geltungsan-
spruch gegenüber Arbeitern und Angestellten
ebenso wie die von antiliberalen, rechtskonser-
vativen, nationalistischen Überzeugungen ge-
prägte Interessen- und Verbandspolitik, die un-
ter anderem eigene Pressebeteiligungen und
Parteispenden einschloss. Ganz im Sinne einer
Auseinandersetzung mit den Gefahren des To-
talitarismus fragt der Verfasser nach der politi-
schen Verantwortung des einflussreichen Un-
ternehmers Paul Reusch. Langers ebenfalls
chronologisch angelegte Gliederung folgt des-
halb der politischen Geschichte, nicht dem Kar-
riereverlauf Reuschs und der Unternehmensge-
schichte der GHH: Kaiserreich, Erster Welt-
krieg, Revolution 1918/19 und die verschiede-
nen Phasen von Weimarer Republik und NS-
Diktatur geben den Leitfaden für die Untersu-
chung vor. In den einzelnen Teilkapiteln wird

Paul Reusch zwar auch als „Konzernherr“ vor-
gestellt, aber immer wieder vor allem als politi-
scher Unternehmer in den Blick genommen. Er
erscheint dabei als ein wortgewaltiger, in Öf-
fentlichkeit und Politik wohl gerade deshalb zu-
gleich namhafter wie umstrittener Sprecher
der Schwerindustrie, dessen kompromissloser
Kampf gegen den politischen Einfluss der So-
zialdemokratie ebenso wie seine Fehleinschät-
zung der Nationalsozialisten nicht nur maßgeb-
lich zum Untergang der ersten deutschen De-
mokratie, sondern letztlich auch zu seinem per-
sönlichen Machtverlust beitrugen. Es mutet frei-
lich fast wie ein Kampf gegen nicht vorhandene
Windmühlen an, wenn Langer meint, ganz
energisch das Bild von Reusch als Wider-
standskämpfer gegen den Nationalsozialismus
korrigieren zu müssen, denn als solcher gilt er in
der einschlägigen historischen Forschung kei-
neswegs. Aus der Perspektive des genauen
Kenners der Verhältnisse vor Ort, wo es
scheinbar in bestimmten Kreisen mit Blick auf
Reusch noch heute „den Mythos des autoritä-
ren, aber gerechten Konzernlenkers, der den
braunen Machthabern ab 1933 unbeugsam die
Stirn bot“ (S. 15) gibt, mag dies natürlich an-
ders aussehen.

Durch Langers kenntnisreiche Studie, die
auf einer ganz stupenden Auswertung der ver-
fügbaren Quellen vor allem im Rheinisch-West-
fälischen Wirtschaftsarchiv beruht, wird man-
ches zusätzliche Detail über Reuschs umfang-
reiche Korrespondenzen, öffentlichen Auftritte
und Verlautbarungen zu Tage gefördert, aber
letztlich keine neue Interpretation des politi-
schen Unternehmers Paul Reusch vorgenom-
men. Seine negative Haltung gegenüber jegli-
chen Mitbestimmungsansprüchen von Arbeitern
und Angestellten, von Gewerkschaften und So-
zialdemokratie, nicht zuletzt seine Ablehnung
der „Zentralarbeitsgemeinschaft“ – mit der die
Grundlagen für einen sozialpartnerschaftlich aus-
gerichteten Kapitalismus gelegt wurden – all das
war ebenso bekannt wie Reuschs verbale At-
tacken auf das parlamentarische System der
Weimarer Republik und seine politische Verken-
nung der Nationalsozialisten.

Peter Langer gelingt es durch seine ten-
denziell moralisierende, grundsätzlich nach
Macht und Verantwortung fragende Herange-
hensweise letztlich nicht, wie eigentlich beab-
sichtigt, den politischen Unternehmer Paul
Reusch wirklich zu fassen, ihn distanziert und
nüchtern zu betrachten und dadurch zu entdä-
monisieren; er wird vielmehr geradezu negativ
überhöht. Ganz anders dagegen Christian Marx:
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Durch die methodisch durchdachte, konsequent
umgesetzte und hier erstmals geleistete Rück-
bindung des betont politischen Unternehmers
Paul Reusch an sein eigentliches, unternehme-
risches Handlungs- und Wirkungsfeld wird –
fast wie im Nebeneffekt – zugleich auch nach-
vollziehbar, dass dessen Konflikte mit dem NS-
Regimes nichts mit politischem Widerstand zu
tun hatten, allerdings auch kaum etwas mit ge-
genläufigen wirtschaftlichen Interessen, sondern
vor allem etwas mit den langfristigen mentalen
Prägungen des vor dem Ersten Weltkrieg in ei-
ne wirtschaftliche Führungsposition aufgestie-
genen Menschen Paul Reusch, der im unterge-
gangenen Kaiserreich verwurzelt blieb und im
Grunde genommen zu treffender politischer
Analyse und Beurteilung unfähig war – in De-
mokratie und Diktatur. Damit hat Christian Marx
das Potenzial einer methodisch reflektierten
Unternehmer- und Unternehmensgeschichte
besonders eindrucksvoll unter Beweis gestellt –
auch für die politische Geschichte des 20. Jahr-
hunderts.

München/Frankfurt a. M.        Friederike Sattler

Deutsche Jugendverbände

Weinrich, Arndt: Der Weltkrieg als Erzieher. Ju-
gend zwischen Weimarer Republik und Natio-
nalsozialismus, 315 S., Klartext, Essen 2013.

Die Frage, welche Folgen der Erste Weltkrieg
für die politische Kultur der Weimarer Republik
zeitigte, und in welche Beziehung damit Erster
und Zweiter Weltkrieg zu setzen sind, gehört zu
den Kernfragen der Geschichte des 20. Jahr-
hunderts. Dementsprechend groß ist die Anzahl
der Studien, die sich ihr gewidmet haben, und
nicht wenige davon richteten ihren Blick auch
auf die Jugend. Dass es dennoch lohnt, sich
einem solch dicht bestellten Forschungsfeld er-
neut zu nähern, zeigt Arndt Weinrichs Disserta-
tion zum Weltkriegsgedenken ausgewählter
deutscher Jugendverbände zwischen Weimarer
Republik und Nationalsozialismus. Das beson-
dere Interesse des Autors gilt den Schnittmen-
gen in der Kriegsrezeption Weimarer Jugend-
verbände – der Bündischen Jugend, der Katho-
lischen Jugend und dem republikanischen
Jungbanner – auf der einen Seite, und jener der
Hitler-Jugend auf der anderen Seite. Er fragt
danach, welche Deutungselemente des Gefal-
lenen- und Kriegsgedenkens in den 1920er

Jahren über die Grenzen politischer Lager hin-
weg Wirkmacht entfalteten, und inwieweit sich
diese für den Heldengedenkdiskurs des Dritten
Reiches anschlussfähig erwiesen. Die Argu-
mentation zielt darauf, die Kontinuitäten in der
„heroischen Deutungskultur“ (S. 319) des Welt-
krieges hätten als wichtige „erinnerungskultu-
relle Brücke“ (S. 33) zwischen der Weimarer
Gesellschaft und der nationalsozialistischen
Herrschaft fungiert. Das ist als These vielleicht
nicht ganz überraschend, durchzieht aber den-
noch als roter Faden eine stilistisch elegante
und inhaltlich gleichermaßen luzide wie differen-
zierte Studie.

Die vier Kapitel des Hauptteils widmen sich
dem Weltkrieg als Kindheitserfahrung (Kapi-
tel II), dem Helden- und Opfergedenken der ge-
nannten Weimarer Jugendverbände in den spä-
ten 1920er und frühen 1930er Jahren (Kapi-
tel III), dem Weltkriegsgedenken der Hitler-Ju-
gend (Kapitel III) und schließlich detailliert den
Wandlungen und Aneignungen des Lange-
marck-Mythos zwischen Weimarer Republik und
Nationalsozialismus, mit Schwerpunkt auf der
Langemarck-Politik der Deutschen Studenten-
schaft und der Hitler-Jugend. Das Kapitel zur
Weltkriegsrezeption der Bündischen Jugend
zeichnet diese entlang im Großen und Ganzen
bekannter Linien: Es betont den zentralen Stel-
lenwert des Gefallenengedenkens und die
Wirksamkeit des Topos eines „Vermächtnisses“
der Gefallenen, das die nachfolgende Genera-
tion in die Pflicht nehme, sowie die Varianten
der Heroisierung der Frontkämpfer zwischen
Walter Flex’ „opfermythischem Heldenkult“
(S. 76) und dem Jünger’schen Ideal des „schla-
ckenlosen Grabenkämpfers“ (S. 83). Es gelingt
dem Autor, ausgewählte Unterschiede und Ge-
meinsamkeiten zwischen verschiedenen Bün-
den überzeugend nachzuzeichnen und gleich-
zeitig Verschiebungen im Gefallenenkult – so
eine Bewegung weg von Flex und hin zu Ernst
Jünger – präzise auf das Ende der 20er Jahre,
mit einem Umbruch 1928/29, zu datieren.

Ging in der Bündischen Jugend der Gefal-
lenenkult Hand in Hand mit einer Idealisierung
des Krieges, charakterisiert Weinrich die Hal-
tung der katholischen Jugend als ambivalent:
Aufrufe zu „Friedensgeist und Völkerverständi-
gung“ (S. 105) prägten deren Schriften, gleich-
zeitig aber auch eine „Überhöhung der Kriegs-
gefallenen zu Opferhelden“ gemeinsam mit
einer „Verabsolutierung des Selbstopfers“
(S. 105). Die Sakralisierung des heroischen
Opfers auch in der Katholischen Jugend
machte diese anfällig für die mentalen Mobilma-
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chungsstrategien der Nationalsozialisten. Für das
bisher von der Forschung kaum beachtete
Jungbanner, die Jugendorganisation des Reichs-
banners, konstatiert der Autor eine deutlichere
Distanzierung von Krieg und Heldenkult. Hun-
ger und Not in der Weltkriegszeit, für die Bündi-
sche Jugend augenscheinlich kein Thema,
standen hier im Kern des Kriegsbildes. Man las
Erich Maria Remarque – gleichzeitig aber auch
Flex’ „Der Wanderer zwischen beiden Welten“
und Philipp Witkops Kriegsbriefe gefallener
Studenten. Trotz eines starken Pazifismus fand
auch in diesem republikanischen Jugendver-
band der Heldenkult einen Resonanzraum,
wenn auch weniger aggressiv und lautstark.

Das ausführliche Kapitel zur Weltkriegs-
rezeption der Hitler-Jugend skizziert diese diffe-
renziert in ihren Ambivalenzen und Wandlungen
zwischen generationeller Selbststilisierung und
Abgrenzung auf der einen Seite und der Unter-
ordnung unter die ‚Leistungen‘ der Frontgene-
ration auf der anderen Seite. Der Heldenkult
und die Denkfigur eines Vermächtnisses der
Gefallenen, so Weinrich, verbanden die Welt-
kriegsrezeption der Hitler-Jugend mit jener der
späten 20er Jahre. Im Nationalsozialismus wur-
de sie radikalisiert und mit dem Aufruf zu Gewalt
verbunden, knüpfte aber an Interpretamente an,
welche aus der Mitte der Weimarer Gesellschaft
kamen. Damit bot der Heldenkult ein Potenzial,
die zahlreichen Neumitglieder der Hitler-Jugend
nach 1933, die aus zwangsweise aufgelösten
oder gleichgeschalteten Verbänden stammten,
zu integrieren. Das überzeugt für das studenti-
sche Lager und die Bündische Jugend unmit-
telbar. Kritisch nachzufragen wäre aber, ob sich
auch quellenmäßig belegen lässt, inwieweit für
Mitglieder der katholischen und republikani-
schen Jugendverbände tatsächlich die Gemein-
samkeiten der Heldenverehrung über die Gren-
zen der weltanschaulichen Differenzen hinweg
eine Brücke zur Akzeptanz der Hitler-Jugend
bildeten. Im letzten Großkapitel zeichnet der
Verfasser ein detailliertes Bild der gedächtnis-
politischen Strategien und Konkurrenzkämpfe
zwischen Deutscher Studentenschaft bezie-
hungsweise Reichsstudentenschaft und Hitler-
Jugend, die in eine hochorganisierte und insti-
tutionalisierte Langemarck-Politik mündeten.

Dem Autor gelingt es durchweg sehr gut,
die zentralen Konfliktlinien in den Forschungs-
debatten über Brutalisierung, Generationalität,
über die Umbruchphase von den 1920ern zu
den 1930er Jahren und über die Weltkriegsre-
zeption im frühen Nationalsozialismus knapp
und dabei äußerst klar darzulegen und schließ-

lich seine Ergebnisse in dieser Forschungsland-
schaft zu verorten. Hierin liegt die große Stärke
des angenehm zu lesenden Buches.

Freiburg  Sonja Levsen



Einzelrezensionen

Neue Politische Literatur, Jg. 58 (2013)  l  305

Mehr als eine Regionalstudie

Kreutzmüller, Christoph: Ausverkauf. Die Ver-
nichtung der jüdischen Gewerbetätigkeit in Ber-
lin 1930–1945, 426 S., Metropol, Berlin 2012.

Gegenwärtig schließt sich mit gleich mehreren
Veröffentlichungen eine lang bestehende Lücke
in der historischen Forschung zum Nationalso-
zialismus, was der unter anderem von Rüdiger
Hachtmann herausgegebene Sammelband
„Berlin im Nationalsozialismus“ (2011) sowie
das von Michael Wildt und dem hier zu bespre-
chenden Autor Christoph Kreutzmüller editierte
„Berlin 1933–1945“ (2013) belegen. Während
bereits zahlreiche Studien einzelnen Städten
und Regionen im ,Dritten Reich‘ gewidmet wur-
den, gab es bisher kaum substantielle Untersu-
chungen über die damalige Reichshauptstadt
Berlin – weder über Berlin als Ort noch als Ge-
genstand, an dem die in der Forschung rele-
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vanten Themen und Diskussionszusammenhän-
ge erprobt worden wären. Dieser Befund ver-
wundert umso mehr, als Berlin zweifelsohne das
politische, administrative und kulturelle Zentrum
des ,Dritten Reiches‘ war und zugleich einer
seiner bedeutenden Wirtschaftsstandorte. Ob
vom Zentrum für die Peripherie eine Vorbild-
funktion ausging, ließ sich bisher kaum abschät-
zen, denn es fehlte an den so wichtigen Mikro-
studien zu einzelnen Teilaspekten der national-
sozialistischen Herrschaft.

Als eine solche Mikrostudie, welche die na-
tionalsozialistische Judenverfolgung in der Wirt-
schaft in den Blick nimmt, lässt sich die vorlie-
gende Monografie verstehen. Herzstück der
Untersuchung ist eine auf beeindruckender
Quellenarbeit beruhende Datenbank, mit deren
Hilfe der Autor die jüdische Gewerbetätigkeit in
Berlin zwischen 1930 und 1945 erfasst. Die
etwa 44.000 Unternehmen für Berlin umfas-
sende Datenbank entstand im Rahmen einer
komparativ arbeitenden Forschergruppe an der
Humboldt-Universität zu Berlin, aus der weitere
Studien zu den Städten Breslau und Frankfurt
am Main hervorgegangen sind (Benno Nietzel,
Handeln und Überleben. Jüdische Unternehmer
aus Frankfurt am Main von den 1920er bis in
die 1960er Jahre). Die komplexe Frage, wie
diese Unternehmen als ,jüdisch‘ klassifiziert
wurden, beantwortet der Autor mit dem heute
weitgehend anerkannten Kriterium der national-
sozialistischen Verfolgung: Ein Unternehmen
wurde von den Nationalsozialisten nach einer –
variierenden – Kategorisierung und abhängig
von der jeweils eingesetzten Verfolgungspraxis
als ,jüdisch‘ stigmatisiert.

Mithilfe dieser Datengrundlage kann Chris-
toph Kreutzmüller die historischen Größenver-
hältnisse der jüdischen Wirtschaftstätigkeit in
Berlin sehr präzise bestimmen, was schon für
sich genommen überaus gewinnbringend ist.
Darüber hinaus bietet der Autor empirisch fun-
dierte Interpretationen über die allgemeinen
Wirtschaftsstrukturen, die Stadtverwaltung so-
wie die Abläufe und Akteure der Vernichtung
der jüdischen Gewerbetätigkeit. Damit leistet
die Arbeit weit mehr als eine reine Regionalstu-
die. Für Berlin ließen sich schließlich nach der
quantitativen und qualitativen Bereinigung der
Dateneinträge insgesamt 8.012 ,jüdische‘ Un-
ternehmen eindeutig identifizieren und in ihrer
Verfolgungsgeschichte detailliert nachvollziehen.
Bei den untersuchten Unternehmen handelt es
sich vor allem um kleine und mittelständische
Unternehmen. Dies bedeutet einen weiteren,
kaum groß genug einzuschätzenden Mehrwert

für die Forschung, denn bisher standen vor al-
lem Großunternehmen und ihre teilweise spek-
takuläre ,Arisierung‘ durch Zentralinstanzen im
Fokus. Wie Christoph Kreutzmüller hervorhebt,
machten in Berlin die kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen zudem nicht nur zahlenmä-
ßig das Rückgrat der jüdischen Gewerbetätig-
keit aus. Sie können auch mit ihren flexibleren
internen Entscheidungs- und Anpassungspro-
zessen als eine viel direktere Sonde gelten, um
die Praxis der nationalsozialistischen Verfolgung
in der Wirtschaft zu beschreiben. Mit ihnen ließe
sich, so Kreutzmüller, schließlich auch unser Blick
auf die Gegenstrategien der als ,jüdisch‘ stig-
matisierten Unternehmer/innen lenken, die sich
der politischen Verfolgung nicht einfach beug-
ten. Die Einzelschicksale über die schiere Mas-
se der Fallbeispiele hinaus zu erzählen und zu
würdigen, ist ein weiteres erklärtes Ziel des
Autors.

Diese Datenmenge zu bändigen und an ihr
Strukturen, Akteure und Praxis der Verfolgung
abzubilden, zugleich die Gegenmaßnahmen der
,jüdischen‘ Unternehmer/innen in den Blick zu
nehmen und den Ereignissen ein Gesicht zu
geben, macht die Darstellung zu einer Heraus-
forderung. Die Einleitung, die sich der Datener-
hebung, der Begriffsbildung und den grundsätz-
lichen Problemstellungen der Quantifizierung
widmet, kann nur beeindrucken. Hingegen über-
zeugt das zweite Kapitel, das sich mit den Rah-
menbedingungen vor und nach 1933 beschäf-
tigt, nicht immer. Auf knapp fünfzig Seiten wer-
den schlicht zu viele Teilbereiche auf zu wenig
Raum abgehandelt (Geschichte Berlins als NS-
Gau, städtische und staatliche Verfolgungsin-
stanzen, allgemeine Wirtschaftsstruktur, Ge-
schichte jüdischen Wirtschaftens). Eine Be-
schränkung auf das Wesentliche wäre vorteil-
hafter gewesen, zumal sich das nächste, dritte
Kapitel ausführlich und chronologisch der Ver-
folgung und Vernichtung der jüdischen Gewer-
betätigkeit widmet. Hier hätte man über die re-
präsentativen Fallbeispiele etwa die staatlichen
und städtischen Verfolgungsinstanzen integrie-
ren können. Ein solches Vorgehen hätte zudem
die für diesen dritten Abschnitt eingeführte heu-
ristische Trennung zwischen „Verfolgung durch
physische Gewalt“ und „Verfolgung durch Ver-
waltung“ noch stärker akzentuiert (S. 120). So
gerät die Darstellung auch hier etwas kleinteilig.
Das vierte Kapitel, das die Abwehrstrategien jü-
discher Gewerbetreibende zum Inhalt hat, löst
dann aber die anspruchsvollen Ziele des Autors
ein. In komprimierter Form verknüpft er die in-
stitutionellen und individuellen Gegenmaßnah-
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men der ,jüdischen‘ Unternehmer/innen syste-
matisierend und anhand eindrucksvoller Fallbei-
spiele und kann so ein überzeugendes Gesamt-
bild zeichnen. Mit dem fünften Kapitel zur De-
portation jüdischer Gewerbetreibende findet die
Darstellung ihren Abschluss.

Zusammenfassend setzt die Studie zweifel-
los eine Wegmarke in der Forschung zur Ver-
nichtung der jüdischen Gewerbetätigkeit und
öffnet den Blick in die Verhältnisse in der
Hauptstadt Berlin. Sie öffnet neue Forschungs-
fragen und erprobt neue Methoden. Darüber
hinaus vermitteln die darin versammelten Fall-
beispiele aber auch detailliert Einsichten in die
bis heute schwer fassbare Realität der Verfol-
gung gegen jüdischen Bürger/innen: die De-
mütigungen, die Perfidie der Mittel und schließ-
lich die ungeheure Gewalttätigkeit gegen Eis-
dielenbesitzer und Strumpffabrikanten, gegen
Obstverkäufer und Schrotthändler, gegen Bör-
senhändler und Architekten, gegen Herrenaus-
statter und Juweliere – ein alltäglicher auch
moralischer Ausverkauf.

Bielefeld                      Ulrike Schulz

Selbstbehauptung

Nietzel, Benno: Handeln und Überleben. Jüdi-
sche Unternehmer aus Frankfurt am Main
1924–1964, 384 S., Vandenhoeck & Ruprecht,
Göttingen 2012.

Frankfurt am Main hatte vor der nationalsozialis-
tischen ‚Machtergreifung‘ den prozentual höch-
sten jüdischen Bevölkerungsanteil aller deut-
schen Großstädte. In dieser Stadt zu wohnen –
das hatte für viele der dort ansässigen Juden
eine große Bedeutung. Mit ihr verband man eine
lange jüdische Tradition – auch und gerade in
Bezug auf den Wirtschaftssektor. Die Zerstö-
rung der jüdischen Gewerbetätigkeit in Frankfurt
zur Zeit des Nationalsozialismus ist Thema der
Dissertation Benno Nietzels, die unter dem
Namen „Handeln und Überleben. Jüdische Un-
ternehmer aus Frankfurt am Main 1924–1964“
in der Reihe „Kritische Studien zur Geschichts-
wissenschaft“ veröffentlicht wurde. Der Autor,
heute akademischer Rat für historische Politik-
forschung an der Universität Bielefeld, legt hier
eine Längsschnittuntersuchung vor. Auf der
Grundlage der Analyse der Geschichte von ins-
gesamt rund 2.600 jüdischen Unternehmen
sowie deren Einbettung in die lokale Stadtent-

wicklung und in die Prozesse auf Reichsebene,
gelingt ihm eine sehr breit gefächerte, viele
Perspektiven umfassende Illustration der Ge-
schichte jüdischer Unternehmen in Frankfurt.

Schon der gewählte Untersuchungszeitraum
– 1924 bis 1964 – deutet auf eine weit ge-
fasste Fragestellung hin. Nietzel möchte das jü-
dische Wirtschaftsleben der Stadt umfangreich
analysieren, von der Weimarer Republik bis in
die ersten Jahrzehnte der Bundesrepublik, um
so „eine erweiterte Perspektive auf das Thema
zu gewinnen und einige eingefahrene Sichtwei-
sen aufzubrechen“ (S. 11). Hierbei möchte er
drei „Leerstellen“ (ebd.) der deutsch-jüdischen
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte füllen. Zu-
nächst will der Autor einer auf den Holocaust
fokussierenden Darstellung entgegenwirken.
Zudem richtet er den Blick gezielt auf das kleine
und mittlere Gewerbe. Seine dritte und vielleicht
wichtigste Grundannahme ist es, die (nach na-
tionalsozialistischer Definition als solche be-
zeichneten) Juden nicht allein als Opfer, sondern
als Akteure wahrzunehmen. Welche Handlungs-
spielräume gab es? Welche Strategien zur
Selbstbehauptung wurden wie genutzt?

Nietzel beginnt seine Ausführungen mit ei-
ner knappen Erläuterung der jüdischen Ge-
schichte Frankfurts ab dem 19. Jahrhundert in
Fakten und Zahlen – von der Emanzipation über
den wirtschaftlichen und sozialen Aufstieg bis
hin zur wachsenden antisemitischen Szene am
Ende der Weimarer Republik. Im Folgenden
fasst der Autor kurz grundlegende Ereignisse
und die antisemitische Gesetzgebung der ersten
Jahre der Diktatur zusammen, um sich dann
intensiv dem Schicksal der, durch die sukzessiv
zunehmenden Verfolgungsmaßnahmen unter
Druck gesetzten, jüdischen Gewerbetreibenden
zu widmen. Der Autor schafft es hier, durch ei-
ne viele Ebenen umfassende Betrachtung, ein
sehr komplexes Bild der Ereignisse zu zeichnen:
von der Reichsregierung über die regionale
Ebene des Gaus hin zur lokalen Stadtverwal-
tung, zum Unternehmen, zur Einzelperson des
Verfolgten, des Täters und aller dazwischen lie-
genden, nach Verhalten Kategorisierten und
zwar mit allen – nicht selten widerstreitenden –
Interessen, Konflikten und Handlungsoptionen.
Die Darstellung zahlreicher Einzelfälle und deren
Einbettung in den jeweiligen historischen Kon-
text ermöglicht ihm eine besonders detaillierte
und eingehende Schilderung der Ereignisse.
Auf der einen Seite steht hierbei das vielschich-
tige Geflecht der ‚Täterseite‘. Die Frankfurter
Stadtregierung tat sich beispielsweise – in Kon-
kurrenz mit höheren Parteistellen stehend –
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durch recht großen Aktionismus gegen die jüdi-
schen Gewerbetreibenden hervor, wollte man
doch „aus der Stadt der Frankfurter Zeitung und
Mayer Amschel Rothschilds wieder die deutsche
Stadt und die Stadt Goethes werden […] las-
sen“ (Steen u. a. 1988, S. 3). So wurde etwa
die Kennzeichnung deutscher Geschäfte propa-
gandistisch stark vorangetrieben. Gegen In-
dustrie und Großhandel ging man hingegen
kaum vor. Auf der anderen Seite erscheint die
‚Opferseite‘ nicht weniger komplex. Nietzel be-
schreibt die vielschichtige Berufsstruktur der jü-
dischen Bevölkerung Frankfurts und die Topo-
graphie der Gewerbetätigkeit. Besonderen Fo-
kus legt er auch auf die personalen Netzwerke,
die familiären und geschäftlichen Beziehungen
in der Stadt, der Region sowie im In- und Aus-
land: eine Frankfurter Besonderheit, die eine
umfassende Ausschaltung jüdischer Gewerbe-
tätigkeit (lange) verhinderte. Zur Analyse der
Fallbeispiele nutzt der Autor Typologien von
Handlungsstrategien, insbesondere die der
„gleitenden Profilanpassung“ (S. 111) und der
„gleitenden Strukturanpassung“ (S. 123). Erstes
meint die Nutzung von Spielräumen in Bezug
auf die Art der Geschäfte, Letzteres den Ver-
such der Anpassung der Unternehmensstruktur.

Dreh- und Angelpunkt der Judenverfolgung
bildete auch in Frankfurt bekanntermaßen das
‚Schicksalsjahr 1938‘. Der Novemberpogrom
und seine Folgen waren der Anfang vom Ende
– auch der jüdischen Unternehmen in Frankfurt.
Es setzte ein „Bereicherungswettlauf“ (S. 215)
ein. Nietzel beschreibt eindringlich die Prozesse
der Liquidation und des Besitztransfers, unter-
scheidet hierbei wiederum unterschiedliche Tä-
terkategorien (S. 151ff.). Enteignung, Vertrei-
bung, Emigration, Raub und Deportation: In der
Folgezeit überschlugen sich die Ereignisse und
läuteten das Ende des jüdischen Lebens in
Frankfurt ein. Ein Neubeginn nach 1945 ge-
staltete sich in jeder Hinsicht als schwierig. Der
Autor schildert abschließend den mühseligen
Weg des Neuanfangs und der Entschädigung.
Er konstatiert: Die Vernichtung des jüdischen
Gewerbes hatten dem Wirtschaftsleben der
Stadt nachhaltig geschadet. Und von einer
‚Wiedergutmachung‘ konnte selbstverständlich
auch hier keine Rede sein.

Die Geschichte jüdischer Unternehmen und
Unternehmer/innen ist in der zeitgeschichtlichen
Forschung kein neues Thema. Trotzdem ist
hierzu noch längst nicht alles gesagt. Benno
Nietzels Dissertation bereichert die Diskussion
um neue, lokalgeschichtliche Facetten. Ihm ge-
lingt eine äußerst differenzierte Darstellung der

Ereignisse, die nicht durch eine Fülle von De-
tails überschwemmt ist, sondern durch Katego-
rien- und Typologienbildung sowie durch die Be-
trachtung zahlreicher Ebenen die Entwicklungs-
linie jüdischer Gewerbetätigkeit chronologisch
von der Weimarer Republik bis in die 1960er
Jahre klar nachzeichnet. Tabellarische Übersich-
ten und ein umfangreicher, aber nicht ausla-
dender Anmerkungsapparat mit einem Firmen-
und Personenregister bieten Orientierung. Die
vielen – oft weniger bekannten – Fallbeispiele,
machen das Werk besonders lesenswert.

Darmstadt                  Anja Pinkowsky

Faschismus in Österreich

Reiter-Zatloukal, Ilse/Rothländer, Christiane/
Schölnberger, Pia (Hrsg.): Österreich 1933–
1938. Interdisziplinäre Annäherungen an das
Dollfuß-/Schuschnigg-Regime, 400 S., Böhlau,
Wien u. a. 2012.
Wenninger, Florian/Dreidemy, Lucile (Hrsg.):
Das Dollfuß/Schuschnigg-Regime 1933–1938.
Vermessung eines Forschungsfeldes, 638 S.,
Böhlau, Wien u. a. 2013.

Im Jahr 2011 fand unter dem Titel „Österreich
1933–1938“ an der Universität Wien eine
mehrtägige Tagung statt. Als Veranstalter traten
das Institut für Zeitgeschichte und die Rechts-
wissenschaftliche Fakultät in Erscheinung. Aus
diesem Ereignis sind zwei voluminöse Sammel-
werke hervorgegangen, beide erschienen im
Böhlau Verlag. Es handelt sich um voneinander
unabhängige Werke, wenngleich äußerlich Ge-
meinsamkeiten ins Auge stechen. In Form und
Farbgestaltung ähnlich, sind auf den jeweiligen
Cover-Fotos ein gekreuzigter Christus im Vor-
der- sowie ein Kruckenkreuz im Hintergrund zu
erkennen. Jenes Symbolpaar, das am ehesten
geeignet scheint, das Wesen(tliche) der Diktatur
zwischen 1933 und 1938 zu repräsentieren.
Auffällig auch die gleich lautende Bezeichnung,
mit der diese im Titel angesprochen wird –
Dollfuß/Schuschnigg-Regime. Beide Heraus-
geberteams entschieden sich für diese neutrale
Begrifflichkeit und somit gegen die politische
Kontaminierung von „Ständestaat“ beziehungs-
weise „Austrofaschismus“. Deren Verwendung
implizierte lange Zeit ein Bekenntnis zur entwe-
der konservativen oder linken Perspektive.
Stand für erstere der Kampf gegen die national-
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sozialistische Bedrohung von außen und innen
im Mittelpunkt, betonte letztere die Zerstörung
der Demokratie und Niederschlagung der linken
Opposition inklusive ihres traurigen Höhepunkts
bei den Februarkämpfen 1934. Bei einem Blick
in die Inhaltsverzeichnisse beider Bände stößt
man dann doch wieder auf beide Begriffe, wo-
bei manche Autorin und mancher Autor sich mit
Gänsefüßchen im einen, anderen oder auch in
beiden Fällen behelfen. Ausgehend von den
vorliegenden Texten scheint sich mittlerweile je-
doch im wissenschaftlichen Sprachgebrauch
Austrofaschismus ohne Anführungszeichen als
häufigste und offenbar auch unverdächtige Va-
riante zur Benennung jener Jahre durchzuset-
zen. Neben dem wachsenden Abstand zu den
damaligen Geschehnissen dürfte dies nicht zu-
letzt mit der fachlichen Autorität des im Band
Reiter-Zatloukal/Rothländer/Schölnberger auch
vertretenen und in beiden Einleitungen gewür-
digten, emeritierten Wiener Politologen Emme-
rich Tálos zu tun haben. Tálos hielt stets diesen
Begriff für am passendsten; siehe dazu seine
Werke „Das austrofachistische Herrschaftssys-
tem. Österreich 1933–1938“ (2013) und „Aus-
trofaschismus. Politik – Ökonomie – Kultur.
1933–1938“, das er mit Wolfgang Neugebauer
im Jahr 2006 herausgab. Seine Argumentation
stützte, dass es sich um eine Eigenbezeichnung
handelte. Dies ist für „Ständestaat“ aber noch
weit mehr ins Treffen zu führen. Gegen ihn
spricht jedoch, dass das Ständische am Stän-
destaat nie viel mehr als eine Absichtserklärung
mit Propaganda-Funktion bildete. Am Austrofa-
schismus lässt sich aber ebenfalls nicht alles mit
gängigen Faschismus-Definitionen in Einklang
bringen. Wäre in dieser Logik daher nicht dem
auf dem Gebiet ausgewiesenen Historiker Kurt
Bauer zuzustimmen, der die sprachliche Eman-
zipation oder vielmehr Entkrampfung für die Be-
zeichnung „Ständestaat“ genauso für an der
Zeit hält?

Das von Reiter-Zatloukal/Rothländer/Schöln-
berger herausgegebene Werk ist ein typischer
Tagungsband; die 24 Beiträge spiegeln wider,
worüber in jüngerer Zeit gearbeitet wurde (er-
lauben aber nur bedingt daraus abzuleiten, was
gerade kein Thema ist). Sie sind acht inhaltli-
chen Schwerpunkten zugeordnet: Verfassung
und Konkordat, Oppositionsbekämpfung, Politi-
sche Gewalt und Justiz, Wirtschaft und Arbeit,
Geschlechterpolitik, Wissenschaftsgeschichte,
Kriegs- und Nachkriegszeit sowie Rehabilitie-
rungen. An die Inhalte dieser Forschungsge-
biete verspricht der Untertitel des Bandes inter-
disziplinäre Annäherungen. Tatsächlich setzen

sich die 25 Autor/innen aus Historiker/innen
und Politolog/innen und – als größter Gruppe –
aus insgesamt zwölf Jurist/innen zusammen.
Deutlich tritt so zu Tage, dass am Juridicum der
Universität Wien in den letzten Jahren eine viel-
fältige Beschäftigung mit dem Dollfuß/Schu-
schnigg-Regime erfolgte und den Wissensstand
bereicherte. Acht Beiträger/innen sind Mitglie-
der der Rechtswissenschaftlichen Fakultät.
Ebendort angesiedelt waren zudem mehrere
von Ilse Reiter-Zatloukal geleitete Projekte, in
deren Rahmen die Historikerinnen und Co-
Herausgeberinnen Christiane Rothländer und
Pia Schölnberger tätig waren.

Kennzeichnend für den Band ist darüber hi-
naus, dass bis auf drei Autoren – darunter Ales-
sandro Somma als einziger Ausländer – alle aus
Wien kommen. Dies macht ein wenig nach-
denklich. Zumal der Historiker Florian Wennin-
ger in seinem erhellenden Beitrag über den
weltanschaulichen Kontext der angelsächsische
Historiographie zum Austrofaschismus bis An-
fang der 1960er Jahre den großen Anteil „aus-
ländischer Stimmen“ an den Forschungsergeb-
nissen zur Zwischenkriegszeit in Österreich
nachzeichnet.

Aufgrund der skizzierten personellen Kon-
stellationen wird im vorliegenden Band dem po-
litischen System, das ab 1933 Gestalt annahm,
im Besonderen aus justiz- beziehungsweise
verwaltungsgeschichtlicher Perspektive auf den
Puls gefühlt. Außerdem werden Aspekte der
Gesetzgebung und Rechtspraxis im Zusam-
menhang mit den oben genannten Themenfel-
dern analysiert. Dabei findet der interdisziplinäre
Dialog in Form von Gegenüberstellungen von
„klassischen“ historiographischen und juristi-
schen Zugängen statt. Den Anfang machen der
Historiker Helmut Wohnout und der Staats-
rechtler Ewald Wiederin zur so genannten „Mai-
verfassung“ von 1934. Gerade dieses Beispiel
verdeutlicht die unterschiedlichen Herange-
hensweisen, die unterschiedliche Akzentsetzun-
gen bedingen und Bewertungen anhand ande-
rer Kriterien vornehmen, besonders gut. Wäh-
rend Wohnout von den heterogenen Kräften im
Regierungslager auf das Resultat, den Verfas-
sungstext, schließt, stellt Wiederin diesen ins
Zentrum und fragt nach den darin enthaltenen
Absichten. Auf diese Weise schon im Ansatz
verschieden, kommen die Autoren schließlich
auch bei der Frage nach dem Stempel, den die
Verfassung dem Herrschaftssystem zwischen
1934 und 1938 aufdrückte, zu etwas abwei-
chenden Einschätzungen: Wohnout charakteri-
siert es als „Kanzlerdiktatur“, für Wiederin wurde
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der Grundstein zu einem „Beamtenfaschismus“
gelegt.

Als weiteres Exempel für den Mehrwert,
den der juristische Blick einbringt, sei stellver-
tretend der Beitrag des Strafrechtlers Frank
Höpfel erwähnt, der ein weiteres von ge-
schichtspolitischen Differenzen geprägtes, hei-
ßes Eisen der österreichischen Zeitgeschichte
anspricht. Anhand – damals noch nicht existie-
render – Definitionskriterien des Humanitären
Völkerrechts (Kriegsvölkerrechts) prüft er, ob
sich die Februarkämpfe 1934 als Bürgerkrieg
klassifizieren lassen oder nicht und verleiht mit
diesem „unhistorischen“ Ansatz der viel disku-
tierten Frage einen interessanten „Twist“.

Im letzten Beitrag des Bandes schildert Ilse
Reiter-Zatloukal schließlich die Genese des
2011 verabschiedeten Aufhebungs- und Reha-
bilitierungsgesetzes für die Justizopfer des Aus-
trofaschismus. Die Wurzeln der Österreichi-
schen Volkspartei (ÖVP) im Ständestaat, bezie-
hungsweise die vom Ausgleich zwischen ÖVP
und der Sozialdemokratischen Partei Öster-
reichs (SPÖ) geprägte Zweite Republik, verhin-
derten viele Jahrzehnte eine solche Regelung.
Die Vorgeschichte des Gesetzes beginnt daher
erst um die Jahrtausendwende und bis zu ei-
nem gemeinsamen parlamentarischen Antrag
von ÖVP, SPÖ und Grünen galt es trotz des
großen zeitlichen Abstands zum Geschehen
zahlreiche Hindernisse zu überwinden. Diese
Hürden unterstreichen die noch immer vorhan-
dene Brisanz des Themas. Dass sie aus dem
Weg geräumt werden konnten, steht aber ge-
nauso für das Nachlassen dieser geschichts-
politischen Aufladung.

Das wiedererwachende Interesse der Zeit-
geschichtsforschung am Dollfuß-/Schuschnigg-
Regime bringen Florian Wenninger und Lucile
Dreidemy vom Institut für Zeitgeschichte der
Universität Wien, die Herausgeber/innen des
zweiten hier zu besprechenden Bandes, daher
unter anderem mit dem Umstand in Verbindung,
dass eine Beschäftigung damit „keinem partei-
politischen Outing mehr gleich[kommt]“. Ihr
ausgedehnter Forschungsbericht, gegliedert in
sieben Themenbereiche (Parteiengeschichte,
Katholisches Milieu, Wirtschafts- und Interes-
senpolitik, Politik und Gesellschaft, Rechts- und
Verwaltungsgeschichte, Militärgeschichte sowie
Außenpolitik) setzt sich aus 23 Beiträgen (die
alle ein Double-Blind-Review durchliefen) aus
der Feder von 25 Autor/innen zusammen. Auch
hier lässt sich deren allergrößter Teil Wiener
Forschungseinrichtungen zuordnen.

Vom Konzept her sind die beiden Aufsatz-
sammlungen – die einige wenige personelle
Überschneidungen aufweisen – jedoch nicht zu
vergleichen. Das Kernanliegen ist in diesem Fall
nicht die Präsentation neuer Ergebnisse, son-
dern eine aktuelle Bilanz. Die Autor/innen hat-
ten einen zweigeteilten Auftrag: Zum einen den
Forschungsstand des jeweiligen Themas zu-
sammenzufassen und einer kritischen Prüfung
zu unterziehen, zum anderen davon ausgehend
Perspektiven für weitere Forschungen zu ent-
wickeln. Wie bei Sammelwerken auch bei
sorgfältigster Konzeptarbeit nicht zu verhindern,
kommen die einzelnen Verfasser/innen dieser
Aufgabenstellung auf jeweils eigene Weise
nach. Etwa in dem sie mehr Gewicht auf die
Zusammenfassung bisheriger Ergebnisse legen,
als darauf noch ausstehende Forschungen zu
umreißen. In manchen Beiträgen wird dafür so-
gar im Detail auf unaufgearbeitete Quellen-
bestände eingegangen.

Ungeachtet solcher Inhomogenitäten fällt
aber auf, dass für viele Forschungsgegenstände
quellenbasierte Gesamtdarstellungen als Desi-
derat ausgemacht werden. Ebenso häufig taucht
die Forderung auf, die verschiedenen Facetten
des Austrofaschismus stärker als bisher ge-
schehen der nationalen Perspektive zu entrei-
ßen; Österreich also in Bezug zu anderen de-
mokratischen oder autoritären und totalitären
Staaten Europas zu setzen. Dass daneben
weitere Durchbrechungen von Raum- und Epo-
chengrenzen wünschenswert sind, in punkto
Regionalhistorie etwa um Vielgestaltigkeit, aber
auch um transregionale Verflechtungen aufzu-
zeigen, oder um das halbe Jahrzehnt Stän-
destaats-Diktatur in kurz-, mittel- und langfristi-
ge Zeitebenen inklusive ihrer Wechselwirkungen
einzubetten, klingt ebenfalls vielfach an. Weil
besonders pointiert eingefordert, sei stellver-
tretend auf Ernst Langthalers Beitrag zum For-
schungsfeld Agrargeschichte Österreichs in den
1930er Jahren hingewiesen.

Solche Klarheit und Übersichtlichkeit stei-
gert den Gebrauchswert des Bandes beim stu-
dentischen Lesepublikum, auf welches die He-
rausgeberin/der Herausgeber im Besonderen
abzielen. Für den Lehrbetrieb beziehungsweise
für (studentische) Forscher/innen liegt mit dem
Band von Dreidemy und Wenninger ein wichti-
ges Werk vor, das die vorhandene Handbuch-
und Überblicksliteratur auf äußerst nützliche
Weise ergänzt. In sehr viele Aspekte der Aus-
trofaschismus-Forschung ermöglicht es einen
Einstieg; nicht zu vergessen, leisten die um-
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fangreichen Literaturverzeichnisse bestimmt
vielen Leser/innen sehr gute Dienste. Bleibt zu
wünschen, dass die von den Autor/innen des
Bandes gegebenen Impulse Forschungs-Früch-
te tragen.

Innsbruck                                     Ingrid Böhler

Positionsbestimmung Polens zwischen
Ost und West

Halicka, Beata: Polens Wilder Westen. Erzwun-
gene Migration und die kulturelle Aneignung
des Oderraums 1945–1948, 393 S., Schö-
ningh, Paderborn u. a. 2013.

Die Welteroberungspläne Hitlers und seiner
Kumpanen mündeten im Frühjahr 1945 in den
totalen und selbstzerstörerischen Untergang
des Deutschen Reichs. War die NS-Herrschaft
von Flucht und Vertreibung seit jeher mit ge-
prägt, so charakterisierten ,geordnete‘ Evaku-
ierungen und individueller Rückzug nach Wes-
ten insbesondere das Geschehen bei Kriegsen-
de in den Ostgebieten. Die gegen Deutschland
verbündeten Hauptalliierten wiederum sprachen
denen, die der nationalsozialistischen Aggressi-
on als erste zum Opfer gefallen waren, Ent-
schädigung und Kompensation zu. Polen, das
den Horror deutscher Besatzung über fünf
Jahre erdulden musste, sollte (unter Anerken-
nung der deutsch-sowjetischen Abmachungen
vom August und September 1939) geografisch
nach Westen verschoben werden. In einer neuen
Völkerwanderung strömten von 1945 an polni-
sche Umsiedler in die sogenannten ‚wiederge-
wonnenen Gebiete‘, die verbliebene deutsche
Bevölkerung wurde gewöhnlich planmäßig in die
Besatzungszonen jenseits von Oder und Neiße
ausgesiedelt. Damit kam es zu einer radikalen
Neuordnung der ethnografischen Verhältnisse,
die sich im Ergebnis ganz anders gestaltete, als
Hitler sie zu Beginn des Zweiten Weltkriegs –
bei Zerschlagung der Zweiten Polnischen Re-
publik – seinen Landsleuten in Aussicht gestellt
hatte.

Mit der Übernahme der Ostgebiete des
Deutschen Reichs durch Polen zwischen 1945
und 1948 befasst sich die Historikerin, Germa-
nistin und Kulturwissenschaftlerin Beata Ha-
licka. Außer auf unveröffentlichte und veröffent-
lichte Archivalien aus vor allem polnischen Ar-
chiven stützt sich die Autorin auch auf zahlrei-
che unzensierte Zeugnisse von Beteiligten, in

denen diese über ihre Erfahrungen berichteten,
und auf die schöne Literatur. Sie skizziert ein-
leitend die auf massenhaftem Raub und umfas-
sender Zwangsarbeit beruhende deutsche
Kriegführung, dann die Fluchtbewegung aus
den einzelnen Provinzen seit Ende 1944 und
das Zusammentreffen der sowjetischen Erobe-
rer mit der deutschen Bevölkerung, das diffe-
renziert – ohne einseitige Schuldzuweisungen –
betrachtet wird. Sodann schildert die Autorin die
„Landnahme“, den „Weg des Oderraumes in
den neuen polnischen Staat“, ehe sie sich in
dem mit „Poland on the move“ englisch betitel-
ten sechsten Kapitel der Umsiedlung von Polen
aus den vormaligen Ostgebieten Polens („Kre-
sy“) zuwendet. Diese bildeten zusammen mit
den Umsiedlern aus Zentral- und Südpolen so-
wie den aus dem Westen zurückkehrenden
Zwangsarbeitern die größte Gruppe der Neuan-
siedler. Die Verfasserin macht drei (Ideal)Typen
von Umsiedlern aus: die Zögerlichen, die noch
lange ihre gepackten Koffer bei der Hand hat-
ten, die geschäftstüchtigen Plünderer (szabrow-
nicy) und die begeisterten Pioniere des Neuauf-
baus unter polnischem Vorzeichen. Die tatkräf-
tige Aneignung des Raums exemplifiziert Ha-
licka mit Blick auf die Organisation polnischer
Schulen, die Übernahme der Kirchen, die Neu-
ordnung der Landwirtschaft und auf das Ne-
beneinander von Kleinunternehmertum und
staatlicher Misswirtschaft. Allem unterlag zu-
nächst noch die Ausbeutung der Arbeitskraft
der verbliebenen und schrittweise ebenfalls
ausgesiedelten Deutschen. Im Ergebnis habe
sich eine neue Gesellschaft herausgebildet, zu
der die polnischen Neuansiedler, aber auch die
sogenannten Autochthonen (als Polen aner-
kannte deutsche Staatsbürger), Juden, Ukrai-
ner, Roma, aus dem Ausland zurückkehrende
polnische Gastarbeiter und weitere Gruppen
beitrugen. Unter dem Einfluss der staatlichen
Propaganda, die auf die rasche vollständige In-
tegration der von Deutschen ,gesäuberten‘
Landesteile und die Homogenisierung der neu-
en Bevölkerung drängte, unterlagen sie einer
tiefgreifenden „sozialen Revolution“ (S. 290).
Für die Verarbeitung traumatischer Lebenser-
fahrungen sollte kein Platz bleiben.

Nicht allen Wertungen Halickas möchte
man sich anschließen. So übt die Autorin zu
Recht Kritik am deutschen Terminus „Vertrei-
bung“, erhebt aber die Umsiedlung aus Ostpo-
len selbst zur „Vertreibung“. Polnische Stellen
haben diesen Bevölkerungstausch vertraglich
mit der Sowjetunion vereinbart und als Partner
gemeinsam durchgeführt. Dabei durften die
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Betroffenen ihre bewegliche Habe mitnehmen
und hatten in ungezählten Fällen die Wahlfrei-
heit, sich fürs Bleiben in den sowjetischen Ge-
bieten oder für die Ausreise nach Polen zu ent-
scheiden. Diese Umsiedlung unterschied sich
daher ganz erheblich von der Austreibung der
Deutschen aus den Oder-Neiße-Gebieten, aus
denen im Prinzip alle Deutschsprachigen ver-
schwinden sollten. Halicka benutzt auch einige
Bezeichnungen ungenau. So waren beispiels-
weise keineswegs sämtliche „Trawniki“ Ukrainer
(S. 120), und der Terminus „Kresy“ (S. 122)
umfasst immerhin die Hälfte des Staatsgebiets
der Zweiten Polnischen Republik. Ebenfalls ist
der NS-Begriff „Kreisleiter“ (S. 188 u. ö.) für die
1945 eingesetzten polnischen Verwaltungs-
chefs unglücklich gewählt. Eine genauere Ein-
ordnung der nationalen Zuordnungszahlen bei
den polnischen Volkszählungen der Vorkriegs-
jahre, in denen es darum ging, in Ostpolen eine
möglichst große Anzahl von Polen nachzuweisen
(S. 118), hätten dem Leser eine präzisere
Kontextualisierung dieser Angaben ermöglicht.

Der Mut der Verfasserin, ihre Studie in einer
Fremdsprache niederzuschreiben, verdient
schließlich Respekt und Anerkennung. Er hätte
freilich durch ein sorgfältiges Lektorat belohnt
und ergänzt werden müssen. Der Versuch, eine
Vielzahl polnischer Begriffe einzuführen (etwa
szaber im Zusammenhang mit dem Plünde-
rerunwesen ab 1944/45), ist nicht immer ge-
glückt. Zudem erweisen sich die im Buch abge-
bildeten Schwarzweiß-Aufnahmen nur als
schmückendes Beiwerk ohne unmittelbaren Be-
zug zum Text. Im Literaturverzeichnis fehlt unter
anderem der von Stanis ł aw Ciesielski heraus-
gegebene und 2006 ins Deutsche übersetzte
Quellenband über die Umsiedlung der Polen
aus den ehemaligen polnischen Ostgebieten
nach Polen in den Jahren 1944–1947.

Trotz dieser Monita hat die Verfasserin eine
beeindruckende Darstellung des (Alltags)Le-
bens in den Gebieten vorgelegt, die von 1945
an in den polnischen Staat integriert wurden. In
der Literatur über die Positionsbestimmung Po-
lens zwischen Ost und West, zwischen mythi-
sierender Verklärung und der Anerkennung his-
torischer Realitäten sollte sie einen wichtigen
Platz einnehmen und Wege für weiterführende
Forschungsvorhaben vorzeichnen.

Marburg          Klaus-Peter Friedrich

Berufshistoriker

Lehn, Marcel vom: Westdeutsche und italieni-
sche Historiker als Intellektuelle? Ihr Umgang
mit Nationalsozialismus und Faschismus in den
Massenmedien (1943/45–1960), 375 S., Van-
denhoeck & Ruprecht, Göttingen 2012.

In seinem Buch „Westdeutsche und italienische
Historiker als Intellektuelle? Ihr Umgang mit Na-
tionalsozialismus und Faschismus in den Mas-
senmedien (1943/45–1960)“ analysiert Marcel
vom Lehn die Rolle von Berufshistorikern beider
Länder in der öffentlichen Debatte in der Nach-
kriegszeit und ihre Einflussnahme auf die Mas-
senmedien. Es wurde hierfür das öffentliche
Engagement zehn deutscher und zehn italieni-
scher Wissenschaftler untersucht. Allerdings
wurden die Historiker nicht aufgrund der Häu-
figkeit ihrer medialen Präsenz ausgewählt, son-
dern aufgrund ihrer „maßgeblichen Führungspo-
sitionen“ (S. 17) innerhalb der Disziplin, was be-
sonders im Hinblick auf den auch vom Autor
selbst festgestellten unterschiedlichen Profes-
sionalisierungsgrad dies- und jenseits der Alpen
schwierig erscheint. Dabei ist es vom Lehns Ziel
zu untersuchen, ob die Historiker als öffentliche
Experten agierten, also ihr Wissen und ihre Ge-
schichtsinterpretation ‚nur‘ zur Verfügung stell-
ten oder ob sie nach Michel Foucault als „spezi-
fische Intellektuelle“ handelten, das heißt sich
nur im Rahmen des eigenen Fachgebiets äu-
ßerten, dies aber im Verbund mit politischen
und moralischen Forderungen (S. 14). Insge-
samt wirkt diese Abgrenzung jedoch etwas kon-
struiert, wird doch auch – zwangsläufig – Be-
nedetto Croce in die Reihe der Berufshistoriker
aufgenommen, für den diese Definition aber
eindeutig etwas kurz greift.

In den folgenden Kapiteln werden die Un-
terschiede in der Entwicklung der Geschichts-
wissenschaft in Deutschland und Italien und die
Biographien der ausgewählten Historiker zu-
sammengefasst. Anschließend wird auf die Me-
dienbindungen der untersuchten Akteure ein-
gegangen. Dabei unterstreicht der Autor, dass
das Radio im Nachkriegsdeutschland zunächst
eine wesentlich wichtigere Rolle einnahm als
jenseits der Alpen, wobei vom Lehn besonders
die Rolle des SWF herausstreicht. Ab Mitte der
Fünfziger Jahre verbreitete sich das Radio auch
in Italien stärker, wobei die Historiker sich nicht
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nur wie die deutschen Kollegen an das Bil-
dungsbürgertum wandten, sondern sich auch
direkt in der Volksbildung einsetzten, was je-
doch auch mit dem noch stark verbreiteten An-
alphabetismus im ländlichen Italien hätte in Ver-
bindung gebracht werden müssen.

Im zentralen zweiten Kapitel (S. 133–307)
des Buches werden die Formen, das Ausmaß
und die inhaltliche Ausrichtung der öffentlichen
Praxis der Historiker in Deutschland und Italien
untersucht, um daraus Rückschlüsse auf deren
Beitrag zur historischen Sinnstiftung in den
Nachkriegsgesellschaften zu ziehen. Ein spezi-
elles Augenmerk liegt dabei auf den morali-
schen und politischen Forderungen, die die Ge-
schichtswissenschaft aus dem Ende der Dikta-
turen zog.

Im deutschen Kontext wird deutlich, dass
die meisten Historiker versuchten an positive
nationale Geschichtsbilder anzuknüpfen, wie
etwa Gerhard Ritter, der das Konzept der
‚Volksgemeinschaft‘ als freiheitliche Tradition
aufgriff und den Nationalsozialismus mit dem
Entstehen der Massengesellschaften in Zusam-
menhang brachte, um ihm das spezifisch Deut-
sche zu nehmen. Allein Georg Dehio war nicht
um die Konstruktion einer historischen Konti-
nuität bemüht, sondern unterstrich 1945 als
Zäsur, die notwendigerweise zu einer eindeuti-
gen Westintegration führen müsse, damit
Deutschland Bollwerk gegen den Kommunis-
mus werden könne. Der Autor arbeitete dabei
auch die Unterschiede zwischen den von den-
selben Historikern in wissenschaftlichen Texten
und in der Öffentlichkeit vertretenen Positionen
heraus, so etwa bei Friedrich Meinecke. Was
die Schuld der Deutschen anbelangt, wurde
diese auch bei den wenigen Historikern, die
dieses Thema offen ansprachen, entpersonali-
siert. Vom Lehn stellt den Zwiespalt, in dem
sich die Wissenschaftler sahen, deutlich heraus:
Zum einen befürchteten sie die Rückkehr des
Nationalsozialismus, zum anderen schien eine
zu weitgehende Selbstkritik ein positives Staats-
verständnis zu verhindern. Daraus erklärt sich
auch ihre Position in späteren Jahren, als der
Holocaust zunehmend ins Bewusstsein der Öf-
fentlichkeit rückte, während sich von den unter-
suchten Berufshistorikern lediglich Werner Conze
deutlich diesbezüglich äußerte.

Wesentlich heterogener zeigte sich die Si-
tuation in Italien, wo die Nachkriegsgesellschaft
in unterschiedlichste Gruppierungen auch inner-
                     

halb der faschistischen und antifaschistischen
Erinnerung gespalten war. Marcel vom Lehn
unterstreicht dabei richtigerweise die zentrale
Rolle Benedetto Croces bei der Herausbildung
des Mythos des siegreichen italienischen Anti-
faschismus. Die auf seine idealistische Idee der
Religion der Freiheit gegründete Deutung des
Ventennio liest sich wie ein Kompendium noch
heute in Italien weit verbreiteter Ideen (allerdings
ohne Croces philosophischen Unterbau): Die
Italiener seien als Opfer des Faschismus zu ver-
stehen, die Rolle der Resistenza bei der ‚Be-
freiung‘ Italiens sei zentral gewesen, der Fa-
schismus sei keine rechtradikale Bewegung
gewesen, weder habe er eine Tiefenwirkung
entfalten können und insgesamt sei er im Ver-
gleich zum Nationalsozialismus doch eher kar-
nevalesk gewesen. Da die Parteibindung der
italienischen Historiker ausgeprägter war und
sie sich auch persönlich politisch engagierten –
was wiederum die Definition als „spezifische In-
tellektuelle“ in Frage stellt – divergierten ihre
öffentlichen Äußerungen in vielen Fragen we-
sentlich deutlicher als die der deutschen Kolle-
gen. Während zum Beispiel Croce eine Anklage
italienischer Kriegsverbrecher durch die Alliier-
ten kategorisch ablehnte, betonte der Emigrant
Gaetano Salvemini gerade, dass es notwendig
sei, die Täter zur Verantwortung zu ziehen. Aus
kommunistischer Sicht, beispielsweise durch
Ernesto Ragionieri oder den kürzlich verstorbe-
nen Historiker Gastone Manacorda, wurde der
Faschismus spätestens ab 1948 in eine Konti-
nuitätslinie „bürgerlicher Repression“ gegen das
Proletariat eingeordnet, was dazu führte, dass
bald die Resistenza zum Hauptgegenstand des
Interesses wurde.

Die Analyse der beträchtlichen Menge äu-
ßerst heterogenen Quellenmaterials zeigt dabei
deutlich die Unterschiede im öffentlichen Um-
gang mit Geschichte und im Selbstverständnis
der Historiker in beiden Ländern. Allerdings
wäre eine Beschränkung des Untersuchungs-
gegenstandes auf Italien wohl sinnvoll gewesen,
um eine tiefergehende Analyse zu erlauben.
Dadurch hätten auch die bereits erwähnten de-
finitorischen Probleme vermieden werden kön-
nen. Leider müssen auch einige kleinere sachli-
che (Lionello Venturi war Kunsthistoriker, nicht
Historiker) und sprachliche (parentesi, nicht
parentese) Fehler angemerkt werden.

Genua                    Antonie Rita Wiedemann
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Teil einer übergreifenden Geschichte

Ludi, Regula: Reparations for Nazi Victims in
Postwar Europe, 270 S., Cambridge UP, Cam-
bridge 2012.

Die Wiedergutmachung für NS-Unrecht war
keine allein deutsche Angelegenheit. Umfang-
reiche Forschungen der letzten Jahre haben die
internationalen Verhandlungen um eine Ent-
schädigung von NS-Opfern in den Staaten
West- und Osteuropas und die Auswirkungen
der deutschen Wiedergutmachungsprogramme
auf die Gesellschaften der Empfängerländer
beleuchtet. Regula Ludi geht in ihrer Habilita-
tionsschrift zur Wiedergutmachung im Europa
der Nachkriegszeit methodisch noch einen
Schritt weiter, indem sie einleitend die west-
deutsche Wiedergutmachung als Modell und
Referenz in Frage stellt. Stattdessen wählt sie
einen komparativ-transnationalen Ansatz, der
die Bemühungen um materielle Kompensation
für NS-Opfer erst einmal als je nationale He-
rausforderung für alle vom Zweiten Weltkrieg
betroffenen europäischen Gesellschaften be-
greift und analysiert, welche unterschiedlichen
Antworten und Lösungen hierfür in den Jahren
nach Kriegsende gefunden wurden.

Das Beispiel der Bundesrepublik Deutsch-
land nimmt dann allerdings doch den weitaus
größten Teil der Darstellung ein. Zwei weitere
Falluntersuchungen zu Frankreich und der
Schweiz kommen hinzu. Das Augenmerk liegt
dabei auf den Wiedergutmachungsprogrammen,
die dort während der 1940er und 1950er Jahre
als genuin nationale Vorhaben gestartet wur-
den. Die bilateralen Entschädigungsabkommen,
welche die Bundesrepublik seit den 1960er
Jahren mit westeuropäischen Staaten schloss,
darunter auch Frankreich und die Schweiz, und
die andernorts eingehend untersucht wurden,
bleiben hier ausgeblendet. Mit dem im engli-
schen Sprachraum mittlerweile etablierten Be-
griff reparations bezeichnet die Autorin Diskurse
und Praktiken, welche nach Kriegsende ein
neues Paradigma im Umgang mit den Opfern
der NS-Massengewalt konstituierten. Dabei
standen in allen untersuchten Ländern indivi-
duelle Betroffene im Mittelpunkt und das ihnen
zugefügte Leid wurde als spezifische Form von
Unrecht begriffen. Reparations schlossen da-
rüber hinaus administrative Verfahren ein, mit
denen Opfer historischen Unrechts identifiziert
und materiell entschädigt wurden.

In einem übergreifenden Kapitel, das zu den
Länderstudien hinführt, beleuchtet die Autorin,

wie noch zu Kriegszeiten in amerikanischen
Nachkriegsplanungen sowie in den Überlegun-
gen jüdischer Juristen der Begriff des NS-
Opfers erstmals auftauchte, um schließlich im
Zusammenhang mit dem Problem der Displa-
ced Persons konkrete Gestalt anzunehmen. Die
Frage individueller Wiedergutmachung war zu
dieser Zeit noch weitgehend von der Repara-
tionsthematik im klassischen völkerrechtlichen
Sinne absorbiert. Besonderes Gewicht misst die
Autorin der Pariser Reparationskonferenz von
1946 zu, auf der im Zusammenhang mit dem
deutschen Auslandsvermögen erstmals auch
Wiedergutmachungsansprüche individueller NS-
Opfer als solche benannt wurden. Obgleich die-
ser Passus des Reparationsabkommen wenig
praktische Auswirkung hatte, sieht sie darin
doch eine bahnbrechende Abkehr vom bisheri-
gen internationalen Recht, indem Opfern staatli-
cher Verfolgung erstmals ein eigener Rechts-
status zuerkannt wurde.

Es folgen in den anschließenden Kapiteln
die drei in sich weitgehend geschlossenen Län-
derstudien. Frankreich wird als erstes Untersu-
chungsland angegangen, da hier die Bemühun-
gen um Wiedergutmachung zuerst einsetzten.
Die dortigen Entschädigungsgesetze von 1948
unterschieden nicht zwischen deutschen Verfol-
gungsmaßnahmen und Maßnahmen der Vichy-
Regierung. Eine erhebliche Bedeutung erlangte
jedoch die Unterscheidung zwischen verfolgten
Kämpfern der Résistance und anderen Ver-
folgten. Da im französischen Diskurs der Begriff
des NS-Opfers sich semantisch in die Richtung
eines ,nationalen Märtyrers‘ bewegte und in
Analogie zum Kriegsveteranen gedacht wurde,
bereitete es den ,nur‘ rassistisch Verfolgten als
,passiven‘ Opfern erhebliche Mühe, für ihre
symbolische Gleichrangigkeit einzutreten. Im
bundesrepublikanischen Wiedergutmachungs-
diskurs hingegen sorgte der Niedergang antifa-
schistischer Sichtweisen auf die NS-Zeit in den
1950er Jahren dafür, dass sich der Opferbegriff
längerfristig kaum politisch auflud und stattdes-
sen das unpolitische, ,unschuldige‘ Opfer zum
normativen Ideal des in den 1950er Jahren be-
ginnenden Entschädigungsprogramms werden
konnte. In der Schweiz wiederum, wo erst 1957
ein nationales Entschädigungsgesetz erlassen
wurde, orientierte man sich in vieler Hinsicht an
den westdeutschen Regelungen. Politisches
Engagement von NS-Opfern konnte hier in vie-
len Fällen sogar zum Argument werden, ihnen
materielle Kompensation zu verweigern, da sie
ihre Verfolgung durch das NS-Regime gewis-
sermaßen selbst verschuldet hätten.
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Ein Verdienst der Studie ist es zu zeigen,
dass Maßnahmen zur Wiedergutmachung für
NS-Opfer in der frühen Nachkriegszeit in vielen
Ländern Europas eine unmittelbare und keiner
elaborierten Rechtfertigung bedürfende Selbst-
verständlichkeit war, die als nationale Heraus-
forderung begriffen und keineswegs an einen
erst im Entstehen begriffenen deutschen Nach-
folgestaat delegiert wurde. Die kompakten Län-
derstudien zu Frankreich und der Schweiz lesen
sich gut und überzeugen mit prägnanten Deu-
tungen und Interpretationen. Das Deutschland-
Kapitel ist nicht gleichermaßen gelungen. Hier
macht sich die Autorin über weite Strecken den
anklagend-moralisierenden Ton der bundesre-
publikanischen Wiedergutmachungskritik zu ei-
gen. Insbesondere was die Darstellung der Ent-
schädigungspraxis angeht, fällt sie hinter die viel
differenzierteren Befunde der neuesten For-
schung zurück.

Dass die nationalen Wiedergutmachungs-
programme der Nachkriegszeit bis Anfang der
1960er Jahre die Kategorie des Opfers histori-
schen Unrechts fundamental veränderten und
diesen Opfern einen spezifischen rechtlichen,
sozialen und moralischem Status zuerkannten,
wird als Fazit des Vergleichs eher behauptet, als
dass dieser Prozess in den vorangegangenen
Fallstudien tatsächlich empirisch nachgezeichnet
worden wäre. Auch deswegen wirken die Deu-
tungen des abschließenden Kapitels etwas auf-
gepfropft und weisen, wie auch die dort ange-
stellten Überlegungen zum Verhältnis von Wie-
dergutmachung und Erinnerung, nur lose Ver-
bindung zu den Länderstudien auf. Zwar will die
Untersuchung vor allem den diskursiven Um-
bruch festhalten, den die Wiedergutmachung
der Nachkriegsjahre hinsichtlich der Sichtweisen
auf historisches Unrecht und dessen Opfer mit
sich brachte, doch bringt sie nicht zur Sprache,
dass die Aushandlungsprozesse um das NS-
Unrecht sich doch noch erheblich länger hinzo-
gen. So war in den Verhandlungen der Bun-
desrepublik mit westeuropäischen Staaten in
den 1960er Jahren die Frage, was genuin na-
tionalsozialistisches Unrecht ausmache und wel-
che Opfergruppen entschädigungswürdig seien,
durchaus weiterhin umstritten. Und den Betrof-
fenen der NS-Zwangsarbeit, von denen die
meisten jenseits des Eisernen Vorhangs lebten,
gelang es zum Teil erst im Verlauf der 1990er
Jahre, Anerkennung und Entschädigung als
NS-Opfer zu erstreiten. Die ganz anderen histo-
rischen Erfahrungen der ostmittel- und osteuro-
päischen NS-Verfolgten blendet die Autorin je-
doch vollständig aus. Der im Titel proklamierte

Anspruch, eine europäische Geschichte der
Wiedergutmachung zu erzählen, kann insofern
nicht eingelöst werden. Die Stärke des Buches
liegt eher darin, die Wiedergutmachung für NS-
Opfer als Teil einer übergreifenden Geschichte
westlicher Diskurse um historisches Unrecht,
Viktimisierung und Menschenrechte zu lesen.

Bielefeld                                   Benno Nietzel

Bundesdeutsches Migrationsregime

Oltmer, Jochen/Kreienbrink, Axel/Sanz Diaz,
Carlos (Hrsg.): Das „Gastarbeiter“-System. Ar-
beitsmigration und ihre Folgen in der Bundesre-
publik Deutschland und Westeuropa, 268 S.,
Oldenbourg, München 2012.

Die Zeit ist offenbar reif für die wissenschaftli-
che (mehrheitlich historische, aber auch im
weiteren Sinn sozialwissenschaftliche) Verar-
beitung eines Migrationsphänomens, das schon
bald nach 1945 einsetzte und bis in die frühen
1970er Jahre andauerte. Reif ist sie aus ver-
schiedenen Gründen: Neben der inneren, histo-
risierenden Distanz zu dieser Erscheinung spielt
die Zugänglichkeit zu Archiven eine gewisse
Rolle; eine wichtige Voraussetzung ist aber auch
das Vorliegen verschiedenster Klein- und Kleinst-
monografien, die jetzt Betrachtungen auf einer
höheren Synthetisierungsstufe und vor allem
komparatistischer Art zulassen, wie dies in der
vorliegenden Publikation geschieht, die auf eine
Madrider Tagung von 2010 zurückgeht. Dass
die Zeit gleichsam reif ist, zeigt auch das gleich-
zeitige Erscheinen der Heidelberger Dissertation
von Marcel Berlinghoff über den europäischen
Anwerbestopp von 1970 bis 1974 (2013), die
im hier anzuzeigenden Titel mit einer Zusam-
menfassung ebenfalls präsent ist.

Ziel des Bandes ist es, die Entstehung des
bundesdeutschen Migrationsregimes und des-
sen Folgen zu thematisieren und dabei auch die
Frage nach den Möglichkeiten der Steuerung
und nach den Grenzen der Steuerbarkeit anzu-
gehen. Einleuchtend wird zwischen Mobilitäts-
regime und Präsenzregime (bzw. Zulassungs-
und Aufenthaltsbedingungen) unterschieden;
dieser Unterteilung entsprechend ordnen sich
die Beiträge in einer Sektion zur Anwerbepolitik
und einer zu den Aufenthaltsbedingungen an.
Die neun Aufsätze des ersten Abschnitts befas-
sen sich mit den Einwanderungen aus Italien,
Spanien, Griechenland und Jugoslawien. Der
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zweite Teil mit sechs Beiträgen ist etwas amor-
pher und erörtert die Haltungen von Gewerk-
schaften und katholischer Kirche, präsentiert
vergleichende Studien zu Turin/München, Stutt-
gart/Lyon und Bremen/Newcastle-upon-Tyne
(UK) sowie eine stadtethnologische Studie zum
Quartier Marxloh in Duisburg.

Fazit? Migrationsregime unterliegen einem
steten Wandel, wie der Osnabrücker Historiker
Jochen Oltmer in seiner Einleitung festhält. Es
ist ein doppelter, interagierender und sich rück-
koppelnder Wandel: Gesellschaftliche Disposi-
tionen in den Heimatländern bestimmen teilwei-
se die Migrationsbewegungen und diese wie-
derum bestimmen – ebenfalls teilweise – die
staatlichen und sozialen Dispositionen des Ein-
wanderungslands. Was leistet Wissenschaft in
diesem Fall über diese allgemeine Erkenntnis
hinaus? Sie zeigt zum Beispiel mit den Migran-
ten aus Franco-Spanien, dass der durch Her-
kunftsbedingungen und Ankunftserwartungen
konditionierte homo migrans tendenziell die
stärkere Kraft ist als die ebenfalls von Men-
schen eingerichteten Mobilitätsregime. Das
muss nicht zum Schluss führen, dass jeder Ge-
staltungsversuch unterlassen bleiben soll. Wich-
tig sind aber die Anstrengungen, die mit einer
adäquaten Ausgestaltung des Präsenzregimes
unternommen werden.

Das vorliegende Sammelwerk befasst sich
mit der klassischen Arbeitsmigration und nicht
mit der Frage, inwieweit die europäische Perso-
nenfreizügigkeit neuerdings andere Verhältnisse
geschaffen hat. Unzweifelhaft bringt aber die in-
zwischen stärker gewordene irreguläre und zum
Teil in die Schattenwirtschaft versickernde Flucht-
migration neue Herausforderungen. Die Beiträge
erhellen eine Vergangenheit, die gerade wegen
ihrer Nähe zur Gegenwart noch wenig beleuch-
tet ist; sie bieten damit aber auch eine Ver-
gleichs- und Reflexionsmöglichkeiten bezüglich
der herrschenden Regime der Gegenwart.

Basel                                      Georg Kreis

Doppelte Pionierarbeit

Pleinen, Jenny: Die Migrationsregime Belgiens
und der Bundesrepublik seit dem Zweiten Welt-
krieg, 420 S., Wallstein, Göttingen 2012.

In ihrer 2011 an der Universität Trier einge-
reichten Dissertation – die nunmehr leicht ge-
kürzt in Buchform vorliegt – geht die Historikerin

Jenny Pleinen den „Migrationsregimen“ in der
Bundesrepublik Deutschland und in Belgien seit
1945 nach. Dabei geht es nicht nur um Norm-
setzungen, sondern auch und vor allem um
konkretes Verwaltungshandeln in einer überaus
komplexen Materie. Pleinen beschreitet zudem
neue Wege, indem sie ihre Untersuchung kom-
parativ angelegt hat, was bislang in der Migra-
tionsforschung eher selten der Fall war. Um es
gleich vorweg zu nehmen: An Pleinens Beitrag
wird man zukünftig nicht vorbeigehen können,
sollte sich aber den Problemen ihres „For-
schungsdesigns“ (S. 316) bewusst sein, die sie
trotz eines unbestritten hochreflexiven Stils
manchmal nur unzureichend thematisiert.

Welchen Mehrwert erbringt der Vergleich
für die Migrationsgeschichte? Warum wählt
Pleinen einen Vergleich zwischen zwei sehr un-
terschiedlichen Ländern – sowohl in der Grö-
ßenrelation als auch in der Rechtskultur? Die
Verfasserin kann die erste Frage sowohl kon-
zeptionell als auch analytisch überzeugend be-
antworten, schärft ihre Darstellung doch unter
anderem den Blick für supranationale Entwick-
lungen in einem Komplex, den man wohl bis in
die 1990er Jahre hinein – trotz der zunehmen-
den Arbeitnehmerfreizügigkeit durch die euro-
päische Integration – als einen nationale Aufga-
be par excellence eingeordnet hätte. Die Be-
gründung der beiden Vergleichsfälle nimmt sich
demgegenüber allzu dünn aus (S. 11). Vielleicht
hätte hier ein dekonstruktivistischer Ansatz Ar-
gumentationshilfen liefern können: Beispiels-
weise wenn die Autorin die von ihr durchaus
angesprochenen Diskurse von einem Land,
dessen Mehrheitsgesellschaft der Bezeichnung
„Einwanderungsland“ zustimmte oder ihr zumin-
dest nicht widersprach (Belgien), und einem
Land, das diesen Diskurs nicht annahm oder
wahrhaben wollte, als die Fakten längst dage-
gen sprachen (BRD), stärker in den Mittelpunkt
gestellt hätte. Im zweiten Kapitel wird dies vor
allem bei den ,Verspätungen‘ deutlich, die die
Reformen der ,Migrationskontrolle‘ in der Bun-
desrepublik gegenüber Belgien in den allermei-
sten Fällen aufwiesen – zumindest wenn es sich
dabei um Lockerungen der bisherigen Geset-
zeslage handelte. Um diesen Ansatz jedoch zu
vertiefen, hätte es der Heranziehung weiterer
Quellen bedurft. Hier wird ein Dilemma der Ar-
beit deutlich. Das überaus umfangreiche Kapitel
ist trotz einiger Ungenauigkeiten in der Schil-
derung der belgischen innenpolitischen Ent-
wicklung sehr informativ geschrieben. Die bei-
den Staaten kommen jedoch nur als Regie-
rungshandeln, als (logischerweise) anonyme



Einzelrezensionen

Neue Politische Literatur, Jg. 58 (2013)  l        317

(Kommunal)Verwaltungen und als Wahlresultate
(mit Betonung auf den Ergebnissen rechtsradi-
kaler Parteien) vor. Selbstverständlich ist das
Referieren der sich wandelnden Gesetzestexte
wichtig, doch hätte sich der Rezensent eine
stärkere Betonung der Debatten um Migration
gewünscht – beispielsweise anhand der Parla-
mentsdebatten und der Auswertung der überre-
gionalen Presse. Dann wäre es vielleicht auch
eher möglich gewesen, die Passagen zu den
beiden Vergleichsfällen weniger unverbunden
nebeneinanderstehen zu lassen und so den
Vergleich zu schärfen – dies leistet die sehr ge-
lungene Herausarbeitung der supranationalen
Entwicklungen kaum.

Kapitel 3 präsentiert das ,Akteurssample‘,
das heißt insgesamt 1.861 Biographien, deren
Zusammensetzung erläutert wird. Während das
belgische Sample aus Akten der Fremdenpolizei
(Police des étrangers) (70 Prozent) und aus
Meldeakten der Lütticher Nachbargemeinde
Seraing (30 Prozent) besteht, beruht das deut-
sche Sample allein auf Akten der Kreisauslän-
derbehörde in Wesel. Auch wenn sich die Ver-
fasserin nach allen Regeln der Kunst bemüht,
Vergleichbarkeit herzustellen, stellt sich hier
doch das Problem, inwieweit ein deutscher
Grenzkreis mit einer naturgemäß hohen Ein-
wanderung von niederländischer Seite reprä-
sentativ für die Bundesrepublik stehen kann. Im
Kapitel 4 geht es um die „Zugangstickets“, also
um die Frage, wie die Akteure ihre Einwande-
rung legitimierten – auch anhand von ausführ-
lich geschilderten Einzelbeispielen.

Die beiden folgenden Kapitel 5 und 6 bilden
das empirische Herzstück der Arbeit. In ihrer
Analyse von Inklusions- und Exklusionsrisiken
gelingt es Pleinen hier, detailreich und nachvoll-
ziehbar Ergebnisse zu präsentieren, die durch
die präzisen Schilderungen von Verwaltungs-
handeln die Entwicklungen in den Aufnahmege-
sellschaften klarer fassen können. Der Ansatz
ist kollektivbiographisch und wartet durchweg
mit statistischen Angaben auf. Die Schilderung
von Einzelbeispielen macht die Darstellung ei-
nerseits plastischer, arbeitet jedoch auch die
Komplexität der Migrationskontrolle noch deutli-
cher heraus. Grundiert werden diese Kapitel
durch systemtheoretische Überlegungen. Es ist
an dieser Stelle nicht möglich, auf die überaus
reichhaltigen Befunde einzugehen. Zu bemän-
geln ist doch, dass die Verfasserin in ihrem (zu)
kurzen Fazit den Schwerpunkt fast ausschließ-
lich auf den methodischen Ertrag legt und nicht
versucht, ihre Erkenntnisse in einigen starken
Thesen zu fassen.

Ein Manko ist der Verfasserin nur partiell
anzulasten: Dass dem Vergleich keine (west)-
deutsch-belgische Beziehungsgeschichte zu-
grunde liegt – dies leistet Pleinen eigentlich nur
für die direkte Nachkriegszeit – und dieser sie
auch nicht hervorbringt, hängt auch und vor al-
lem damit zusammen, dass das deutsch-belgi-
sche Verhältnis immer noch allzu selten auf der
Forschungsagenda steht. Es bleibt jedoch Plei-
nens Verdienst, hier doppelte Pionierarbeit ge-
leistet zu haben: bei der Etablierung des Ver-
gleichs in der Migrationsgeschichte (zumal beim
Vergleich von Verwaltungshandeln) und bei der
Herausforderung, das belgische Beispiel in den
Mittelpunkt einer Forschungsarbeit zu stellen.

Lüttich                                  Christoph Brüll

Afroamerikanische Kulturgeschichte
der BRD

Gerund, Katharina: Transatlantic Cultural Ex-
change. African American Women’s Art and
Activism in West Germany, 316 S., transcript,
Bielefeld 2013.

Im Zentrum dieser im Jahr 2011 an der Univer-
sität Bremen eingereichten Dissertation von
Katharina Gerund stehen Prozesse transatlanti-
scher kultureller Mobilität. Mit Blick auf vier
afroamerikanische Frauen – Angela Davis, Au-
dre Lorde, Alice Walker und Toni Morrison –
schreibt die Autorin eine Kulturgeschichte der
Bundesrepublik Deutschland und geht dabei
zwei wichtigen und eng miteinander verbunde-
nen Fragekomplexen nach: Zum einen widmet
sie sich kritisch dem oft verwandten, aber pro-
blematischen Begriff der Amerikanisierung.
Gerund spricht in diesem Zusammenhang von
zahlreichen komplexen und vor allem wechsel-
seitigen Formen des Austausches, unter denen
sie eine spezifische african americanization
identifiziert, die sie als „both part of mainstream
cultural Americanization and potentially subversi-
ve to it“ beschreibt (S. 17). Zum anderen ak-
zentuiert die Autorin eben diese den Mainstream
verstörenden und ihn unterlaufenden Einflüsse
am konkreten Beispiel der vier schwarzen
Künstlerinnen und Aktivistinnen. Die Studie ist
mithin interdisziplinär zwischen (African) Ameri-
can Studies und bundesdeutscher Kulturge-
schichte platziert und fragt nach der Bedeutung
schwarzer Feministinnen für westdeutsche Aus-
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handlungsprozesse um „Rasse“, Kolonialismus,
Gewalt und whiteness. Methodisch orientiert
sich Gerund dabei in erster Linie an Stephen
Greenblatt und dessen New Historicism. Zu ih-
ren zahlreichen Quellen gehören neben
den Texten ihrer vier Intellektuellen selbst auch
Zeitschriftenbeiträge, Flugblätter, Konferenz-
programme sowie Interviews.

In ihren ersten Kapiteln nach der Einleitung
entfaltet die Autorin zunächst den konzeptionel-
len Rahmen ihrer Studie und bettet ihr Vorha-
ben in längere historische Zusammenhänge ein.
Kapitel 2 bietet einen sehr lesenswerten Über-
blick über die umfangreiche Literatur zu Aspek-
ten unterschiedlicher Amerikanisierungsprozes-
se im Nachkriegsdeutschland. Gerund zeigt sich
hier ebenso kenntnisreich wie kritisch, und auf
Basis dieser Auseinandersetzung erscheint ihr
Fokus auf spezifisch afroamerikanische Einflüs-
se stichhaltig. Ebenso wichtig und gelungen
sind ihre Hinweise auf den Stand der Critical
Race Studies in der Bundesrepublik und die
Debatten zum Stellenwert dieses Ansatzes für
afrodeutsche Menschen. Im nachfolgenden Ka-
pitel widmet sich die Autorin dem historischen
Hintergrund ihrer eigentlichen Untersuchung
und diskutiert dabei erstens die Anwesenheit
afroamerikanischer Soldaten auf westdeut-
schem Boden nach 1945, zweitens die wech-
selhafte und konfliktreiche Geschichte des Jazz
in Deutschland seit der Weimarer Republik so-
wie drittens die Rezeption Josephine Bakers als
einer besonders sichtbaren und kontrovers auf-
geladenen Symbolfigur afroamerikanischer Kul-
tur in Europa.

Während diese ersten Abschnitte auf Se-
kundärliteratur basieren, erweitert Gerund ihren
Blickwinkeln in den drei zentralen analytischen
Kapiteln des Buches um das Studium ihrer
Quellen. Im vierten Kapitel und im Zusammen-
hang mit Angela Davis diskutiert sie die Haltung
der westdeutschen Öffentlichkeit zum afroame-
rikanischen civil rights movement und dessen
Radikalisierung hin zu black power. Davis er-
scheint darin als höchst ambivalente Figur: „As
the powerful icon she became […], Davis came
to signify almost anything – from a fashion idol
to the figurehead of violent revolts, to the hero
of peaceful revolutionary activism” (S. 106). Die
Verfasserin legt Wert darauf zu zeigen, wie sehr
Davis die ihrer Ansicht nach fälschliche Bericht-
erstattung über sie durch ein gezieltes Gegen-
narrativ zu beeinflussen versuchte.

Im Gegensatz zu Davis und den beiden an-
deren untersuchten Afroamerikanerinnen war
            

Audre Lorde einer größeren Öffentlichkeit weit
weniger bekannt. Die Dichterin war jedoch seit
Mitte der 1980er Jahre bis zu ihrem Tod regel-
mäßig in der Bundesrepublik und währenddes-
sen eine aufmerksame Beobachterin der politi-
schen Wendejahre mit ihren zum Teil eklatanten
rassistischen Pogromen, etwa in Rostock 1992.
Ihren größten Einfluss erzielte Lorde bei afro-
deutschen Menschen. Gerund indiziert, wie sehr
Lordes Gedanken und ihr politischer Aktivismus
Inspiration für das Entstehen beziehungsweise
das Entfalten eines widerständischen Bewusst-
seins innerhalb der bundesdeutschen black
diaspora darstellten.

Die Popularität und die Bedeutung von Alice
Walker und Toni Morrison untersucht die Auto-
rin in einem gemeinsamen Kapitel. Für beide
Afroamerikanerinnen gilt, dass ihr Wirken in der
Bundesrepublik durch kulturelle Faktoren au-
ßerhalb ihres eigentlichen Schaffens forciert
waren: durch Steven Spielbergs Verfilmung von
Walkers „The Color Purple“ (1986) einerseits
sowie durch die Verleihung des Literaturnobel-
preises an Morrison im Jahr 1993. Diese so
beeinflusste Wahrnehmung veranschaulicht, so
Gerund, „the conondrum of cultural mediation,
translation, and transfer“ (S. 268). Die große
Anerkennung für Walker und Morrison analysiert
die Verfasserin sehr richtig als einen ambiva-
lenten Erfolg. Einerseits erhielten afroamerikani-
sche Frauen in der Bundesrepublik eine be-
deutende Stimme in großen Teilen einer interes-
sierten Öffentlichkeit. Doch hatte diese Aufnah-
me in den kulturellen Mainstream ihren Preis:
„[…] not only does the focus on these two fi-
gures […] exclude other writers but it also en-
tails a certain degree of assimilation, appropria-
tion, and incorporation into the parameters of a
white German reading/viewing public“ (ebd.).

Insgesamt hat Katharina Gerund eine über-
zeugende Studie vorgelegt, mit der sie ein
wichtiges und oftmals beiseitegeschobenes Ka-
pitel der bundesdeutschen Kulturgeschichte
ausleuchtet. Bisweilen würde man sich wün-
schen, sie hätte auch Afroamerikanerinnen be-
rücksichtigt, die jenseits eines vergleichsweise
engen Felds von Literatur und Politik wirksam
wurden, Musikerinnen etwa oder Sportlerinnen.
Doch was nicht ist, kann noch werden: Die Ar-
beit kann Vorbild für weitere Studien sein, die
der Rolle afroamerikanischer Menschen im viel-
fältigen und konfliktträchtigen kulturellem Aus-
tausch im transatlantischen Raum nachspüren.

Köln                                      Olaf Stieglitz
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Multiperspektivische Biographie

Radkau, Joachim: Theodor Heuss, 640 S.,
Hanser, München 2013.

Es kann nicht nur am 50. Todestag liegen, dass
nach Jahren des wissenschaftlichen Desin-
teresses innerhalb kurzer Zeit zwei große Bio-
graphien über das erste Staatsoberhaupt der
Bundesrepublik erschienen sind. Nach Peter
Merseburgers Würdigung von Heuss als „Re-
präsentant eines neuen Deutschlands“ und „Er-
zieher zur Demokratie“ liegt nun Joachim Rad-
kaus Werk vor. Anders als der routinierte Jour-
nalist Merseburger, der bereits Biographien
über Konrad Adenauer, Kurt Schumacher, Willy
Brandt und Rudolf Augstein verfasste, ent-
deckte der innovative Technik-, Umwelt- und
Medizinhistoriker die Biographik erst mit seiner
fulminanten und hoch gelobten Studie über Max
Weber. Radkaus unkonventionelle Herange-
hensweise kam einer Frischzellenkur für das
Genre gleich. Ihm geht es nicht um einen neuen
‚turn‘, sondern um eine multiperspektivische
und methodenpluralistische Beleuchtung der
Person. Der Autor nähert sich seinem Protago-
nisten gern über Seitenwege, versucht in dem
schwäbischen Publizisten und Friedrich-Nau-
mann-Jünger das Zeitkolorit zum Leuchten zu
bringen, ohne dabei die Kontingenz und die
Unwahrscheinlichkeiten dieses Lebensweges
aus den Augen zu verlieren. Der Verfasser er-
zählt temperamentvoll und nimmt Heuss dabei
zum Ausgangspunkt für tiefer schürfende kul-
turgeschichtliche Reflexionen: Geschlechterver-
hältnis, Emotionen-, Architektur-, Industrie-, Um-
welt- oder Wissenschaftsgeschichte – diese The-
menbereiche werden weit über die Heuss’sche
Modernisierungserfahrung hinaus behandelt,
immer zum Nutzen des Lesers. Radkaus Stärke
liegt darin, die Möglichkeitsräume der Heuss’-
schen Biographie neu zu vermessen. Sein Spür-
sinn für Ambivalenzen und Widersprüchliches
holt Heuss vom Sockel gepflegter Geschichts-
politik und gibt ihm eine neue Lebendigkeit zu-
rück, die ihn vor anekdotischer Verkitschung
bewahrt. Bisweilen musste der Eindruck vor-
herrschen, Heuss habe stets so detachiert mit
sich „im Reinen“ gelebt, dass es zu bemer-
kenswerten Empathiebekundungen gar nicht
kommen konnte. Erst der Autor enthüllt die bis
dato pietätvoll verschwiegene Altersliebe zu Toni
Stolper, der Witwe des mit Heuss befreundeten
Wirtschaftsjournalisten Gustav Stolper.

Heuss’ intellektueller Weg war eng verbun-
den mit dem Sonderweg des liberalen Denkens

in Deutschland, das überwiegend verschiedene
Appendix-Liberalismen hervorbrachte, niemals
jedoch einen Anschluss an universalistische li-
berale Prinzipien. Nicht Werte, sondern das
vermeintliche Verständnis historischer Gewach-
senheit bot für Heuss den Schlüssel zur Orien-
tierung in der politischen Gegenwart. Sein „plät-
schernder Historismus“ (vor dem ihn sein Weg-
gefährte Moritz Julius Bonn einmal mit mildem
Spott warnte) war nie um ein geschichtliches
Beispiel verlegen, seine Überzeugungen bezog
er aus dem kompromissbereiten Liberalismus
des Kaiserreichs, der national, real- und macht-
politisch geprägt blieb. Interessanterweise wählte
sich der religiös unmusikalische Schwabe aus-
gerechnet den protestantischen Pastor Friedrich
Naumann zum geistigen Übervater, ohne dass
dessen Sozialliberalismus erkennbar auf ihn
abfärbte. Linksliberal, das wollte er ausdrücklich
nicht sein, aber auch für die tragischen Helden
der Weimarer Republik Matthias Erzberger, Wal-
ther Rathenau und Gustav Stresemann hatte
Heuss nichts übrig. Seine Arbeit als Reichstags-
abgeordneter und Publizist hinterließ kaum in-
haltliche Spuren, aber viel Masse. Mit Fleiß und
Umtriebigkeit war er omnipräsent. Doch in der
Endkrise Weimars konnte Heuss für den partei-
politischen Liberalismus nur noch fragen, „wie
wir möglichst anständig sterben“ (S. 173). Mit der
Zustimmung zum Ermächtigungsgesetz 1933
misslang sogar dieses bescheidene Vorhaben.
Da blieb in der Folge auch mit palliativmedizini-
schen Argumenten nichts zu beschönigen.

Vermutlich lässt sich in der Zurückgezogen-
heit der inneren Emigration, als Heuss zum Bio-
graph und Historiker wurde, der über Robert
Bosch, Friedrich Naumann und das Kaiserreich
voluminöse Bücher schrieb, die eigentlich per-
sönlichkeitsbildende Phase des späteren Bür-
gerpräsidenten erkennen. Heuss war sich be-
wusst, dass sein Bildungshintergrund und seine
Überzeugungen ihn als Relikt der alten Zeit er-
scheinen ließen. Die Katastrophe der national-
sozialistischen Vernichtungspolitik und die be-
schränkten Optionen des sich abzeichnenden
Kalten Krieges zwangen ihn schließlich zu einer
neuen Standpunktfestigkeit, und seine ironische
Gelassenheit war nach 1945 nicht mehr so
haltungslos, wie es zuvor erscheinen musste.
Radkau hat gute Gründe, den von Heuss viel-
fach verwendeten Begriff der ‚Entkrampfung‘
leitmotivisch als wesentliche Leistung zu verbu-
chen. Seine betont zivilen Umgangsformen, sei-
ne lässige Umgehung des Zeremoniellen und
seine gemütvoll-menschelnde Rhetorik waren
heilsame Lockerungsübungen. Sie passten in
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das einsetzende Wohlfühlklima des Wiederauf-
baus, als man sich in Sachen moralisierender
Vergegenwärtigung der jüngsten Vergangenheit
auf das Nötigste beschränkte, und ließen doch
das Bewusstsein von Schuld und Verstrickung
durchscheinen.

Radkaus abschließender Frage, „ob nicht
neue historische Augenblicke manche Heuss’-
schen Qualitäten, die banal wurden, wieder
frisch und neu machen“ (S. 499), gibt eine ge-
wisse Bürgerlichkeitssehnsucht zu erkennen.
Eine Antwort lässt sich darauf kaum geben.
Heuss’ Erfolg als Integrationsfigur – ‚Papa
Heuss‘! – beruhte eben auch auf einem geteil-
ten und allseits verständlichen Horizont von An-
stand und Tugend, der dem Idealbild einer ‚ni-
vellierten Mittelstandsgesellschaft‘ ziemlich na-
hekam: nicht autoritär, aber doch mild patriar-
chalisch. Es handelte sich um eine spät er-
wachte politische Bürgerlichkeit, die noch fas-
sungslos (von Heuss zur Kollektivscham ange-
halten) vor den zu verantwortenden Exzessen
von Gewalt und Krieg stand, weil sie die Un-
hintergehbarkeit rechtsstaatlicher Ordnung und
den Wert individueller Freiheit erst nach der de-
struktiven Außerkraftsetzung begriff. Sein aus-
geglichenes Temperament und seine kultivierte
Bildungsbürgerlichkeit hatten Heuss vor drasti-
schen Fehltritten bewahrt. Die eigene politische
Verantwortung und die Versäumnisse des deut-
schen Liberalismus, welche den Weg in Selbst-
aufgabe und in die Katastrophe begleiteten,
waren Heuss für den Rest seines Lebens be-
wusst. In Joachim Radkau dürfte er seinen defi-
nitiven Biographen gefunden haben.

Hamburg                       Jens Hacke

Das Leben einer politischen
Außenseiterin

Keßler, Mario: Ruth Fischer. Ein Leben mit und
gegen Kommunisten (1895–1961), 759 S.,
Böhlau, Köln 2013.

Biographien über Persönlichkeiten der sozialisti-
schen Arbeiterbewegung haben weiter Kon-
junktur. Zunehmend kommen dabei sogenannte
Häretiker ins Blickfeld. Das gilt speziell für Mario
Keßler, der bereits eine Vielzahl solcher Vertre-
ter porträtiert hat. In seinem neuen Werk wid-
met er sich Ruth Fischer. Es ist die erste histo-
rische Biographie über die Frau, die von 1924
bis 1925 die Geschicke der Kommunistischen

Partei Deutschlands (KPD) lenkte. Unter dem
Schlagwort der Bolschewisierung installierte sie
das sowjetische Parteimodell in der KPD. 1926
erfolgte ihr Parteiausschluss. Die restliche Zwi-
schenkriegszeit verbrachte sie als politisch iso-
lierte Linke.

Fischers Lebensweg gemäß bewegt sich
das Buch zwischen politischer und intellektueller
Biographie. Aus einer paradigmatischen Er-
kenntnisperspektive heraus versucht der Autor
„am Einzelfall den Idealen und Illusionen, Hoff-
nungen und Selbsttäuschungen nachzuspüren,
die in der kommunistischen Bewegung kollektiv
wirkten“ (S. 16). Dabei thematisiert er an Fi-
schers’ Scheitern den in der Geschichte fehlge-
schlagenen Versuch eines demokratischen
Kommunismus.

Das an Brüchen und Widersprüchen so rei-
che politische Leben Fischers erweist sich hier-
für als illustrativ. Es ist, wie der Untertitel her-
vorhebt, „ein Leben mit und gegen Kommuni-
sten“. Grob rubriziert ist es der Weg eines �ho-
mo politicus‘ von Kommunismus über Antikom-
munismus zum Reformkommunismus. Bildhaft
wird diese Lebensgeschichte am Ende der Dar-
stellung gebündelt: „Im Kommunismus hatte sie
seit dem Ersten Weltkrieg auch einen seeli-
schen Anker gesucht und zeitweise gefun-
den […]. Als ihr Lebensschiff ohne Veranke-
rung den Stürmen ausgesetzt war, kenterte es
und zog sie ins Meer. Eine Zeitlang verfluchte
sie das Schiff und suchte Halt an anderen Ge-
fährten. Doch ein Seemann aus Russland richtete
das Schiff wieder auf und suchte ihm neuen Kurs
zu geben. Nun hoffte die Schiffbrüchige, er wer-
de sie wieder an Bord ziehen“ (S. 607).

Mit den letzten Lebensjahrzehnten Ruth Fi-
schers, die bisher wenig beachtet wurden, hat
der Autor �Kurs auf Neuland‘ genommen, um
im Bild zu bleiben. Sie führen in das Zwielicht
diverser Geheimdienste, für die Fischer seit ih-
rer 1941 erfolgten Emigration in die USA ar-
beitete. Auch fällt in das Jahr 1941 der Tod ih-
res (politischen) Lebensgefährten Arkadij Mas-
low, der nicht in die USA einreisen durfte und
im kubanischen Exil vermutlich auf Geheiß der
sowjetischen Geheimpolizei umgebracht wurde,
wie der Autor zu beweisen versucht. Nach
Maslows Tod wurde aus der Antistalinistin eine
erbitterte Kommunistenhasserin. Fischer ver-
dächtigte ihre Brüder Hanns und Georg Eisler,
die auch in den USA lebten, der Mitschuld am
Tod von Maslow. Von Rache getrieben nannte
sie 1947 vor dem �Ausschuss für Unamerikani-
sche Tätigkeiten‘ ihre Geschwister eine Be-
drohung für die amerikanische Gesellschaft.
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Georg Eisler bezichtigte sie gar, das „Haupt
der Komintern–Aktivitäten in diesem Land“
(S. 432f.) zu sein. Damit hatte sie – freilich un-
ter anderen Vorzeichen – Stalins Verschwö-
rungstheorien übernommen.

Die Jahre der Emigration bedeuteten für
Fischer auch die Neufindung als politische Publi-
zistin, die zunehmend in der Öffentlichkeit Ge-
hör fand. Insbesondere ihre Abrechnung mit
Stalin, die 1948 in „Stalin and German Commu-
nism. A study in the Origins of the State Party“
erfolgte, wurde in den USA und Westdeutsch-
land positiv aufgenommen. Spätestens seit den
1950er Jahren war Fischer zu einer gefragten
Kommunismusexpertin geworden. 1956 sie-
delte sie wieder nach Europa über. Die Rück-
kehr ging mit der Einstellung ihrer Geheim-
diensttätigkeiten und einem Überdenken ihrer
politischen Positionen einher. Nach der Ge-
heimrede von Nikita Chruschtschow – der
Seemann aus Russland – auf dem 20. Parteitag
der Kommunistischen Partei der Sowjetunion
war sie zuversichtlich, dass ein grundlegender
Politikwechsel im Ostblock bevorstehe. In dieser
Einschätzung, die auch ihr Buch „Von Lenin zu
Mao. Kommunismus in der Bandung-Ära“ er-
füllte, verstarb sie im März 1961.

Ruth Fischer, daran lässt der Autor keinen
Zweifel, war kaum bereit, sich selbst Fehler ein-
zugestehen. Nach ihrem Parteiausschluss be-
kämpfte sie den Stalinismus und damit die
Grundlagen eines diktatorischen Parteityps, den
sie selbst aufgebaut hatte. Wenn auch sonst
wenig von ihrem Wirken an der Spitze der KPD
übrigblieb, wiegt dieser Punkt besonders
schwer für Keßler: „Ruth Fischer hatte den ent-
scheidenden persönlichen Anteil daran, die
KPD so zuzurichten, dass sie sowohl in ihrer
Binnenstruktur sich den freiheitlichen Traditio-
nen der Arbeiterbewegung entfremdete als
auch ein Werkzeug in den Händen der jeweils
Mächtigen in Moskau wurde“ (S. 244, Hervor-
hebungen im Original). Zu bedenken gibt aber,
dass in der KPD auch nach der Bolschewisie-
rung noch Kräfte wirkten, die sich den Prinzi-
pien von Rosa Luxemburg verpflichtet fühlten –
die weitere Parteientwicklung also nicht alterna-
tivlos war. Ebenso ließe sich einwenden, dass
bereits die Parteiführung um Paul Levi nicht da-
vor zurückschreckte, rigide Prinzipien anzuwenden
und Fraktionen ohne zu Zögern auszuschließen,
wenn sie nicht dem Kurs der Zentrale folgten.

Alles in allem: Das Buch ist mit an �Bienen-
fleiß‘ grenzender Emsigkeit – aus über 20 Ar-
chiven wurden unveröffentlichte Quellen aus-
gewertet – erarbeitet worden. Gelungen wird

das Leben der politischen Außenseiterin Ruth
Fischer geschildert. Zu Gute kommt dem Buch
auch, dass die Erzählung stellenweise zur Dop-
pel- und Familienbiographie aufgebrochen wur-
de. Leider hat der Autor nicht Jacob Burck-
hardts Maxime – �je weitläufiger, desto vergäng-
licher‘ – befolgt. So leidet die Komposition etwa
an der Freude des Autors, Fischers Bekannt-
schaften überreich und oft nur äußerlich auszu-
breiten, was dem Strom der Erzählung aber ab-
träglich ist. Dem/der interessierten Leser/in wird
das Buch dennoch anregende Lektüre sein.

Uslar                           Alexander Wierzock

Mikrostudie zur DDR-Sozialpolitik

Burdumy, Alexander Bruce: Sozialpolitik und
Repression in der DDR. Ost-Berlin 1971–1989,
365 S., Klartext, Essen 2013.

Nach 1989 sind zahlreiche Vorschläge zur Be-
schreibung der sozialen Seite der DDR unter-
breitet worden: Diese reichten von „vormund-
schaftliche Diktatur“ (Rolf Henrich) oder „auto-
ritärer Versorgungsstaat“ (Stefan Leibfried) über
„Fürsorgediktatur“ (Konrad H. Jarausch) hin zu
„Versorgungsdiktatur“ (Beatrix Bouvier). Die Su-
che nach griffigen Charakterisierungen deutet
die Wichtigkeit der DDR-Sozialpolitik an: Einer-
seits scheint damit Erklärungspotential geboten,
die 40jährige, nicht selten „rätselhafte Stabilität
der DDR“ (Andrew I. Port) zu deuten. Anderer-
seits kann ihre Einbeziehung aber auch dazu die-
nen, (n)ostalgische Verklärungen zu relativieren:
Die Angleichung des ostdeutschen Sozial- und
Wirtschaftssystem an das westdeutsche Muster
nach 1990 war problembeladen; noch bis heute
trauern – unter weitgehender Ausklammerung
repressiver Elemente – nicht wenige den „so-
zialen Errungenschaften“ der DDR nach.

Alexander Burdumy – Lecturer an der Aston
University Birmingham – befasst sich in seiner
hier anzuzeigenden Dissertation mit den sozial-
politischen Entwicklungen in der DDR von 1971
bis 1989. Dabei nimmt er drei Eingrenzungen
vor: Erstens zeitlich, indem die Ära Honecker in
den Blick genommen wird. Zweitens räumlich,
indem er sich auf den Bezirk Groß-Berlin kon-
zentriert. Dies ist insofern begrüßenswert, als
dass in der bisherigen Forschung zur DDR-So-
zialpolitik zumeist makroperspektivische Zugriffe
dominierten, wodurch regionale Disparitäten
und Differenzierungen unterberücksichtigt blie-
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ben. Die Systemkonkurrenz war es maßgeblich,
die der Hauptstadt der DDR eine Paraderolle
und ,Schaufensterfunktion‘ zusicherte, sollten
doch an ihr sozialpolitische Fortschritte symbo-
lisch-stellvertretend verifiziert werden. Drittens
beschränkt sich Burdumy auf inhaltlicher Ebene
auf die Bereiche Familien- und Rentenpolitik
sowie Gesundheitswesen und sozialer Woh-
nungsbau. Dabei blickt der Verfasser jeweils
darauf, welche Reaktionen der Ost-Berliner
Bürger auf die ergriffenen Maßnahmen erfolg-
ten, wo Akzeptanz, Toleranz, aber auch Formen
der Zurückweisung nachzuweisen waren.

Neben der archivalischen Überlieferung auf
staatlicher und lokaler Ebene sowie den Akten
der BStU und (wenigen) zeitgenössischen
Fachpublikationen zog der Forscher Eingaben
Berliner Bürger heran. Durch Berücksichtigung
dieser „reale[n] Eindrücke“ (S. 17) gelänge es,
eine Eindimensionalität in der Darstellung zu
verhindern. Die Ausgangsüberlegung, dass die
SED-Regierung in diesen Bereichen durch groß-
zügige soziale Leistungen die Zustimmung der
Bürger zu erkaufen versuchte und damit „lediglich
kurzfristige Stabilisierungseffekte“ (S. 10) ver-
buchen konnte, ist nicht sonderlich originell. Auch
stellt der Zuschnitt der Studie auf ,Zuckerbrot
und Peitsche‘, das heißt die Einbeziehung von
Konsumanreizen einerseits und Zwangsmaß-
nahmen andererseits, keineswegs ein Novum
dar, denkt man unter anderem an Studien von
Beatrix Bouvier. Reizvoll hingegen ist der An-
satz, die Interdependenz zwischen Repression
und expandierenden Wohlfahrtsstaat am lokalen
Beispiel auszuleuchten. Um den Zusammen-
hang zwischen Repression und Loyalität ebenso
offenlegen zu können wie die Herstellung von
Herrschaftslegitimierung durch sozialpolitische
Maßnahmen in nicht-demokratisch verfassten
Gesellschaft, lehnt sich der Verfasser in theore-
tisch-analytischer Hinsicht an Modelle Robert
Wintrobes zur politischen Ökonomie an.

Nach einer kurzen Schilderung der wich-
tigsten Entwicklungsstränge zur Sozialpolitik
unter Walter Ulbricht – hier waren Repression
und Sozialpolitik ständige Weggefährten – wen-
det sich das folgende Kapitel den Entwicklun-
gen in den genannten Bereichen der Sozialpoli-
tik zu: Im Feld der (1) Familienpolitik skizziert der
Verfasser zunächst die wichtigsten sozialpoliti-
schen Schritte (Mutter- und Kindergesundheits-
schutz, Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit,
Ausbau der Kinderbetreuung usw.), um diese
dann mit sozialen Praktiken der Diskriminierung
(etwa alleinerziehender Mütter) zu kontrastieren.
Ähnlich verfährt er bei der (2) Rentenpolitik, wo

die quantitative Ausdehnung von Wohn- und
Pflegeplätzen in Feierabendheimen der verhält-
nismäßigen Vernachlässigung von sonstigen
Zuwendungen gegenübergestellt wird. Gerade
über die nicht selten menschenunwürdigen Zu-
stände in den Pflegeheimen offerieren Bur-
dumys Darlegungen bemerkenswerte Einsich-
ten, wodurch das bislang nur schwach ausge-
leuchtete Forschungsgebiet Altersarmut in der
DDR in mancher Hinsicht erhellt wird. Im Feld
(3) Gesundheitspolitik und medizinische Versor-
gung beschreibt der Verfasser durchaus abwä-
gend auch die deutlich positiven Leistungs-
merkmale wie Arzneimittelversorgung, Patien-
tenbetreuung, Prophylaxe, Hausarztsystem oder
den Gesundheitsschutz von Mutter und Kind,
ohne dabei außer Acht zu lassen, dass ökono-
mische Engpässe mangelhafte Versorgungssi-
tuationen niemals zu verhindern vermochten. Im
letzten und aufgrund seiner herausragenden
Stellung im Programm der „Einheit von Wirt-
schafts- und Sozialpolitik“ auch umfangreichsten
Abschnitt widmet sich der Historiker dem (4)
Wohnungsbau. Gerade auf diesem Gebiet be-
saß Ost-Berlin einen Privilegiertenstatus: Es
wurden keine Anstrengungen gescheut das
Image der Hauptstadt als Exempel für die Über-
legenheit des Sozialismus affirmativ zu aktuali-
sieren, beispielsweise wurde die Stadt bei der
Zuteilung von Rohstoffen und Arbeitskräften
bevorzugt. Auch wenn diese Engführung häufig
Unmut, Neid und Ablehnung bei der restlichen
Bevölkerung hervorrief, war es letztlich unmög-
lich, den großspurigen propagandistischen Ver-
sprechen gänzlich nachzukommen. Wie in den
anderen Bereichen zuvor wird auch hier deut-
lich, dass bis etwa zur Mitte der 1970er Jahre
kurzfristige positive Stabilisierungseffekte erzielt
und dadurch in gewisser Hinsicht Zustimmung
und Loyalität eines großen Teils der Bevölke-
rung ,erkauft‘ werden konnten, was aufgrund
der ausbleibenden wirtschaftlichen Erfolge je-
doch rasch nachgelassen habe. Trotz informati-
ver Ausführungen über infrastrukturelle Defizite
oder zur Vernachlässigung alter und Probleme
neugebauter Wohnsubstanz, ist es verwunder-
lich, dass zahlreiche zeitgenössisch relevante
Fachpublikationen anscheinend nicht rezipiert
worden sind (u. a. Rainer Ferchland, Jens Weg-
ner). Bedauerlich in allen vier Teilkapiteln ist
ferner, dass die Medienpolitik zur Flankierung
und Popularisierung soziopolitischer Maßnah-
men immer nur kurz und lediglich vermittels we-
niger Belege angerissen wird. Auch fehlt son-
stige Publizistik völlig, zu denken wäre etwa an
Daniela Dahns „Prenzlauer Berg Tour“ (1987).
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Das nächste Kapitel fokussiert Öffentlich-
keit, Debatten und Bilanz der Sozialpolitik in der
Ära Honecker und vermag nachzuzeichnen,
dass sich ab der zweiten Hälfte der 1970er
Jahre eine zunehmend lethargische, resignativ-
pessimistische Stimmung in der Bevölkerung
breitmachte, insbesondere unter Arbeitern, jün-
geren Menschen und Rentnern. Dieser vom
wirtschaftlichen Niedergang mitbestimmte Be-
fund fiel mit einer sukzessiven Aufblähung des
Überwachungsapparates zusammen, woraus je-
doch nicht zwingend eine erhöhte Effektivität,
sondern eher ein Bedeutungs- und Einflussver-
lust der Staatssicherheit resultierte. Die Seite
,Repression‘ allein mit der Tätigkeit des MfS zu
erklären, erscheint indes gerade mit Blick auf
die Sozialpolitik zu kurz gegriffen. In der Unter-
suchung völlig ausgespart bleibt unverständli-
cherweise der gesamte Komplex der ,Asozia-
lenpolitik‘, der nicht nur unangepasste oder op-
positionelle Ausreisewillige betraf, sondern
durchaus auch sozial Unterprivilegierte.

Im knappen, abschließenden sechsten Ka-
pitel reißt der Verfasser noch einmal die ökono-
mische Dimension der Sozialpolitik an. Fehlin-
vestitionen, steigende Staatsverschuldung, die
stetig wachsende Abhängigkeit von Westkredi-
ten und die Bundesrepublik als immerwährende
Referenz in Punkto Lebensstandard koinzidier-
ten mit einer mangelnden Selbstreflexion der
Staats- und Parteiführung, was die gehäuft ak-
klamierenden Medienberichte ebenso belegen,
wie gezielte Planfälschungen. Letztlich, lautet
der Befund, schränkten sich Wirtschafts- und
Sozialpolitik gegenseitig ein. Der Einfluss der
Sozialpolitik auf das Ende 1989 sei jedoch im
Vergleich zur mangelnden Leistungsfähigkeit
der Wirtschaft gering und aufgrund der gerin-
gen Sozialquote und eines gewissen Pazifizie-
rungspotentials wohl kaum der ,Sargnagel‘ des
Regimes gewesen.

Ein gründlicheres Lektorat hätte der Les-
barkeit des Buches nicht geschadet, so hätten
manch inhaltliche Redundanzen verhindert und
insbesondere der Einleitungs- und Theorieteil
gestrafft werden können, gleiches gilt für feh-
lende Seitenzahlen (u. a. S. 39, Anm. 23), das
unvollständige Literaturverzeichnis (u. a. fehlt
Wintrobe 2009) oder Tippfehler (u. a. Marien-
burg statt Marienberg, S. 287).

Auch wenn einige der vorgestellten Befun-
de nicht ganz neu sind: Alexander Burdumy ge-
lingt es in der vorliegenden Mikrostudie, wichti-
ge Befunde und Erklärungsansätze zur DDR-
Sozialpolitik auf lokalem Gebiet zu liefern. Er hat
eine Studie verfasst, welche das komplexe Ver-

hältnis zwischen Repression und (durch sozial-
politische Maßnahmen erkaufte) Loyalität ein-
fängt und die Eindimensionalität makroperspek-
tivischer Annäherungen zu überwinden vermag.

Münster                                Christoph Lorke

DDR aus französischer Perspektive

Metzger, Chantal: La République démocratique
allemande. Histoire d’un état rayé de la carte du
monde, 385 S., Lang, Brüssel u. a. 2012.

Die DDR ist seit den neunziger Jahren zu einem
der zentralen Themen der deutschen Zeit-
geschichtsschreibung geworden. Doch nicht nur
die deutsche, auch die französische Historiker-
schaft interessiert sich seit geraumer Zeit – und
zwar nicht erst seit der Zäsur 1989/90 – für die
Geschichte dieses von der Landkarte gestriche-
nen Staates, wie der Untertitel des Buchs von
Chantal Metzger etwas plakativ formuliert. Die in
Nancy lehrende Zeithistorikerin legt mit diesem
Band erstmals eine Gesamtdarstellung der Ge-
schichte der DDR in französischer Sprache vor,
die sie auf Basis der deutschen und französi-
schen Literatur verfasst hat, und die als Synthe-
se bisheriger Forschungsleistungen zu be-
trachten ist.

Schon eingangs macht Metzger den Wert
ihres Gegenstandes deutlich, indem sie betont,
dass die DDR-Geschichte für sie keine „Paren-
these“ (S. 11) der Geschichte sei, sondern es
sich um die Geschichte eines eigenständigen
Staates handelt, dessen Existenz emotional und
mental bis in die Gegenwart nachwirkt und der
im internationalen Kontext des Kalten Krieges
gedeutet werden muss. Hier wird also keine
deutsch-deutsche Geschichte erzählt oder die
DDR nur gleichsam als Randnotiz der Ge-
schichte betrachtet. Ihr ambitionierter Ansatz,
dem Leser auf 385 Seiten ein differenziertes
und nahezu erschöpfendes Bild der DDR liefern
zu wollen, funktioniert allerdings nur auf Kosten
der Tiefenschärfe. Forschungskontroversen wer-
den gelegentlich gestreift, Fragen nach der Pe-
riodisierung der DDR-Geschichte oder den Tra-
ditionslinien des Kommunismus und damit der
Kontextualisierung der DDR in der deutschen
Geschichte nicht gestellt.

Metzgers chronologische Erzählung spannt
den Bogen vom Hissen der Roten Fahne auf
dem Dach des Reichstagsgebäudes bis zum
Fall der Mauer und schließt mit einigen Überle-
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gungen zur Erinnerungskultur nach 1989. In je-
dem Kapitel entfaltet die Autorin ein Panorama,
das die internationale Politik wie auch die Wirt-
schafts- und Sozialgeschichte, die Kultur- und
Sozialpolitik, die SED-Geschichte, Repression
und Widerstand, die Rolle der Frau in der DDR-
Gesellschaft oder die Alltagsgeschichte, die
deutsch-deutschen wie die auswärtigen Bezie-
hungen umfasst. Wenn nahezu jeder Aspekt
der DDR-Geschichte angeschnitten wird, muss
die Darstellung zwangsläufig kursorisch bleiben.
So behandelt gleich der erste Abschnitt über die
Sowjetische Besatzungszone die äußeren Fak-
toren, wie die Politik der Besatzungsmacht und
das Zerbrechen der Kriegskoalition, ebenso wie
die Entwicklung im Innern, die geprägt war von
einem Umbau von Staat und Gesellschaft, der
frühzeitig einsetzte und von einem relativ eigen-
ständigen Handeln der SED getragen wurde. Im
zweiten Teil wird der Zeitraum von der Grün-
dung der DDR 1949 bis zum Bau der Mauer
1961 in den Blick genommen. Hier wird der
Aufbau des Arbeiter- und Bauernstaates be-
schrieben, in dem Reste bürgerlicher Elemente
und demokratischer Aspekte sich zugunsten
des Aufbaus einer sozialistischen Gesellschaft
auflösten. Metzger beschreibt Zentralisierung,
Kollektivierung, Planwirtschaft und Entwicklung
der SED zu einer Partei neuen Typs. Dass dies
zugleich eine Phase der Instabilität war, machen
die recht knapp behandelten Ereignisse des
17. Juni 1953 deutlich und die Massenflucht
aus der DDR. Im Schatten der Mauer setzte
dann eine Phase der Konsolidierung des Staa-
tes ein, der ein weiterer Teil der Darstellung
gewidmet ist. Die nächste große Zäsur stellte
der Wechsel von Ulbricht zu Honecker dar, der
weder als Bruch noch als Kontinuität gedeutet
wird, sondern als Wandel, der außenpolitisch
zum Ende der Isolation der DDR führte und
durch die Einheit von Wirtschafts- und Sozialpo-
litik im Innern die Legitimation des Staates si-
chern sollte. Die letzten beiden Teile behandeln
schließlich die allmähliche Auflösung des SED-
Staates in den achtziger Jahren. Der abneh-
menden Systemloyalität hatten Honecker und
die SED nicht viel entgegenzusetzen. Der Pro-
zess der Vereinigung der beiden deutschen
Staaten wird zuletzt wieder stark unter dem
Blickwinkel der internationalen Politik geschil-
dert. Zum ersten Mal, so Metzger, hatte sich ein
Staat freiwillig aus der Geschichte verabschie-
det. Was von diesem Staat bleibt, ist Thema der
abschließenden Reflexionen über den Ort der
DDR in der deutschen Erinnerungskultur. Die
Verklärung der DDR, die unter dem Schlagwort

der Ostalgie firmiert, wirft bekanntlich eher ein
Schlaglicht auf den noch nicht abgeschlossenen
Prozess der inneren Einheit. Die Ambiguität der
DDR bringt Metzger auf den Punkt, indem sie
darauf verweist, dass sie einerseits mit ihrer
geostrategischen Lage und relativen wirtschaft-
lichen Prosperität innerhalb des COMECON als
Schaufenster des Sozialismus im Kalten Krieg
fungierte, andererseits aber durch Repression,
Übersteuerung des Systems und ökonomischen
Mangel geprägt war.

Abgerundet wird der Band durch eine Zeit-
leiste, biographische Skizzen der wichtigsten
politischen Akteure und einige ausgewählte
Quellen. Die Bibliographie ist weit davon ent-
fernt, erschöpfend auch nur die Literatur zur
deutschen und französischen DDR-Geschichts-
schreibung anzuzeigen, was angesichts des
einführenden Charakters dieses Werkes sicher-
lich zu bedauern ist. Dennoch bleibt abschlie-
ßend festzuhalten, dass Metzgers Synthese eine
sachkundige Darstellung der DDR-Geschichte
für das französische Fachpublikum darstellt.
Zugleich macht der unaufgeregte, distanzierte
Blick der französischen Historikerin das Werk
auch zu einer angenehmen Lektüre für den
deutschen Leser.

Essen                                   Claudia Hiepel

Medienereignis Olympische Spiele

Gajek, Eva Maria: Imagepolitik im Olympischen
Wettstreit. Die Spiele von Rom 1960 und Mün-
chen 1972, 559 S., Wallstein, Göttingen 2013.

Olympische Spiele und andere sportliche Groß-
ereignisse haben in den letzten zwei Jahrzehn-
ten verstärkt die Aufmerksamkeit von His-
torikern auf sich gezogen. Dieser Trend setzte
zunächst vor allem mit der Erforschung der
Olympischen Spiele Berlin 1936 ein. Diese
Spiele standen freilich unter besonderen Vorzei-
chen und können so nicht ohne weiteres als
Modell für sportgeschichtliche Arbeiten dienen.
Inzwischen sind jedoch auch die Olympischen
Spiele von München 1972 in den Fokus ge-
rückt. 2010 erschien „1972 Munich Olympics
and the Making of Modern Germany“ von Kay
Schiller und Chris Young und setzte einen neuen
Standard in der Sporthistorie.

Eva Marie Gajek schließt mit ihrer bei Wall-
stein veröffentlichten Dissertation an Schiller
und Young an. Sie erweitert die Analyse der
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Spiele 1972 um einen Vergleich mit jenen von
Rom 1960 und legt außerdem gleichzeitig be-
sonderes Augenmerk auf den medialen Cha-
rakter beider Veranstaltungen. Olympische
Spiele sind, wie Gajek zu Recht bemerkt, „Me-
dienereignisse“, die konstitutiv durch die Be-
richterstattung von Zeitungen, Radio oder dem
Fernsehen mitbestimmt werden. Konsequen-
terweise stützt sich die Arbeit deshalb stark auf
Medienberichte und fragt immer wieder nach
der medialen Realität beider Spiele. Der zweite
Ausgangspunkt für den Vergleich beider Spiele
ist selbstverständlich die Vorgeschichte Italiens
und Deutschlands. Wie John Hargreaves be-
merkt hat, trugen die drei ehemaligen ‚Achsen-
mächte‘ innerhalb von nicht einmal zwei Jahr-
zehnten jeweils Olympische Spiele aus. Auf
Rom 1960 folgte Tokio 1964 und mit einem
Intermezzo in Mexico City 1968 schließlich
München 1972. Der Schluss, dass in diesen
Spielen die jüngere Vergangenheit verhandelt
wurde, liegt also nahe. Die Autorin versucht,
dies durch die Gegenüberstellung der beiden
europäischen Austragungen zu verdeutlichen.

Die Fülle an Quellen, die Gajek dafür heran-
zieht, ist beeindruckend und auch stilistisch liest
sich das Buch angenehm. Allerdings verliert
sich die Verfasserin streckenweise in Details,
speziell zur Vorbereitung der Spiele. Der Streit
um die faschistischen Inschriften an Austra-
gungsorten der Spiele 1960, die nicht extra neu
gebaut wurden, ist sicherlich sehr interessant.
Er belegt deutlich die Probleme der italienischen
Ausrichter und der Politik, eine klare und über-
zeugende Linie im Umgang mit der Vergangen-
heit zu finden. Doch das gilt nicht unbedingt für
alle Bereiche der Vorbereitung beider Spiele. In
der Konsequenz geraten hier die entscheiden-
den großen Fragen zur medialen Wirkung und
dem Bezug zur Vergangenheit manchmal aus
dem Blick. Hinzu kommt ein nicht unbedingt –
zumindest so ausführlich – notwendiges erstes
Kapitel zur Geschichte der Olympischen Bewe-
gung in der Neuzeit. Die Spiele von 1960 und
1972 selbst werden deshalb erst in der zweiten
Hälfte des Buches behandelt.

Dass jedoch das Medienereignis seinen
Schwerpunkt gerade in der rituellen Rahmung
der Spiele und den Wettkämpfen und nicht in
der langen Vorbereitungsphase hat, macht Ga-
jek dann sehr eindrücklich deutlich. Sie zeigt
auf, wie sich die mediale Berichterstattung, und
hier besonders die Fernsehübertragung, von
1960 bis 1972 die Spiele immer mehr zu eigen
gemacht hat. Die Zahl der Journalisten, die von
den Spielen berichten wollten, überstieg schon

1960 die Möglichkeiten der Organisatoren. Bis
1972 entwickelte sich das Fernsehen zum
olympischen Leitmedium. Damit einherging,
dass der Einfluss der Sendeanstalten auf die
tatsächliche Ausgestaltung der Spiele stieg.
Das vielgerühmte Dach des Olympiastadions in
München aus Acrylglas verdankt seine Trans-
parenz nicht zuletzt den Wünschen der Fern-
sehmacher nach möglichst guten Lichtverhält-
nissen.

Im vorletzten Kapitel werden dann die The-
menkomplexe Gender, Körper und die Gefähr-
dung der Spiele durch den Terrorismus aufge-
griffen. Hier löst sich die Arbeit weitestgehend
von der Frage des Umgangs mit der Vergan-
genheit und wendet sich der mentalitätsge-
schichtlichen Entwicklung zu. Rom und Mün-
chen unterscheiden sich vor allem durch den
Zeitpunkt der Ausrichtung und der unterschied-
lichen gesellschaftlichen Entwicklung. Das Ver-
hältnis der Geschlechter oder zum Körper hat
durch die 68er-Bewegung eine starke Umwer-
tung erfahren, die sich auch in der Berichter-
stattung über die Olympischen Spiele wiederfin-
den lässt. Ebenso war Doping 1960 ein noch
weitgehend unbekanntes Phänomen, das erst
durch den Tod des dänischen Radfahrers Knud
Enemark Jensen in Rom 1960 mediale Auf-
merksamkeit erfuhr. Dagegen war zwölf Jahre
später Doping sowohl real als auch medial viel
gegenwärtiger. Der Anschlag auf die Spiele von
München 1972 kann schließlich wiederum als
eigenes Medienereignis innerhalb des Medien-
ereignisses Olympische Spiele gelesen werden
und verdichtet die theoretischen Schlüsse Ga-
jeks. Erneut waren die Medien aktive Akteure
und nicht einfach nur passive Mittler des Ereig-
nisses, indem sie zum Beispiel über die Positio-
nierung von Scharfschützen berichteten und
diese Information damit gleichzeitig den Geisel-
nehmern verfügbar machten. Schließlich erlischt
im letzten Kapitel das Olympische Feuer und die
Autorin gibt eine Einschätzung der (medialen)
Nachwirkung beider Spiele.

Insgesamt ist Gajeks Buch ein wichtiger
Beitrag zur Geschichte Olympischer Spiele und
ähnlicher Mega-Events. Nach einigen anfängli-
chen Längen und Umwegen vermag die Verfas-
serin deutlich zu machen, welche Rolle die Me-
dien in der Ausgestaltung und Vermittlung bei-
der Ereignisse spielten. Bislang zerfiel die For-
schung in dieser Hinsicht oft in zwei Sparten.
Medienhistoriker/innen vernachlässigten das
Ereignis hinter der Meldung, während jene His-
toriker/innen, die das Ereignis untersuchten,
umgekehrt den medialen Anteil zu gering ein-
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schätzten. Damit und mit der Behandlung von
Rom 1960 schließt Gajek deshalb Lücken in der
Sportgeschichtsschreibung beziehungsweise in
der Untersuchung der Zeitgeschichte.

Düsseldorf                Christian Tagsold

Gelungene Synthese

Neutatz, Dietmar: Träume und Alpträume. Eine
Geschichte Russlands im 20. Jahrhundert,
688 S., Beck, München 2013.

„Träume und Alpträume. Russlands Geschichte
im 20. Jahrhundert“ bietet ebenso zahlreiche
optimistische beziehungsweise utopische Zu-
kunftsvorstellungen wie zerstörende Menschen
und Natur verachtende Verhaltensweisen. Diet-
mar Neutatz hat damit seiner beeindruckenden
Synthese einen eindringlichen und sprechenden
Titel gegeben, der zugleich eine seiner zentralen
Interpretationslinien aufzeigt.

Dieses mit fast 700 Seiten sehr umfangrei-
che Buch ist Teil der von Ulrich Herbert heraus-
gegebenen Freiburger Reihe zur „Europäischen
Geschichte im 20. Jahrhundert“. Es offenbart
Neutatz’ enorme Arbeitsleistung, denn er be-
ginnt seine Darstellung bereits mit der klassi-
schen Zäsur von 1890. Diese Konzeption ist
als methodischer Zugriff der Reihe zu verste-
hen, um die bereits im ausgehenden 19. Jahr-
hundert einsetzenden Dynamiken als Voraus-
setzungen des Wandels, der Kontinuitäten und
Diskontinuitäten im 20. Jahrhundert greifen zu
können.                          

Neutatz bezieht das ausgehende Zarenreich
mit seinen Reformen, dem beschleunigten so-
zio-ökonomischen Wandel, dem sich verschie-
benden Kräfteverhältnis zwischen Gesellschaft
und Autokratie, den revolutionären Erschütte-
rungen und den Auswirkungen des Ersten
Weltkriegs in seine Betrachtung ein. Der Band
hebt sich dadurch von den meisten Synthesen
ab, die gleichfalls die gesamte Sowjetunion in
den Blick nehmen. Nur wenige ziehen bereits
das Vierteljahrhundert vor dem Ersten Weltkrieg
mit ein und enden erst gut einhundert Jahre
später mit dem Rücktritt Boris El’cins vom Prä-
sidentenamt Sylvester 1999.

Das Werk ist in fünf Teile gegliedert, die
sich jeweils an den konventionellen zeitlichen
Zäsuren orientieren. Teil eins behandelt das
Zarenreich in seiner tiefgreifenden Transforma-
tionsphase und den Ersten Weltkrieg bis zum

Herbst 1917. Der zweite Teil ist der Phase vom
Oktoberumsturz, über den Bürgerkrieg bis zur
Neuen Ökonomischen Politik, in der wieder
stärker marktwirtschaftliche Elemente zugelas-
sen wurden, gewidmet. Der stalinistischen Ära
ab 1928 gilt der dritte Teil, in dem Neutatz unter
anderem die Kollektivierung, die forcierte In-
dustrialisierung, die Säuberungen, den Zweiten
Weltkrieg, den Wiederaufbau und die Sowjeti-
sierung der neuen Satellitenstaaten themati-
siert. Die Herrschaftsperioden Nikita Sergeevi�
Chruš�evs und Leonid Il'i� Brežnevs von 1953
bis 1982 fasst der Verfasser im vierten Teil
in der Perspektive des Kalten Krieges und der
Systemkonkurrenz zusammen. Der fünfte Teil
behandelt den Übergang zur perestrojka unter
Michail Sergeevi� Gorba�ev, den Zerfall der
Sowjetunion und die krisenhaften Jahre des
Umbruchs in den 1990er Jahren.

Wie in den anderen Bänden der Reihe wer-
den zeitliche Querschnitte jeweils um 1900, um
1926, um 1942, um 1966 und um 1995 ge-
setzt, um komplexe sozio-ökonomische, politi-
sche und kulturelle Prozesse zu kondensieren
und europäische Varianten beziehungsweise
Gemeinsamkeiten zu erkennen. In der Tat sind
diese Phasen auch für Russland und die So-
wjetunion sehr gut gewählt und dem Autor ge-
lingt es ganz überwiegend, dem Leser auf die-
sem Weg fruchtbare Einblicke zu verschaffen.
Nur der Abschnitt für die Jahre um 1995 fällt
etwas ab. Der Blick auf die Weltausstellungen
bleibt hier nichtssagend und die Ausführungen
sind auf die große Politik konzentriert.

Neutatz’ Anliegen ist es, kulturgeschichtli-
che Aspekte zu beleuchten, die bislang in Ge-
samtdarstellungen tatsächlich eher außer Acht
gelassen worden sind. Der Verfasser möchte
daher auch „Wahrnehmungen und Deutungen
der Wirklichkeit“ der Menschen in den Blick
rücken. Die Idee ist, multiperspektivisch heran-
zugehen, indem neben den Eliten auch die
Mehrheit der Bevölkerung ebenso wie die Di-
chotomie zwischen Stadt und Land beleuchtet
und Schlaglichter auf die nicht-russische Peri-
pherie geworfen werden (S. 12f.).

Schließlich sollen die russländischen Ent-
wicklungen mit Blick auf die europäischen und
globalen Herausforderungen mit dem facetten-
reichen Begriff der „Moderne“ eingeordnet wer-
den. Neutatz entschließt sich für eine relationa-
le, an dem jeweils subjektiv-zeitgenössischen Re-
ferenzrahmen orientierte Konzeption (S. 14f.).
Allerdings ist dies eine Perspektive, in der der
Begriff – bei allen sonstigen methodischen
Schwierigkeiten – für einen größeren Bezugs-
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rahmen wie Europa an Erklärungskraft verliert,
weil die analytische Gesamtschau leicht auf der
Augenhöhe der Akteure verharrt oder „die“ Mo-
derne an manchen Stellen doch vor allem eine
westliche Norm zu sein scheint. In diesem Sin-
ne bemisst sich auch die Perspektive der nach-
holenden Modernisierung der Volkswirtschaft an
westlichen Entwicklungen (S. 87, 543). Ebenso
lässt sich darüber diskutieren, ob der sozialisti-
sche Realismus als antimodern (S. 262) oder
analytisch doch eher als Teil der europäischen
Moderne gesehen werden sollte. Von diesen
Vorbehalten abgesehen ist es aber zu begrü-
ßen, dass Neutatz auch den Begriff der Rück-
ständigkeit berücksichtigt und ihn konstruktivi-
stisch auf die Moderne bezieht.

Die „sowjetische Moderne“ (S. 378, 589f.),
die der Verfasser offenbar jenseits der zeitge-
nössischen Wahrnehmung beschreibt, war eng
verbunden mit katastrophalen menschlichen
Schicksalen und Umweltschäden. Sie erlebte
verschiedene Modifizierungen bis sie unter
 Brežnev vor allem soziale Sicherheit und relati-
ven Wohlstand bedeutete, die die Menschen
mit einem gewissen Maß an Zustimmung und
Akzeptanz honorierten.

Neutatz hat eine sorgfältige und gefällig zu
lesende Darstellung vorgelegt. Gerade durch
zeitgenössische Zitate, wie aus den Materialien
zu den Weltausstellungen, von ausländischen
Reisenden und Auslandskorrespondenten, aus
einem Gedicht Evgenij Aleksandrovi� Evtušen-
kos oder aus soziologischen Umfragen, erzeugt
der Verfasser eine erzählerische Atmosphäre,
die den Leser in den Bann zieht. Der Band be-
wegt sich argumentativ auf der Höhe der For-
schung und ermöglicht dem Leser einen präzi-
sen Zugriff auf den Forschungsstand. Dadurch
beleuchtet der Verfasser im Gegensatz zu ver-
gleichbaren Darstellungen tatsächlich deutlich
stärker kulturgeschichtliche Aspekte, wenngleich
er diesem Anspruch – gerade für die 1990er
Jahre – nicht durchgängig gerecht wird. Innova-
tiv ist, dass Neutatz unter anderem den Medien-
konsum, den Kontakt zu Ausländern, die selek-
tive Wahrnehmung des ‚imaginierten Westen‘,
Alltag, Freizeit und Konsum einbezieht. Gleiches
gilt für die wechselseitigen Ausstellungen 1959
mit den USA, Städtebauprojekte, Frauen in der
Roten Armee, die Stigmatisierung der Kriegsrück-
kehrer oder non-konformen Jugendkulturen.

Das Vorhaben, Russland stärker als mul-
tiethnisches Imperium zu zeigen, setzt der Autor
nicht durchweg um, aber immerhin teilweise für
das Zarenreich, den Stalinismus und die post-
sowjetische Ära. Insgesamt prägt doch der Blick

auf Moskau und das europäische Russland die
Argumentation. Weiter ist anzumerken, dass
Neutatz dem Leser noch stärker synthetisieren-
de Interpretationen und zum Teil auch perspek-
tivische Linien in die neue Forschungsland-
schaft zum Zarenreich oder zur späten Sowjet-
union hätte ziehen können. So hätte er die dy-
namischen gesellschaftlichen Entwicklungen vor
1917 mit präziseren Begriffen als „Bürgerlich-
keit“, „bürgerliche“ Werte beziehungsweise „bür-
gerliches“ Bewusstsein erzählen können.

In der Gesamtschau bilanziert Neutatz, dass
es vor allem die langfristig wirkenden, zahlrei-
chen Strukturmängel des sozialistischen Wirt-
schaftssystems waren, die die Sowjetunion in
die Krise führten. In seiner Lesart reagierte
Gorba�ev notgedrungen auf sie, ohne das rich-
tige Rezept zu finden und brachte dadurch die
Sowjetunion unbeabsichtigt zu Fall. Damit wen-
det sich der Verfasser explizit gegen eine Inter-
pretation, die selbst eine teleologische, auf sys-
temimmanente Schwächen zielende Deutung
ablehnt. Sicher liegen die Erklärungsansätze
nicht soweit auseinander, wie es hier scheinen
soll. Denn so monokausal und auf die perestro-
jka fokussiert, wie Neutatz unterstellt, sind die
neueren Darstellungen nicht. Gleichzeitig öffnet
der Autor selbst der Teleologie die Tür und be-
tont eher einseitig die Widersprüche und Män-
gel der Kommandowirtschaft. Das Sowjetsy-
stem sieht er langfristig als am Konsumverspre-
chen zerbrochen (S. 377). Historisch und heuri-
stisch faszinierender scheint dann doch die Fra-
ge zu sein, warum die Gesellschaft trotz der
Ambivalenzen lange stabil war. Dies lässt sich
sicher nicht mit dem uneingelösten Konsumver-
sprechen erklären – zumal es seit Brežene  eine
sehr relationale Größe war.

Was das Buch daher möglicherweise von
anderen Bänden dieser Reihe, insbesondere
den beiden zu Polen und Jugoslawien, unter-
scheidet, ist, dass es eher kein spezifisch eige-
nes Narrativ für die russisch-sowjetische Ge-
schichte des „langen 20. Jahrhunderts“ entwirft.
Neutatz’ Verdienst ist es, die neue Forschung
auf das Konzept der Moderne, Modernisierung
und Rückständigkeit zu beziehen und ihre The-
sen daran zu erproben.

Karten runden das Buch ab. Allerdings
hätten zumindest einige Tabellen, Statistiken
und Abbildungen einen systematischen Zugriff
auf sozio-ökonomische Prozesse ebenso ver-
bessert wie ein Stichwortverzeichnis. Zudem er-
schließt sich die Logik des Quellen- und Litera-
turverzeichnisses nicht, in dem nicht wenige zi-
tierte Titel fehlen. Dennoch: Dieses lesenswerte
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Buch bietet viele Anknüpfungspunkte für euro-
päische Vergleichsperspektiven. Jeder, der ei-
nen informierten Einstieg in die großen Linien
der russisch-sowjetischen Geschichte sucht, ist
damit bestens bedient. Viel mehr kann man von
einer Synthese nicht erwarten.

Bielefeld                                  Kirsten Bönker

Diskurstheoretische Sowjetunion-
forschung

Merl, Stefan: Politische Kommunikation in der
Diktatur. Deutschland und die Sowjetunion im
Vergleich, 184 S., Wallstein, Göttingen 2012.

Die Forschung zum Stalinismus im Speziellen
und zur Sowjetunion im Allgemeinen hat sich
bislang grob in drei Phasen entwickelt: Auf die
Totalitarismustheorie der Nachkriegszeit folgte
die als „Revisionismus“ bezeichnete Sozialge-
schichte in den 1970er und 1980er Jahren, die
ihrerseits ab Anfang der 1990er Jahre von einer
von Foucault inspirierten Kulturgeschichte ab-
gelöst beziehungsweise erweitert wurde. Der
Bielefelder Osteuropahistoriker Stephan Merl
hat einen Essay verfasst, in dem er die Ent-
wicklung vor allem der letzten zwanzig Jahre
unter dem Schlagwort „politische Kommunika-
tion“ zuspitzt. Merl konzentriert sich ganz auf die
„kommunikativen Strategien“, die in den beiden
deutschen Diktaturen und der sowjetischen
Diktatur unter und nach Stalin dafür sorgten,
dass die Regime „erfolgreich“ bestehen konn-
ten. Dabei erstaunt, dass er, der bislang eher
der sozialhistorischen Schule angehörte, mit
keinem Wort die Revisionisten erwähnt und als
Negativfolie immer wieder die Totalitarismus-
theorie beschwört (S. 10, 18), als ob es diese
noch zu widerlegen gelte.

Was der Verfasser als „kommunikative
Strategie“ bezeichnet, ist zuvor von Stephen
Kotkin, Igal Halfin, Jochen Hellbeck und ande-
ren beschrieben worden: das „Einsickern“ und
die Übernahme der Sprachregelungen des Re-
gimes, die bald das Denken und Handeln vieler
Menschen prägten. Merl akzentuiert es etwas
anders, wenn er statt der Diskurse die unbe-
wusste Werteübernahme und Akzeptanz der
Feindbilder betont, die für das Stillschweigen
und „Wegschauen“ der Bevölkerung sorgten.
Dies, so meint auch er, konnte nicht durch Ge-
walt erzwungen werden, sondern geschah als
unreflektierte Verinnerlichung der Wertvorstel-

lungen der Diktatur (S. 10). Der Autor resümiert
hier einen wichtigen Mechanismus – aber auch
nur einen. „Diktatur“ definiert er als „dadurch
charakterisiert, dass sie keine angstfreie Kom-
munikation über politische Themen zulässt und
eine strikte Kontrolle über die öffentliche Kom-
munikation ausübt“ (S. 12). Er geht nur am
Rande darauf ein, dass sowohl der Nationalso-
zialismus als auch der Stalinismus wesentlich
auf der Stigmatisierung, Ausgrenzung und Er-
mordung von Bevölkerungsgruppen basierten,
und er schweigt sich darüber aus, welchen Platz
er dem Faktor „Gewalt“ neben den kommunika-
tiven Strategien einräumen würde. Dadurch
fehlt eine Einrahmung des Faktors „Kommuni-
kation“ und somit verwischt leicht der Unter-
schied in der Sowjetunion von vor und nach
1953 beziehungsweise zwischen Nationalsozia-
lismus und DDR.

Schwierig ist auch der Begriff der „kollekti-
ven Identität“, auf den Merl seine These stützt,
die kommunikativen Strategien hätten „die Mas-
se der Bevölkerung in eine kollektive Identität
einbezogen“ (S. 8). Der Verfasser definiert
„kollektive Identität“ als „Grundkonsens“ (S. 22),
schreibt aber an anderer Stelle, dass „Konsens-
diktatur“ irreführend sei, weil sie impliziere, dass
die Massen ihren Glauben unter Beweis hätten
stellen müssen (S. 167). Er meint, und referiert
hier Alexei Yurchak, dass es aus Sicht von
Staat und Partei vollkommen ausreichte, wenn
sich die Bevölkerung willig an Ritualen wie
Wahlen, Paraden, Versammlungen und Festen
beteiligten; ob sie daran „glaubten“, war irrele-
vant. Aber selbst wenn Merl beziehungsweise
Yurchak vollkommen zuzustimmen ist, dass der
systemstabilisierende Effekt von solchen per-
formativen Ritualen bisher unterschätzt oder
vielmehr sogar als „Eigensinn“ fehl gedeutet
wurde, bleibt fraglich, wer denn die „große Mas-
se der Bevölkerung“ (S. 26) war. Der Autor sagt
selbst, dass (a) die Bauern überhaupt nicht an-
gesprochen waren (S. 42) und sie (b) weitest-
gehend gegen das „Speaking Bolshevik“ immun
blieben (S. 47). Auf all die Nicht-Russen im
Sowjetreich geht er gar nicht ein. Es stellt sich
also die Frage, von welcher „Masse“ wir über-
haupt sprechen können: von einer quantitativen,
einer qualifizierenden oder einer diskursiven-
imaginierten?

Merl führt in insgesamt sechs Kapiteln aus,
wie „kollektive Identität“ hergestellt, von der
„Diktatur“ vor Kritik geschützt, durch die Bevöl-
kerung aktiv gefestigt wurde und mit welchen
Erfolg beziehunsgweise Misserfolg die jeweili-
gen Diktaturen auf Brüche reagierten. Den
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Massen – in den Städten und Industriezentren,
wie man wohl ergänzen sollte – wurde Inklusion
als Privileg und die Gemeinschaft des Sowjet-
volks als Errungenschaft angedient, die ange-
sichts entsprechender Bedrohungsszenarien
alternativlos erschienen. Entideologisierung, die
Familiarisierung des Politischen und ein sowjeti-
scher Festkalender sorgten für eine nieder-
schwellige Akzeptanz der Diktatur als gegeben.
Obwohl sich der Autor hier ganz auf dem Ter-
rain von Foucaults Machttheorie bewegt, er-
wähnt er ihn mit keinem Wort und zitiert statt-
dessen Viktor Klemperer (S. 26, 46). Der Füh-
rerkult, ein paternalistisches Herrschaftsver-
ständnis sowie das in der Sowjetunion ubiqui-
täre Eingabewesen trugen ihrerseits zur Herr-
schaftsstabilisierung bei. Gerade die direkte
Briefkommunikation zwischen Individuen und
Machtapparat sorgte dafür, dass (a) sich die
Einwohner in ihren Sorgen und Nöten ernst ge-
nommen fühlten, (b) der Eindruck vermittelt
wurde, schuld allein sei ein niederrangiger Ap-
paratschik, nicht das System, und (c) der Ge-
neralsekretär schon alles richten werde, wenn
er nur Bescheid wisse. Merl hält hier insbeson-
dere einigen NS-Experten entgegen, dass nur
die „schwachen“ Diktatoren die „starken“ gewe-
sen seien, dass gerade die Angewohnheit, Din-
ge im Vagen zu lassen, Grenzen nicht genau zu
definieren und Abweichungen mitunter zu tole-
rieren, den Diktatoren den nötigen Handlungs-
spielraum eröffneten (S. 20f.). Dass die Dikta-
turen Normbrüche nicht nur duldeten, sondern
mitunter auf sie angewiesen gewesen seien,
zeige sich in der Sowjetunion in der Wirtschaft,
die ohne „korrumpierende Praktiken“ schon in
den 1930er Jahren zusammengebrochen wäre,
so Merl (S. 105ff.). Die „kommunikative Strate-
gie“ des Regimes sei hier das Verschweigen
gewesen (S. 15). Gleichzeitig erhielten die Dik-
tatoren dadurch Macht über die „schuldigen“
Wirtschaftsführer, die bei Bedarf als Sünden-
böcke angeprangert und geopfert werden
konnten. Überhaupt sei es bei der Bestimmung
von „Schuldigen“ nie um die Frage gegangen,
den wirklich Verantwortlichen zu finden, sondern
allein um das das System exkulpierende Ritual.
Wie auf den Partei- und Betriebsversammlun-
gen ging es nicht um Sachthemen, sondern um
den Akt der Loyalitätsbekundung zu Partei und
Staat.

Danach waren die kommunikativen Strate-
gien ein nahezu perfektes, sich selbst erhalten-
des System, das so lange funktionierte, wie sich
die Parteiführer selbst daran hielten. Der erste,
der diese Regeln brach, war Nikita Sergeevi�

Chruš�ev mit der „Geheimrede“ 1956. Er rüt-
telte an dem ehernen Prinzip, dass Parteiführer
unfehlbar seien, als er erst Stalin als Verbrecher
anklagte und dann selbst die Nähe zum Volk
suchte. Merl meint, dass Chruš�ev 1964 maß-
geblich deshalb abgesetzt wurde, um den My-
thos vom „guten Zaren“ zu retten (S. 118). Al-
lerdings bleibt er die Beweise dafür schuldig
und muss selbst eingestehen, dass sich selbst
in den geheimen Sitzungsprotokollen des Par-
teipräsidiums dazu keine Hinweise finden lassen
(S. 119).

Derjenige, der schließlich endgültig mit
Glasnost das Diskursmonopol der Partei auf-
gab, war, wie hinlänglich bekannt, Michail Ser-
geevi� Gorba�ev, indem er, wie Merl es in An-
lehnung an Yurchak formuliert, die kommunika-
tiven Strategien von Partei und Staat außer
Kraft setzte (S. 145).

Merl hat eine gefällige und pointierte Zu-
sammenfassung der diskurstheoretischen So-
wjetunionforschung der letzten zwanzig Jahre
vorgelegt, die allerdings zuweilen deutlicher auf
die Erstautoren verweisen könnte. Wie sich sein
Essay zur NS- und DDR-Forschung verhält, sei
hier mangels Expertise dahingestellt. Liest man
sein Werk zusammen mit Jörg Baberowskis
„Der rote Terror“ (2007), ergibt sich ein fast
vollständiges Bild von den Herrschaftsmecha-
nismen der Kommunistischen Partei der So-
wjetunion.

Bremen                      Susanne Schattenberg

Eine unentbehrliche Gesamtdarstellung

Halbeisen, Patrick/Müller, Margrit/Veyrassat,
Béatrice (Hrsg.): Wirtschaftsgeschichte der
Schweiz im 20. Jahrhundert, 1.234 S., Schwa-
be, Basel 2012.

„Die Schweiz ist ein reiches Land, aber sie ist
nicht eben reich an wirtschaftshistorischer For-
schung.“ Diese Feststellung Hansjörg Siegent-
halers, des Doyens der schweizerischen Wirt-
schaftsgeschichte, findet sich im Vorwort dieser
ebenso umfangreichen wie vielseitigen Studie.
Wer einmal versucht hat, Literatur für eine
Lehrveranstaltung zur Geschichte der Schweiz
im 19. oder 20. Jahrhundert zu finden, wird sich
Siegenthalers Beobachtung zweifellos anschlie-
ßen. Gerade zur wirtschaftlichen Entwicklung
unseres Nachbarlandes fand sich bislang weder
eine brauchbare Gesamtdarstellung, noch lagen
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fundierte Untersuchungen zu einer Vielzahl von
Themen vor. Das vorliegende, von 21 Autor/in-
nen erstellte Werk kann insofern nur hochwill-
kommen sein. Der Sprachduktus des Bandes
ist größtenteils nüchtern und nicht unbedingt
fesselnd, was aber auch nicht der Anspruch
sein kann. Immerhin verzichten die Beiträge fast
völlig auf Fachjargon und sind somit auch für
den nicht wirtschaftshistorisch vorgebildeten
Leser verständlich.

Die Studie erörtert die Wirtschaftsge-
schichte des Landes in fünf nachvollziehbar an-
gelegten Großkapiteln, die jeweils unterschiedli-
che Themenbereiche zusammenfassen. Dass
dabei mitunter auf den ersten Blick wenig affine
Bereiche gemeinsam behandelt werden, lässt
sich in einem derartig dimensionierten Werk
kaum vermeiden. In jeden Fall erscheint eine
solche Gliederung spannender als viele hetero-
gene Kleinkapitel. Jeder der fünf Teile ist ähn-
lich aufgebaut und in sich geschlossen, was
dem Gesamtwerk Handbuchcharakter verleiht.
Auf einige inhaltliche Kapitel folgt stets eine re-
sümierende Gesamtbetrachtung des Kapitel-
themas, eine Bibliografie und ein kurzer statisti-
scher Anhang. Bei genauerer Betrachtung er-
geben sich zwar durchaus recht unterschiedli-
che Herangehensweisen an verschiedene The-
men. So ist beispielsweise die Tourismus-
industrie fast ausschließlich statistisch dokumen-
tiert, der gleich im Anschluss betrachtete Wan-
del der Agrarwirtschaft dagegen auch sozialhis-
torisch analysiert. Angesichts der Vielzahl von
Autorinnen und Autoren und der ungeheuren
Breite des Themas lässt sich für den Band je-
doch insgesamt ein hohes Maß an inhaltlicher
Geschlossenheit konstatieren.

„Wirtschaftliche Entwicklung, Demographie
und Technologie“ (Teil 1) bietet einen zunächst
vor allem quantitativ orientierten Überblick über
Wachstum, Konjunkturphasen und Bevölke-
rungsentwicklung, während der Teil zu Wissen
und Technologie die Rückkoppelungen zwi-
schen Forschungsstrukturen und –investitionen
und der Wohlstandsentwicklung betrachten.
Charakteristisch für die Gesamtstudie ist hier
das Unterkapitel „Was ist ‚schweizerisch‘ in der
Forschung?“, ein Topos, der sich durch große
Teil des Gesamtwerkes zieht. Denn die Studie
bemüht sich dezidiert auf nationale Besonder-
heiten, vor allem aber auf die Einbindung der
Schweiz in internationale wirtschaftliche Zu-
sammenhänge hinzuweisen. „Die Schweiz in der
internationalen Arbeitsteilung“ (Teil 2) zeigt die
vielfältigen Verflechtungen des Landes sowohl
in Bezug auf ausländische Investitionen als auch

der Positionierung schweizerischer Unterneh-
men auf dem Weltmarkt auf und geht ebenfalls
ausführlich auf wirtschaftspolitische Maßnahmen
zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit schwei-
zerischer Unternehmen ein. Besonderes Ge-
wicht wird der Bedeutung protektionistischer
Wirtschaftspolitik im Wandel der Zeiten beige-
messen. Ein überraschend schmales Teilkapitel
widmet sich dem Banken- und Versicherungs-
sektor, einschließlich des in letzter Zeit umstrit-
tensten Themas, der Vermögensverwaltung, die
hier nicht zu Unrecht im Unterkapitel als „Flagg-
schiff des Schweizer Bankensektors“ bezeichnet
wird. Thematisch breiter aufgestellt, endet die-
ser recht disparat orientierte zweite Teil der
Studie mit einer Betrachtung binnenwirtschaft-
licher Strukturen, worunter auch öffentliche In-
vestitionen, etwa im Bereich Infrastruktur, ver-
standen wird, einer sehr knappen Betrachtung
der wirtschaftlichen Bedeutung des Tourismus
und einer ausführlicheren Würdigung des
Agrarsektors, der im 20. Jahrhundert einen be-
sonders nachhaltigen Transformationsprozess
durchlief.

„Wohlstandsverteilung und regionale Ent-
wicklung“ (Teil 3) geht sowohl auf die Entwick-
lung der schweizerischen Konsumgesellschaft
als auch auf das föderalistische System des
Landes und dessen Auswirkungen auf die Wirt-
schaftsstruktur ein. Dazwischen angesiedelt ist
ein chronologisch angelegtes Teilkapitel zur In-
frastrukturgeschichte, das in recht klassischer
Weise zunächst sehr knapp Verstädterung und
dann Schiene, Straße und Raumplanung disku-
tiert. Im Zusammenhang mit letzerem wird auch
peripher auf Umweltschutzbestrebungen einge-
gangen. Eher programmatisch orientiert ist „Die
schweizerische Variante des Kapitalismus“
(Teil 4). Hier wird zum einen auf die Arbeitsbe-
ziehungen und die Rolle der Gewerkschaften
eingegangen. Jedoch werden auch grundsätz-
lich corporate governance, Elitennetzwerke und
der sich durch das 20. Jahrhundert ziehende
Umbau der Industriegesellschaft diskutiert.
Wirtschaftspolitische Verflechtungen stehen im
letzten Großkapitel „Wirtschaft und Politik“
(Teil 5) auf dem Prüfstand. Hier zeigt sich er-
neut besonders deutlich die internationale Aus-
richtung des Bandes, denn fast alle untersuch-
ten Aspekte werden primär im Hinblick auf die
Einbindung der Schweiz in das internationale
Wirtschafts- und Finanzsystem betrachtet. Sub-
ventionen oder Wirtschaftspolitik als auf den
Binnenmarkt bezogene Konjunkturpolitik erfah-
ren keine Betrachtung. Ein vergleichsweise kur-
zes Unterkapitel widmet sich explizit der Rolle
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der Schweiz als Teilhaber und Gastgeber für
internationale Organisationen.

Sehr hilfreich nicht nur für einen Einblick in
die quantitative Basis vieler Aussagen des Ban-
des, sondern auch für Ansätze zur weiterfüh-
renden Beschäftigung mit der Materie sind die
beiden Anhänge zu statistischen Grundlagen
und Methoden sowie der mehrschichtigen Dar-
stellung des schweizerischen Bruttoinlandspro-
dukts. Hier haben sich die Herausgeber nicht
auf Graphen und Tabellen beschäftigt. Sie bie-
ten ebenfalls ausführliche Erläuterungen ihrer
Herangehensweise, die auch für Nichtexperten
nachvollziehbar sein dürften.

Schmerzlich vermisst hat dieser Rezensent
jedoch einen Index, der Lesern einen schnellen
Zugriff auf einzelne Informationen ermöglicht
hätte. Die für die professionelle Erstellung eines
Indexes für einen thematisch derartig umfas-
senden Band aufzuwendende Zeit und Mühe so-
wie erhebliche zusätzliche Kosten wären zweifel-
los gut angelegt gewesen. Ohne einen solchen
ist diese Wirtschaftsgeschichte nur sehr bedingt
als Erstinformation oder Nachschlagewerk ge-
eignet. Mitunter lässt sich aus der übersichtli-
chen Betitelung der Beiträge und ihrer Unterkapi-
tel ersehen, wo bestimmte Einzelheiten am ehes-
ten zu finden sind, aber ein guter Index hätte
diesen Suchprozess ganz erheblich verkürzt.

Der Fokus des Bandes auf dem „kurzen“
20. Jahrhundert ist zwar einleitend erklärt und
auch gerechtfertigt. Letztlich bedeutet diese
Beschränkung aber auch, dass die formative
Phase der schweizerischen Industrialisierung im
späteren 19. Jahrhundert – die ihrerseits durch-
aus nicht typisch für die „kerneuropäische“ in-
dustrielle Entwicklung war – in den meisten Ka-
piteln nur als Hintergrundfolie dient. Gerade ei-
ne Berücksichtigung des Wegs der Schweiz von
einem proto- zu einem hochindustrialisierten
Land hätte sicherlich zahlreiche neue Einsichten
geboten. Ebenfalls kritisch kann gesehen wer-
den, dass im Zentrum des Interesses nahezu
aller Autor/innen steht, die Entwicklung der
Schweiz in verschiedene internationale Kontexte
einzuordnen. Dabei wird stets hervorgehoben,
inwiefern die Schweiz sich in internationale Pro-
zesse einpasste beziehungsweise inwiefern ihre
Wirtschaft divergierende Wege ging. Dies ist ei-
nerseits eine besondere Stärke des Bandes,
zieht jedoch andererseits nach sich, dass die
Binnenwirtschaft bisweilen vernachlässigt wird.
Zwar konstatieren die Herausgeber zutreffend,
dass eine besondere „Abhängigkeit eines gro-
ßen Teils der Schweizer Wirtschaft von auslän-
dischen Märkten“ existiere. Jedoch erscheint es

bei einer umfassenden Untersuchung auch einer
kleineren europäischen Volkswirtschaft sinnvoll,
nicht fast jeden Aspekt primär unter dem Ge-
sichtspunkt internationaler Verflechtungen zu
betrachten. Lediglich ein Teilkapitel (2.3) be-
fasst sich dezidiert mit binnenwirtschaftlichen
Entwicklungen, wobei hier noch – durchaus
sinnvoll – Tourismus und der Agrarsektor einge-
bunden werden.

Auch wenn eine inhaltliche Einzelbewertung
eines solchen Werkes wenig realistisch ist, lässt
sich zweifellos sagen, dass dieser aufwändig
gestaltete, solide bis brillant recherchierte und
geschriebene Sammelband die schweizerische
Wirtschaftsgeschichte auf viele Jahre hinaus
prägen wird. Zu den Lesern werden nicht nur
Historiker/innen und Wirtschaftswissenschaft-
ler/innen, sondern auch Angehörige der gei-
stes- und sozialwissenschaftlichen Nachbardis-
ziplinen gehören. Eine Übersetzung ins Engli-
sche erscheint unbedingt angeraten, um der
international vernachlässigten Geschichte der
Schweiz mehr Beachtung zu verschaffen.

Darmstadt                    Rainer Liedtke

Brücke zwischen Technik- und
Unternehmensgeschichte

Girschik, Katja: Als die Kassen lesen lernten.
Eine Technik- und Unternehmensgeschichte
des Schweizer Einzelhandels 1950–1975, 253
S., Beck, München 2010.

Der Ausgangspunkt dieser Dissertation ist origi-
nell gewählt: Katja Girschik rückt die Kasse,
welche die Technik- und Unternehmensge-
schichte des größten Schweizer Detailhandels-
unternehmens Migros wesentlich mitgeprägt
habe, in den Mittelpunkt der Betrachtung.
Technik fasst sie dabei nicht als Selbstzweck
auf, sondern als „ein Mittel zur Veränderung
kommunikativer Gegebenheiten und Wahr-
scheinlichkeiten“ (S. 12). Es ist die Frage, wem
die Einführung der Verkaufsmaschine welche
Perspektiven eröffnet hat.

Die Arbeit umfasst drei Hauptkapitel, die
mit „Umsatz“, „Umdeutungen“ und „Umbau“ be-
titelt sind. Darin lotet die Autorin aus, welche
Rolle die Kasse für die Migros spielte, sprich:
wie die „spezifischen historischen Offerten“
(ebd.) dieser Technik die Entscheidungs- und
Handlungsspielräume des Unternehmens be-
einflussten. Stellenweise schreibt Girschik der
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Computertechnik agency zu, was bereits am
Titel deutlich wird. So untersucht sie explizit,
„[w]ie es […] den elektronischen Rechenma-
schinen [gelang], die Verantwortlichen von ihrer
Anschaffung zu überzeugen“ (ebd.) und sie da-
zu anzustiften, immer wieder neue Allianzen mit
ihnen zu schmieden.

Eine Prämisse dieser Arbeit verspricht, die
Erfolgsgeschichte der Migros gegen den Strich
zu bürsten: Unterschiedliche Interessen von
menschlichen Akteuren ließen sich „an ge-
scheiterten, abgebrochenen Vorhaben exem-
plarisch darstellen“ (S. 13). Girschik zeigt dies
an Hand der von Elsa Gasser vorgeschlagenen
Selbstbedienung, des Kassenstaus und eines
Vorgängermodells des heutigen Barcodes –
dem „Automatic Point of Sale System“ (APOSS).
Diese Binnenkapitel handeln nicht nur von in-
nerbetrieblicher Logik, sondern nehmen auch
Konsument/innen in den Blick, welche die
Selbstbedienung gerne allzu wörtlich nahmen.
Trotzdem führte diese dazu, dass sich die Ver-
kaufsläden mittels der Kassen in regelrechte
„Verkaufsmaschinen“ (S. 31, 57) verwandelten
und der Umsatz stieg.

Die Migros behob das Problem des Staus
an der Kasse dadurch, dass sie ein Förderband
einführte. Dieses Stichwort verweist darauf, wie
sehr auch der Migros die USA als Vorbild dien-
ten. Schon das Patent für die erste Registrier-
kasse aus dem Jahr 1883 ging auf einen US-
amerikanischen Erfinder zurück (vgl. S. 58). Die
Migros folgte dem Trend, ihre Entscheidungs-
träger regelmäßig auf Dienstreisen in die USA
zu schicken, um sich ein Bild von den neuesten
Entwicklungen zu machen. In obligatorisch zu
verfassenden Reiseberichten reflektierten die
Entscheider danach über US-amerikanische Ra-
tionalisierungsmaßnahmen, welche die Migros
schrittweise zu adaptieren pflegte.

Girschik stützt sich in ihrer akribischen Ar-
chivarbeit hauptsächlich auf die Quellenbestän-
de der Migros. In einer Fußnote gibt sie an, bei
der Coop Schweiz keine gleichwertigen Bestän-
de gefunden zu haben (S. 17). Das ist bedauer-
lich, weil dadurch kein Vergleich zu Stande
kommt, der – nicht zuletzt mittels Oral History –
etwa auch zu Denner oder ausländischen Gros-
sisten hätte gesucht werden können. Im Ergeb-
nis erscheint die Migros als Monolith in der
schweizerischen Verkaufslandschaft. Doch da
diese mehr umfasst als nur die Migros und auch
konkurrierende Unternehmen sowie „Tante-
Emma-Läden“ mit einschließt, verspricht der
Untertitel des Buches mehr als dieses halten
kann.

An Hand dieser Studie stellt sich zudem ein
Problem, das generell mit zeithistorischer Un-
ternehmensforschung zu tun hat: Firmen, die
bis in die Gegenwart aktiv sind, verbinden kein
Interesse damit, in einem ungünstigen Licht
dargestellt zu werden. Daher werden sie zu-
nächst entscheiden, ob sie einer Forscherin
überhaupt einen Zugang zum Archiv gewähren;
dann werden sie diese bei ihrer Recherche be-
gleiten, beraten, beaufsichtigen und schließlich
darauf pochen, die Befunde juristisch zu prüfen,
bevor diese veröffentlicht werden. Das heißt, es
handelt sich im vorliegenden ,Fall‘ um eine un-
ternehmensnahe Veröffentlichung. Eine Wen-
dung wie, die Autorin „möchte […] keine relati-
ve Rückständigkeit der Migros-Genossenschaf-
ten postulieren“ (S. 78), lässt an eine mögliche
Selbstzensur der Autorin denken.

Der Fokus dieser Studie ist also relativ eng
gefasst, sodass sie den Anspruch einer „Tech-
nikgeschichte der Massenkonsumgesellschaft“
(S. 12) nur eingeschränkt erfüllen kann. Trotz-
dem schafft es die Autorin, die betriebliche Bin-
nenperspektive durch über vier Dutzend positiv
hervorzuhebende USA-Verweise aufzusprengen.
Zudem bettet sie das schweizerische Fallbei-
spiel gekonnt in die internationale Forschungs-
literatur ein. Sie zeichnet detailliert nach, wie die
Kasse für die Migros ein Beweggrund war, sich
im Lauf einer „beinahe 25 Jahre dauernde[n]
Periode der Prosperität“ (S. 39) fortwährend
umzustrukturieren. Damit gelingt es Girschik mit
ihrer Migros-Geschichte, welche die Gesell-
schaft für Unternehmensgeschichte im Jahr
2009 mit dem Preis für Unternehmensge-
schichte ausgezeichnet hat, eine belastbare
Brücke zwischen Technik- und Wirtschafts-
geschichte zu bauen.

Darmstadt   Catarina Caetano da Rosa

„Glokale“ Infrastrukturplanung

Tischler, Julia: Light and Power for a Multiracial
Nation. The Kariba Dam Scheme in the Central
African Federation, 323 S., Palgrave Macmillan,
Basingstoke 2013.

Die Studie Julia Tischlers über den Bau des
Kariba-Damms im südlichen Afrika, eine in Köln
entstandene und vom deutschen Historikerver-
band preisgekrönte Dissertation, scheut vor
Spannungen nicht zurück. Sie sucht ihr Thema
zwischen Kolonialzeit und nationaler Unabhän-
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gigkeit, Traditionalismus und Hochmoderne,
Technik und Natur, spätkolonialen Entwick-
lungsbemühungen und internationalen Moderni-
sierungsprojekten, Planern und Verplanten, Ge-
winnern und Verlierern, festlichen Eröffnungs-
fassaden und nüchterner Alltagsrealität; kurz –
und auch im übertragenen Sinn – zwischen
Schwarz und Weiß. Die Verfasserin stellt die
Frage, wie der Damm in diesem multipolaren
Kraftfeld und unter Beteiligung einer Unzahl an
Akteuren in den späten 1950er-Jahren zur Rea-
lität wurde. Bei seiner Eröffnung 1960, im „Jahr
Afrikas“, symbolisierte das Bauwerk die zeitge-
nössischen Erwartungen an Modernität und die
Zukunft der „Zentralafrikanischen Föderation“,
die 1953 aus Rhodesien und Njassaland ent-
standen war.

Nach Antworten suchte die Autorin nicht in
den Räumen der postkolonialen Theorie, die sie
gleichwohl durchschritten hat, sondern in den
Archiven Großbritanniens, Sambias, Zimbabwes
und Malawis. Ihre Quellen sind denkbar vielsei-
tig. So kann sie detailliert nachweisen, wie sich
am Ort der Konstruktion eine „geteilte“ und
„verflochtene“ Geschichte entfaltete, in der je-
der der am Bau Beteiligten seine Chancen zu
nutzen suchte. Tischler stellt sich der funda-
mentalen Ambivalenz, die in allen transkulturel-
len Entwicklungsvorhaben angelegt ist, recht
frontal; sie gesteht aber allen Akteuren zu, aus
ihrer jeweiligen Sicht das Beste gewollt zu ha-
ben. Daher verwahrt sie sich gegen dichotomi-
sierende Deutungen, die diesen Musterfall ei-
nes spätkolonialen nation-building-Projekts im-
mer wieder für sich vereinnahmt haben.

Die Autorin umkreist das Bauwerk in fünf
Zirkelbewegungen. Zunächst widmet sie sich
den planenden Instanzen. Deren hochmoderner,
durch vermeintlich „wissenschaftliches“ Wissen
geschulter Blick nahm eine besonders umfas-
send modernisierende, dadurch aber auch se-
lektive Perspektive auf das Projekt ein, die dem
Bauwerk einen Beitrag zum historischen Wan-
del in Afrika zusprach. Doch zeigten sich schon
in diesem frühen Stadium diverse Meinungsun-
terschiede zwischen der Politik, den Finanziers
und den technischen Experten über die Wege
sowie die zu erzielenden Effekte des Damm-
baus. Im Laufe der Ereignisse wurden alle Or-
ganisatoren zu Einsichten gezwungen, die ihren
zeittypischen Grundannahmen über „geplante
Entwicklung“ widersprachen. Die Weltbank ging
von anderen ideologischen Konzepten aus als
das Colonial Office. Auch die im südlichen Afri-
ka ansässigen Kupferfirmen hofften von dem
Projekt zu profitieren. Die Erwartungen an die

Bildung einer multiethnischen Nation waren, so
die Autorin, in sich widersprüchlich, da sie nur
vordergründig „partnerschaftlich“ operierten und
weiße Privilegien eher zementierten. Schließlich
ließen sich – in einer für das Projekt günstigen
Konstellation – alle von den scheinbar so objek-
tiven Berechnungen aus Wirtschaft und Wis-
senschaft überzeugen, adaptierten eine enthu-
siastische „win-win“-Rhetorik und hofften an-
sonsten auf die sozialen Sogeffekte eines tech-
nischen Großprojekts. Tischler schätzt das mit
dem Damm verbundene Programm letztlich aber
als „largely an act of faith“ (S. 225) ein.

Zusätzlich verkompliziert wurde das Bauvor-
haben durch die lokalen Exekutoren der Pla-
nungen, die ihre je eigenen Entwicklungskon-
zepte und Vorerfahrungen mit einbrachten. Da-
durch löste sich die Einheitlichkeit des Pla-
nungsvorgangs schrittweise auf. Denn im nörd-
lichen Rhodesien gab es andere Vorerfahrungen
im Umgang mit der lokalen Bevölkerung als im
südlichen. Gerade solche Organisationen, die
mit den Umsiedlungen des am Sambesi ansäs-
sigen Volks der Gwembe Tonga befasst waren,
setzten Akzente des Eigensinns, um für die
Zehntausende an Umgesiedelten Handlungs-
spielräume zurückzugewinnen. Deren Schicksal
hatte in den Planungen kaum eine Rolle ge-
spielt, lag doch die ganze Symbolik des Damms
darin, den afrikanischen „Primitivismus“ zurück-
zudrängen.

Eine weitere Ebene der Untersuchung bil-
den die Aktivitäten interessierter Kreise und
Mediatoren, die auftretende Spannungen – wie
den Streik des Jahres 1959 – für ihre eigenen
Anliegen zu nutzen suchten. Die nationalpoliti-
schen oder kolonialkritischen Interpretationen
solcher Krisen sollten die Öffentlichkeit mobili-
sieren und Handlungszwänge erzeugen. Schließ-
lich wurden auch die Bauarbeiter selbst in un-
terschiedliche, rassisch aufgeladene Deutungs-
kämpfe über ihre Rolle wie auch ihre Arbeitsbe-
dingungen verwickelt – die bauausführenden
Italiener hatte man aufgrund ihrer dunklen Haut
irrtümlich für rassische Moderatoren gehalten.
Vor Ort galten aber weniger die historischen
„Stadien des wirtschaftlichen Wachstums“ (Walt
Whitman Rostow), als vielmehr die lokalen und
kulturellen Gewohnheiten sowie die Erwartun-
gen und Befürchtungen des jeweiligen Tages.

Gerade in diesen Abschnitten gelangt die
Autorin auf der Basis persönlicher Zeugnisse zu
besonders lebensnahen Schilderungen der Ar-
beitsbedingungen. Viele der Ehemaligen ließen
im Rückblick Stolz darauf erkennen, die vielfälti-
gen Herausforderungen der Bauphase mit An-
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stand und Geschick gemeistert zu haben. Den-
noch verflog das öffentliche Bild eines zusam-
menschweißenden Aufbauwerks beziehungs-
weise einer multiethnischen Gemeinschaft von
Seeanrainern spätestens, als es darum ging,
sich über die Nutzung der gewonnenen Energie
und über die Ausbeutung des Kariba-Sees zu
verständigen. Der politische und gesellschaftli-
che Aufbruch blieb aus. Schon 1963 zerbrach
die Zentralafrikanische Union wieder; die Region
blieb nach dem Ende der Apartheid sogar ein
letztes Reservat rassischer Grundsatzkonflikte
im südlichen Afrika.

Was die Lektüre der Arbeit zu einem Ver-
gnügen macht, ist die intellektuelle Verdichtung
dieser Mehrebenen-Analyse auf 235 Seiten
sowie ihre plastische Prägnanz. Sie wird durch
Karten und Fotos weiter unterstrichen. Das
Buch bietet zugleich die musterhafte Beschrei-
bung einer Infrastrukturplanung, die über den
Einzelfall hinausweist. Denn auch bei anderen
Projekten, das zeigen vergleichbare Studien zu
Staudammprojekten in aller Welt, wurden und
werden top-down-Planung von den Realitäten
rasch verschliffen und fortgesetzt zu Anpassun-
gen genötigt. Selten jedoch wurde dies einmal
so dicht und in ihren „glokalen“ Bezügen darge-
stellt, wie in diesem Buch.

Gerade deshalb wird man bei der Lektüre
aber auch auf eine generelle Problematik der
neuen Kolonial- und Globalgeschichte verwie-
sen. In dem Bestreben, nach Möglichkeit allen
Akteuren Gerechtigkeit widerfahren zu lassen,
scheint sie zu keinen eindeutigen Wertungen
mehr durchzustoßen. Stattdessen prallen fort-
gesetzt unterschiedliche Rationalitäten aufein-
ander und es entsteht bei der Interaktion von
Kulturen schließlich etwas Neues und in der
Regel Hybrides. Auch rückblickende Trendaus-
sagen, eines der Markenzeichen des modernen
Historikers, werden auf diese Weise schwierig
oder, wie auch im Falle Tischlers, durch das
Konstatieren einer „oszillierenden und rezipro-
ken Dynamik“ (S. 10) ersetzt. Kommt noch eine
postkoloniale Vorsicht vor jeder Art von „essen-
tialisierender“ Zuschreibung hinzu, bleiben letzt-
lich nur individualisierende Betrachtungsweisen
übrig. Ganz unabhängig von der hier vorliegen-
den, rundum überzeugenden Arbeit sollte die
Globalgeschichte über die Frage einer Verall-
gemeinerbarkeit ihrer Befunde meines Erach-
tens weiter nachdenken.

Gießen                                    Dirk van Laak

Europäische Kulturen des Kalten
Krieges

Vowinckel, Annette/Payk, Marcus M./Linden-
berger, Thomas (Hrsg.): Cold War Cultures.
Perspectives on Eastern and Western European
Societies, 396 S., Berghahn, Oxford/New York
2012.

Der cultural turn wurde in der Historiographie
des Kalten Krieges vor langer Zeit ausgerufen.
Im Gefolge von Stephen Whitfields wegweisen-
dem Buch „The Culture of the Cold War“ (1991)
haben zahlreiche Studien eine spezifisch ameri-
kanische Kultur des Kalten Krieges propagiert,
die sich in Musik, Film und Fernsehen, im Kon-
sum ebenso wie in alltäglichen Lebenswelten
und Wissens- und Unternehmenskulturen ma-
nifestierte. Immer häufiger rückt nun auch Eu-
ropa als Untersuchungsobjekt im Rahmen der
kulturhistorischen Wende in den Blick. Annette
Vowinckel, Marcus M. Payk und Thomas Lin-
denberger fügen sich mit ihrer Publikation in ei-
ne Reihe von mehreren aktuellen Sammelbän-
den ein, zu denen der Sammelband von Sari
Autio-Sarasmo und Katalin Miklossy „Reasses-
sing Cold War Europe“ (2011) oder Peter Ro-
mijn, Giles Scott-Smith und Joes Segals „Divi-
ded Dreamworlds. The Cultural Cold Wars in
East and West” (2012) gehören. Diese widmen
sich der Frage, wie die politisch-ideologische
Auseinandersetzung zwischen den Supermäch-
ten Kultur und Medien, Mentalitäten und All-
tagsleben beidseits des Eisernen Vorhangs in
Europa verändert hat. Macht es Sinn, so die
Leitfrage von Vowinckel, Payk und Lindenber-
ger, von einer genuin europäischen Kultur des
Kalten Krieges zu sprechen?

Der erste Teil befasst sich mit den Massen-
medien; Radioprogramme in West- und Ost-
deutschland, Spionageserien in bundesdeut-
schen und amerikanischen Fernsehserien sowie
Fernsehübertragungen der Münchener Olym-
piade werden thematisiert. Speziell hervorzuhe-
ben ist der Beitrag Marsha Sieferts, der einen
faszinierenden Überblick über die Filmindustrie
im Ostblock bietet. Aufgrund der starken Kon-
trolle der Produktion und Distributionskanäle
durch die Sowjetunion diagnostiziert sie einen
Willen zur Formation eines „sozialistischen au-
diovisuellen Raumes“, dessen Homogenität und
Persistenz jedoch durch lokale Praktiken, wie
subtile Transformationen und Adaptionen von
Filmen, unterminiert wurde.
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Der zweite Teil („Constructing Identities“)
behandelt Formen der Selbstreflexion und Iden-
titätsbildung in unterschiedlichen Feldern. Be-
sonders anregend sind die Beiträge von Mo-
nique Scheer und Marie Cronqvist, reichen sie
doch thematisch über die bekannten Medien-
und Konsumgeschichten hinaus. Cronqvist be-
leuchtet die schwedischen Vorkehrungen zum
Schutz der Zivilbevölkerung vor einem Atom-
krieg. Überzeugend zeigt sie auf, dass die
Schutzvorkehrungen des neutralen Landes
durch den politischen Willen motiviert waren,
moralische Werte, Familienideale, Arbeitsethos
und Wohlfahrt zu propagieren. Darüber hinaus
belegt sie, dass die Werte und Deutungs-
muster, die in die Zivilverteidigung eingeschrie-
ben waren, klare Kontinuitäten zum Zweiten
Weltkrieg aufwiesen, der in den Köpfen der Be-
völkerung in Form einer Kultur der permanenten
Verteidigungsbereitschaft seine Fortführung
fand. Auch Monique Scheer verweist in ihrem
Beitrag zum Marienkult in der katholischen Kir-
che auf Traditionslinien. In den 1950er Jahren
erlebten Marienerscheinungen einen Auf-
schwung, wobei durch den Kalten Krieg ge-
prägte Kriegsvisionen Eingang in die Offenba-
rungen der Jungfrau Maria fanden. Diese Adap-
tion funktionierte allerdings nur dank der gleich-
zeitigen Reaktivierung symbolischer Bedeu-
tungsschichten aus früheren Religionskriegen.

„Crossing Borders“, der dritte Teil des Ban-
des, will Grenzüberschreitungen und Interaktio-
nen mit dem ‚Anderen‘ adressieren. Die Beiträ-
ge entsprechen inhaltlich jedoch weitgehend ei-
ner Weiterführung der zuvor thematisierten
Identitätspolitiken und Selbstrepräsentationen,
die Exklusionsmechanismen und Bilder des An-
deren konstitutiv mit einschließen. Die redaktio-
nelle Gliederung ist daher nicht schlüssig, zumal
gewisse Beiträge aus dem zweiten Teil die In-
teraktionen über nationale, physische oder in-
tellektuelle Grenzen in den Vordergrund stellen
(etwa Luminata Gatejels Beitrag zur sowjeti-
schen Autoindustrie). Ungeachtet dessen finden
sich auch in Teil drei spannende Texte. Joe
Segal ermittelt für die Versuche einer Kanoni-
sierung „liberal-moderner“ Kunst in West- be-
ziehungsweise „sozial-realistischer“ in Ost-
deutschland Widersprüche und Grautöne, die
gegen die These einer einförmigen Prägung
kultureller Produktionen durch den Systemkon-
flikt sprechen. „Moderne“ Kunst wurde sowohl
von ostdeutschen Kunstkritikern als auch von
Konservativen in der Bundesrepublik Deutsch-
           

land als „dekadent“ verworfen; gleichzeitig
zeichnete die Sowjetunion Pablo Picassos Mal-
stil aus. Roman Krakovsky behandelt die tsche-
choslowakischen Darstellungen westlicher Füh-
rer, die in den 1950er Jahren als „Kriegstreiber“
und „Imperialisten“ gebrandmarkt wurden. In
den 1960er Jahren wich diese Wahrnehmung in
der liberaler werdenden Tschechoslowakei ei-
nem differenzierteren Bild.

Der letzte Teil ist der Historisierung und Er-
innerung an den Kalten Krieg gewidmet. Anre-
gend ist Petra Henzlers Darstellung des Luft-
brückendenkmals in Berlin und der „Rahmung“,
die die Luftbrücke vor und nach 1989 erfuhr.
Das transatlantische Metanarrativ vor 1989, das
die Verwestlichung, Demokratisierung und den
Widerstand gegen den Kommunismus stark
machte, schwand nach 1989 zunehmend einer
ambivalenten Deutung, in der die USA als Im-
perialmacht entworfen wurde.

Existiert eine genuin europäische Kultur des
Kalten Krieges? Die Antwort überzeugt, über-
rascht angesichts eines zahlreiche Partikular-
beiträge aus Ost-, Nord-, Mittel- und Westeu-
ropa umspannenden Bandes aber auch nicht:
Es wäre verfehlt von einer homogenen europäi-
schen Kultur des Kalten Krieges zu sprechen.
Die Prägung durch die dichotomischen Struk-
turen und Sichtweisen des Kalten Krieges
führte zu Pluralität und Vielfalt, die nur die Les-
art von europäischen Kulturen des Kalten Krie-
ges zulässt.

Um das auf Europa gerichtete Objektiv
noch etwas schärfer zu stellen, könnten künfti-
ge Untersuchungen mehr Gewicht auf die dia-
chrone Perspektive und die Dynamiken der
kulturellen Formationen, Wertesysteme und
Denkmuster legen. Das Augenmerk wäre damit
auf die spezifischen kulturellen Prägungen eu-
ropäischer Länder in den 1950er Jahren, in der
Phase der Détente und während des zweiten
Kalten Krieges zu richten. Für die europäische
Frage scheint überdies der Verweis auf die Be-
deutung älterer Traditionen, Ideale und Kon-
zepte zentral. Genauer zu fragen ist dabei zwei-
fellos noch nach der Rolle des Zweiten Welt-
krieges: Wie haben sich die unterschiedliche In-
volvierung einzelner Länder und die daraus ab-
geleiteten Wahrnehmungsmuster auf die spezi-
fischen Kulturen im Nachkriegseuropa ausge-
wirkt?

Der Kalte Krieg bleibt ein heißes Thema.

Zürich                        Silvia Berger Ziauddin
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Aushandlung und Wahrnehmung

Schild, Georg: 1983. Das gefährlichste Jahr
des Kalten Krieges, 256 S., Schöningh, Pader-
born u. a. 2013.

Das gefährlichste Jahr des Kalten Krieges ist
ein hart umkämpfter Superlativ. Man könnte
spontan an die Kubakrise von 1962 denken.
Andere Krisen mit Potenzial zum Nuklearkrieg
lassen sich auf 1951 (Korea), 1961 (Check-
point Charlie), 1969 (Ussuri-Zwischenfall) oder
1973 (Jom-Kippur-Krieg) datieren. Georg Schild
ruft hingegen in seiner Monografie das Jahr
1983 mit seiner dichten Aneinanderreihung ex-
plosiver Krisenmomente ins Gedächtnis. Binnen
weniger Monate erfolgten der sowjetische Ab-
schuss einer koreanischen Passagiermaschine,
die Stationierung neuer Mittelstreckenraketen in
Europa, Reagans Invasion von Grenada, ein
Fehlalarm im sowjetischen Raketenfrühwarnsys-
tem und die Able-Archer-Krise vom November
1983, bei der die Sowjetführung eine NATO-
Kommandostabsübung als bevorstehenden nu-
klearen Erstschlag deutete. All dies geschah vor
dem Hintergrund von Reagans aggressiver
Rhetorik gegenüber der Sowjetunion, seinen
Plänen für einen die bisherige Abschreckungs-
logik gefährdenden Raketenschild und einem
Wechsel der Führungsspitze in Moskau.

Es ist nicht nur zu begrüßen, dass sich
Georg Schild fast genau 30 Jahre später an die
Aufarbeitung dieser kumulativen Krisen und die
Einordnung des Jahres 1983 in den breiteren
Kontext des Kalten Krieges gemacht hat, son-
dern verdient auch einen gewissen Vorschuss
an Respekt: Die Verfügbarkeit sensibler sicher-
heitsrelevanter Dokumente in den Presidential
Libraries der Carter- und Reagan-Administra-
tionen dürfte zum aktuellen Zeitpunkt noch
schwierig sein. Die Durchsicht der insgesamt
knapp gehaltenen Anmerkungen lässt dement-
sprechend zwar einen soliden, aber nicht über-
wältigend großen Anteil an Dokumenten als
Quellenbasis erkennen.

Während Ansatz und Thematik des Buches
ambitioniert und attraktiv wirken, entspricht sein
Aufbau nicht unbedingt den vom Titel „1983“
geweckten Erwartungen: Dass der Autor in sei-
nem etwa 200 Seiten umfassenden Werk mehr
als 100 Seiten für eine detaillierte ereignisge-
schichtliche Nacherzählung des kompletten
Kalten Krieges bis zum Beginn der Ära Reagan
reserviert, mag manchen Leser zumindest auf
den ersten Blick irritieren. Die lange Vorge-
schichte rechtfertigt sich teilweise durch Georg

Schilds Absicht, den Kontrast zwischen dem
frühen Kalten Krieg bis zur Kubakrise auf der
einen Seite und dem „zweiten Kalten Krieg“ ab
1979 auf der anderen Seite herauszuarbeiten.
Ersteren begreift der Autor als einen „Lern- und
Aushandlungskonflikt“, bei dem sich die Akteure
rational verhielten, die Motive ihres Gegners zu
verstehen suchten und probierten, ihre Ein-
flusssphären durch machtpolitische Sondierun-
gen abzustecken (S. 10, 29ff.). In den frühen
1980er Jahren wurden die Supermächte hinge-
gen füreinander zu einer Blackbox; Wahrneh-
mungsdiskrepanzen und Missverständnisse be-
stimmten ihre Interaktion. Das Jahr 1983 ist für
Schild der Höhepunkt dieser Entwicklung: „Im
Herbst 1983 war die Welt näher an einem
Atomkrieg als zu jedem anderen Zeitpunkt
während des Kalten Krieges“ (S. 190).

Der Begriff des „Aushandlungsprozesses“
hat zur Zeit in der Geschichtswissenschaft Kon-
junktur – und bleibt auch für den Kalten Krieges
nicht ohne Erkenntnisgewinn. Schilds Konzept
funktioniert glaubhaft für die Konflikte in Euro-
pa, insbesondere die Berlinkrisen. Mit Blick auf
Korea und Kuba stößt es allerdings an seine
Grenzen. Der Autor begreift den Koreakrieg als
eine Art geostrategisches Missverständnis über
die Interessensphären der USA. Die Kubakrise
sei hingegen weniger bedrohlich gewesen, als
sie in der öffentlichen Wahrnehmung und frühen
historischen Darstellungen erschien (S. 42ff.,
59). Für beide Interpretationen führt Schild in-
teressante Argumente ins Feld, vermag aber
nicht vollständig zu überzeugen: Den Koreakrieg
im Wesentlichen an einer missverstandenen
Rede Dean Achesons vor dem Presseclub auf-
zuhängen, wirkt etwas einseitig – zumal Stalin
jede erdenkliche Maßnahme ergriff, um im
Zweifelsfall China den Preis einer US-Interven-
tion zahlen zu lassen. Auch die Deutung der
Kubakrise erscheint mit ihrer Betonung von Ra-
tionalität und Kommunikation etwas zu steril und
kontrolliert. Auf einige der gefährlichsten Mo-
mente (wie etwa den Einsatz von Tiefenspreng-
ladungen gegen sowjetische Nuklear-U-Boote)
geht der Autor mit keinem Wort ein.

Bis der Leser ins Jahr 1983 gelangt, hat er
bereits einen langen Ritt hinter sich. Dennoch
wirken an dieser Stelle die Dramatik des Kri-
senjahres und Schilds Rekonstruktion eines na-
hezu monströsen Wahrnehmungskonfliktes ein-
dringlich und fesselnd. Bedauerlich ist hinge-
gen, dass ausgerechnet die Darstellung der
Able-Archer-Krise, laut Schild der „Höhepunkt
des zweiten Kalten Krieges“ (S. 190), mit ledig-
lich fünf Seiten zu kurz kommt und kaum neue
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Erkenntnisse bringt. Viele Argumente, etwa zur
sowjetischen Kriegsangst und Fehlwahrneh-
mung sowie Reagans wachsender Erkenntnis
derselben wurden in den letzten Jahren bereits
andernorts entwickelt, etwa in den Aufsätzen
von Arnav Manchanda (2009) und Jonathan M.
DiCicco (2011). Ebenso wenig verweist der
Autor auf abweichende Perspektiven zu Able
Archer, etwa Vojtech Mastnys (2009) und Len
Scotts (2011) kritisch-hinterfragende Auseinan-
dersetzungen mit der tatsächlichen Gefahr und
nachträglichen Darstellung der Krise. Keiner
dieser neueren Aufsätze lässt sich in Schilds Bi-
bliografie finden.

Am Ende bleibt entscheidend, mit welchen
Erwartungen der Leser an die Lektüre von
„1983“ herangeht. Kontroversen provozieren
wird die Monografie mit ihrer Bewertung des
Krisenjahres wohl nicht. Schilds Resümee lau-
tet: „Die Betonung des Jahres 1983 eröffnet
eine neue Perspektive auf die Frage, was den
Kalten Krieg ,gefährlich‘ gemacht hat. […] Die
Gefahr des Jahres 1983 war nicht die des ge-
planten (amerikanischen oder sowjetischen) Mi-
litärschlages, sondern die des Missverständnis-
ses“ (S. 207). Bisher hat in der Tat auch kein
Historiker behauptet, dass Washington oder
Moskau zu diesem Zeitpunkt ohnehin einen ge-
planten Angriffskrieg anstrebten. Georg Schild
bietet in der Summe dennoch eine gut lesbare
und angenehm unprätentiös formulierte Ein-
führung in die Krisenmomente und die Periodi-
sierung des Kalten Krieges, die mit ihrer Beto-
nung von Aushandlung und Wahrnehmung ihre
eigenen Akzente zu setzen versteht.

Hamburg                          Klaas Voß

POLITIKWISSENSCHAFT

Zwischenbilanz sozialpsychologischer
Gerechtigkeitsforschung

Lerner, Melvin J./Clayton, Susan: Justice and
Self-Interest. Two Fundamental Motives, 280
S., Cambridge UP, New York 2011.

Melvin Lerner gehört zu den Pionieren der sozial-
psychologischen Gerechtigkeitsforschung. Der
von ihm im Laufe der 1960er Jahre entwickelte
und in den 1970er Jahren ausgestaltete Ansatz,
demzufolge Menschen ein fundamentales Be-
dürfnis haben, ihre Lebensverhältnisse als Aus-

druck einer gerechten Ordnung zu interpretie-
ren, hat eine Vielzahl von empirischen Studien
angeregt, darunter auch Studien von Susan
Clayton zur Frage, wie Vorstellungen von Fair-
ness die individuelle Identität prägen.

Mit dem vorliegenden Band legen beide
Autoren eine Zwischenbilanz zur sozialpsycholo-
gischen Gerechtigkeitsforschung vor, die auf die
Frage fokussiert ist, in welchem Verhältnis das
Streben nach Gerechtigkeit zum eigennützig
motivierten Handeln steht. Die Argumentation
zielt darauf ab, das Modell des homo oeconomi-
cus zu relativieren, in dessen Licht der Einsatz
für Gerechtigkeit davon abhängig ist, ob ein
unmittelbarer oder mittelbarer individueller Vor-
teil zu erwarten ist, der die antizipierten Kosten
des Engagements übersteigt. Lerner und Clay-
ton machen geltend, dass dieses Modell die Ei-
gendynamik des Gerechtigkeitsmotivs ignoriert
und insofern zu den verunglückten Varianten
reduktionistischen Denkens gehört, die alle Rät-
sel und Probleme mit einer monokausalen Er-
klärung bewältigen wollen.

Aus ihrer Sicht reicht es nicht aus, den Ein-
satz für angemessene Relationen bei Tausch,
Verteilung oder Bestrafung als Ausdruck des
wohlverstandenen Eigennutzes zu interpretieren,
bei dem neben materiellen Vorleistungen auch
Vertrauensvorschüsse eine sinnvolle Investition
darstellen können. Tatsächlich sei das Gerech-
tigkeitsstreben eine automatische menschliche
Antwort auf Leid, Unglück und Schädigung an-
derer, das sich bereits bei Kleinkindern in Form
von spontaner Empörung und spontaner Hilfs-
bereitschaft zeige. Der Einwand, solche sponta-
nen Impulse seien fehlender kognitiver Reife
geschuldet und insofern allenfalls ein Beweis
dafür, dass Kleinkinder ihr Eigeninteresse noch
nicht klar definieren können, verfängt nach Ler-
ner und Clayton nicht: Zum einen lassen sich bei
Erwachsenen ebenfalls solche Impulse nachwei-
sen; zum anderen gehe das Gerechtigkeitsmotiv
auch in das reflektierte Denken ein. Hier mache
es sich in politischen und sozialen Überzeugun-
gen bemerkbar, deren Umsetzung einen Auf-
wand verlangen kann, der weit über das hinaus-
geht, was individuell als Ertrag zu erwarten ist.

Zudem könne sich die Macht des Gerech-
tigkeitsmotivs auch darin zeigen, dass Men-
schen von Gewissensbissen oder Schuldgefüh-
len geplagt werden, die im Hinblick auf die Ma-
ximierung ihres Eigennutzes weder kurz- noch
langfristig einen Vorteil darstellen. Gleichwohl
zeige sich gerade auch an der oft mühevollen
Verdrängung von Gewissensbissen und Schuld-
gefühlen auch die Begrenztheit menschlichen
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Reflexionsvermögens: Das Gerechtigkeitsmotiv
kann auch zur Produktion von Illusionen beitra-
gen; der von Lerner geprägte Terminus des
„Belief in a Just World“ steht für die kognitive
Tendenz, die Realität so umzudeuten, dass Leid
und Unglück als ,logische‘ Folge von Verfeh-
lungen erscheinen.

Hier zeige sich auch, dass Eigennutz und
Gerechtigkeitsstreben nicht dualistisch ange-
ordnet sind. Die Motive sind zwar verschieden,
sie interagieren aber im Sozialisationsverlauf,
wobei sich unterschiedliche Muster ergeben kön-
nen, die im Hinblick auf zwei Grenzfälle zu sor-
tieren sind: Den einen Pol bildet der Fall, dass
das Gerechtigkeitsstreben vom Motiv egoisti-
scher Selbstbehauptung dominiert wird, was dann
stattfindet, wenn Opfer beschuldigt werden, ihre
Misere selbst verursacht zu haben. Den anderen
Pol bildet der Fall, dass das Gerechtigkeitsmotiv
sich über das Interesse am eigenen Wohl hin-
wegsetzt und zur Selbstaufopferung führt.

Das Verhältnis beider Triebkräfte menschli-
chen Verhaltens ist wandelbar; historische und
soziokulturelle Rahmenbedingungen geben hier
Spielräume der individuellen Entwicklung vor,
die zu kollektiven Effekten führen können, die
die Rahmenbedingungen verändern. Für Lerner
und Clayton wäre es verfehlt, in einer Schwarz-
Weiß-Schematisierung das Eigeninteresse als
,unmoralisch‘ zu brandmarken und das Gerech-
tigkeitsstreben als ,tugendhaft‘ anzupreisen. Sie
streichen heraus, dass das Streben nach Ge-
rechtigkeit unter Umständen weitaus katastro-
phalere Folgen haben kann als eigennützig mo-
tiviertes Handeln: Zu den Varianten altruisti-
scher Opferbereitschaft gehört auch das Selbst-
mordattentat.

Die Autoren betten ihre Argumentation in
eine sozialisationstheoretische Perspektive ein,
die bei den Erfahrungen kindlicher Abhängigkeit
einsetzt, aus denen sich ein Bedürfnis nach
Zuwendung und Zugehörigkeit ergebe. Dieses
Bedürfnis sei die Grundlage dafür, dass sich die
Ich-Identität niemals von der Wir-Gruppe löst,
auch wenn durch Selbstreflexion eine Distan-
zierung erfolgt. Die Bereitschaft zu Kooperation
geht in diesem Sinne auf die Wahrnehmung von
sozialer Einheit zurück, Konkurrenzverhalten auf
die Wahrnehmung sozialer Verschiedenheit.
Erfahrungen sozialer Einheit und Verschieden-
heit liefern scripts und clues, anhand derer Er-
eignisse unwillkürlich als gerecht oder unge-
recht bewertet werden. Dabei wirken mehrere
bipolare Bewertungsschemata zusammen: Ver-
halten wird unwillkürlich als gut oder schlecht
sowie als vertraut oder überraschend wahrge-

nommen. Bei Überraschungen kommt die Frage
ins Spiel, ob das irritierende Verhalten durch ei-
ne Reflexionsleistung als normenkonform ent-
rätselt werden kann oder aber explizit als regel-
widrig eingestuft wird. Das verbindet sich mit
der Frage, ob die Quelle der Irritation innerhalb
der Wir-Gruppe oder bei einer Fremdgruppe
angesiedelt ist. Auf Fremdgruppen bezogen,
könne sich der „Belief in a Just World“ noch
massiver auswirken als im Fall interpersonaler
Beziehungen. Die aus dem Gerechtigkeitsmotiv
erwachsenden Zurechnungen werden gleich-
sam gröber, wenn sie von Individuen auf Kollek-
tive übertragen werden. Die Geschichte des
Antisemitismus und der ethnischen Diskrimi-
nierung liefern unzählige Beispiele dafür.

Lerner und Clayton machen darauf auf-
merksam, dass in der westlichen Moderne die
Semantik des Eigeninteresses zum kulturell
dominanten Deutungsmuster geworden ist: Oft
stehe den Akteuren nur eine Schablone zur
Verfügung, mit der sie sich als homo oeconomi-
cus definieren können. Warum aber die Seman-
tik der Gerechtigkeit mehr und mehr marginali-
siert worden ist, wird in ihrer Darstellung nicht
recht klar. Ein Erklärungsversuch könnte mögli-
cherweise bei ihrem Hinweis ansetzen, dass bei
der Frage der Gerechtigkeit relativ schnell ver-
schiedene Bezugspunkte ins Spiel kommen: Ein
elementarer Bezugspunkt ist hier die Bedürftig-
keit, die bei existenziellen Notlagen leicht fest-
stellbar ist. In hochentwickelten Gesellschaften
geht es indes zumeist nicht um akute lebensbe-
drohliche Mängel, sondern um Aspekte relativer
Deprivation und um die Legitimation von An-
sprüchen auf der Basis abstrakter Prinzipien.
Während die Semantik des Eigeninteresses re-
lativ robust und konstant ist, kommt es bei der
Semantik der Gerechtigkeit zu einer Pluralisie-
rung, in deren Folge die Anfälligkeit dafür
wächst, dem vermeintlichen Primat des Egois-
mus zu folgen. Ganz befriedigend ist ein solcher
Erklärungsversuch aber nicht, weil auch beim
Eigeninteresse leicht zu zeigen ist, dass Prä-
ferenzen nicht immer klar zu definieren sind und
oft diffuse oder sogar widersprüchliche Nutzen-
erwartungen das Verhalten bestimmen.
Der Band überzeugt als Zwischenbilanz zu
wichtigen Aspekten der sozialpsychologischen
Gerechtigkeitsforschung, er wirft aber in man-
cherlei Hinsicht mehr Fragen auf als dass er
Antworten bietet. Aus der Perspektive der Ver-
haltensökonomie ist durch die referierten Studien
der Grundlagenstreit über die Motive mensch-
lichen Handelns sicher nicht entschieden. Im
Sinne des Paradigmas der Rational Choice wä-
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ren das Gerechtigkeitsmotiv sehr wohl als Deri-
vat des Eigennutzes plausibel zu erklären. Einen
schwierigen Stand hat die Position von Lerner
und Clayton in diesem Grundlagenstreit mögli-
cherweise auch deshalb, weil das Konzept des
„Belief in a Just World“ von einer hochproble-
matischen Ambiguität behaftet ist: Lerner selbst
hat hier von einer fundamentalen Selbsttäu-
schung gesprochen, während andere Verfech-
ter des Ansatzes den Aspekt in den Vorder-
grund gestellt haben, dass dieser Glaube eine
wichtige Ressource des Selbstbewusstseins,
des Selbstwertgefühls und der Selbstwirksam-
keit sein kann. Abgesehen davon, dass sich
darüber streiten lässt, wie hilfreich Illusionen auf
die Dauer für die Selbstbehauptung sind, wäre
aber grundsätzlich zu überlegen, ob das Etikett
des ,Glaubens‘ hier gut gewählt ist. Für kleine
Kinder mag das passend sein, ansonsten wäre
es vielleicht genauer, hier von einem Wunsch zu
reden, der je nach biographischer Entwicklung
und Konstellation eher narkotisierend oder akti-
vierend wirken kann. Alltagserfahrungen und
Massenmedien halten genug Beispiele dafür
bereit, dass das Leben nicht fair ist – die Frage
ist, ob wir dem Impuls der Verdrängung nach-
geben oder auf die Chance der Verbesserung
setzen wollen.

Aarau                                 Carsten Quesel

Multifunktionales Konzept

Demirovic �, Alex/Walk, Heike (Hrsg.): Demokra-
tie und Governance. Kritische Perspektiven auf
neue Formen politischer Herrschaft, 305 S.,
Westfälisches Dampfboot, Münster 2011.

Seit deutlich mehr als zehn Jahren ist die Go-
vernance-Forschung einer der wichtigsten poli-
tikwissenschaftlichen Forschungsschwerpunkte.
Es scheint, als ob Governance zu einer „All-
zweckwaffe der Politikwissenschaft“ (Edgar
Grande) geworden ist, deren Leistungsfähigkeit,
Sehschärfe und Evaluationsproblematik aller-
dings noch intensiver zu analysieren sein dürf-
ten. Insoweit kommen den im Sammelband
„Demokratie und Governance“ erörterten Fra-
gen der „Demokratisierung von Governance-
Praktiken“ (S. 12) und der Nachhaltigkeit einer
„Legitimation durch Output und Effektivität“
(S. 13) Aktualität und Relevanz zu.

Die Herausgeber definieren in der Einlei-
tung Governance als „die Führung, das Regie-

ren, die Steuerung im Rahmen einer Struktur
oder eines Dispositivs, dem eine Vielzahl von
öffentlichen und privaten Institutionen, Organi-
sationen und Akteuren zugerechnet werden
können“ (S. 7). Wenn – so die zentrale Annah-
me dieser Governance-Perspektive – die politi-
sche Entscheidungsfindung und Politikausfüh-
rung zunehmend von den formell definierten po-
litischen Institutionen auf eher schwach institu-
tionalisierte, informelle Gremien und Netzwerke
ausgelagert wird, impliziert dies „weitreichende
Folgen für das Verständnis von Politik und re-
präsentativer Demokratie“ (S. 8). Denn damit
würde sich die Architektur politischer Herrschaft
ändern und die demokratisch-repräsentativen
Formen der Willensbildung und Entscheidungs-
findung bekämen eine neue Funktion. Diese
angenommene neue Funktion ist zentraler Un-
tersuchungsgegenstand der unterschiedlichen
Beiträge des Sammelbandes. Ausgehend von
einer Governance-Perspektive, die „radikaler
Demokratie“ (S. 8) verpflichtet ist, wollen sich
die Autorinnen und Autoren nicht mit einer em-
pirischen Beschreibung der unterschiedlichen
Politikmodelle, nämlich Formen der politischen
Koordinierung wie Hierarchie, Markt, Netzwerk
oder Vertrauen, zufrieden geben.

In 13 Abhandlungen werden die mannig-
fachen Facetten der Veränderung politischer
Herrschaft im 21. Jahrhundert erörtert: Inte-
graler Staat und Metagovernance, Geschlech-
terkritik und Staatstransformation, Partizipative
Governance, Kooperative Umweltpolitik, Go-
vernance und Europaforschung, Gewerkschafts-
politik, Global Governance und anderes mehr.
Dabei soll deutlich werden, dass mit Gover-
nance der politische Prozess weit in den gesell-
schaftlichen Raum ausgedehnt wird. So ist nach
Alex Demirovic � der Governance-Begriff „syste-
matisch mit einem kritischen Verständnis des
Staates zu verbinden“ (S. 73). Allerdings sieht
er mehrere Probleme, da die Governance-
Forschung nicht genau weiß, „was genau ei-
gentlich der Begriff Governance meint, was also
im spezifischen Sinne ihr Gegenstand ist“
(ebd.). Mit Governance, so der Vorschlag von
Demirovic �, wird eine Form der Herrschafts- und
Regierungspraxis in den Blick der Wissen-
schaften genommen, „in der sich formelle politi-
sche und öffentliche Einrichtungen wie Parla-
mente, Parteien, Regierungen oder Verwaltun-
gen mit nicht formellen Akteuren verbinden“
(S. 77). Metagovernance verweist dann auf eine
„reflexive Nutzung von Governance, die Bemü-
hungen, Governance hinsichtlich verschiedener
Governance-Formen, -Objekte und -Subjekte
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zu koordinieren“ und auch „sie zu evaluieren und
im Fall ihres Scheiterns auf eine höhere Ebene
[…] des Entscheidens auszuweichen“ (ebd.).

Governance bietet – so Bob Jessop – zu-
nächst einen dritten Weg zwischen der Anarchie
des Marktes und Top-Down-Planung, denn
„Selbstorganisation ist vor allem in Fällen von lo-
ser Koppelung oder operationaler Autonomie,
komplexer reziproker Interdependenz, komple-
xen raumzeitlichen Horizonten und gemeinsa-
men Interessen und Projekten hilfreich“ (S. 45).
Jessop möchte darüber hinaus Governance und
Metagovernance „produktiv in die kritische
Theorie“ einbeziehen, indem einige unkritische
Merkmale der Mainstream-Literatur aufgegeben
werden und das allgemeine Problem der Re-
gierbarkeit „angesichts der Komplexität und Tur-
bulenz materieller, gesellschaftlicher und raum-
zeitlicher Bedingungen“ zum zentralen Gegen-
stand der Governance- beziehungsweise Meta-
governance-Diskurse wird (S. 65).

Die in zahlreichen Abschnitten dominieren-
den abstrakt-theoretischen Reflexionen werden
vor allem im Beitrag von Heike Walk konkreti-
siert, wenn sie eine partizipative Governance
konturiert und auf die lokale Ebene transpor-
tiert: „Die Zivilgesellschaft wird nicht nur einfach
als ein Stakeholder u. a. angesehen, sondern
mit der Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteu-
rInnen werden Demokratisierungsprozesse ver-
bunden. Dahinter steht die These, dass eine
funktionierende Demokratie engagierter Bürger-
Innenbeteiligung bedarf. […] Mitgestaltung und
Einflussnahme möglichst vieler Bürgerinnen und
Bürger werden bedeutsame und erstrebens-
werte Prinzipien für die Gesellschaft“ (S. 135).

Allerdings werden damit auch Begrenzun-
gen der intellektuell anregenden und in zahlrei-
chen Communities engagiert geführten Gover-
nance-Diskurse deutlich: Angesichts der – ins-
gesamt – nur wenig ausgeprägten Bürgerbetei-
ligung vor allem an Kommunalpolitik und der
verbreiteten Issue-Orientierung politischer Parti-
zipation sind „Visionen für die Lösung von Pro-
blembereichen und zur Erarbeitung von Umset-
zungsmöglichkeiten“ (S. 137) keinesfalls a priori
abzulehnen; sie sind allerdings ohne solide em-
pirisch-analytische Begleitforschung wenig ziel-
führend. Mit intellektueller Bescheidenheit sollte
der Governance-Ansatz als ein multifunktionales
Konzept gewertet und genutzt werden, welches
eine Perspektivenerweiterung der Steuerungs-
diskurse und eine Intensivierung der Kommuni-
kation zwischen den unterschiedlichen Wissen-
schaftsdisziplinen bewirkt hat. Die dynamische
Perspektive erleichtert die Analyse komplexer

Politikdesigns und das Verständnis veränderter
Modi des Regierens. Allerdings bleibt der Go-
vernance-Ansatz bisher „vor allem ein ,Enabling
Approach‘“ (Gunnar Folke Schuppert), welcher
zu solider empirischer Forschung mit angemes-
sener theoretischer Konzeptionalisierung moti-
vieren sollte.

Trier                             Wolfgang H. Lorig

Contingency in politics

Toens, Katrin/Willems,Ulrich (Hrsg.): Politik und
Kontingenz, 296 S., VS, Wiesbaden 2012.

The collection of essays “Politik und Kontin-
genz” turns attention to a very important yet still
largely neglected topic in political theory – to the
problem of contingency and indeterminacy of
occurrences in today’s society and the conse-
quences this intensified contingency has for po-
litical theory and practice. The question whether
growing contingency of social life challenges the
regulatory capacity of political institutions and
whether we should rethink some categories of
political theory and even redesign some political
institutions so that they are better equipped for
dealing with contingency is indeed one of the
major question for political science in the up-
coming decades (p. 12).

There is an area in legal and political phi-
losophy where a version of this question has
already been categorized as the problem of the
state of exception or the emergency rule. Going
back to Thomas Hobbes, Niccolò Machiavelli,
and Carl Schmitt, this tradition has assumed
that political order rests on security rather than
on freedom, and that there is a distinction be-
tween “normal” circumstances of political life
and “exceptional” situations of threat, risk, or
danger which require situational measures other
than norms and procedures applied in normal
situations.

This “exceptionalist paradigm” as it can per-
haps be called, has come to the forefront of po-
litical science as many thinkers attempted to
analyze anti-terror policies introduced in the af-
termath of 9/11. However, the paradigm has
been a long time coming for at least two signifi-
cant reasons. First, the perception of what
situations represent contingent exceptions re-
quiring situational answers has changed dra-
matically. Contemporary society understands it-
self as having to deal with risks that are incom-



Einzelrezensionen

Neue Politische Literatur, Jg. 58 (2013)  l        341

parable as to the magnitude, limits, and com-
plexity to risks in any previous society. Today,
risks are multiple and spatially and temporally
indeterminate and they include economic crises,
environmental disasters, or national security
threats. The second reason is that constitutional
democracies and some of their core institutions
have been designed with certain assumptions
about speed, space, and time and are thus de-
signed for “normal” conditions (here, a free-
wheeling, consensus-aimed legislation or the di-
vision of powers can be named as prominent
examples). Therefore, the mainstream liberal
political theory has traditionally failed to address
the problem of contingency.

A need to analyze purported risks and se-
curity issues of all kinds (military, economic, en-
vironmental, social) ubiquitous in our societies is
without doubt an urgent task social and political
scientists of all proveniences, if only because in
the name of these risks, derogations of political
rights, civil liberties and disregard of normal pro-
cedures of parliamentary and constitutional
systems are justified. In the American legal and
political theory, this topic has been analyzed
quite exhaustively in recent decade. Countless
scholars analyze critically the erosion of the rule
of law, constitutionalism, and international law in
the war on terror or discuss how emergency
government may be inscribed into constitutional
order. While the American discourse is analyti-
cally very rich (mostly due to an excellent tradi-
tion of constitutional law discourse), it hardly
ever makes references to risks and contingen-
cies in other spheres of social life.

“Politik und Kontingenz” begins to correct
this deficit. It demonstrates that the topic of
contingency is much larger. It shows that it re-
quires truly interdisciplinary research agenda
cutting across sociology, psychology, philoso-
phy, and political science. The selection of top-
ics may serve as a blueprint for a diverse re-
search questions about contingency and poli-
tics. First of all, there is a need to categorize
contingency as a permanent fixture of life in
modern society. The paper about inherently
contingent nature of modernity by Hans Joas
attempts to do just that: Joas develops the
theoretical framework that accommodates con-
tingency while at the same time refusing value
relativism or nihilism as a necessary conse-
quence of contingency. Other articles examine
epistemological and pragmatic aspects of con-
tingency of social phenomena (Arnd Hoffmann)
and methodological challenges of researching
them (Wolfgang Knöbl). In an interesting piece,

Katrin Töens examines the linkages between
contingency and social justice policies (for ex-
ample insurance).

The explicitly political part of the book dis-
cusses various themes, such as for example the
multiplication of contingency in politics through
processes of Europeanization and globalization
(Hans Lietzmann and Edgar Grande). Anna
Geis examines the problem of political decision
making under conditions of contingency and
warns against dangers of attempting to minimize
contingency by applying expert and technocratic
knowledge. Joachim Blatter and Markus
Holzinger reexamine the currency of normative
(and normativist) conceptions of democracy and
social justice under conditions of growing con-
tingency.

Of a particular importance for political theo-
rists are texts which argue we build the ines-
capable condition of contingency into our nor-
mative political conceptions and perhaps also
into political institutions. Friedbert Rüb argues
for intensification of contingency through dis-
sent production between the government and
the opposition. In a similar vein, Kari Palonen
argues for the affinity between contingency,
freedom and rhetorical aspects of parliamentary
politics. The text by Elena Esposito argues for a
theoretical affinity between the real promise of
democracy and its openness, pluralism, and in-
completeness of its outcomes to contingency of
modern society.

The collection of papers does not provide
the basis of a systematic theory of contingency.
It represents, however, a refreshing outlook on
various aspects of the problem of contingency
in politics. Unfortunately, the volume does not
tackle critically the problem extensively dis-
cussed by American scholars in European con-
text, namely the problem of emergency rule and
state of exception (recently very acute in the
management of the EU debt crisis) and their
largely negative impact on democracy and con-
stitutionalism. When the problem of contingency
is seen from this traditional liberal perspective,
the question whether political decision making
should also become more contingent in order to
better respond to contingency of social life, ap-
pears more frivolous than some of the authors
in the book suggest. As all defenders of the rule
of law and constitutionalism know very well, the
stakes are very high in a bid to accommodate
purported contingency of reality into legal and
political procedures of decision making. Contin-
gency necessarily implies actions that are less
proceduralist, less formalist, less determinate,
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and more situational and discretionary – and
hence much less accountable and less con-
strained. When contingency becomes a princi-
ple of decision making, what institutions will
protect us from abuses of power, its concentra-
tion, and arbitrary exercise of will?

Gießen                                Petra Gümplová

Europäische Solidaritätskonzeptionen

Seul, Otmar/Davulis, Tomas (Hrsg.): La Solida-
rité dans l’Union européenne. Solidarität in der
Europäischen Union, 294 S., Lang, Bern u. a.
2012.

Der von Otmar Seul (Paris) und Tomas Davulis
(Vilnius) herausgegebene Sammelband, der auf
eine deutsch-französisch-litauische Sommeruni-
versität im Juli 2008 in Vilnius zurückgeht, ent-
hält 14 Beiträge in deutscher und französischer
Sprache zum Thema „Solidarität in der Europäi-
schen Union“. Neben den Rechtswissenschaf-
ten kommen dabei auch Disziplinen wie die Lin-
guistik, die Geschichte sowie die Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften zu Wort. Auf diese
Weise soll der Sammelband zur Ausbildung ei-
nes, so die Herausgeber, „europäischen Multi-
linguismus“ (S. VIII) nicht nur in sprachlicher,
sondern auch in disziplinärer Hinsicht beitragen.
Gerade mit Blick auf die, wie es scheint, zu-
nehmend alternativlose Akzeptanz des Engli-
schen in Projekten der internationalen wissen-
schaftlichen Kooperation kann dieser wissen-
schaftspolitische Anspruch des Sammelbandes
nur begrüßt werden.

Erfreulich ist auch, dass die Herausgeber in
der Konzeption des Sammelbandes der linguis-
tischen und kulturell-geschichtlichen Dimension
des Themas breiten Raum bieten. Nach einer
thematischen Einleitung von Isabelle Vacarie
und Otmar Seul (beide Paris) bildet der Rechts-
historiker Soazick Kerneis (Paris) den Auftakt.
In seinem Aufsatz „Solidarité contractuelle, soli-
darité organique –Jalons historiques“ geht er
auf die semantischen Grundlagen des Solidari-
tätsbegriffs im römischen Recht zurück und
zieht davon ausgehend die großen Linien bis ins
19. Jahrhundert. Kerneis unterscheidet dabei
idealtypisch zwei Formen von Solidarität im rö-
mischen Recht: eine vertragliche Form im Sinne
der „obligatio in solidum“ (Gesamtschuld) und
eine organische Form, die er in der Institution
der (römischen) Korporation verwirklicht sieht.

Jean-Jacques Briu (Paris) analysiert anhand
eines Korpus’ französischer sowie deutscher
Wörterbücher und Lexika das semantische
Spektrum des Solidaritätsbegriffs („Spectre sé-
mantique du concept de Solidarité. Analyse sur
le corpus français et allemand, 18e-20e siècle“).
Dabei geht es ihm einerseits darum, welche
Gemeinsamkeiten und Unterschiede in der Ver-
wendung der Begriffe ‚Solidarité‘ und ‚Solidari-
tät‘ in Frankreich und Deutschland bestehen.
Andererseits versucht er, den Begriff auf einer
„logisch-semantischen Ebene“ (S. 72) zu ver-
orten. Er kommt zu dem Schluss, dass Solida-
rität nicht das Gegenteil von Konkurrenz, son-
dern von Egoismus und (übertriebenem) Indivi-
dualismus darstellt.

Brigitte Krulic und Bernd Zielinski (beide
Paris) gehen über die linguistische Analyse hi-
naus, indem sie den Solidaritätsbegriff jeweils in
einem bestimmten ideen- und sozialhistorischen
Kontext untersuchen. Krulic beschäftigt sich mit
der französischen Tradition des Republikanis-
mus, insbesondere mit der Frage, wie es zu der
semantischen Verschiebung von der ‚fraternité‘
zur ‚solidarité‘ innerhalb des republikanischen
Denkens gegen Ende des 19. Jahrhunderts
kam. Zielinski stellt in einer vergleichenden Stu-
die die beiden sozialwissenschaftlichen Klassi-
ker Emile Durkheim und Gustav Schmoller ge-
genüber und untersucht sie im Hinblick auf ihre
Konzeptionen sozialer Solidarität.

Der Aufsatz des Frankfurter Verfassungs-
rechtlers und Rechtsphilosophen Erhard Den-
ninger über „Solidarität als Verfassungsbegriff –
Ideengeschichtlicher Hintergrund und moderne
Deutungsversuche“ stellt gewissermaßen das
Bindeglied zwischen den historisch orientierten
Beiträgen des ersten Teils des Sammelbandes
und den an aktuellen politischen und verfas-
sungsrechtlichen Fragen ausgerichteten Aufsät-
zen im zweiten Teil dar. Denninger vertritt darin
die These, dass jenseits von Liberalismus und
Kommunitarismus ein dritter verfassungspoliti-
scher Weg möglich sei, den er im Anschluss an
Albert Camus und an Richard Rorty skizziert.
Während sich Denninger an philosophischen
Ideen orientiert, versucht Lucie Laithier (Paris)
in ihrem Beitrag über „La solidarité dans l’Union
européenne, l’identité de l’Union européenne“
eher induktiv aus den europäischen Verträgen
eine bestimmte Solidaritätskonzeption heraus-
zuarbeiten.

Mit ausgewählten Rechtsbereichen be-
schäftigen sich die Beiträge von Vissarion Gian-
noulis (Paris) und Timo Tohidipur (Frankfurt
a. M.): ersterer mit der Bedeutung des Prinzips
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gegenseitigen Vertrauens im Strafrecht („La
confiance mutuelle comme fondement du prin-
cipe de la reconnaissance mutuelle des déci-
sions judiciaires en matière pénale“), letzterer
mit der „Solidarität in der europäischen Asyl-
und Flüchtlingspolitik“. Tomas Davulis (Vilnius)
betrachtet das Verhältnis zwischen den Men-
schenrechten und den „Binnenmarkt-Freiheiten“
innerhalb der Europäischen Union. Cornelia
Stubbe (Paris) untersucht am Beispiel der Eu-
roregion ‚Pomerania‘ das Problem der grenz-
überschreitenden Solidarität und Kooperation in
Europa.

Eine letzte Gruppe von Beiträgen widmet
sich schließlich dem Themenkreis Arbeitersoli-
darität, Gewerkschaften und Demokratisierung
von Unternehmen. So beschäftigt sich Alina
Rymalova (Paris/Potsdam) mit dem Thema
„Verstärkte Solidarität in demokratisch organi-
sierten Unternehmen“, Otmar Seul (Paris) mit
der Gruppenarbeit und Arbeitersolidarität in den
1990er Jahren („Travail en groupe et ‚solidarité
ouvrière‘ sur les lieux du travail – retour sur les
années 1990“), Peter Jansen (Brandenburg/
Havel) mit „Solidarität und Konkurrenz – Per-
spektiven eines deutschen Gewerkschaftsplura-
lismus“ sowie Meinhard Zumfelde (Paris) mit
dem Thema „Solidarität und Streik“.

Trotz einer gewissen Heterogenität in der
Auswahl der Beiträge und der von den jeweili-
gen Autoren vertretenen Ansätze gibt der Sam-
melband, insgesamt gesehen, einen guten
Überblick über die Thematik der „Solidarität in
der Europäischen Union“ und bietet wertvolle
Anregungen für eine vertiefte Beschäftigung mit
derselben.

Potsdam                                  Thomas Fiegle

Verantwortliches Regieren

Kielmansegg, Peter Graf: Die Grammatik der
Freiheit. Acht Versuche über den demokrati-
schen Verfassungsstaat, 278 S., Nomos, Ba-
den-Baden 2013.

Demokratisches Regieren sieht sich zu Beginn
des 21. Jahrhunderts einem bunten Strauß
vermeintlicher und tatsächlicher Krisen gegen-
über. Politische Parteien verlieren dramatisch an
Mitgliedschaft und öffentlicher Zustimmung,
Forderungen nach mehr direktdemokratischer
Partizipation setzen althergebrachte Grundsätze
repräsentativen Regierens unter Druck, die wirt-

schaftliche Globalisierung droht die Handlungs-
und Problemlösungsfähigkeit des Nationalstaa-
tes zu unterminieren und ihn selbst zu ,post-
demokratisieren‘, angeblich ,alternativlose‘ Poli-
tiken entleeren demokratische Verfahren und
Prinzipien mehr und mehr ihres Sinns. In sol-
chen Zeiten vermeintlicher oder tatsächlicher
Krisen tut es gut, sich der Grundlagen demo-
kratischen Regierens zu vergewissern. Mit Peter
Graf Kielmanseggs Essaysammlung zur „Gram-
matik der Freiheit“ liegt ein gewichtiges kleines
Büchlein vor, das diese Selbstvergewisserung
aufs trefflichste anzuregen und anzuleiten ver-
mag.

Essaysammlungen sind ja immer so eine
Sache. Sind sie lieblos zusammengestellt, fra-
gen Leserinnen und Leser oft zu Recht nach
dem roten Faden und der Relevanz der vorge-
legten Sammlung. Greifen die einzelnen Essays
aber ineinander, machen sie im Idealfall die un-
terschiedlichen Gesichtspunkte eines gemein-
samen Themas fruchtbar für weiteres Nachden-
ken und vertiefende Diskussionen. Genau das
ist hier der Fall. Eine Sentenz Thomas Paines
aufnehmend („Was die Grammatik für die Spra-
che ist, sind die amerikanischen Verfassungen
für die Freiheit“), erörtert Kielmansegg in den
titelgebenden acht Versuchen unterschiedliche
Aspekte des demokratischen Verfassungsstaa-
tes und seiner Herausforderungen. Seinen An-
fang nimmt das Buch mit überaus klugen Refle-
xionen zum Verhältnis von Demokratie und
Wahrheit, bevor es sich über die Frage der
Identität repräsentativer Demokratie, die Not-
wendigkeit von Parteien für das Funktionieren
demokratischen Regierens, die Möglichkeiten
und Grenzen direktdemokratischer Partizipation,
die Rolle der Verfassungsgerichtsbarkeit in der
Demokratie und das Verhältnis von Marktwirt-
schaft und Demokratie zu den längerfristigen
Entwicklungen der Demokratie in diesem und
dem letzten Jahrhundert vorarbeitet.

Obwohl also viele unterschiedliche Aspekte
moderner Demokratie diskutiert werden, verliert
der vorliegende Band den gemeinsamen Flucht-
punkt der Erörterungen – die Institutionalisie-
rung der Freiheit im demokratischen Verfas-
sungsstaat – nie aus den Augen. Auch dem Le-
ser droht dieser Fluchtpunkt nie abhanden zu
kommen, weil die von Kielmansegg diskutierten
Fragen allesamt um ähnliche Thematiken krei-
sen: um die Zurechenbarkeit und Verantwort-
lichkeit demokratischer Entscheidungen, um
Repräsentation als notwendiges demokratisches
Institutionalisierungsmerkmal, um den katego-
rialen Unterschied zwischen kollektiver Selbst-
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regierung und individueller Selbstbestimmung
und um die Relevanz gemeinwohlorientierter
Politik. Insbesondere die Zurechenbarkeit und
Verantwortlichkeit von Entscheidungshandeln
stehen im Zentrum der Kielmansegg’schen Er-
örterungen. Dies erklärt sowohl seine Skepsis
gegenüber direktdemokratischen Verfahren als
auch seine Wertschätzung der repräsentativen
Demokratie; es lässt verstehen, weshalb er Par-
teien eine „systemische Notwendigkeit“ (S. 83)
in der Demokratie zuschreibt und die Verfas-
sungsgerichtsbarkeit als zwar notwendigen, aber
nicht vollends dem Demokratieprinzip verpflich-
teten Akteur begreift; es liegt auch dem Unbe-
hagen darüber zugrunde, dass sich die Macht
des globalen Kapitals als Macht „sich kumulie-
render Effekte“ (S. 192) darstellt, die nicht
mehr bestimmten Akteuren zurechenbar und
demokratischen Instanzen gegenüber verant-
wortlich ist. Hätte man einen alternativen Titel
für die vorliegende Essaysammlung gesucht,
‚Verantwortliches Regieren‘ wäre sicher auch
keine schlechte Wahl gewesen.

Ein zweiter, etwas aus der Mode gekom-
mener Begriff zieht sich ebenso kontinuierlich
durch das gesamte Buch: ‚Gemeinwohl‘. Dass
die moderne Politikwissenschaft diesen Begriff
etwas aus den Augen verloren hat – ob aus
guten Gründen, sei dahingestellt –, wird umso
deutlicher, je häufiger man im vorliegenden
Band über ihn stolpert, sei es im Zusammen-
hang mit dem Amtsverständnis von Mandatsträ-
gern, der Identität repräsentativer Demokratie
oder der Frage, worauf sich eigentlich der im-
mense empirische Erfolg der Verfassungsge-
richtsbarkeit gründet – möglicherweise nämlich
auch auf dem Bedürfnis nach Gemeinwohl und
Selbstkorrektur der Demokratie. Die generelle
Frage, ob Demokratie letztlich nicht mehr be-
deuten muss als die reine Durchsetzung von
Partikularinteressen, scheint sowohl in der
praktischen Politik dieser Tage wie auch in der
Theorie der Demokratie etwas zu sehr vernach-
lässigt. Welchem Zweck demokratische Politik
eigentlich dienen soll, welche Politiken als für
alle verbindlich zu legitimieren sind (und welche
nicht) und welchem Amtsverständnis die Reprä-
sentanten ,des Volkes‘ folgen sollten, all dies
sind Fragen, die zu selten gestellt werden.

Kielmansegg thematisiert all dies im vorlie-
genden Band auf eine Art und Weise, die im
besten Sinne als diskursiv bezeichnet werden
kann. Vermeintliche Common-Sense-Wahrhei-
ten werden mit Argument und Gegenargument
geprüft, ohne dass einseitig zugunsten der ei-
nen oder der anderen Position Partei ergriffen

würde. Natürlich wird deutlich, welche Positio-
nen der Autor selbst bevorzugt, dies geschieht
aber immer auf Basis ausgebreiteter Argumen-
te, die die Leserinnen und Leser selbst zu prü-
fen, zu gewichten und zu bewerten aufgefordert
sind. Manches hätte ausführlicher erörtert wer-
den können, etwa die außerinstitutionellen Vor-
aussetzungen und Grundlagen der Demokratie,
die immer wieder zur Sprache kommen, aber
nicht wirklich entfaltet werden. Anderes hätte
eine tiefere Diskussion erfordert und verdient,
etwa die anstehenden Transformationen der
Demokratie im „dritten Jahrhundert“ oder die
angesichts der gegenwärtigen Wirtschafts- und
Finanzkrise drängenden Fragen zur Demokra-
tiekompatibilität des Kapitalismus. Wieder an-
deres ruft sofortigen Widerspruch hervor, etwa
die vielleicht zu optimistische Lobpreisung der
sogenannten Schuldenbremse in demokratischen
Verfassungen oder die vielleicht zu pessimisti-
sche Sicht auf die Reformfähigkeit des Islam.
Was aber könnte man über eine demokratie-
theoretische Abhandlung Besseres sagen, als
dass sie Fragen aufwirft, die den Leser umtrei-
ben und zu Widerspruch reizen? Vielleicht die-
ses: Das letzte Kapitel der vorliegenden Essay-
sammlung beginnt mit dem ebenso schönen
wie wahren Satz: „Man macht nie einen Fehler,
wenn man mit dem Nachdenken über Demo-
kratie bei Tocqueville ansetzt“ (S. 235). Das
Gleiche ließe sich über den Autor dieses klei-
nen, großen Buches ebenfalls behaupten.

Berlin                                    Sascha Kneip

Staatlicher Schutz für religiöse
Gefühle?

Rox, Barbara: Schutz religiöser Gefühle im frei-
heitlichen Verfassungsstaat?, 407 S., Mohr
Siebeck, Tübingen 2012.

„Wer die Seele der Gläubigen mit Spott und
Hohn verletzt, der muss in die Schranken ge-
wiesen und gegebenenfalls auch bestraft wer-
den.“ Diese Position wird in jüngerer Zeit häufig
vertreten, und zwar nicht nur in Bezug auf den
Islam, sondern auch im christlichen Kontext.
Das Zitat könnte der Diskussion um die däni-
schen Mohammed-Karikaturen entstammen, es
wurde aber vor kurzem vom katholischen Bam-
berger Erzbischof Ludwig Schick geäußert und
von Vertretern der Unionsparteien aufgegriffen.
Das deutsche Recht kennt mit dem Paragra-
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fen 166 des Strafgesetzbuches zwar ein In-
strument gegen religiöse Schmährede, aber es
bindet jegliches staatliche Handeln an das In-
teresse des öffentlichen Friedens, der durch
solche Rede gestört sein muss. Eine wirklich an
das religiöse Selbstverständnis angebundene
Zwangsbewehrung will der freiheitliche Rechts-
staat nicht (mehr) garantieren. Sollte er das
aber nicht tun in Zeiten, in denen Religion aus
dem toten Winkel der akademischen Wahrneh-
mung rückt und auch wieder ein Faktor des Po-
litischen geworden ist?

Barbara Rox geht in ihrer aus einer rechts-
wissenschaftlichen Dissertation hervorgegange-
nen Publikation diesen Fragen nach. Der Titel
des Buches identifiziert den Kern des Problems:
In welcher Hinsicht kann es einen „Schutz reli-
giöser Gefühle im freiheitlichen Verfassungs-
staat“ eigentlich geben? Einer juristischen Arbeit
entsprechend, findet die Auseinandersetzung in
den Formaten des positiven Rechts statt. Von
vornherein wählt Rox aber den größtmöglichen
Rahmen. Sie positioniert die möglichen Kon-
flikte, die aus Phänomenen wie Gotteslästerung
und Religionsbeschimpfung in Gesellschaften
mit säkular-freiheitlicher Grundordnung entste-
hen können, auf der verfassungs- und grund-
rechtlichen Ebene, nämlich in einer Gegenüber-
stellung der Ansprüche von Religionsfreiheit und
Meinungs- beziehungsweise Kunstfreiheit. Da-
mit wird die Problemlage einerseits vom Nebel
einer feuilletonistisch hier und da auftretenden
Unbestimmtheit befreit; andererseits ist die
verfassungsrechtliche Behandlung aber auch
geeignet, die normativen Grundoptionen des
gesellschaftlichen Umgangs mit dem Problem
zu Tage zu fördern und zu bearbeiten.

Der Autorin gelingt es auf elegante Art und
Weise, die Spannung der Fragestellung zur Ent-
faltung zu bringen. Ihr Votum lautet: „Die Pro-
blematik der ‚Verletzung religiöser Gefühle‘ durch
Gotteslästerung oder Religionsbeschimpfung
führt in keiner denkbaren Konstellation über-
haupt zur Eröffnung des Schutzbereichs des
Art. 4 Abs. 1 und/oder 2 GG“ (S. 164). Denn
weder wird ihrer Auffassung nach die Gedan-
kenfreiheit tangiert, noch erfolge eine unmittel-
bare Störung der Religionsausübung. „Allenfalls
sind (unter Umständen) negative Fernwirkungen
auf die äußere Religionsfreiheit zu befürchten,
nämlich dann, wenn Gläubige vom Gebrauch
der Religionsausübungsfreiheit abgeschreckt
werden“ (ebd.). Aus einer solchen möglichen,
aber nicht unmittelbar einsehbaren Fernwirkung
eine unmittelbare Schutzpflicht des Staates, al-
so sein aktives Eingreifen zu fordern, stellt in

den Augen der Autorin wegen eines fehlenden
direkten Übergriffs in die Religionsausübungs-
freiheit des Belästigten keine ausreichende Be-
gründung dar.

Das entscheidende Kriterium, an dem sich
eine Beeinträchtigung des Rechts auf Reli-
gionsfreiheit festmachen würde, ist demnach
die Willensentschließungsfreiheit des Einzelnen
in ihrem Bezug zu Glaubensfragen. Dass diese
durch eine nicht subjektiv adressierte Schmäh-
rede direkt angegriffen wird, wird man kaum
behaupten können. Religiös motiviertes Verhal-
ten und Handeln ist jedermann weiterhin mög-
lich, ebenso wie auch die das forum internum
der Person betreffende Gedankenfreiheit. Die
gewählte Methode erscheint hier zielführend:
Eine differenzierende Diskussion der grund-
rechtlichen Schutzgüter der Religionsfreiheit
zeigt, dass eine verfassungsrechtliche Schutz-
pflicht in Fällen der Gotteslästerung und Reli-
gionsbeschimpfung nicht in Betracht kommt –
ganz einfach, weil es „an der Betroffenheit ei-
nes von diesem Freiheitsrecht umfassten
Schutzgutes fehlt“ (S. 356). Religionsfreiheit,
das sei den religiösen Akteuren ins Stammbuch
geschrieben, meint nicht Konfrontationsschutz,
selbst wenn dieser, wie ein Gericht einmal ar-
gumentierte, ,überraschend‘ und damit vielleicht
individuell verletzend wirken mag.

Dem vorliegenden Band kommt in mehrfa-
cher Hinsicht eine wichtige Bedeutung zu, nicht
nur für die verfassungsrechtliche Diskussion,
sondern auch für gesellschaftlich-politische
Auseinandersetzungen um die vermeintlich ge-
stiegene Bedeutung von Religion in der Öffent-
lichkeit. Zunächst findet hier endlich in dan-
kenswerter Klarheit eine reductio ad principium
statt, also die Fokussierung der dahin wabern-
den Debatten zu Gotteslästerung und Reli-
gionsdiffamierung auf deren grundrechtssyste-
matischen Konfliktkern. Und der zeigt dann
deutlich, dass mit der Religionsfreiheit aus Arti-
kel 4 des Grundgesetzes ein Schutzanspruch
formuliert ist, der nicht zum Passepartout aller
möglichen Empfindsamkeiten werden kann, ja
auf eine solche Weise sogar fortschreitend de-
legitimiert würde. Rox formuliert eingängig:
„Nicht jeder Sachverhalt, bei dem Religion eine
Rolle spielt, eröffnet automatisch auch den
Schutzbereich der Religionsfreiheit“ (S. 9). Da-
rüber hinaus aber ist das Buch eine Einladung
zum disziplinenübergreifenden Lernen; es baut
Brücken zwischen Rechts- und Sozialwissen-
schaften, indem man vieles lernen kann über
den zutiefst hermeneutischen Charakter der
Rechtswissenschaft. Als Beispiel seien die
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nuancierten Ausführungen zum Kruzifix-Urteil
des Bundesverfassungsgerichts erwähnt, wel-
ches die Autorin aufgrund ihrer zuvor dargeleg-
ten methodologischen Prämissen in ein kriti-
sches Licht stellt – überbetont sei hier ein ver-
meintlich durch die Religionsfreiheit gegebener
Konfrontationsschutz, unterbelichtet hingegen
die auslegende Durchdringung der berührten
Schutzgüter. Die rechtspraktisch erforderliche
Abwägung konfligierender Positionen verbleibe
oftmals zu sehr in einem formalisiert-klischée-
haften Stellungsspiel verhaftet, anstatt dass ein
wirkliches Verständnis der Sache diskursiv ge-
wonnen würde.

Auch wenn es zunächst nicht danach aus-
sieht, könnten die Religionsgemeinschaften von
einem Ansatz, wie Rox ihn vertritt, Gewinn zie-
hen. Denn die Religionsfreiheit nimmt an Gel-
tung und Wirkung zu, wo sie davon befreit wird,
ein Instrument des institutionellen Tendenz-
schutzes zu werden. Sie schützt die Praxis von
Gläubigen (wie die von Nicht-Gläubigen). Wo
diese in Gefahr ist, muss der Staat einschreiten
– ein gutes Gefühl zu haben, war jedoch noch
niemals eine zwingende Voraussetzung, um das
zu tun, was einem wichtig ist.

Luxembourg                               Daniel Bogner

Transkulturelle Diskussion von Politik
und Religion

Graf, Friedrich Wilhelm/Meier, Heinrich (Hrsg.):
Politik und Religion. Zur Diagnose der Gegen-
wart, 324 S., Beck, München 2013.

Ein weiterer Sammelband, mag man sich wun-
dern, der sich dem Verhältnis von Religion und
Politik widmet; diesmal jedoch herausgegeben
von einem Theologen und einem Philosophen.
Bisher bestimmten eher die Sozialwissenschaf-
ten den Diskurs, aus deren Perspektive auch
diese Rezension erfolgt. Dort interessiert bei-
spielsweise, welche Bedeutung religiöse Werte
für Wahlverhalten und öffentliche Meinung oder
religiöse Akteure für die Politikgestaltung ha-
ben. In den 1990er Jahren fragte man nach
dem Einfluss von christlichen Kirchen auf De-
mokratisierung und weiterhin nach der (ver-
meintlichen In)kompatibilität von Islam und de-
mokratischem Rechtsstaat. Jetzt stehen religiös
sensible moralpolitische Kontroversen etwa um
homosexuelle Partnerschaften oder mögliche
Grenzen der Biotechnologie ebenso im Vorder-

grund wie religionspolitische Fragen oder aber
Analysen politisch-religiöser Radikalisierung. Die
politische Theorie diskutiert, wie Jürgen Haber-
mas auch in diesem Band, seit längerem über
den „richtigen“ Ort von Religion in der demokra-
tischen Öffentlichkeit. Gemeinsamer Ausgangs-
punkt ist meist die säkularisierungskritische An-
nahme, Religion sei „wiedergekehrt“ – in die
Öffentlichkeit, auf die politische Agenda oder
ins gesellschaftliche Bewusstsein; ein Diskurs,
den Friedrich Wilhelm Graf mitprägte.

Der anspruchsvolle Sammelband zum Ver-
hältnis von Religion und Politik, den Graf nun
mit dem Philosophen Heinrich Meier heraus-
gegeben hat, resultiert aus einer international
hochkarätigen Vortragsreihe der Münchener
Carl Friedrich von Siemens Stiftung. Die thema-
tisch heterogenen Beiträge zeichnen aus, dass
sie historisch-ideengeschichtlich und philoso-
phisch tiefgründig Facetten im (oft eher vage-
bestimmten) Verhältnis von Religion und Politik
innerhalb christlicher, jüdischer und islamischer
Kontexte diskutieren.

Leider erschwert eine in Teilen exklusiv dis-
ziplinäre Terminologie den Anschluss an das zu-
vor skizzierte Forschungsfeld. Auch das Ver-
sprechen des Untertitels, eine „Diagnose zur
Gegenwart“ zu liefern, lösen die in sich über-
zeugenden Beiträge nicht immer ein. So nimmt
Giorgio Agamben in seiner „Archäologie des
Befehls“ die Krise des gegenwärtigen Europas,
die er in einem stiefmütterlichen Umgang mit
der eigenen Geschichte begründet sieht, nur als
Anlass, sich dem Ursprung (arché), dem „Befehl
Gottes“ und den zwei „Ontologien“ der „abend-
ländischen Kultur“, dem „Indikativ“ und eben
dem „Imperativ“ (S. 251) zu widmen. Auch Ro-
bert C. Bartlett, der sich in „Klassische Politi-
sche Wissenschaft“ mit der Frage von Religion
und Politik in Aristoteles politischer Wissen-
schaft befasst, deutet Gegenwartsbezüge nur
an. Für die Begrifflichkeiten von „Religion“ und
„Politik“ instruktiv, ist die komplexe religionsso-
ziologische Abhandlung von Hans Joas über die
Prozesse von „Sakralisierung“ und „Entsakrali-
sierung“, eines kritisch betrachteten säkulari-
sierungsbedingten Wandels im Verhältnis von
„Macht“ und Religion.

Zum Verständnis gegenwärtiger Probleme
sind jene Beiträge überaus interessant, die be-
obachtete Phänomene im Lichte ihrer histori-
schen Entwicklungen begründen: Insbesondere
Gregory L. Freeze, der aufzeigt, wie die reli-
giöse „Wiederbelebung“ im post-sowjetischen
Russland mit einer kritischen Distanz zur offi-
ziellen orthodoxen Kirche einhergeht. Er be-



Einzelrezensionen

Neue Politische Literatur, Jg. 58 (2013)  l        347

gründet dies mit dem durch die Sowjetherr-
schaft induzierten Konflikt zwischen Amtskirche
und Volksgemeinden. Oder Hillel Fradkin, der in
„Die lange Suche nach dem Islamischen Staat“
auf die neue Dynamik eingeht, mit der bei-
spielsweise Ägypten und Iran gegenwärtig ver-
suchen, die „Theorie“ zur Einheit von Religion
und Politik mit einer gesellschaftspolitischen
„Praxis“ in Einklang zu bringen (S. 121); ein an-
dauernder Konflikt, der maßgeblich in der kolo-
nisationsbedingten Konfrontation mit der westli-
chen Moderne wurzelt. Peter Schäfer befasst
sich in „Die Herrschaft Gottes in der Jüdischen
Antike“ mit der politischen Theologie Josephus’
aus römischer Zeit, eine priesterliche Theokra-
tie, die zum Gegenpol einer späteren schriftge-
lehrten Theokratie wird, welche Schäfer schließ-
lich mit dem stetigen Zuwachs jüdisch-theokra-
tischer Schriftgelehrter im heutigen Israel in Be-
ziehung setzt.

Mit dem gegenwärtigen Verhältnis von Reli-
gion und Politik befasst sich auch Hans Ulrich
Gumbrecht und zwar in den Vereinigten Staa-
ten. Ausgangspunkt ist der in Europa wahrge-
nommene Widerspruch zwischen einer hoch, in
Teilen radikal religiösen und zugleich modernen
amerikanischen Gesellschaft, in der Religion po-
litisch präsent ist, obwohl die Verfassung Kirche
und Staat trennt. Hier hätte man sich im Verlauf
seiner Begründung für den europäisch-amerika-
nischen Unterschied im (politischen) Umgang
mit Religion (etwa die unterschiedliche „gesell-
schaftliche Konstruktion von Zeitlichkeit“, S. 55)
zumindest den Kontrast mit vertrauteren Kon-
zepten, wie dem der Zivilreligion, gewünscht.

Wie gewinnbringend ein transdisziplinärer
Zugang zur Analyse von Religion und Politik ist,
zeigt Grafs Einleitung, in der er gegenwärtige
Spannungsfelder zwischen Religion und Politik
historisch, theologisch und politologisch be-
leuchtet. Als „entschieden liberaler theologi-
scher Anwalt von Aufklärung und weltanschau-
lich neutralem Staat“ (S. 8) geht er auf fünf
Verflechtungen zwischen beiden Bereichen ein,
die, so seine Grundannahme, auch in den west-
lichen Demokratien nie wirklich getrennt waren.
Anti-essentialistisch stellt er die Pluralität inner-
religiös- beziehungsweise konfessioneller Inter-
pretationen sowie von staatlicher Neutralität und
Entkoppelungen im Kirche-Staat-Verhältnis in
den Vordergrund und verweist darauf, dass
„theokratische Versuchungen“ nicht allein in der
islamischen Welt existier(t)en, sondern auch Teil
der europäischen Ideengeschichte sind (S. 35).

Auch Jürgen Habermas spannt einen Bo-
gen zwischen gegenwärtigen Problemen wie

dem religiösen Fundamentalismus und seiner
anti-säkularistischen Position, mit der er religiö-
se Beiträge in der politischen Öffentlichkeit ver-
teidigt, sofern sie vor Eingang in staatliche Ent-
scheidungsprozesse in eine allgemein zugängli-
che Sprache übersetzt werden (S. 290). Deutli-
cher als bisher geht er hier auf die postkoloniale
Situation des Westens ein (S. 292), um dann
das Verhältnis der westlichen Philosophie als
„Anwältin der Aufklärung“ zur Religion zu skiz-
zieren.

Der prägnante Epilog Meiers stellt das „Wie-
dererstarken religiöser Orthodoxien“ (S. 304) in
das Zentrum und diskutiert unter Einbeziehung,
insbesondere von Habermas, das Verhältnis von
Religion, Politik und Philosophie. Er schließt mit
einem klaren Plädoyer: „Politik und Religion sei
der Ausgangspunkt des Dialogs“, den die Philo-
sophie mit der Religion (wieder) zu führen habe
(S. 313).

Insgesamt stellt dieser Band einen lesens-
werten Beitrag zur transkulturellen Diskussion
um das Verhältnis von Religion und Politik dar,
der den Blick auf dieses Feld deutlich erweitert.

Frankfurt an der Oder                    Anja Hennig

Feministisches Denken über, gegen
und mit dem Staat

Löffler, Marion: Feministische Staatstheorien.
Eine Einführung, 264 S., Campus, Frank-
furt a. M./New York 2011.

Marion Löffler verweist in dem Vorwort zu ihrer
Einführung darauf, dass die feministische Staats-
theorie gemeinhin unter dem Verdacht stehe,
keine Staatstheorie sein zu können, weil weite
Teile der feministischen Theorie ‚dem‘ Staat
und seinem Herrschaftsanspruch gegenüber
aufgrund seiner patriarchalen und androzentri-
schen Verfasstheit ablehnend gegenüberstehen
und ihn vornehmlich kritisieren. Diesem Vorwurf
begegnet nun die Politologin mit ihrer Darstel-
lung der feministischen Kritik am Staat: diese
sei selbst „eine Variante von Staatstheorie“, die
ihn allerdings „gerade nicht endgültig fest-
schreiben will, sondern seine Legitimität grund-
legend anzweifelt“ (S. 7). Die feministische
Skepsis gegenüber der Institution Staatlichkeit,
und dies ist ein weiteres Charakteristikum des
feministischen Forschungsfeldes zum Thema
Staat, weist trotz vielfältiger Überschneidungen
eine starke Heterogenität auf. Folgerichtig
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spricht die Autorin auch von feministischen
Staatstheorien im Plural: Die Vielfalt der Per-
spektiven rührt vor allem von den unterschiedli-
chen Bezugnahmen auf bestehende staats-
theoretische Ansätze des ‚Malestreams‘ her.

Recht ausführlich zeichnet Löffler die femi-
nistischen Kritiken und Weiterentwicklungen
folgender Theorien nach: des (Neo)Pluralismus,
(Neo)Institutionalismus, (Neo)Marxismus und
des Poststrukturalismus. Ihre Darstellung ist
weder eine chronologische noch eine genealo-
gische. Die Konzeption des Buches sieht viel-
mehr vor, dass sämtliche Kapitel für sich stehen
können. Gleichwohl folgen sie einer Logik, nach
der die Einleitung eine Basis für das Verständ-
nis herkömmlicher Staatstheorien einerseits so-
wie der Verortung feministischer Staatstheorie
im Spannungsfeld zwischen Staatskritik und Er-
läuterung wichtiger Aspekte und Probleme des
Staates andererseits bietet. Das zweite Kapitel
führt vor, inwiefern Staatstheorie und Staatskri-
tik gleichermaßen als verschiedene Verfahren
der Auseinandersetzung mit dem Staat aufzu-
fassen seien, die sich weniger hinsichtlich ihrer
Methoden unterscheiden, als in ihrem Anspruch
auf eine nachhaltige Herrschaftskritik. Im dritten
Kapitel wendet Marion Löffler sich dem Fundus
staatstheoretischer Ansätze in Form eines Map-
pings der bereits benannten Debatten nach
1945 zu. Im vierten Kapitel wird gezeigt, dass
feministische Herrschaftskonzeptionen nicht in
einer Staatskritik aufgehen müssen, weil sie
nicht notwendig in Auseinandersetzung mit dem
Staat entstanden. Im Gegenteil, Herrschafts-
verhältnisse lassen sich auch in politischen
Kontexten jenseits des Staates aufdecken und
befragen. Entsprechend entwickelt Löffler eine
Systematik relevanter Begriffe, die von feminis-
tischen Kritiken auch, aber nicht ausschließlich,
in Bezug auf den Staat angewendet werden,
wie beispielsweise „Patriarchat“, „Geschlechter-
verhältnisse“, „Symbolische Herrschaft“, „Inter-
sektionalität“, „Hegemoniale Männlichkeit“ oder
Heteronormativität. Im fünften und letzten Ka-
pitel beschäftigt sich die Autorin eingehend mit
Ansätzen feministischer Staatstheorie im enge-
ren Sinne. Hier sind es die klassischen feminis-
tischen Fragen nach der Legitimität des Tren-
nungsparadigmas zwischen ‚privat und öffent-
lich‘ sowie nach der Herrschaftsrelevanz eines
vergeschlechtlichte Ungleichheiten zementie-
renden und perpetuierenden Staates. An dieser
Stelle wird die Kontroverse der feministischen
Debatten über den Staat besonders spannend,
          

da hier auch auf die Argumente von Befürwor-
ter/innen des Staates mit Verweis auf seine
emanzipatorischen Potentiale (zumindest in Be-
zug auf die Möglichkeit, Alternativen zu privaten
Abhängigkeitsverhältnissen bereitzustellen) ein-
gegangen wird. Dennoch betont Löffler, dass
staatsfreundlichere Theoretiker/innen stets da-
rauf verweisen, dass jegliche Staatstheoretisie-
rung erst von „ihren androzentrischen Einlas-
sungen bereinigt werden“ (S. 33) müsse. Ob
dies den feministischen Staatstheorien gelingt,
bleibt offen, da die Autorin sparsam mit werten-
den Stellungnahmen umgeht. Das ist ange-
sichts des dezidierten Anliegens, eine Einfüh-
rung und keine Abhandlung oder gar eine eige-
ne Theorie vorzulegen, plausibel. Es ist umso
verdienstvoller vor dem Hintergrund, dass es
bislang immer noch nicht einmal eine Handvoll
von Übersichtsdarstellungen zur feministischen
Staatskritik und -theorie im deutschsprachigen
Raum gibt. Hin und wieder wäre jedoch eine
stärkere Akzentuierung bei der Beurteilung der
Plausibilität einzelner Ansätze wünschenswert
gewesen. Dies könnte gerade Studienanfän-
ger/innen bei der Orientierung eventuell hilfreich
sein. Dennoch merkt man dem Buch deutlich
an, dass die Autorin die Wissbegier von Stu-
dierenden durchaus vor Augen hatte – die Sys-
tematisierung des verästelten und verwobenen
inter- und transdisziplinären Forschungsdiskur-
ses zum Thema Staatlichkeit erleichtert die
Übersicht erheblich.

Zu bedauern ist allenfalls, dass Marion
Löffler sich auf die Forschungsdebatte ab 1945
konzentriert und den geschichtlichen Aspekt,
etwa einen Blick auf das 19. Jahrhundert oder
auf frühere Jahrhunderte, so sporadisch dort
feministisches Denken über den Staat anzu-
treffen ist, gänzlich ausspart. Diese Entschei-
dung ist aus systematischen Gründen nachvoll-
ziehbar, gleichwohl verzerrt es in einer Einfüh-
rung die historische Dimension feministischer
Kritik am Staat und seinem Handeln in Bezug
auf Geschlechterverhältnisse, ist doch etwa die
Kritik der englischen Sufragetten an der staatli-
chen Diskriminierung von Frauen zumindest als
Vorüberlegung zu späteren Annahmen über die
androzentrische Struktur des Staates zu verste-
hen. Insgesamt hat Marion Löffler eine sehr gut
lesbare und differenzierte Einführung in feminis-
tisches Denken über, gegen und mit dem Staat
vorgelegt.

Hannover                           Franziska Martinsen
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Praktikabilität einer skeptisch-
kritischen Praxis

Prager, Julia: Frames of Critique. Kulturwissen-
schaftliche Handlungsfähigkeit „nach“ Judith
Butler, 238 S., Nomos, Baden-Baden 2013.

Die Komparatistin Julia Prager setzt sich in ih-
rem Buch auf hohem Niveau mit Differenz und
Identität zwischen Theorie und Praxis in den
Schriften Judith Butlers auseinander. Die Frage,
die sie immer wieder in Variationen stellt und zu
beantworten sucht, ist die nach einer theore-
tisch legitimierbaren praktischen „Handlungsfä-
higkeit“ aufgrund eines „post-modernen“ oder
„post-strukturalistischen“ kritischen Ethos. Da-
mit stellt sie eine der zentralen Fragen, die man
heute überhaupt stellen kann, wenn man philo-
sophischen Theorien inhaltlich zustimmt, die ei-
nem ethischen Impetus folgend, einen politi-
schen Anspruch auf Veränderungen erheben,
ohne diesen durch den Rückgriff auf transzen-
dentale oder sonstige metaphysische Gewiss-
heiten begründen beziehungsweise stützen zu
können. Denn das ruft unweigerlich die Frage
hervor, vor welchem Hintergrund diese dann
überhaupt formulierbar werden. Wie also lässt
sich ein wie auch immer gearteter Imperativ
aussprechen, wenn es keine Wahrheit gibt, die
ihn absichert? Und wie lässt sich überhaupt
feststellen, was der Fall ist? Die Autorin richtet
den Fokus dabei konkret auf die Frage, „wie
sich wissenschaftliches Arbeiten verantwortlich
gestalten lässt“ (Vorwort) – und beleuchtet so-
mit ihre eigene, wie auch Butlers Handlungs-
fähigkeit als lehrende Wissenschaftlerinnen.

Warum wird das zum Problem? Weil sie er-
stens als Literaturwissenschaftler/innen gleich-
sam per definitionem nicht mit der Realität, son-
dern mit dem Imaginären arbeiten und daher
nach Meinung vieler zur harten Politik nichts
beizutragen haben. Und weil sie dennoch zwei-
tens als Literaturwissenschaftler/innen dem An-
spruch unterliegen, nach der Wahrheit zu su-
chen, sei es auch nur mit einem vorübergehen-
den Geltungsanspruch. Dieses erkenntnistheo-
retische Relativismus-Problem löst die Autorin
mit Butler zusammen unter dem Schlagwort der
„Gleichzeitigkeit“. Gleichzeitigkeit bedeutet, vom
gesellschaftlichen Status quo ausgehend, über
diesen in kritischer Absicht theoretisches Wis-
sen zu erwerben, wohlwissend, dass theoreti-
sches Wissen gerade darin besteht, den ge-
genwärtigen Zustand in gewisser Weise, das
heißt interpretativ, zu verfehlen und damit wieder
zu verändern. Wenn das so ist, lautet die Frage,

wie lässt sich gerade aus diesem grundlegen-
den Paradox Handlungsfähigkeit denken – statt
es zu ignorieren. In diesem Spannungsfeld las-
sen sich die Frage, wie Theorie praktisch wer-
den kann, sowie die vielseitigen Analysen des
Buches verorten.

Die Studie ist in zwei große Teile mit den
Titeln „[between frames]“ und „]within frames[“
gegliedert, in denen die „drei Handlungsstränge
kulturwissenschaftlichen Arbeitens, nämlich ‚le-
sen/interpretieren‘, ‚schreiben/transformieren‘
und ‚auftreten/performieren‘“ (S. 18) unter
zweierlei Perspektiven verhandelt werden. Der
erste Teil dient dem Aufweis, dass eine klassi-
sche Zuschreibung der theoretischen Positio-
nen Judith Butlers nicht möglich sei, solange
dies in Form einer endgültigen propositionalen
Festsetzung geschehen solle (1. Kapitel). Statt-
dessen sollen in gewissem Sinne in einem
selbstreferentiellen Lese- und Darstellungsakt
zugleich die Schwierigkeiten, die die But-
ler’schen Texte unter anderem benennen, an
ihnen gezeigt werden. Das bedeutet, die Pro-
blematik adäquater semantischer Übersetzun-
g(en) in den Kapiteln zwei bis fünf anhand der
Themen „Performativität“, „Handlungsfähigkeit“
und „Universalität“ vorzuführen, indem alle drei
Begriffe über ihre Gegenfolien paradoxal und
prinzipiell offen definiert werden: als unaus-
sprechliche Handlungsfähigkeit (k)eines Sub-
jekts, als performativer Widerspruch und als
plurale Universalität. Die Analyse der But-
ler’schen Texte erfolgt zumeist über deren ei-
genen Relektüren von G. W. F. Hegel, Jacques
Lacan und Louis Althusser über Pierre Bourdieu
zu Luce Irigaray und Gayatri Spivak, womit die
Autorin nebenbei auch deutlich macht, wie
Butler selbst arbeitet.

Der zweite Teil ist „politischer“, insofern die
Frage nach der Handlungsfähigkeit der/s be-
grifflich prekären Einzelnen jetzt mit anderen
„differentiellen Positionen“ gegen- beziehungs-
weise zusammengelesen wird. Das sind etwa
die von Paul de Man, Jacques Derrida, Michel
Foucault und Richard Rorty, aber auch die expli-
zit politologischen Abhandlungen von Chantal
Mouffe und Ernesto Laclau. Im siebten Kapitel
geht es um das Arbeiten an der kritischen
Wahrnehmungsfähigkeit. Das achte betont
nochmals, dass Verstehen sich ändern heißt,
beziehungsweise dass die Vagheit des Wissens
konstitutiv für alle Konzepte bleibt. Im neunten
und zehnten Kapitel wird schließlich gefragt,
welche Konsequenzen dies für die unmittelbare
und die mittelbare Handlungsfähigkeit einer/s
Wissenschaftlers/in hat. Im zweiten Teil sieht
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die Autorin insgesamt bei Butler eine Radikali-
sierung des Körperlichen durch eine verstärkte
Wissensinkorporierung gegeben, sodass sie
letztlich zu dem Urteil kommt, Butler lasse ein
konstitutives Mit-Gefühl zum Impetus und Aus-
gangspunkt angemessener ethischen Handelns
beziehungsweise ethischer Theoriebildung avan-
cieren.

Das Buch ist gut, notwendig, wichtig, ak-
tuell und nachdenklich. Es hat nicht weniger im
Sinn, als unter der genannten Fragestellung ei-
ne Gesamtschau der bisher von Judith Butler
vorgelegten Texte vorzunehmen, diese zum Teil
an Butlers selbst gewählten, vor allem philoso-
phischen Gegenfolien, aber auch an literatur-
wissenschaftlich-methodologischen Positionen
zu schärfen oder sie davon abzusetzen. Es ge-
lingt Julia Prager immer wieder, aus der Fülle
möglicher Zugangsweisen, kritischer Einwände
und alternativer „frames“ den Weg zu zeichnen,
der das Denken Butlers als konsistenten und
konsequenten Entwurf und als eine Praxis
greifbar macht, gerade weil Judith Butler nicht
aufhört, ontologische, epistemologische und
ethische Prämissen dekonstruktiv in Frage zu
stellen, um sie kritisch zu verschieben. Ob das
in den jüngeren Schriften tatsächlich vor allem
auf die Mobilisierung eines menschlichen Ge-
fühls hinausläuft, das sich aus unserer primären
gegenseitigen Abhängigkeit speist, sei dahinge-
stellt. Vielleicht ließe sich aus Butlers Analysen
zum Krieg und seiner vielfältigen Legitimierung
auch eine Warnung lesen, die uns lehrt, dass
auch unsere ureigensten Gefühle letztlich ge-
sellschaftlich, das heißt in diesem Fall ideolo-
gisch, vermittelt werden. Aber selbst wenn man
nicht jeder Interpretation von Julia Prager zu-
stimmen will – sie lehrt einen, was es heißen
kann, gerade als Wissenschaftlerin den Zweifel
nicht aufzulösen, ihn auszuhalten und dadurch
produktiv werden zu lassen.

München/
Frankfurt am Main  Tatjana Schönwälder-Kuntze

Wer war Friedrich Engels?

Salzborn, Samuel (Hrsg.): „…ins Museum der
Altertümer“. Staatstheorie und Staatskritik bei
Friedrich Engels, 198 S., Nomos, Baden-Baden
2012.

„Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass es kei-
ne ‚positive‘ Staatstheorie Engels gab“ (S. 136)

– mit diesem prägnanten Satz von Georg Fül-
berth, einem der Autoren dieses Sammelban-
des, lässt sich in der Tat das Engels’sche Ver-
hältnis zum Staat bündig zusammenfassen. Und
auch die negative Staatstheorie Engels’scher
Provenienz ist schnell umrissen: Der Staat ist
ein Produkt der ökonomischen Verhältnisse.
Seine Funktion ist die Niederhaltung der Aus-
gebeuteten zugunsten der ökonomisch Starken.
Nach der Revolution muss sich das Proletariat
der staatlichen Gewalt bemächtigen und seiner-
seits die ehemals Herrschenden niederhalten,
bis an die Stelle der Herrschaft über Menschen
die Verwaltung von Sachen getreten ist und der
Staat abstirbt.

Wem diese Staatstheorie etwas unterkom-
plex vorkommt, dem ist kaum zu widersprechen.
Doch alles, was sich an komplexeren Überle-
gungen bei Engels findet, ist kontaminiert durch
die ursprüngliche Dezision, die gesamte Ge-
schichte nach dem Basis-Überbau-Schema zu
deuten und Politik in Ökonomie aufgehen zu
lassen. Das schlägt auf alles durch, womit sich
Engels befasst, so auch seine militärhistori-
schen Studien, denen sich in diesem Sammel-
band zwei Autoren, Herfried Münkler und Rüdi-
ger Voigt, widmen. Von daher ist stets zu be-
rücksichtigen, wie sich Engels’ Äußerungen in
seine Klassenkampflogik fügen. Sein 1893 vor-
gebrachtes Plädoyer für militärische Abrüstung
erscheint beispielsweise in anderem Licht, wenn
die hinter dieser Forderung stehende Taktik
enthüllt wird: der sozialdemokratischen Reichs-
tagsfraktion die Ablehnung einer entgegenge-
richteten Regierungsvorlage zu ermöglichen und
die Armee als Repressionsgewalt gegenüber
dem Proletariat zu schwächen (S. 134f.).

Dass Friedrich Engels immer im Schatten
von Karl Marx stand, für dessen Finanzierung
und Sakralisierung er Zeit seines Lebens ge-
treulich sorgte, war wohl der Anlass, ihm einen
eigenen Band in der von Rüdiger Voigt heraus-
gegebenen, verdienstvollen Reihe „Staatsver-
ständnisse“ zu widmen. Das Engels’sche Staats-
verständnis monographisch aufzuarbeiten, wäre
angesichts der geschilderten Ausgangslage si-
cher weniger ergiebig gewesen als es wie hier
multiperspektivisch und so immer wieder zum
Widerspruch herausfordernd zu reflektieren.

Der Band untergliedert sich in zwei Teile, in
dessen erstem die Engels’sche Theorie in sich
dargestellt wird, während im zweiten Teil Ent-
stehungskontext und Rezeption geschildert
werden. Zu Beginn kritisiert Samuel Salzborn an
Engels’ Staatsdenken das utopische Element,
welches seinen erkenntnistheoretischen Ansatz
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konterkariere – womit freilich unterstellt ist, dass
man es bei der Engels’schen Theorie überhaupt
mit Wissenschaft zu tun hat. Frauke Höntzsch
verweist auf das Problem, dass die funktionale
Ungleichheit, die auch im Kommunismus beste-
hen bleiben muss, doch wieder zu Herrschafts-
verhältnissen führen könne. Renate Merkel-
Melis zeichnet die Genese der Engels’schen
Staatsvorstellung nach, die diesen durchaus als
„eigenständige Persönlichkeit“ (S. 76) auswei-
se. Herfried Münkler würdigt Engels als Theo-
retiker des Krieges, nimmt aber zwei grundle-
gende Widersprüche wahr: Der Nachweis, dass
„die Militärverfassung von der Organisation der
Produktionsverhältnisse abhängig sei“ (S. 90),
gelingt im Konkreten eben oft nicht. Wie ande-
rerseits bei der im Kommunismus erhofften
Produktivität das von Engels erwartete Ende
des Krieges möglich werden soll, ist logisch
schwer nachvollziehbar. Rüdiger Voigt beleuch-
tet Engels’ Militärtheorie vor allem im Hinblick
auf dessen Preußenkritik, welche allerdings
auch Elemente von Bewunderung enthielt und
niemals jene Verachtung erreichte, die Marx
und Engels gegenüber den slawischen Völkern
und deren militärischen Fähigkeiten erkennen
ließen.

In Teil 2 grenzt Georg Fülberth die gemein-
sam mit Marx entwickelte Staatskritik von En-
gels’ eigenen Schwerpunkten ab, die primär im
Bereich der Verbreitung der Theorie sowie der
praktischen Umsetzung via Arbeiterbewegung
liegen. Mit welcher Raffinesse hier die Legali-
tätstaktik zur Unterminierung bestehender Staat-
lichkeit genutzt werden sollte, findet allerdings
kein kritisches Wort. In einem schwer verständ-
lichen Beitrag behandelt Eike Hennig Engels’
Hegelkritik. Ingo Elbe unterscheidet in der En-
gels-Rezeption eine staatskritische und eine
staatsaffirmative Variante, die er exemplarisch
an Lenin und Hans Kelsen, also der bolschewis-
tischen und der sozialdemokratischen Position
vorführt. Beide hält er für defizitär, offenbar aber
nicht Engels’ Theorie vom Staat als „ideeller
Gesamtkapitalist“ (S. 155). Diese sieht er in der
„Formtheorie“ (S. 173) besser aufgehoben,
welche die Rechtsform als Mittler zwischen
Warenform und Staatsform begreift und damit
angeblich erklärt, wieso sich der staatliche
Zwangsapparat nicht unmittelbar auf ein kon-
kretes Klasseninteresse zurückführen lässt.
Hans-Christian Petersen schließlich verfolgt an-
hand des Lebens von Valentinovi� Plechanov,
eines der ersten Rezipienten des Marxismus in
Russland und zunächst Mitstreiter Lenins, in-
wieweit auch Engels für diesen von Bedeutung

war. Danach war es nicht zuletzt Engels’ War-
nung vor einer vorzeitigen, das heißt den gesell-
schaftlichen Verhältnissen noch nicht entspre-
chenden Machtübernahme des Proletariats, die
Plechanov an der Taktik der Bolschewisten irre
werden ließ und ihn zu einem Kritiker des ge-
waltsamen Abbruchs der nachrevolutionären
demokratischen Selbstorganisation durch Lenin
machte.

Die Vielfalt der Beiträge, seien sie kritisch
oder eher affirmativ, seien sie systematisch oder
eher historisch, bringt Friedrich Engels dem Le-
ser tatsächlich näher. Was in ihnen sichtbar
wird, ist allerdings auch, welch reduzierte Wirk-
lichkeitswahrnehmung aus einer ideologischen
Vorentscheidung folgt. Das sollte man beden-
ken, wenn man eine Marx- beziehungsweise
Engels- Renaissance herbeisehnt – die Proble-
me der Gegenwart sind mit Einäugigkeit sicher
nicht zu lösen.

Passau  Barbara Zehnpfennig

Traditionen der Selbstbestimmung

Fisch, Jörg (Hrsg.): Die Verteilung der Welt.
Selbstbestimmung und das Selbstbestimmungs-
recht der Völker, 344 S., Oldenbourg, München
2011.

Der vom Zürcher Historiker Jörg Fisch in Zu-
sammenarbeit mit Elisabeth Müller-Luckner he-
rausgegebene Tagungsband setzt sich mit ei-
nem Konzept auseinander, das überaus gut ge-
eignet ist, die Brüchigkeit von Ordnungsvorstel-
lungen sichtbar zu machen. Die vierzehn Beiträ-
ge der Tagungsteilnehmer und -teilnehmerinnen
erlauben eine interdisziplinäre Auseinanderset-
zung mit dem Konzept der Selbstbestimmung
aus völkerrechtlicher, politikwissenschaftlicher,
philosophischer und historischer Perspektive;
sie bieten überdies eine interessante Darstel-
lung, wie unterschiedliche Generationen von
Wissenschaftler/innen mit differenten methodo-
logischen und theoretischen Präferenzen an das
Thema herangehen. Wie Jörg Fisch in seiner
Einleitung festhält, ist „das Selbstbestimmungs-
recht der Feind des Status quo“ (S. XVII). Die
verschiedenen Beiträge folgen den für die Neu-
zeit ebenso prägenden wie ambivalenten For-
derungen nach Selbstbestimmung, die als in
sich widersprüchliche ,Formel‘ verstanden wird.

Die Organisation des Tagungsbandes folgt
einem historisch-chronologischen Narrativ, ein
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wichtiges Anliegen sind die Entstehungsge-
schichte des Selbstbestimmungsrechtes und
die Frage, ob es sich dabei um eine spezifisch
moderne Erscheinung handelt. Dabei ist, wie
der systematische, den Grundlagen gewidmete
Teil I zeigt, eine globale Erfassung des Selbst-
bestimmungsrechtes intendiert. Die Dekoloni-
sierung wird dabei als Drehpunkt von intendier-
ter globaler Reichweite und konzeptionellem
Eurozentrismus diskutiert. Das Buch beginnt mit
Rousseaus Ausführung zur volonté générale,
allerdings in der von Georg Kohler erläuterten
Erweiterung, dass neben dem Verhältnis von
„Ich und Wir“ jeweils auch Formen der Abgren-
zung zwischen „Wir“ und „Ihr“ gedacht werden
müssen. Dieser Bogen wird von Onuma Yasua-
ki in eine „trans-civilizational perspective“ weiter-
gezogen und die Entwicklung des Selbstbe-
stimmungsrechtes als eurozentrisches, durch
die Zäsur der Dekolonisierung geprägtes Mu-
ster vorgestellt. In diesem Rahmen sind die
chronologisch geordneten Kapitel aufgestellt,
die an einzelnen, überlappenden Beispielen das
Spannungsfeld von Fremd- und Selbstbestim-
mung im jeweiligen historischen Kontext disku-
tieren und in einem Ausblick auf die zukünftige
Bedeutung des Selbstbestimmungsrechtes en-
den.

In einem schönen Beitrag zeigt Heinz
Duchhardt die Frühe Neuzeit als Schnittstelle
unterschiedlicher Entwicklungsmodi. Entspricht
der Abtausch von Ländereien einem im 18. Jahr-
hundert üblichen, am Beispiel Lothringen/Tos-
kana vorgestellten dynastischen Vorgehen, so
spielten beim Verkauf der Insel Korsika örtliche
Forderungen nach Selbständigkeit eine zu-
kunftsweisende Rolle. Der Frage nach der Be-
deutung eines noch nicht geprägten Begriffes
widmet sich die detailreiche Untersuchung von
Heinhard Steiger, der nachweist, wie sich zwi-
schen 1789 und 1791 in den Debatten der
französischen Nationalversammlung eine Er-
weiterung der souveraineté du peuple zu einem
außenpolitischen Konzept entwickelte. Auch der
Beitrag von Jörg Fisch ist der begriffsgeschicht-
lichen Phase avant la lettre sowie dem Nach-
weis gewidmet, dass Selbstbestimmung eng an
Dekolonisierung geknüpft ist. Der originelle An-
satz untersucht die „Selbstbestimmung vor der
Selbstbestimmung“ und weist die Herausbildung
der modernen Begrifflichkeit im hispanoameri-
kanischen Kontext nach, wobei die staatliche
Entität durch Sezessionsverbot und Verzicht auf
plebiszitäre Fundierung gesichert wurde.

In Kapitel III stellt mit der „Zeit der Weltkrie-
ge“ die Transformierung der Selbstbestimmung

zu einem kontrovers genutzten, von Lenin wie
Wilson eingesetzten politischen Schlagwort zur
Debatte. In seinem überzeugenden Beitrag zur
„Diskussion um das Selbstbestimmungsrecht
nach dem Ersten Weltkrieg“ schreitet Jost
Dülffer die an das Selbstbestimmungsrecht ge-
knüpften, kontroversen Forderungen und deren
Entstehen in einer chaotischen Nachkriegssi-
tuation ab, die alsbald nach einer Ausbalancie-
rung durch das seinerseits ambivalente Konzept
des Minderheitenschutzes verlangte. Marina
Cattaruzza und Sacha Zala zeigen am Beispiel
von Südtirol und Fiume die komplexe und me-
thodologisch herausfordernde Überlagerung von
regionaler Eigendynamik, italienischen Gebiets-
forderungen und Auflösung eines Vielvölker-
staates. Marc Frey liefert in seinem überzeu-
genden Beitrag zur amerikanischen Außenpolitik
eine kritische Einschätzung Wilsons in der Dar-
stellung der an den Zivilisationsdiskurs ge-
knüpften Vorstellungen von Selbstbestimmung.

Kapitel IV öffnet mit „UNO und Völkerrecht“
den Blick auf die Gegenwart, in der nun weite-
re, die Selbstbestimmung teilweise stützende,
teilweise relativierende Rechtsinstrumente zur
Verfügung stehen. Peter Hilpold diskutiert das
Instrument der humanitären Intervention im Ge-
gensatz zum Gewaltverbot der UN, Ramon Lee-
mann erlaubt mit der Vorstellung von Individual-
beschwerden vor dem UN-Menschenrechtsaus-
schuss eine Innensicht auf den gescheiterten
Versuch, ein individuelles Recht auf Selbstbe-
stimmung operativ zu machen. Auch der folgen-
de Artikel von Hans-Joachim Heintze bestätigt,
dass die Selbstbestimmungsforderung für indi-
gene Völker in der Gegenwart wenig zur Pro-
blemlösung beitrug. Die 2007 verabschiedete,
von NGOs durchgesetzte UN-Deklaration hat
eher zur Wahrnehmung der Probleme beigetra-
gen statt diese zu entschärfen.

Das neueren Ansätzen gewidmete und auf
die Zukunft ausgerichtete Schlusskapitel bestä-
tigt letztendlich, dass das Konzept der Selbst-
bestimmung vor allem geeignet ist, die Viel-
schichtigkeit der Problematik und die Notwen-
digkeit von zusätzlichen Sicherungsmechanis-
men darzulegen. Stefan Wolff untersucht hierzu
die Mechanismen der komplexen Konkordanz-
demokratie und kann zeigen, dass für ethnisch
geteilte Nachkriegsgesellschaften unterschiedli-
che Konfliktlösungsinstrumente kombiniert wer-
den sollten. Kristina Roepstorff schlägt konzep-
tionell eine Verschiebung zentraler Akteursenti-
täten zu einem netzwerkbezogenen Governan-
ce-Ansatz vor. Wolfgang Danspeckgruber baut
ein relationales Matrixmodell, fordert die Einbe-
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ziehung eines globalen Kontextes und die Be-
rücksichtigung der „,Seven G’s of globalization‘:
God, Gold, Gender, Generation, Governance,
Google and Geography“ (S. 325).

Die vielen unterschiedlichen Aspekte der
Selbstbestimmung tragen ebenso zur Bedeu-
tung des vorgelegten Bandes bei wie die unter-
dessen deutlich zunehmenden Neuerscheinun-
gen zu einem Thema, dessen Relevanz in der
Aufarbeitung der verschiedenen Facetten sei-
nes politischen Scheiterns liegt. Eine wissen-
schaftstheoretische Metaebene hätte wohl
nochmals deutlich machen können, was der
Mehrwert einer interdisziplinären Auseinander-
setzung mit dem Thema darstellt, zumal die dis-
ziplinäre Herkunft der Beiträge in Struktur und
Argumentation deutlich ersichtlich ist. Das
Thema ist nahezu ideal, um angesichts des Un-
gleichgewichts zwischen normativem Anspruch
und fehlenden stabilen Definitionen methodolo-
gisches Neuland und relationale Konzepte zu
testen und überdies nach der Historizität des
Selbstbestimmungsrechtes zu fragen: Unter
welchen Umständen und von welchen Akteuren
auch immer Selbstbestimmung gefordert wurde,
das Vorhandensein oder die Erfindung entspre-
chender Traditionen zieht sich, wie in diesem
Band ersichtlich, als deutlich erkennbarer roter
Faden durch die Neuzeit.

Basel  Madeleine Herren-Oesch

Geschichte des Internationalismus

Mazower, Mark: Die Welt regieren. Eine Idee
und ihre Geschichte von 1815 bis heute, 464
S., Beck, München 2013.

Auf welche Weise entwickelten sich verschie-
dene philosophische Theorien und politische
Praktiken der internationalen Kooperation über
einen Zeitraum der letzten zweihundert Jahre
und welche Konsequenzen für die heutige Welt
lassen sich daraus ableiten? Diesen spannen-
den Fragen widmet sich der britische Historiker
Mark Mazower, Leiter des Center for Internatio-
nal History an der Columbia University in New
York und Autor zahlreicher preisgekrönter Bü-
cher, in seinem neuesten Werk. In „Die Welt
regieren. Eine Idee und ihre Geschichte“ ent-
wirft Mazower eine an Detailwissen beeindru-
ckende und in seinem Stil hervorragend lesbare
Geschichte des Internationalismus vom Wiener
Kongress 1815 bis zur andauernden Finanzkrise

des 21. Jahrhunderts. Sein Ziel ist dabei nicht
eigene alternative Visionen einer organisierten
Kooperation zwischen den Nationen anzubieten,
sondern die geschichtliche Entfaltung beste-
hender Versionen zu analysieren und „zu zeigen,
wie einige von ihnen mithilfe der Institutionen,
die sie inspirierten, Realitäten geschaffen ha-
ben, und letztlich zu fragen, was von ihnen
heute geblieben ist“ (S. 9f.). Methodisch ver-
bindet Mazower elegant einen ideengeschichtli-
chen Zugriff mit einer Institutionengeschichte
und den Biographien von für den Internatio-
nalismus zentralen Figuren, die zum Teil in der
Historiographie bisher wenig Beachtung fanden.
Seine Perspektive konzentriert sich dabei, wie
er einleitend unumwunden einräumt, auf euro-
päische und amerikanische Akteure, die seiner
Meinung nach ursprünglich für das Entstehen
des institutionellen und konzeptuellen Apparats
verantwortlich waren (S. 14).

Der Inhalt des Buches gliedert sich in zwei
große chronologisch angeordnete Blöcke. Teil I
widmet sich unter dem Titel „Das Zeitalter des
Internationalismus“ der Zeitspanne vom Entste-
hen der Wiener Ordnung 1815 bis zum Aus-
bruch des Zweiten Weltkriegs 1939 und dem
damit verbunden Zusammenbruch der Pariser
Ordnung. Anschaulich beschreibt Mazower darin
wie sich in verschiedenen Bereichen, beispiels-
weise der Friedensbewegung, der Völkerrechts-
lehre, der Technik und der Wissenschaft, For-
men der internationalen Kooperationen heraus-
kristallisierten und welche Internationalismen
sich darüber auszuprägen begannen. Eine stär-
kere Berücksichtigung humanitärer transnatio-
naler Netzwerke wie zum Beispiel das der Aboli-
tionisten wäre an dieser Stelle sicherlich noch
eine sinnvolle Ergänzung. In Hinsicht auf ent-
stehende Ordnungsmodelle thematisiert der Au-
tor ausführlich verschiedene Konzepte wie die
Vision eines Internationalismus der National-
staaten von Giuseppe Mazzini, die von Richard
Cobden propagierte Idee des Freihandels und
die von Karl Marx initiierte Variante des soziali-
stischen Internationalismus. Mazower gelingt es
darüber hinaus kritisch zu zeigen, wie eng die
Idee der internationalen Kooperation mit den
Vorstellungen einer vermeintlichen zivilisatori-
schen Überlegenheit der europäischen Staaten
verflochten war, woraus diese ihren Anspruch
und die Legitimation einer außereuropäischen
imperialen Machtausübung ableiteten. Die Aus-
führungen zur Völkerrechtsentwicklung (S. 83ff.)
und zum Mandatssystem des Völkerbunds
(S. 176ff.) sind in dieser Hinsicht besonders er-
hellend.
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Im zweiten Teil des Buches, der den Zeit-
raum von 1940 bis heute abdeckt, vollzieht Ma-
zower einen Perspektivwechsel. Anstelle der
europäischen Staaten richtet er nun, wie der
Titel „Weltherrschaft auf Amerikanisch“ schon
ankündigt, sein Augenmerk auf die Vereinigten
Staaten von Amerika und deren ambivalentes
Verhältnis zum Konzept internationaler „go-
vernance“. Ausgehend von der Atlantik Charta
von 1941 beschreibt er facettenreich die zen-
trale Rolle der USA beim Aufbau des Systems
der Vereinten Nationen und dem damit verbun-
denen Versuch, eine Art „New Deal“ für die
Welt in der Nachkriegszeit zu etablieren. Im be-
ginnenden Kalten Krieg konstatiert Mazower,
dass die internationalen Institutionen für Wa-
shington zu einem unentbehrlichen Komplizen
und wesentlichen Instrument wurden, um die er-
rungene Weltmachtstellung abzusichern (S. 226).
Die Dekolonisation stellt für ihn nicht nur den
welthistorischen Höhepunkt der UNO dar, son-
dern markiert aufgrund der veränderten Zu-
sammensetzung durch die Aufnahme ehe-
maliger Kolonien als Neumitglieder auch eine
entscheidende Zäsur im Verhältnis der USA zu
den Vereinten Nationen ab den 1970er Jahren
(S. 281).

Aufgrund der insgesamt sehr dichten Be-
schreibung der internationalen Politik seit 1945
sowie der Beschäftigung mit einer enormen
Themenpallette, die bis zur aktuellen internatio-
nalen Finanzkrise reicht, drohen an manchen
Stellen die Konturen etwas zu verschwimmen
und die klaren Leitfragen in den Hintergrund zu
rücken. Einige Aspekte des Buches werden zu-
dem in der Geschichtswissenschaft gerade
kontrovers diskutiert. Zum Beispiel wird der
ausschließlichen Akzentuierung der Menschen-
rechtsentwicklung seit den 1970er Jahren
(S. 325ff.) eine längere Geschichte der Men-
schenrechte gegenübergestellt, während die
alleinige Verortung des Konzepts der humani-
tären Intervention erst nach dem Ende des
Kalten Kriegs (S. 383ff.) mit dem Verweis auf
Interventionsfälle im Zeichen der Humanität im
19. Jahrhundert ernsthaft in Frage gestellt wird.
Diese kritischen Anmerkungen schmälern aber
keineswegs den positiven Gesamteindruck ei-
nes Buches, das einen sehr wichtigen Beitrag
zur Geschichte des Internationalismus liefert und
sicherlich weitere fruchtbare Diskussionen an-
stoßen wird. Mazowers unverkennbarer Schreib-
stil macht das Buch zudem zu einem Lesever-
gnügen besonderer Güte und ist daher einer

breiteren Leserschaft auch außerhalb der aka-
demischen Welt wärmstens zu empfehlen.

Mainz  Fabian Klose

Beitrag zu politikwissenschaftlichen
Krisentheorien

Samuels, Richard: 3.11. Disaster and Change
in Japan, 274 S., Cornell UP, Ithaca, NY 2013.

Führen schwere Krisen in einer Gesellschaft zu
institutionellem Wandel? Dieser Frage widmet
sich Richard Samuels, Massachusetts Institut of
Technology, hinsichtlich des Erdbebens vom
März 2011 in Japan. Bereits nach kurzer Zeit
war eine Vielzahl von Beiträgen erschienen, die
aber nur wenig über die Langzeitfolgen der Kri-
se sagen konnten; exemplarisch seien hier die
Titel von Johannes Hano (2011) oder Florian
Coulmas/Judith Stalpers (2011) genannt. Zwei
Jahre nach „3.11“ fragt Samuels nun, ob die
Krise überhaupt zu institutionellem Wandel in
Japan geführt habe. Damit hinterfragt er Theo-
rien der Institutionenforschung, die eine Kausa-
lität zwischen Krise und Wandel sehen. Dazu
analysierte der Autor einen umfangreichen Kor-
pus an Zeitungsartikeln, Regierungspapieren
und Interviews mit relevanten Akteuren aus Po-
litik, Militär, Wirtschaft, Bürokratie und Zivilge-
sellschaft.

Den Kern der Publikation bildet die Analyse
der Effekte von „3.11“ auf Sicherheitsinstitutio-
nen, Energiepolitik und staatliche Institutionen.
Samuels weist mittels einer Analyse relevanter
Akteure überzeugend nach, dass sich im Dis-
kurs um „3.11“ drei Diskursfäden finden lassen.
Einige Beteiligte fordern schnelle Veränderung,
beispielsweise die Normalisierung des Militärs
oder den Ausstieg aus der Atomenergie. Diese
Stoßrichtung nennt der Verfasser „put in a gear“
(„einen Gang hochschalten“). Die zweite Ak-
teursgruppe verstehe die Krise als Warnzeichen
für fehl gelaufene Entwicklungen und plädiere
für die Rückkehr zu einer besseren, idealeren
Vergangenheit. Dies nennt Samuels „back to
the future“ („zurück in die Zukunft“). Die meis-
ten Beteiligten hingegen sähen im Krisenmana-
gement alle bestehenden Institutionen bestätigt:
Das Militär hätte aufgrund seiner bereits beste-
henden Struktur effizient gehandelt; die Ener-
giesicherheit Japans wiege schwerer als die
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Angst vor weiteren Unglücken, die kommunale
Selbsthilfe beweise, dass das System funktio-
niere. Dies fasst der Autor als „stay the course“
(„den Kurs halten“) zusammen.

Samuels kommt zu dem Schluss, dass es
wegen „3.11“ im Verhältnis des Staats zum Mi-
litär, in der Energiepolitik und in der Beziehung
zwischen kommunaler und nationaler Ebene nur
kleine Veränderungen gegeben habe. Auch lin-
ke Bürgermeister hätten das Militär um Hilfe
gebeten und es gäbe neue Kooperationen zwi-
schen zivilen und militärischen Behörden. Auf
kommunaler Ebene genieße die Idee der lokalen
Energieversorgung Aufwind. Die dreifache Ka-
tastrophe hatte laut Samuels zur Folge, dass
Gemeinden bilaterale Abkommen zur gegensei-
tigen Hilfe im Katastrophenfall geschlossen
hätten, die teilweise bereits zu größeren Netz-
werken gewachsen seien. Der große Wandel
sei aber in allen drei Bereichen ausgeblieben.

Warum gab es keinen Wandel? Dazu zitiert
Samuels einen japanischen Politiker mit der
Aussage: „3.11 sind zwanzigtausend Menschen
zum Opfer gefallen, aber in Japan begehen
jährlich dreißigtausend Selbstmord. Wie solle
man erwarten, dass das Erdbeben einen Wan-
del wie nach dem Zweiten Weltkrieg auslösen
würde?“ (S. 180). So kommt Samuels zu dem
Ergebnis, dass ein gesellschaftlicher Wandel,
den einige politologischen Modelle nach einer
solchen Krise erwarten würden, ausblieb, weil
Akteure den Diskurs dominierten, die diesen
Wandel aus unterschiedlichen Gründen ab-
lehnten. Der Autor schlussfolgert daher, dass
auch große Krisen wie „3.11“ keineswegs
grundsätzlich Veränderungen in der Gesellschaft
bewirken müssen.

Das erste Kapitel bietet einen spannenden
Überblick über die ersten Minuten nach dem
Erdbeben. Dies findet sich aber auch in ande-
ren Arbeiten. Das dritte Kapitel verortet „3.11“
auf eine spannende Weise historisch, ist für die
Hauptthese aber nicht zentral. Enttäuschend ist
das Fazit, dass die wirklichen Folgen von „3.11“
immer noch nicht abzusehen seien. Diese ehrli-
che Schlussfolgerung ist aber auch der einzige
Wermutstropfen. Denn vor allem sind Samuels
Quellen beeindruckend. Es ließe sich zwar kri-
tisch diskutieren, ob eine Google-Recherche die
beste Methode für eine Diskursanalyse ist.
Doch dies stellt nicht die Basis der Empirie dar.
Bemerkenswert sind die Interviewpartner, die
Samuels mit einzigartigen Informationen ver-
sorgten. Dies ist das Alleinstellungsmerkmal
dieses Buchs und macht es anderen Arbeiten
überlegen. Samuels verfügt über einmalige

Netzwerke in Politik, Militär und Wirtschaft. An-
dere Forscher haben es schwer, mit vergleich-
baren Quellen aufzuwarten. Mit dieser Publika-
tion bietet Samuels daher einen wichtigen Bei-
trag zu politikwissenschaftlichen Krisentheorien
und löst „3.11“ damit endlich aus einer japan-
zentrischen Diskussion.

Berlin  Julian Plenefisch

Zwischen Demokratie und
Dekolonisation

Dabashi, Hamid: The Arab Spring. The End of
Postcolonialism, 272 S., ZED, London/New
York 2012.

Die Protestwellen, die sich seit Anfang 2011 in
weiten Teilen des arabischsprachigen Raumes
erstrecken, haben nicht nur die regierenden
Diktaturen in ihrer Jahrzehnte langen Autokratie
erschüttert, sondern auch die herrschenden,
westlichen Urteile über die ‚arabischen Völker‘
in Frage gestellt. Galten diese aus westlicher
Sicht lange als apolitisch, schicksalsgläubig und
gefangen in längst überkommenen, kulturellen
Eigenheiten und religiösen Fundamentalismen,
so haben die Aufstände von Tunesien über
Ägypten bis hin nach Bahrein, Jemen und Sy-
rien bewiesen, dass breite Bevölkerungsschich-
ten bereit sind, sich den Panzern und Snipern
der diktatorischen Regime zu stellen, um für ihre
politischen Partizipations- und Inklusionsrechte
zu kämpfen. Das ist die einleitende Feststel-
lung, von welcher ausgehend Hamid Dabashi
seine Lesart der Umbrüche im Maghreb und im
Nahen Osten – bekannt unter der Metapher
‚Arabischer Frühling‘ – unternimmt. Dabashi kri-
tisiert in den ersten Kapiteln (S. 1–89) die Nar-
rative und Deutungsmuster westlicher Beob-
achter, die er als vom Orientalismus geprägt
charakterisiert. Anhand einer beeindruckenden
Fülle an Zitaten, Anekdoten, Zeitungsartikeln
und wissenschaftlichen Abhandlungen zeigt Da-
bashi auf, welche (Fehl)Interpretationen die
Proteste gekannt haben. Neben der immer wie-
der auftauchenden Ansicht, es habe sich nicht
um genuin politische Proteste gehandelt, son-
dern lediglich um die Forderung nach besseren
Lebensbedingungen, dekonstruiert Dabashi auch
die weit verbreitete Meinung, dass die Bevöl-
kerung Nordafrikas und des Nahen Ostens
Demokratie-‚unfähig‘ oder -‚unwillig‘ sei.
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Dabashi hingegen interpretiert die Proteste
zunächst im weitesten Sinne als kollektive Akte
der Überwindung: Überwindung von festgeleg-
ten Identitäten sowie rassistischen, ethnischen
oder religiösen Zuschreibungen. Er weist dabei
darauf hin, dass nahezu die gesamte arabische
Welt – aber in erster Linie die Länder, in denen
die Proteste am intensivsten ausgebrochen sind
– eine koloniale Vergangenheit hat. Vor diesem
Hintergrund liest Dabashi die Aufstände, Re-
volten und Revolutionen in den verschiedenen,
mehrheitlich arabischen Ländern als Versuch,
sich von postkolonialen Ideologien und Narrati-
ven zu emanzipieren, die als Antithese zum Ko-
lonialismus formuliert wurden, seine Überwin-
dung allerdings nie erreicht haben, blieben sie
doch immer auf ihn bezogen. Die Entität ‚der
Westen‘ ist für die postkoloniale Ideologiebil-
dung und damit einhergehend auch für das
Selbstverständnis postkolonialer Staaten kon-
stitutiv, entnimmt man sie, so entleert man die
Ideologie gleichzeitig ihres inhaltlichen Kerns.
Der sogenannte ‚Dritte-Welt-Sozialismus‘, der
antikoloniale Nationalismus und der militante Is-
lamismus sind, nach Dabashi, als Antwort auf
die koloniale Moderne zu verstehen (S. 159).
Den postkolonialen Ideologien kommt dabei ei-
ne ambivalente Rolle zu: Zum einen haben sie
die antikolonialen Befreiungskämpfe inspiriert,
zum anderen haben sie jedoch gleichermaßen
zur Etablierung der Diktaturen nach dem Abzug
der europäischen Mächte beigetragen (S. 13).
Die Befreiung vom europäischen Imperialismus
hatte demgemäß eine Art ‚zweite Kolonialisie-
rung‘ durch politisch-militärische Eliten zur Fol-
ge, die analog zu den Mechanismen des euro-
päischen Kolonialismus die Exklusion der Bevöl-
kerung aus jeglichen politischen Entscheidungs-
gebungsprozessen, eine nepotistische, wirt-
schaftliche Ausbeutung des Landes und eine
arbiträre sowie politisch abhängige Justiz be-
deuteten. Die Protestwelle 2011 begreift Da-
bashi als Ende der Ära des Postkolonialismus
als epistemische Bedingung und Modus jegli-
cher Ideologiebildung, da sich die regimekriti-
schen Positionen der Demonstranten jenseits
der Binarität von pro- oder anti-westlichen Hal-
tungen bewegen (S. 155, 160). Auf ‚den Wes-
ten‘ wird lediglich bezüglich der westlichen Un-
terstützung diktatorischer Regime referiert, je-
doch steht er selbst nicht im zentralen Fokus
der Kritik. Daraus leitet Dabashi ebenfalls ab,
dass die Proteste post-ideologisch seien, da sie
aus dem kolonialen Modus, Kontext und Be-
griffen der Wissensproduktion ausbrechen
(S. 139).

Dabashis Post-Ideologiebegriff ist jedoch
auf zwei Ebenen problematisch. Auf der theore-
tischen Ebene überzeugt der Begriff nicht ganz,
da sich Ideologien nicht ausschließlich durch
ihre Referenz auf ‚den Westen‘ als Feindbild
definieren lassen, was zudem bedeute, dass
sich westliche Ideologien auch nicht mehr als
solche identifizieren lassen. Auf der empirischen
Ebene ist es schlichtweg unzutreffend, dass die
arabischen Proteste un- oder post-ideologisch
seien, im Sinne eines Endes jeglicher Ideologien
als Motor politischer Handlungen. Dabashi gibt
ferner selbst zu, dass einige Anhänger der post-
kolonialen Ideologien, die er als passé dekla-
riert, wie beispielsweise die sogenannten ‚Drit-
te-Welt-Marxisten‘ oder Islamisten, ebenso in
den Aufständen involviert sind. Es lässt sich
vermuten, dass Dabashi anhand dieses Begriffs
eher darauf hinweisen wollte, dass die politische
Mobilisierung der Proteste keine rein ideologi-
sche Fundierung hatte oder nicht eindeutigen
ideologischen Lagern zuzuordnen ist, da eine
breite Bevölkerungsschicht in der arabischen
Welt ohne politische Erfahrung oder ideologi-
sche Implikation gegen die diktatorischen Regi-
me manifestiert. Irritierend ist ebenfalls, dass
Dabashi bezüglich seines Argumentes des Ende
des ‚Post-Kolonialismus‘ angibt: „This judgment
is based on an argument that I have carefully
constructed over a period of almost thirty
years [...]. It didn’t suddenly dawn on me when I
saw Hosni Mubarak packing his belongings“
(S. 155). Das erweckt teilweise den Anschein,
er sei nicht aus der Analyse der Aufstände in
der arabischen Welt zur Theoretisierung dieser
gekommen, sondern habe eher sein theoreti-
sches Raster auf die Geschehnisse gelegt.

Dabashis Revolutionsbegriff scheint von ei-
nem radikaldemokratischen Verständnis von Po-
litik inspiriert zu sein. So betont er vielmals, dass
er unter Revolution einen offenen, unabge-
schlossenen und ‚ergebnislosen‘ Prozess ver-
steht, der nicht zwangsläufig im plötzlich herbei-
geführten, politischen Umsturz im Sinne einer
‚Stunde Null‘ mündet und grenzt ihn stark vom
Begriff der „total revolution“ ab, den er in den
Schriften Negris/Hardts verortet (S. 168). Lei-
der bleibt an dieser Stelle trotz der Fülle an he-
rangezogenen Theorien (von Rousseau, Hegel,
Marx, Trotsky über Foucault, Arendt, Butler bis
hin zu Badiou und vielen anderen) Dabashis ei-
gene theoretische Positionierung etwas unklar.
Zwar bezieht er sich auf die Diskussion Arendts
der Amerikanischen und Französischen Revolu-
tion und steht ihrer Trennung des Sozialen und
des Politischen durchaus affirmativ gegenüber.
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Jedoch macht er nicht genügend deutlich, in-
wieweit diese Arendtsche Annäherung für das
Verständnis der politischen Umbrüche in der
arabischen Welt förderlich ist, zumal sich, sei-
nen eigenen Ausführungen zufolge, die Be-
deutung der sozialen Bedingungen und Forde-
rungen für die Emergenz der Revolten nicht be-
streiten lässt (S. 246). Die stellenweise man-
gelnde Trennschärfe seines Revolutionsbegriffs
wird vor allem durch den fehlenden Länderfokus
verstärkt, da Dabashi die Aufstände in den ver-
schiedenen, arabischen Ländern eher im Sinne
einer Logik eines Phänomens diskutiert und
weniger auf die Länderspezifika eingeht. Dem-
entsprechend verwendet er mal den Begriff der
Revolution (Tunesien, Ägypten, stellenweise
Syrien), mal den des Aufstandes (Libyen), mal
den der Proteste (Yemen, Bahrein).

Dabashi hat mit „The Arab Spring“ eine sehr
interessante Monographie vorgelegt, die von ei-
ner tiefgründigen und langjährigen Reflexion
über die arabische Kultur, Sprache, Politik und
Geschichte zeugt. „The Arab Spring“ stellt so-
wohl eine bedeutsame Einführung in den Dis-
kurs der arabischen, politischen Imaginationen
als auch in die westliche Perspektive auf Nord-
afrika und den Nahen Osten dar.

Aachen/Paris  Nabila Abbas

Terror als Konglomerat von Handlungen

Getoš, Anna-Maria: Politische Gewalt auf dem
Balkan. Schwerpunkt Terrorismus und Hasskri-
minalität. Konzepte, Entwicklungen und Analy-
sen, 330 S., Duncker & Humblot, Berlin 2012.

Anna Getoš beschäftigt sich mit Grundlagenfra-
gen zur politischen Gewalt in Form von Terro-
rismus und Hasskriminalität. Im Zentrum stehen
dabei die Radikalisierungsprozesse, die Men-
schen so verändern, dass sie zu entsprechen-
den Gewalttaten fähig sind. Nicht die Ursachen,
sondern die Prozesse, Formen und Ziele von
Gewalt stehen im Mittelpunkt ihres Interesses.
Sie möchte nichts weniger als eine dichte Be-
schreibung von Gewalt, wie es Trutz von Trotha
bereits 1997 gefordert hat, als er für eine neue
Gewaltforschung plädierte. Getoš bezieht sich in
ihrer Arbeit explizit auf diesen Ansatz und macht
ihn sich zum Vorteil der Analyse zu eigen.

Gegliedert ist die Arbeit sehr übersichtlich in
fünf Teile, von denen 140 Seiten zu Recht den

Fallanalysen gewidmet werden. Kapitel 1 be-
schäftigt sich mit konzeptionellen Ausgangs-
überlegungen, Kapitel 2 stellt die Forschungs-
thesen vor, Kapitel 3 den Forschungsstand. Ka-
pitel 4 präsentiert die Fallanalysen und das ab-
schließende Kapitel liefert ein kurzes Fazit von
drei Seiten, welches sehr knapp, wenn auch
präzise die wichtigsten und nötigsten Schlüsse
zieht. Die Autorin schließt mit dem Satz, dass
ein guter Wissenschaftler immer in der Lage
sein müsse, sich selbst Grenzen zu setzen und
innerhalb dieser Grenzen etwas Definitives zu-
stande zu bringen. Das ist Getoš zwar nur zum
Teil gelungen. Dennoch ist die Studie entspre-
chend der Ansprüche der Autorin mehr als be-
friedigend.

Die geführten Interviews bilden das Herz-
stück der Arbeit und sind ihr eigentlicher Schatz,
auch darüber hinaus. Interviews mit Gewalttä-
tern und Terroristen sind in dieser Art selten
und daher schon beachtenswert und sehr be-
eindruckend. Darüber hinaus sind sie als Mate-
rial hoch spannend und geben Einblicke, von
denen es in dieser Art von Forschung zu wenige
gibt. Terror (das gilt auch für Hasskriminalität)
ist wie so vieles andere auch nicht ausschließ-
lich eine politische Kategorie, die sich in Geset-
zen, politischen Maßnahmen oder gegenseitigen
Anschuldigungen ausdrückt, sondern eine
Handlung oder eine Konglomerat von Handlun-
gen Einzelner oder eines Kollektivs. Das wird in
den Interviews deutlich und macht sie so wert-
voll. Entscheidungen, Gefühle, Missgeschicke,
die Dynamik und das Wie von Gewalt werden
greifbar, augenscheinlich und nachvollziehbar.
Es werden außerdem Legitimationsstrategien
sichtbar – denen sich die Autorin leider zu wenig
widmet. Gleichzeitig wird deutlich, dass Terror
und Hasskriminalität in den dargestellten For-
men nicht einfach so passieren, sondern gelernt
und eingeübt werden müssen – nicht nur als
Technik, sondern auch als Gedanke und somit
als Wille. Radikalisierung passiert schleichend.
Genaue Gründe sind im Einzelfall, aber nicht
unbedingt generell auszumachen. Dazu ist das
Spektrum individueller Gründe viel zu groß. Ge-
toš kommt das Verdienst zu, genau das mit ihrer
Analyse veranschaulicht zu haben. Sie schreibt
gewissermaßen eine Mikro-Soziologie der Ge-
walt und verknüpft diese Ebene mit den kultu-
rellen Bedingungen (Meso-Ebene) sowie mit
den noch darüber liegenden Strukturen auf ei-
ner Makro-Ebene. Die Autorin beschreibt in der
Analyse sehr anschaulich, was der Soziologe
Randall Collins (2008) die „dirty little secrets of
violence“ nennt. Aufgrund dieser Beschreibun-
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gen, der darauf aufbauenden Analyse und der
argumentativen Stringenz lohnt sich das Buch.

Leider hat die Arbeit auch einige Schwä-
chen, die den Lesegenuss ein wenig schmä-
lern. Das Buch will zu viel. In den konzeptionel-
len Ausgangsüberlegungen (Kapitel 1) werden
alle notwendigen Begriffe erläutert, geklärt und
einer gründlichen Diskussion unterzogen. Dabei
wird immer wieder auf andere Modelle verwie-
sen, diese werden erläutert und mit Graphiken
dargestellt. Die beschriebenen Phänomene sind
zwar aufeinander bezogen, dennoch fällt es
schwer, den Überblick zu behalten. Beispiels-
weise wird nicht ersichtlich, wie das Konzept ei-
ner allgemeinen Gewaltphänomenlogie (S. 29),
die Vorstellung von „Terror als kommunikative
Gewalt“ (S. 33), der Begriff „Gewaltzyklus“
(S. 48) und das Definitionsmodell zu Terror und
Terrorismus (S. 57) zueinander stehen, ob Dop-
pelungen enthalten sind oder welches den Aus-
schlag geben soll.

Auch wird Getoš’ Definition von Terrorismus,
die dem Stand der Forschung entsprechend um-
fangreich ist, getragen von einer teils unter-
schwellig, teil offen mitlaufenden normativen Auf-
ladung von Terror als Kriminalitätsphänomen.
Dadurch tritt die Autorin ihren Untersuchungs-
objekten mit einem gewissen Vorbehalt entge-
gen. Das ist nicht verwerflich, aber dadurch las-
sen sich nicht alle Möglichkeiten ausschöpfen,
um in den Fallanalysen die Motive und Legitima-
tionsmuster der Interviewten herauszuarbeiten.

Obwohl der Titel schwer zu lesen ist und ei-
nige Längen hat, ist er eine Lektüre wert. Getoš
liefert eine dichte, hoch interessante Analyse zu
Terrorismus und Hasskriminalität. Allein das
empirische Material ist beeindruckend, für die-
ses Themenfeld selten und daher wichtig. Da
die Arbeit zwischen einer rechtlich-empirischen
Beurteilung und einer sozio-politischen Analyse
der Gewalt anhand empirischen-dokumentari-
schen Materials angesiedelt ist, fällt es schwer,
auf einen Blick das Wesentliche zu erkennen.
Manches hätte gekürzt oder ausgelassen wer-
den können – es hätte die sehr gute Analyse
nicht beeinträchtigt. Aber vielleicht ist das das
Schicksal von Doktorarbeiten, deren Form stark
von der Arbeitssituation der Schreibenden ab-
hängig ist. Für die zukünftige Diskussion über
Terror und Hasskriminalität ist vor allem die
Herangehensweise der Autorin und ihr Umgang
mit dem Material von hoher Bedeutung, bei-
spielsweise um in vergleichender Perspektive
andere Kontexte zu untersuchen.

Hamburg  Nils Zurawski

Wissenschaftliche Pionierleistung

Hentges, Gudrun: Staat und politische Bildung.
Von der „Zentrale für Heimatdienst“ zur „Bun-
deszentrale für politische Bildung“, 493 S., VS,
Wiesbaden 2013.

In ihrer historisch ausgerichteten politikwissen-
schaftlichen Studie untersucht die Fuldaer Poli-
tikwissenschaftlerin die Frühgeschichte der
Bundeszentrale für politische Bildung. Diese
stellt heute einen kaum mehr wegzudenkenden
Akteur und Dienstleister der politischen Bildung
und Politikvermittlung dar und ist als Informa-
tionsbörse für politische und zeitgeschichtliche
Themen und Fragestellungen allgemein aner-
kannt. 1952 wurde die Institution als „Bundes-
zentrale für Heimatdienst“ gegründet. Begrifflich
suchte die Einrichtung zunächst den Anschluss
an die gleichnamige „Reichszentrale“ der Wei-
marer Republik, offenbar ohne dass diese Na-
mensgebung kritisch hinterfragt worden wäre.
Schließlich war die „Reichszentrale“ eher eine
Propagandastelle der jeweiligen Reichsregie-
rung und keineswegs eine neutrale Stelle zur
Förderung eines demokratischen staatsbürgerli-
chen Bewusstseins. Die Errichtung der Institu-
tion in der jungen Bundesrepublik ist zunächst
im Kontext US-amerikanischen Bemühungen
nach Reeducation und Reorientation zu veror-
ten. Allerdings wurde die konkrete Ausrichtung
und Ausgestaltung der neuen Zentrale von Be-
ginn an widersprüchlich und kontrovers disku-
tiert und umgesetzt. Hauptsächlich setzte sich
ein Konzept politischer Bildung durch, das vor
allem die Einsicht in die Funktionsweise des
parlamentarisch verfassten Staates zum Ziel
hatte und sich mit der Förderung von Demokra-
tie als Lebensform nur am Rande beschäftigte.
Widmete sich die Bundeszentrale in ihren An-
fangszeiten durchaus auch schwerpunktmäßig
der Aufarbeitung der NS-Vergangenheit, so
determinierte bald der einsetzende Kalte Krieg
die Ausrichtung der bildungspolitischen Arbeit.
Seit Mitte der 1950 Jahre prägte die „Bekämp-
fung kommunistischer Bestrebungen“ Programm
und Praxis der Bundeszentrale. Es ging nun
vorrangig um „Widerlegung des Marxismus-Le-
ninismus“, um „antikommunistische Unterrich-
tung und Schulung“ gesellschaftlicher Multiplika-
toren und um „antikommunistische Aufklärung
und Werbung mit Massenwirkung“ (S. 344f.).
Es nimmt kaum Wunder, dass hierbei zahlreiche
ehemalige NS-Propagandisten und bewährte
vormalige ‚Ostforscher‘ ein neues Betätigungs-
feld finden konnten. „Die Dominanz der Thema-
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tisierung“ tatsächlicher oder vermeintlicher kom-
munistischer Gefahren, „war immer auch be-
gleitet von Feindbildkonstruktionen“ (S. 448).
Allerdings blieb der Paradigmenwechsel nicht
ohne Widerspruch, wobei die Kontroversen um
die Ausrichtung der Zentrale der Öffentlichkeit
stets verborgen blieben und nur innerhalb und
zwischen der beteiligten Ministerien und Einrich-
tungen ausgetragen wurden. Zeitlich schließt
die Studie mit den frühen Sechziger Jahren, als
1963 die „Zentrale für Heimatdienst“ in „Bun-
deszentrale für politische Bildung“ umbenannt
wurde. Eine tatsächliche inhaltliche Zäsur stellte
die Umbenennung indes nicht dar. Die Moder-
nisierung der politischen Bildung setzte sich in
der Folgezeit erst allmählich und verstärkt im
Zuge der gesellschaftlichen Modernisierung der
Bundesrepublik in den späten 1960er Jahren
durch.

Gudrun Hentges hat eine differenziert ar-
gumentierende, flüssig geschriebene, material-
reiche und quellengesättigte Studie vorgelegt,
die weit mehr als eine Institutionsgeschichte ei-
ner nachgeordneten staatlichen Einrichtung
darstellt. Vielmehr erhält der Leser viele interes-
sante Einblicke in die politische Kultur der jun-
gen Bundesrepublik und in die kontroversen
Auseinandersetzungen um politische Deutungs-
hoheiten und Einflussnahmen verschiedenster
Art. Abgerundet wird die Arbeit durch ein Ab-
kürzungsverzeichnis, ein Quellen- und Literatur-
verzeichnis und ein Personenregister.

Der Wertung Christoph Butterwegges in
seinem Vorwort, dass das Werk „ohne Übertrei-
bung“ eine „wissenschaftliche Pionierleistung“
darstelle und „ganz neue Maßstäbe im Hinblick
auf die Erforschung der (west)deutschen Insti-
tutionengeschichte im Bereich der politischen
Bildung“ setze (S. 7), kann sich der Rezensent
nur anschließen.

Potsdam  Christoph Kopke

Die Rolle von Thinktanks in
der Außenpolitik

Parmar, Inderjeet: Foundations of the American
Century. The Ford, Carnegie, and Rockefeller
Foundations in the Rise of American Power,
356 S., Columbia UP, New York 2012.

Bei allem, was die internationale Historiographie
inzwischen über die großen amerikanischen
Stiftungen weiß, liegt bislang noch keine über-

zeugende Gesamtdarstellung zum 20. Jahr-
hundert vor. Umso mehr muss Parmars neues-
tes Buch interessieren, das die „influence of
American foundations on U.S. foreign affairs
from the 1930s to the ‚war on terror‘“ (S. 2)
untersucht. Die Stiftungen gelten als lange un-
terschätzte Hauptagenten der Außenpolitik und
des Aufstiegs der USA zur Weltmacht, die sie
inneramerikanisch und mit weltweiter „cultural
and intellectual penetration“ (ebd.) von der soft
power-Seite her flankierten. Die besondere
Macht der Stiftungen ist Parmar zufolge doppelt
begründet: Sie resultiert zum einen aus ihrer
engen Allianz und personellen Verflechtung mit
dem amerikanischen Staat und dem „big busi-
ness“ (S. 18 u. ö.) und zum anderen aus ihrer
hochgradig erfolgreichen Taktik globaler Netz-
werkbildung in für die USA strategisch wichti-
gen Weltregionen (S. 6f., 11). Auf diesem We-
ge animierten beziehungsweise nötigten die
Stiftungen ein weltweites ökonomisch-politisch-
kulturelles Establishment dazu, das vermeintlich
gemeinsame Projekt einer amerikanisch inspi-
rierten „capitalist ‚modernization‘“ (S. 7 u. ö.)
voranzutreiben und demgegenüber nationalisti-
sche oder kommunistische Gegenprojekte aus-
zubremsen.

Der Akzent der Darstellung liegt klar auf der
Periode des Kalten Krieges (Kap. 4 bis 7), die
gerahmt wird von summarischen Untersuchun-
gen der Phase ab 1930 (Kap. 3) und nach
1990 (Kap. 8). Vorgeschaltet ist eine kollektiv-
biographische Skizze der Philanthropen (Kap.
2). In jedem dieser Kapitel zeigt Parmar, wie die
Stiftungen durch die gezielte Forschungsförde-
rung spezifischer sozialwissenschaftlicher Diszi-
plinen zur Institutionalisierung und Kanonisie-
rung einer Expertise beitrugen, die in letzter
Konsequenz das Stiftungshandeln in den USA
und der Welt legitimierte: Waren es vor 1945
die International Relations (Kap. 2), so nach
1945 ein Kaleidoskop neuer Area Studies – der
American, Asian, African und Latin-American
Studies (Kap. 4 bis 7) und schließlich nach
1990 Demokratietheorien und Security Studies
(Kap. 8), die als Legitimierungsressourcen für
das globale Hegemonieprojekt der Stiftungen
dienen sollten.

Die Darstellung bietet über weite Strecken
eine interessante Mischung aus Forschungs-
synthesen und neu eingespeister Empirie. Der
breite Fokus beeindruckt ebenso, wie zu begrü-
ßen ist, dass Parmar die Rolle der Stiftungen
kritisch diskutiert und hervorhebt, wie sie keiner
neutral-unparteiischen Maxime, sondern pro-
grammatischen und dezidiert politischen Inter-



360  l Neue Politische Literatur, Jg. 58 (2013)

essen folgten (S. 2). Denn tatsächlich trifft zu,
dass ein großer Teil der primär sozialwissen-
schaftlich orientierten Forschung nach wie vor
der offiziösen Stiftungsrhetorik folgt (S. 31
u. ö.). Allerdings beginnt die internationale Ge-
schichtswissenschaft der letzten fünf bis zehn
Jahre die Stiftungsattitüde zu historisieren und
zu dekonstruieren.

Mangelnde Expertise ist Parmar sicher nicht
vorzuwerfen. Als Professor für International Po-
litics an der City University London hat der Sozi-
alwissenschaftler wiederholt zur Rolle von Think-
tanks in der Außenpolitik und zu den anglo-
amerikanischen Beziehungen in der zweiten
Hälfte des 20. Jahrhunderts gearbeitet. Wer
Parmars bisherige Veröffentlichungen kennt,
wird auch über den Duktus seines neuesten
Buches wenig verwundert sein. Es basiert er-
neut auf dem Bestreben des Autors zur investi-
gativen Aufdeckung teils subversiver, teils un-
verblümt offensichtlicher Machenschaften der
Big Three unter einem rhetorischen Deckmantel
angeblich globaler Menschlichkeitsideale. Dieser
Tenor beherrscht weite Strecken der Darstel-
lung.

Nun ist Parmars These, anders als hartnä-
ckig behauptet (u. a. S. 24f.), erstens nicht
neu, sondern schreibt die gramscianisch inspi-
rierte Stiftungsforschung seit den 1970er Jah-
ren fort, auf die sich der Verfasser mit seinem
Rekurs namentlich auf Edward H. Berman, Ro-
bert F. Arnove, Donald Fisher und andere auch
ausdrücklich beruft. Zweitens hat Parmars in-
vestigativer Duktus problematische Folgen für
eine Studie, die antritt, kein politischer Diskus-
sionsbeitrag, sondern eine historische Lang-
zeitstudie philanthropischer Politik seit den
1930er Jahren zu liefern. Die stiftungskritische
Polemik unterlegt das Buch aber nicht nur mit
einem monotonen Ostinato. Es entsteht auch
der Eindruck, dass Parmar, fixiert auf seine
Leitthese einer ‚malignen‘ hegemonieverses-
sen-expansionistischen Philanthropie allzu viele
Geschichtsfäden durch diesen einen teleolo-
gisch verengten Nadelkopf fädelt.

Das Narrativ droht daher, unterkomplex zu
werden. Jedenfalls gibt es nicht annähernd so
viele empirische Lackmustests für die Hegemo-
niethese, wie sich Wiederholungen eben dieser
These im Text finden (u. a. besonders dominant
S. 1ff.). Parmars Argumentation kann an vielen

Stellen nicht überzeugen. So wirft seine Hypo-
these von der philanthropischen Arbeit an der
globalen Weltgeltung der USA schon für die
Phase vor 1945 in doppelter Hinsicht Fragen
auf. Zum einen arbeitet Parmar mit einem di-
chotomischen Internationalismus/Isolationismus-
Modell, das die historische Forschung zur US-
Außenpolitik der 1930er Jahre ad acta gelegt
hat. Damit ist aber schon das Szenario schief, in
das die Stiftungen eingeordnet werden sollen.
Zum anderen bleibt die Darstellung zur Phase
vor 1945 merkwürdig Amerika-fixiert. Auch hier
mit der Folge, dass die Hegemoniethese nicht
historisch justiert werden kann: Denn es bleibt
ausgeblendet, dass die nicht selten erfolglosen
Anstrengungen der Stiftungen, jenseits der
USA internationale Beziehungsnetzwerke zu bil-
den, sich häufig nicht auch nur annähernd so
hegemonial nutzen ließen, wie womöglich er-
hofft. Weil Parmar allerdings kaum Rezipienten
von Fördergeldern in seinem Narrativ vorsieht
und die Aktionsspielräume von Geldempfängern
nicht zu vermessen versucht, erhält das Hege-
moniekonstrukt kein Korrektiv. Dieses letzte
Problem zieht sich durch den gesamten Dar-
stellungsteil der Cold War und Post-Cold War-
Phase.

Dass über die Einflussgrenzen der Stiftun-
gen nicht systematisch nachgedacht wird,
scheint der Verfasser zu sehen. Nur so erklärt
sich die eigentümliche Volte im Bucheingang, in
der Parmar seine Selbstermächtigungsthese
kurzzeitig selbst unterläuft: Schon möglich, dass
die weltweit philanthropisch Geförderten nicht
automatisch zu Marionetten der amerikanischen
Stiftungen mutierten, sondern imstande waren,
sogar „radically at odds with foundation’s implicit
or explicit intentions“ (S. 10) zu denken und
agieren. Wann, wo, wie und warum exakt das
geschah, und ob dann die Gegenthese vertret-
bar wird, dass alle hegemoniale Programmatik
der Stiftungen ständig neuen Umsetzungstests
im Einzelfall unterlag, deren Ausgang nicht au-
tomatisch vordefiniert war, kommt allerdings
nicht zur Sprache. Eine historische Synthese zur
US-Philanthropie im 20. Jahrhundert fehlt bis-
lang in der Tat. Parmars gramscianische Prä-
missen torpedieren seinen Versuch, diese For-
schungslücke zu schließen.

Freiburg i. Br.  Helke Rausch


